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88. Sitzung

Berlin, Donnerstag, den 26. Februar 2015

Beginn: 9.01 Uhr

Prasident Dr. Norbert Lammert:
Die Sitzung ist eréffnet. Nehmen Sie bitte Platz.

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich begriile Sie alle
herzlich. Vor Eintritt in die Tagesordnung mochte ich der
Kollegin Brigitte Pothmer nachtriglich zu ihrem
60. Geburtstag gratulieren und auch auf diesem Wege
alle guten Wiinsche fiir das neue Lebensjahr tibermitteln.

(Beifall)
Wir missen eine Reithe von Wahlen durchfiihren.

Die Fraktion der CDU/CSU schlégt vor, den Kollegen
Fritz Giintzler fir die Kollegin Antje Tillmann als
Mitglied des Gremiums geméf3 § 10 a des Finanzmarkt-
stabilisierungsfondsgesetzes sowie gemdB § 16 des
Restrukturierungsfondsgesetzes, also des Finanzmarkt-
gremiums, zu wihlen. Stimmen Sie dem zu? — Das ist
der Fall. Dann ist der Kollege Giintzler als Mitglied die-
ses Gremiums gewahlt.

Die CDU/CSU-Fraktion schlidgt weiterhin vor, fiir
den verstorbenen Kollegen Dr. Andreas Schockenhoff
den Kollegen Matern von Marschall als ordentliches
Mitglied des Verwaltungsrates des Deutsch-Franzosi-
schen Jugendwerkes zu wihlen. Sind Sie auch damit
einverstanden? — Das ist offenkundig der Fall. Damit ist
der Kollege von Marschall als ordentliches Mitglied des
Verwaltungsrates des Jugendwerkes gewahlt.

SchlieBlich sollen auf Vorschlag der CDU/CSU-Frak-
tion der Kollege Jens Spahn und auf Vorschlag der
SPD-Fraktion die Kollegin Béarbel Bas als Mitglieder
des Stiftungsrates der Stiftung Humanitiire Hilfe fiir
durch Blutprodukte HIV-infizierte Personen gewéhlt
werden. Darf ich auch hierzu Ihr Einversténdnis feststel-
len? — Das ist der Fall. Damit sind die Kollegen Spahn
und Bas als Mitglieder des Stiftungsrates gewahlt.

Es gibt eine interfraktionelle Vereinbarung, die
Tagesordnung um die in der Zusatzpunktliste aufge-
fithrten Punkte zu erweitern:

ZP 1 Aktuelle Stunde auf Verlangen der Fraktion

BUNDNIS 90/DIE GRUNEN:

ZP 2

ZP3

ZP 4

Haltung der Bundesregierung zu einem bun-
deseinheitlichen Verbot des Anbaus gentech-
nisch verinderter Pflanzen

(siehe 87. Sitzung)

Weitere Uberweisung im vereinfachten Verfah-
ren

(Ergénzung zu TOP 23)

Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem
Ubereinkommen vom 11. April 2014 iiber die
Beteiligung der Republik Kroatien am Euro-
paischen Wirtschaftsraum

Drucksache 18/4052

Uberweisungsvorschlag:

Ausschuss fiir Wirtschaft und Energie (f)

Innenausschuss

Ausschuss fiir die Angelegenheiten der Europdischen Union

Zweite und dritte Beratung des von den Abge-
ordneten Kordula Schulz-Asche, Ulle Schauws,
Elisabeth Scharfenberg, weiteren Abgeordneten
und der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ent-
lassung der Pille danach aus der Verschrei-
bungspflicht und zur Ermdéglichung der
kostenlosen Abgabe an junge Frauen (Ande-
rung der Arzneimittelverschreibungsverord-
nung und des Fiinften Buches Sozialgesetz-
buch — Gesetzliche Krankenversicherung)

Drucksache 18/3834

Beschlussempfehlung und Bericht des Aus-
schusses fiir Gesundheit (14. Ausschuss)

Drucksache 18/4116

Beratung des Antrags des Bundesministeriums
der Finanzen

Finanzhilfen zugunsten Griechenlands;
Verlingerung der Stabilitiitshilfe
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Einholung eines zustimmenden Beschlusses
des Deutschen Bundestages nach § 3 Absatz 1
i. V. m. § 3 Absatz 2 Nummer 2 des Stabilisie-
rungsmechanismusgesetzes auf Verlingerung
der bestehenden Finanzhilfefazilitit zuguns-
ten der Hellenischen Republik

Drucksachen 18/4079, 18/4093

ZP 5 Beratung des Antrags der Abgeordneten Klaus
Ernst, Thomas Nord, Wolfgang Gehrcke, weite-

rer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE
CETA-Verhandlungsergebnis ablehnen
Drucksache 18/4090

ZP 6  Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses fiir Wirtschaft und Ener-

gie (9. Ausschuss)

— zu dem Antrag der Abgeordneten Klaus
Ernst, Susanna  Karawanskij,  Jutta
Krellmann, weiterer Abgeordneter und der
Fraktion DIE LINKE

Interessengeleitetes Gutachten zu Investo-
renschutz zuriickweisen

— zu dem Antrag der Abgeordneten Katharina
Droge, Kerstin Andreae, Dr. Thomas
Gambke, weiterer Abgeordneter und der
Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN

Konsultationsergebnisse beherzigen — Kla-
geprivilegien zuriickweisen

Drucksachen 18/3729, 18/3747, 18/3862

ZP 7 Erste Beratung des von den Abgeordneten Tom
Koenigs, Annalena Baerbock, Marieluise Beck
(Bremen), weiteren Abgeordneten und der
Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes iiber die
Rechtsstellung und Aufgaben des Deutschen

Instituts fiir Menschenrechte (DIMRG)
Drucksache 18/4089

Uberweisungsvorschlag:

Ausschuss fiir Menschenrechte und Humanitére Hilfe (f)
Auswirtiger Ausschuss

Innenausschuss

Ausschuss fiir Recht und Verbraucherschutz

Dabei soll wie iiblich von der Frist fiir den Beginn der
Beratungen, soweit erforderlich, abgewichen werden.

Der Tagesordnungspunkt 18 — Antrag zum Thema
,Qariechenland nach der Wahl“ — wird abgesetzt. Damit
kein Missverstindnis entsteht: Es wird nicht das Thema
abgesetzt, sondern der sich urspriinglich auf die Wahlen
beziehende Antrag wird abgesetzt zugunsten der fiir
morgen vereinbarten Befassung mit dem Thema
,Finanzhilfen zugunsten Griechenlands; Verldngerung
der Stabilitétshilfe”. Dartiber hinaus kommt es zu den in
der Zusatzpunktliste dargestellten weiteren Anderungen
des Ablaufs.

SchlieBlich mache ich noch auf mehrere nachtrag-
liche Ausschussiiberweisungen im Anhang zur Zusatz-
punktliste aufmerksam:

Der am 5. Februar 2015 (85. Sitzung) iiberwiesene
nachfolgende Antrag soll zusitzlich dem Ausschuss fiir
Kultur und Medien (22. Ausschuss) zur Mitberatung
iiberwiesen werden:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Volker
Beck (Koln), Claudia Roth (Augsburg),
Marieluise Beck (Bremen), weiterer Abgeordne-
ter und der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN

Anerkennung der an den ehemaligen sowje-
tischen Kriegsgefangenen begangenen Ver-
brechen als nationalsozialistisches Unrecht
und Gewéihrung eines symbolischen finanziel-
len Anerkennungsbetrages fiir diese Opfer-

gruppe
Drucksachen 18/2694

Uberweisungsvorschlag:
Haushaltsausschuss (f)

Auswirtiger Ausschuss

Innenausschuss

Ausschuss fiir Recht und Verbraucherschutz
Finanzausschuss

Ausschuss fiir Kultur und Medien

Der am 5. Februar 2015 (85. Sitzung) iiberwiesene
nachfolgende Antrag soll zusétzlich dem Ausschuss fiir
Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit
(16. Ausschuss) zur Mitberatung tiberwiesen werden:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Stephan
Kiihn (Dresden), Lisa Paus, Matthias Gastel,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN

Elektromobilitit entschlossen fordern —
Chance fiir eine zukunftsfihige Mobilitit nut-
zen

Drucksachen 18/3912

Uberweisungsvorschlag:

Ausschuss fiir Verkehr und digitale Infrastruktur (f)
Finanzausschuss

Ausschuss fiir Wirtschaft und Energie

Ausschuss fiir Umwelt, Naturschutz, Bau und
Reaktorsicherheit

Ich frage Sie, ob Sie dem zustimmen. — Das ist der
Fall. Dann ist das so beschlossen.

Bevor wir nun in die korrigierte Tagesordnung eintre-
ten, mochte ich Sie bitten, sich von Ihren Plitzen zu er-
heben.

(Die Anwesenden erheben sich)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Deutsche Bun-
destag trauert um sein ehemaliges Mitglied Heinrich
Windelen. Er ist am 16. Februar im Alter von 93 Jahren
gestorben. Heinrich Windelen hat iiber Jahrzehnte die
Landes- wie die Bundespolitik mitgestaltet — als Parla-
mentarier aus Leidenschaft, als Mitglied des Bundesta-
ges wie der Bundesregierung. Diesem Haus gehorte er
iiber drei Jahrzehnte an. Bei seinem Abschied 1990 war
er langst eine parlamentarische Instanz.
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Heinrich Windelen gehort zu der im wortlichen Sinne
»aussterbenden” Generation, deren Biografie mit der
Geschichte unseres Landes im vergangenen Jahrhundert
eng verbunden ist. 1921 geboren, in den schwierigen
Anfangsjahren der Weimarer Republik aufgewachsen,
war sein Lebensweg nachhaltig vom Zweiten Weltkrieg
und seinen Folgen gekennzeichnet. Er erlebte den Krieg
an der Front, er wurde aus der niederschlesischen Hei-
mat vertrieben, er war gezwungen, eine vollig andere be-
rufliche Richtung einzuschlagen, als er zuvor geplant
und auch begonnen hatte.

Die Erfahrungen von Diktatur, Krieg und Vertreibung
prigten Windelens politische Uberzeugungen und
Werte. Bereits 1946 trat er in die CDU ein, er engagierte
sich kommunalpolitisch und zog 1957 erstmals in den
Deutschen Bundestag ein. Bei acht aufeinanderfolgen-
den Bundestagswahlen wurde er in seinem Wahlkreis
Warendorf als Abgeordneter direkt gewéhlt.

In der CDU/CSU-Fraktion und in der westfalischen
Landesgruppe machte er frith auf sich aufmerksam und
wurde ihr Vorsitzender. Viele Jahre war er stellvertreten-
der Fraktionsvorsitzender. 1969 war er in der ersten Gro-
Ben Koalition kurzzeitig Bundesminister fiir Vertriebene,
Fliichtlinge und Kriegsgeschidigte. In den 1970er-Jah-
ren machte er sich parlamentarisch vor allem als ein-
flussreicher Vorsitzender des Haushaltsausschusses ei-
nen Namen. 1981 wurde er schlielich als Nachfolger
Richard von Weizsickers, der als Regierender Biirger-
meister nach Berlin gewechselt war, zum Vizeprésiden-
ten des Deutschen Bundestages gewéhlt. In diesem ho-
hen parlamentarischen Amt, das er souverdn und
iiberparteilich austibte, blieb er bis 1983, dann wechselte
er erneut in die Bundesregierung und iibernahm das
Ministerium fiir innerdeutsche Beziehungen.

Die Interessen der Vertriebenen lagen ihm, der seine
Heimat selbst verloren hatte, besonders am Herzen. Es
spricht fiir seine Gradlinigkeit, dass er sich zur Giiltig-
keit der Ostvertrige bekannte, die er personlich
bekampft und abgelehnt hatte: weil sie von einem demo-
kratisch gewdhlten Parlament beschlossen worden wa-
ren. In seiner Amtszeit als Minister setzte er sich prag-
matisch dafiir ein, die Folgen der Teilung fiir die
Menschen zu mildern. Das Wiedervereinigungsgebot
des Grundgesetzes war ihm dabei immer die maf3gebli-
che Orientierung. Seine deutschlandpolitischen Uber-
zeugungen vertrat er auch dann unbeirrt, als sie quer
zum Zeitgeist lagen. Doch zu seiner Personlichkeit ge-
horte auch, dass er sich nach dem Abschied vom Parla-
ment als Vorsitzender der ,,Stiftung fiir die deutsch-pol-
nische Zusammenarbeit” intensiv fiir die Ausséhnung
mit unserem Ostlichen Nachbarn engagierte.

Wir sind Heinrich Windelen dankbar fur alles, was er
fiir den Aufbau einer stabilen parlamentarischen Demo-
kratie in unserem Land iiber viele Jahre hinweg geleistet
hat. Wir werden ihm ein ehrendes Andenken bewahren.

Seinen Kindern und allen Angehorigen spreche ich
im Namen des ganzen Hauses unsere Anteilnahme aus.

Ich danke Thnen.

(Die Anwesenden nehmen wieder Platz)

Ich rufe nun die Tagesordnungspunkte 3a und 3 b
auf:

a) Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ein-
filhrung einer Infrastrukturabgabe fiir die
Benutzung von Bundesfernstrafien

Drucksache 18/3990

Uberweisungsvorschlag:

Ausschuss fiir Verkehr und digitale Infrastruktur (f)
Innenausschuss

Ausschuss fiir Recht und Verbraucherschutz
Finanzausschuss

Ausschuss fiir Wirtschaft und Energie

Ausschuss Digitale Agenda

Haushaltsausschuss mitberatend und gemaf § 96 GO

b) Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Zweiten Verkehr-
steuerinderungsgesetzes (VerkehrStAndG 2)

Drucksache 18/3991

Uberweisungsvorschlag:

Finanzausschuss (f)

Ausschuss fiir Verkehr und digitale Infrastruktur
Haushaltsausschuss mitberatend und geméf § 96 GO

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind fiir
die Aussprache 96 Minuten vorgesehen. — Dazu sehe ich
keinen Widerspruch, also kdnnen wir so verfahren.

Ich erdffne die Aussprache und erteile zundchst dem
Bundesminister Alexander Dobrindt das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Alexander Dobrindt, Bundesminister fur Verkehr
und digitale Infrastruktur:

Sehr geehrter Herr Prisident! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Wir leiten heute ein neues Kapitel der Infra-
strukturfinanzierung ein

(Oliver Krischer [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Das Kapitel des Irrsinns!)

und vollziehen einen echten Systemwechsel von einer
vorwiegend steuerfinanzierten Infrastruktur zu einer nut-
zerfinanzierten Infrastruktur, das heiflt von nicht zweck-
gebundenen Steuermitteln hin zur zweckgebundenen
Nutzerfinanzierung. Kurz gesagt: Es geht um einen wei-
teren Schritt bei der Richtungsentscheidung,

(Dr. Anton  Hofreiter [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: In Richtung mehr Biirokratie und
mehr Chaos! Sehr gut!)

hin zur aktiven Mobilitétsfreiheit weg vom griinen Ver-
kehrspessimismus, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU — Sabine Leidig [DIE
LINKE]: Das ist ja lacherlich! — Dr. Anton
Hofreiter [BUNDNIS 90/DIE  GRUNENT:
,»Qriiner Verkehrspessimismus®! Das ist ja was
ganz Neues! Erkldren Sie mal, was das ist!)

Ja, die Bundesregierung setzt das um, was Thnen nicht
gelungen ist: einen grofen Anteil der mobilititsbezoge-
nen Einnahmen wieder direkt in die Infrastruktur zu in-
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vestieren und so unsere Wachstums- und Wohlstands-
chancen durch Mobilitdt zu sichern.

(Dr. Anton  Hofteiter [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Sind Sie es eigentlich selbst oder
Ihr Double gestern vom Nockherberg?)

Wir bewegen mit der Infrastrukturabgabe 3,7 Milliar-
den Euro vom Haushalt des Bundesfinanzministeriums
in den Haushalt des Bundesverkehrsministeriums, und
zwar jedes Jahr, dauerhaft und zweckgebunden fiir die
Infrastruktur. Das ist genau das, was auch die Europai-
sche Kommission in ihrem Wei3buch 2011 von den Mit-
gliedstaaten gefordert hat: die umfassende Anwendung
des Prinzips der Kostentragung durch die Nutzer und
Verursacher.

Wir setzen das um,

(Matthias Gastel [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Sie setzen das eben nicht um!)

und deswegen ist die Infrastrukturabgabe auch ein euro-
paisches Projekt. Es erfiillt die drei Grundsétze Subsidia-
ritdt, Solidaritiat und Gerechtigkeit.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU —
Lachen beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN —
Harald Ebner [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NENT]: Sie wissen doch gar nicht, was das be-
deutet: Subsidiaritt!)

Es erfiillt den Grundsatz der Subsidiaritit, weil wir
die Verantwortung fiir den Erhalt und Ausbau der Infra-
struktur in Deutschland iibernehmen, die ganz Europa
miteinander verbindet.

(Dr. Anton Hofreiter [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Nockherberg war gestern Abend!)

Prasident Dr. Norbert Lammert:

Einen Augenblick, Herr Minister. Nach der mir vor-
liegenden Rednerliste ist sichergestellt, dass noch eine
ganze Reihe von Kolleginnen und Kollegen zu dem
Thema zu Wort kommen. Es wire schon, wenn das der
Reihe nach erfolgen konnte.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU so-
wie bei Abgeordneten der SPD)

Alexander Dobrindt, Bundesminister fir Verkehr
und digitale Infrastruktur:

Herr Prisident, es erfiillt auch so den Zweck einer ak-
tiven Debatte.

(Dr. Anton Hofteiter [BUNDNIS 90/DIE
GRUNENT]: Das ist ein Kabarett!)

Von daher kann ich die Griinen nur weiter aufrufen, sich
daran zu beteiligen, wenn es darum geht, sich fiir die In-
frastruktur in Deutschland einzusetzen.

Solidaritdt war der zweite Begriff, den ich als Begriin-
dung genannt habe, warum es sich um ein europdisches
Projekt handelt.

(Britta HaBelmann [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]:
Ja, da miissen wir lachen! Das stimmt!)

Weil wir uns heute schon ganz selbstversténdlich an der
Infrastrukturfinanzierung der meisten unserer Nachbar-
lander beteiligen,

(Matthias Gastel [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Dort zahlen aber alle! Das ist der Un-
terschied!)

wird diese Selbstverstindlichkeit jetzt auch auf deut-
schen Straflen Realitdt. Das ist Solidaritdt und Gerech-
tigkeit, weil es zukiinftig zwischen Nutzern, die sich an
der Finanzierung unserer Infrastruktur beteiligen, und
Nutzern, die diese StraBen kostenlos benutzen, keinen
Unterschied mehr geben wird. Das ist das europdische
Projekt.

(Katrin Géring-Eckardt [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Was ist denn daran europiisch?
Das ist doch das Gegenteil von europdisch!)

Deswegen schlage ich vor: Akzeptieren Sie einfach,
dass es sich dabei um einen ordnungspolitischen Grund-
gedanken handelt. Zweckbindung ist ein ordnungspoliti-
sches Projekt. Wir stellen einen klaren Bezug zwischen
Einnahmen und Ausgaben her. Das tun wir bei der Lkw-
Maut und bei der Infrastrukturabgabe, und das setzen
wir bei o6ffentlich-privaten Partnerschaften um. Das ma-
chen wir iibrigens auch bei der Digitalisierung der Mobi-
litat tiber die Digitale Dividende II. Dieser Systemwech-
sel ist ein echter Meilenstein in der Finanzierung der
Infrastruktur. Das Verursacherprinzip ,,Wer mitnutzt, der
zahlt mit* wird umgesetzt. Damit schaffen wir eine brei-
tere Basis fiir die zukiinftige Finanzierungsgrundlage un-
serer Infrastruktur.

(Matthias Gastel [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Da bleibt doch unter dem Strich nichts
librig!)

In den meisten europdischen Landern gibt es drei
Sdulen der Finanzierung der Infrastruktur: Kfz-Steuer-
systeme, Mineraldlsteuersysteme und Mautsysteme. In
Deutschland haben wir bisher nur zwei Sdulen: die Kfz-
Steuer und die Mineraldlsteuer. Wir bauen jetzt die dritte
Séule, wie sie in unseren Nachbarlidndern bereits exis-
tiert. Dass es dabei zu keinen Mehrbelastungen derer
kommen darf, die bisher die beiden ersten Sidulen bedie-
nen, ist, glaube ich, geradezu selbstversténdlich.

(Oliver Krischer [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Da diirfte es zu Mehrbelastungen kom-
men!)

Deswegen wird es beim Aufbau der dritten Saule, der In-
frastrukturabgabe, zu einer Absenkung der mittleren
Sdule, der Kfz-Steuer, kommen. Damit gibt es keine
Mehrbelastung von Haltern von in Deutschland zugelas-
senen Kraftfahrzeugen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir bewegen mit der Infrastrukturabgabe jedes Jahr
3,7 Milliarden Euro vom Finanzministerium in das Ver-
kehrsministerium. Wir erreichen dabei jedes Jahr Mehr-
einnahmen von 500 Millionen Euro.

(Lachen beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
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Diese halbe Milliarde ist nachweisbar solide, préizise und
transparent errechnet. Das konnen Sie sowohl in unseren
Berechnungen als auch in den entsprechenden Gutachten
nachlesen. Sie kdnnen da sogar nachlesen, dass wir in
Zukunft mit eher hoheren Einnahmen zu rechnen haben,
weil das Ministerium hier konservativ vorgegangen ist
und geradezu vorsichtig kalkuliert hat.

Ich habe in den letzten Wochen eine Reihe von Debat-
ten iiber dieses Thema gefiihrt, auch im Bundesrat.

(Katrin Goring-Eckardt [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Und keine einzige gewonnen!)

Ich erinnere mich noch sehr genau, was Ihr Vorzeigever-
kehrsideologe Winne Hermann gesagt hat: Wir sehen
ein, dass man nicht nur mehr Haushaltsmittel fordern
kann, sondern dass man sich langfristig, perspektivisch
um eine neue Finanzierung kiimmern muss.

(Katrin Géring-Eckardt [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Aber nicht mehr Verriicktheit! —
Matthias Gastel [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Dann erhéhen Sie die Lkw-Maut!)

Genau das tun wir auch. Aber da wire es angebracht,
dass Sie von den Griinen, wenn Sie schon nach neuen
Finanzierungsformen schreien, sich damit auseinander-
setzen, was wir vorgeschlagen haben. Sie lehnen aber al-
les nur plump ab.

(Dr. Valerie Wilms [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Nein! - Katrin Goring-Eckardt
[BUNDNIS 90/DIE  GRUNEN]: Nein, gar
nicht! Bei der Lkw-Maut machen wir sofort
mit!)

Sie wollen keine Infrastrukturabgabe. Sie wollen
keine Einbindung von privatem Kapital iiber 6ffentlich-
private Partnerschaften. Sie lehnen auch den Neubau
von Strafen ab, wie man in Thren Veroffentlichungen im-
mer wieder nachlesen kann. Das Einzige, was Sie wirk-
lich wollen, ist, unseren Autofahrern immer tiefer in die
Tasche zu greifen.

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen beim
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und bei der
LINKEN — Katrin Goring-Eckardt [BUND-
NIS 90/DIE  GRUNEN]: Das machen Sie
doch!)

Das machen Sie mit Threm Vorschlag zur Mineraldl-
steuer. Die Zitate sind doch eindeutig. So sagt Winne
Hermann: Man konnte in einem ersten Schritt die Mine-
ralolsteuer erh6hen. — Lieber Herr Anton Hofreiter, Sie
haben gesagt: Das Benzin ist immer noch zu billig. — Der
Geschiftsfiihrer der Griinen, Kellner, sagt: ein Extragro-
schen auf den Olpreis! — Wenn es um das Abzocken der
heimischen Autofahrer geht, dann werden Sie auf einmal
kreativ. Ansonsten verweigern Sie die Mitarbeit.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dabei darf man nicht vergessen, dass Sie wiederholt
vorgeschlagen haben, die Totalmaut einzufiihren. Sie be-
flirworten ein System, das jeden Kilometer auf der
Strafle einzeln berechnet, einzeln bepreist und einzeln
abkassiert. Sie wollen iiber GPS-Systeme den glidsernen

Autofahrer schaffen. Sie wollen Familien und Pendler
mit dieser Totalmaut extra belasten. Mit der ideologi-
schen Fundamentalopposition, die Sie pflegen, geféhr-
den Sie die individuelle Mobilitdt in Deutschland. Das
Einzige, was Sie vorschlagen, ist ein stralenfeindliches
Entmobilisierungsprogramm, das wachstums- und wohl-
standsfeindlich ist. Das ist mit uns nicht zu machen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich verstehe Thre ganze Aufregung nicht, wenn man
Thnen das vorhilt, was Sie selber stindig veroffentli-
chen.

(Katrin - Goring-Eckardt [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Wir sind nicht aufgeregt, wir sind
erheitert! Wir sind nur erheitert!)

Sie haben sich in den vergangenen 40 Jahren in Wahrheit
nicht sehr viel weiterbewegt. In Thren fritheren Bundes-
tagswahlprogrammen ist zu lesen: Wir wenden uns ge-
gen einen weiteren Ausbau von Autobahnen und Fern-
stralen. Oder: Der beste Verkehr ist der, der gar nicht
entsteht.

(Katrin Géring-Eckardt [BUNDNIS 90/DIE
GRUNENT]: Stimmt! — Herbert Behrens [DIE
LINKE]: Richtig! Das ist heute noch hundert-
prozentig richtig!)

Oder: Die Griinen wollen den Abschied vom Auto als
Massenverkehrsmittel und wollen die StraBenbenutzung
einschrianken. — Davon sind Sie heute in Wahrheit nicht
sehr weit entfernt. Das alles passt weiterhin zu Threr
Ideologie.

(Katrin Géring-Eckardt [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Wollten Sie nicht irgendetwas
iiber eine Maut erzdhlen? Was wollen Sie ei-
gentlich?)

Sie sagen heute noch: Die Fixierung auf den Infrastruk-
turausbau ist der Weg zuriick in eine alte Verkehrspoli-
tik. Sie sagen: Das Auto ist der Irrsinn der Jahrhunderts.
Sie sagen auch: Weniger Autos sind besser als mehr Au-
tos. — Das ist der griine Irrtum in seiner Kontinuitét. So
denken Sie heute noch.

(Matthias Gastel [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Horen Sie eigentlich, was Sie sagen?
Sie sind der Minister!)

Sie sind gegen Mobilitdtswachstum. Sie wollen damit
das Wirtschaftswachstum einschrinken. Ich sage Thnen:
Den unauflosbaren Zusammenhang zwischen Wirt-
schaftswachstum und Mobilitdtswachstum werden Sie
nie einsehen. Er ist aber gegeben. Ohne wachsende Mo-
bilitdt werden wir keine wachsende Wirtschaft und kei-
nen wachsenden Wohlstand haben, aber dafiir stehen
WIr.

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Valerie Wilms
[BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Helau!)

Der Ausbau, der Unterhalt und die Digitalisierung un-
serer Verkehrsinfrastruktur sind ein bedeutender Schritt
zur Mobilitdt 4.0. Das ist in der Tat eine der groBten
politischen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen He-
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rausforderungen seit Jahrzehnten. Das kann man nur mit
einem Hochstmal3 an Investitions- und Innovationsbe-
reitschaft begleiten. Was Sie hier wieder auffithren, nim-
lich Technologie- und Mobilitdtsfeindlichkeit immer vor
sich herzutragen, fithrt dazu, dass wir den Anschluss an
eine moderne Gesellschaft verlieren,

(Katrin Géring-Eckardt [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Herr Dobrindt, was ist eigentlich
Thr Vorschlag? Konnen Sie iiber Thren Vor-
schlag reden?)

dass wir bei der Sicherung des zukiinftigen Wirtschafts-
wachstums und des Wohlstands scheitern werden. Das
sind die wahren Alternativen, um die es geht. Mit Thnen:
Einschrinkung der individuellen Mobilitit, Schwéichung
unseres Wirtschaftsstandorts, und mit uns: Wohlstands-
sicherung, Mobilititsgewinn und ein Systemwechsel zur
Nutzerfinanzierung.

Prasident Dr. Norbert Lammert:

Herr Minister, darf die Kollegin HaBelmann eine
Zwischenfrage stellen?

Alexander Dobrindt, Bundesminister fiir Verkehr
und digitale Infrastruktur:

Ja, selbstverstindlich.

Britta HaBelmann (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Vielen Dank, Herr Président, vielen Dank auch, Herr
Minister, dass Sie die Frage zulassen. — Ich habe gese-
hen, Sie haben 16 Minuten Redezeit. Ich frage Sie des-
halb, ob Sie vielleicht noch 3 Minuten Ihrer Redezeit da-
rauf verwenden konnten, uns etwas Konkretes zu Threm
Gesetzentwurf zu sagen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten
der SPD — Heiterkeit bei Abgeordneten der
SPD)

Alexander Dobrindt, Bundesminister fir Verkehr
und digitale Infrastruktur:

Liebe Frau HaBelmann, ich hatte schon immer das
Gefiihl, dass Sie in der Vergangenheit Schwierigkeiten
hatten, zu verstehen, was der Systemwechsel eigentlich
bedeutet.

(Dr. Anton  Hofreiter [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Systemwechsel! Die Revolution
kommt!)

Ich habe jetzt nicht die Hoffnung, dass wir in dieser De-
batte zu dem Ergebnis kommen, dass Sie das Prinzip der
Nutzerfinanzierung, das wir umsetzen, als eines verste-
hen werden, dass die zukiinftige Investition in unsere In-
frastruktur sicherstellt. Ich hatte auch nicht das Gefiihl in
der Vergangenheit, dass Sie das Prinzip der Gerechtig-
keit auf unseren Straflen mit unterstiitzen.

(Britta HaBelmann [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NENT]: Es geht nicht um mich, sondern um den
Gesetzentwurf!)

Sie von den Griinen miissen einfach einmal akzeptie-
ren, dass die Losung des Problems der Infrastruktur-
finanzierung, ein Problem, das wir auf Dauer 16sen miis-
sen, nicht nur in Deutschland, sondern in Europa, damit
zusammenhingt, dass Nutzer sich an der Infrastruktur-
finanzierung beteiligen. Glauben Sie bitte einfach: Sie
konnen Thre Haltung, gegen mehr Investitionen und
Stral3enbau einzutreten, dauerhaft nicht aufrechterhalten.
Denn wenn wir das tun, was Sie mit Threr Entkoppe-
lungstheorie vertreten, ndmlich Wirtschaftswachstum
und Wohlstand von Investitionen in die Infrastruktur ab-
zukoppeln,

(Oliver Krischer [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Sagen Sie doch mal was Konkretes zu
Threm Gesetzentwurf!)

tun wir nichts anderes, als unsere Gesellschaft vom
Wohlstand abzukoppeln. Das kénnen wir nicht zulassen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir erreichen mit dem Investitionshochlauf, den mein
Haus beschrieben hat, einen Aufwuchs der Investitionen
um 40 Prozent bis zum Jahr 2018. Das ist ein absoluter
Rekord. Ubrigens ist das eine Zahl, die auch von der
Dachre-Kommission und der Bodewig-Kommission in
ihren Berechnungen so eingefordert wird. Sie haben an
vielen Stellen in der Vergangenheit das Gutachten der
Daehre-Kommission und der Bodewig-Kommission zi-
tiert, Sie haben auch darauf verwiesen, dass in der Son-
der-Verkehrsministerkonferenz genau die Inhalte dieses
Gutachtens mit beschlossen worden sind.

Sie miissten jetzt einmal akzeptieren, dass wir genau
das auch umsetzen.

(Katrin Géring-Eckardt [BUNDNIS 90/DIE
GRUNENTJ: In Europa tut das niemand!)

Sie sollten sich vielleicht auch daran erinnern, dass die
Lander, an deren Regierung Sie beteiligt sind, dem im
Bundesrat zugestimmt haben. Daehre und Bodewig
sprechen davon, dass wir zusétzliche Haushaltsmittel fiir
die Infrastruktur aufwenden sollen — das machen wir —,
dass wir eine Erhohung der Leistungs- und Finanzie-
rungsvereinbarung mit der Bahn machen sollen; auch
das tun wir. Mit 28 Milliarden Euro sind es 5 Milliarden
Euro mehr als in der letzten Finanzierungsperiode. Dass
eine iiberjdhrige Mittelbereitstellung erfolgen soll, das
haben wir umgesetzt. Das Prinzip ,,Erhalt vor Neubau*
findet so bei uns statt. Die Ausweitung der Lkw-Maut
auf alle Bundesstraen unter Einbeziehung der Lkw ab
7,5 Tonnen setzen wir so um.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Die Daehre/Bodewig-Kommission spricht davon, dass
Abgaben fiir nicht in Deutschland zugelassene Pkw ein-
gefiihrt werden sollten. Auch das setzen wir um. Sie ha-
ben in den Lindern auch da entsprechend mitgestimmt
und dafiir gesorgt, dass wir diese Diskussionen heute ha-
ben und dass wir den gerade beschriebenen Weg eines
Systemwechsels gehen.

Dass Sie nach dieser Bilanz — Umsetzung dessen, was
die Daehre/Bodewig-Kommission vorgeschlagen hat,
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durch diese Bundesregierung — jetzt auf Threm Parteitag
davon sprechen, dass notwendige Investitionen in die In-
frastruktur verschleppt werden, obwohl wir so viel in-
vestieren wie niemals zuvor, so viel Heuchelei hitte ich
hier eigentlich nicht einmal Thnen zugetraut, meine Da-
men und Herren von den Griinen. Sie tragen nicht nur
nichts dazu bei, dass wir einen Investitionshochlauf ha-
ben; Sie verweigern sich geradezu dem Systemwechsel.

(Matthias Gastel [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Wir haben dazu konkrete Vorschldge
gemacht! Ohne Ihre Biirokratie!)

Wir haben den Investitionshochlauf gestartet. Wir
stellen Rekordmittel fiir die Infrastruktur zur Verfiigung.
Sie haben nur die Erhéhung von Mineral6lsteuer oder
Schuldenfinanzierung der Investitionen im Sinn. Dazu
muss ich klar sagen: Unser Prinzip ist ein anderes. Mit
uns gibt es keine Finanzierung der Infrastruktur durch
Schulden oder durch Steuererh6hungen. Bei uns heif3it
das Prinzip: Gerechtigkeit finanziert die Stral3en.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Ich bleibe dabei:

(Dr. Anton Hofteiter [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NENT]: Nichts zu sagen zum Gesetz!)

Die Infrastrukturabgabe, sie ist fair, sie ist sinnvoll, und
sie ist gerecht. Sie ist fair, weil sie in den meisten unserer
Nachbarlénder genau so durchgefiihrt wird.

(Dr. Anton  Hofreiter ~ [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: In keinem einzigen Land gibt es
so was! Horen Sie doch auf mit diesem Un-
sinn! Irgendwann langt es mal mit so einem
Unsinn!)

Sie ist sinnvoll, weil jeder Euro, den wir einnechmen, zu-
sdtzlich in die Infrastruktur investiert wird, und sie ist
gerecht, weil sie zukiinftig jeden, der die Strafen nutzt,
angemessen an der Finanzierung beteiligt.

Danke schon.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD — Dr. Anton Hofreiter [BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN]: Ich kriege gleich ei-
nen Herzinfarkt!)

Prasident Dr. Norbert Lammert:
Herbert Behrens ist der ndchste Redner fiir die Frak-
tion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Herbert Behrens (DIE LINKE):

Herr Prisident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich
glaube, auch mit den tragenden Worten des Verkehrsmi-
nisters ldsst sich nicht iiberdecken, was uns hier am Ende
vorliegt. Als der Referentenentwurf bekannt geworden
ist, schrieben einige Blitter: Der Berg kreifite und gebar
eine Maut. — Ich glaube, das ist eine sehr treffende Be-
schreibung dessen, was uns hier vorliegt, und es ist auch
eine treffende Beschreibung fiir diesen quilend langen
Prozess, den wir hinter uns haben, bei dem wir versucht

haben, tiberhaupt zu erkennen: Was ist denn eigentlich
das Prinzip hinter der Idee, die uns dort auf den Tisch ge-
legt worden ist, die erst als Maut und dann als Infrastruk-
turabgabe verkauft werden sollte?

Ich denke, das Ganze wird ein bisschen klarer, wenn
wir uns die damalige Situation noch einmal vor Augen
filhren: Damals waren die Luftverhdltnisse iiber dem
CSU-Stammtisch noch relativ klar und eindeutig. Ich zi-
tiere mal den damaligen CSU-Generalsekretér — er be-
fand sich noch in der Metamorphose hin zum Verkehrs-
minister —, der in einer Pressemitteilung sagte:

Bei der Forderung der CSU nach einer Pkw-Maut
fiir Auslénder geht es um Gerechtigkeit.

— Das haben wir heute noch einmal gehort. —

Alle anderen Parteien wollen die Gratis-Fahrten fir
Ausldnder auf unseren Autobahnen weiter hinneh-
men. Wir nicht.

Herr Dobrindt, eins hétte Thnen inzwischen klar sein
miissen: Mit diesem Wahlkampfgetose konnen Sie keine
Verkehrspolitik machen. Es hitte endlich einmal eine
klare Ansage gemacht werden miissen, wie Sie sich Ver-
kehrspolitik kiinftig vorstellen wollen.

(Beifall bei der LINKEN)

Jetzt muss also diese Form der Pegida-Maut in eine
verfassungsgeméfle Form gebracht werden. Sie haben
alles versucht, die Quadratur des Kreises herzustellen.
Zigmal mussten Sie nachbessern, nachdem Thnen sogar
aus Threr eigenen Fraktion Gegenwind ins Gesicht gebla-
sen hatte.

Erinnern wir uns: Zunéchst sollten nur die Autobah-
nen bemautet werden, dann alle Straf3en.

Jetzt zahlen Auslidnder auf Autobahnen und Inldnder
auf Autobahnen und Bundesstra3en, und das nur, weil
allen Inléndern eine Jahreszwangsmaut abgeknopft wer-
den soll, ohne die die ganze Konstruktion in sich zusam-
menfallen wiirde.

Im grenznahen Bereich soll die Maut nicht erhoben
werden, um den Tourismus und den kleinen Grenzver-
kehr nicht zu beeintrachtigen.

Und obendrein gibt es eine Reform des Kraftfahr-
zeugsteuergesetzes, um die inldndischen Kfz-Halter um
den Betrag zu entlasten, den sie als Pkw-Maut bezahlen
miissen. Nun ist es aber europdisches Recht, dass nie-
mand aufgrund seiner Herkunft benachteiligt werden
darf. Darum wurde die Pkw-Maut fiir Ausldnder mit ei-
nem Mal zu einer Infrastrukturabgabe umetikettiert. Sie
glauben doch nicht allen Ernstes, dass Ihnen jemand ab-
nimmt, dass die Infrastrukturabgabe nichts mit der Ent-
lastung bei der Kfz-Steuer zu tun hat? So blind wird
auch in Briissel niemand sein.

(Beifall bei der LINKEN — Dr. Valerie Wilms
[BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Das steht so-
gar im Gesetz!)

Herr Dobrindt, dieser Versuch ist danebengegangen.
Nun versuchen Sie einen anderen Ausweg. In der Ak-

©

(D)



(A)

(B)

8264

Deutscher Bundestag — 18. Wahlperiode — 88. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 26. Februar 2015

Herbert Behrens

tuellen Stunde — aber in dhnlicher Weise auch heute —
sagten Sie, Herr Minister:

Wir vollziehen einen echten Systemwechsel in der
Finanzierung unserer Infrastruktur von einer vor-
wiegenden Steuerfinanzierung der Infrastruktur hin
zu einer Nutzerfinanzierung der Infrastruktur. Da-
durch stiarken wir das Verursacherprinzip.

Prasident Dr. Norbert Lammert:
Herr Kollege Behrens, lassen Sie eine Zwischenfrage
zu?

Herbert Behrens (DIE LINKE):
Ja, ich lasse eine Zwischenfrage zu.

Tino Sorge (CDU/CSU):

Herr Kollege Behrens, danke, dass Sie eine Zwi-
schenfrage zulassen. — Sie haben in Thren Ausfithrungen
im Zusammenhang mit der Maut gerade von der
,Pegida-Maut®“ gesprochen. Mir personlich hat sich der
Zusammenhang jetzt nicht erschlossen. Ich ware Thnen
dankbar, wenn Sie diesen Zusammenhang erklédren
konnten.

(Lachen bei Abgeordneten der LINKEN und
des BUNDNISSES 90/DIE  GRUNEN -
Oliver Krischer [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Steilvorlage! — Sabine Leidig [DIE
LINKE]: Lesen hilft, kann man da nur sagen!)

Herbert Behrens (DIE LINKE):

Das will ich tun. — In der Tat erleben wir bei den De-
monstrationen der Pegida-Anhédnger in der Argumenta-
tion einen starken rassistischen Unterton. Immer wieder
wird klargemacht: Das Abendland muss gerettet werden,
indem beispielsweise islamische Tendenzen zuriickge-
drangt werden. — Der Zusammenhang zwischen der Aus-
landermaut und einer Pegida-Maut besteht darin, dass
auch von der CSU in Diskussionen immer darauf rekur-
riert wurde: Die Ausldnder fahren auf unseren Autobah-
nen und fahren sie kaputt. Sie miissen auf jeden Fall zur
Finanzierung herangezogen werden. — Das sagt die CSU,
obwohl sie herangezogen werden, und zwar dadurch,
dass sie tanken und in anderer Weise hier an der Finan-
zierung unserer Infrastruktur beteiligt sind. — Das ist der
Grund. Es sind Ressentiments, die mitspielen, und das
gehort sich nicht, schon gar nicht in der Verkehrspolitik.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN —
Tino Sorge [CDU/CSU]: Herr Kollege
Behrens, ich hitte noch eine Frage! — Gegen-
ruf der Abg. Caren Lay [DIE LINKE]: Nein,
kein Dialog!)

Prasident Dr. Norbert Lammert:
Nein, jetzt hat wiederum der Kollege Behrens das
Wort. Bitte schon.

Herbert Behrens (DIE LINKE):
Ich habe mich eben darauf bezogen, dass Herr
Dobrindt gesagt hat, dass ein echter Systemwechsel voll-

zogen werden soll. Er sprach von der Nutzerfinanzie-
rung der Infrastruktur und davon, dass das Verursacher-
prinzip gestirkt werde. Dass es um einen Systemwechsel
geht, stimmt in der Tat. Das zweite Argument ist aller-
dings volliger Humbug. Das Verursacherprinzip wiirde
dann gestiarkt werden, wenn wir wirklich Verursacher
heranziehen wiirden. Wir haben auch in der Diskussion
iiber die Lkw-Maut dariiber gesprochen, dass wir gucken
miissen: Wer verursacht die meisten Beschddigungen auf
den StraBBen? Wer ist dafiir verantwortlich, dass so oft
Reparaturen an Straen und Briicken erforderlich sind?

Wenn wirklich das Verursacherprinzip das tragende
Element sein soll, dann muss auf jeden Fall bei der Lkw-
Maut angesetzt werden; denn die Pkw — das wissen wir —
sind wesentlich weniger an der Abnutzung der Infra-
struktur beteiligt. Das mit dem Verursacherprinzip ist
reiner Etikettenschwindel. ,,Nutzerprinzip“ oder ,,Wege-
lagerei®, das wére treffender.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Sie behaupten — eben haben Sie das noch einmal ge-
sagt — in Europa sei es vollig selbstverstindlich, dass
eine Maut kassiert wird. Das ist falsch. Nirgends gibt es
die Maut

(Michael Donth [CDU/CSU]: Doch!)

fiir Inldnderinnen zuriick; nirgends gibt es eine variable
Preisgestaltung fiir die Jahresvignette; nirgends werden
Inlénder zum Kauf einer Jahresvignette gezwungen.

Eine andere Behauptung. Sie behaupten, 2 Milliarden
Euro netto wiirden durch auslédndische Fahrzeughalter in
den Verkehrshaushalt stromen. Mal ganz am Rande: Bei
den diversen Korrekturen am Referentenentwurf ist das
Wort ,,zusdtzlich* inzwischen verloren gegangen. Aber
zum Ertrag: Vor ein paar Tagen wollte der Minister end-
lich offenlegen, auf welche Berechnungen er sich denn
nun bezieht. Heraus kamen ein Gefilligkeitsschreiben
aus dem Ministerium und eine Uberpriifung durch einen
Angestellten eines Unternehmens, das selbst ins Maut-
geschéft investiert hat. Das ist tibrigens der gleiche Gut-
achter, der gegeniiber der CSU schon mal 900 Milliarden
Euro Bruttomauteinnahmen prognostiziert hatte.

(Ulrich Lange [CDU/CSU]: Ostmark oder
was? — Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: Das
glauben Sie ja selber nicht!)

— 900 Millionen. — Diese diirftige Grundlage wurde von
den Fachverbdnden in der Luft zerrissen. ADAC, VCD
und ACE haben Stellungnahmen abgegeben, die das ab-
lehnen. Gestern Abend gab es dann noch ein Gutachten
des Verkehrs- und Wirtschaftswissenschaftlers Eisenkopf.
Sein Fazit — Zitat —:

. zeigt sich bei der in dieser Kurzstellungnahme
vorgenommenen Analyse, wie unzureichend be-
griindete oder willkiirliche Annahmen in Richtung
hoherer Einnahmen wirken. ... Insgesamt erschei-
nen die Ergebnisse daher aus analytischer Perspek-
tive wenig plausibel bzw. tiberzeugend und die An-
nahmen insbesondere ergebnisorientiert gesetzt.

©

(D)



(A)

(B)

Deutscher Bundestag — 18. Wahlperiode — 88. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 26. Februar 2015

8265

Herbert Behrens

Ubersetzt heift das: Das Ergebnis stand als Erstes fest,
dann war der Gutachter gehalten, etwas dazu zu schrei-
ben, damit die Summe am Ende auch passt.

(Dr. Petra Sitte [DIE LINKE]: So ist es!)

Kurz und knapp ist dort beschrieben: 80 Prozent der
Einnahmen, die Sie errechnet haben, sind nicht schliissig
belegt, und die Berechnungsgrundlage ist vollkommen
unsolide. — Laut einem Gutachten von Ralf Ratzenberger —
Sie kennen es; der ADAC hat es im vergangenen Jahr
herausgebracht — kommen nicht 700 Millionen Euro
Mautgebiihren rein, sondern lediglich 262 Millionen
Euro, und zwar brutto. Abziiglich der Systemkosten wird
das zu einem Minusgeschift.

Der Verkehrsminister bleibt aber wacker bei seinen
700 Millionen Euro brutto pro Jahr. Das trifft aber zu-
mindest nicht fiir die ersten drei Jahre zu. Wir haben
nachgefragt: 455,6 Millionen Euro sind in den ersten
drei Jahren féllig, um dieses System tiberhaupt zu imple-
mentieren. Das heifit, in den ersten drei Jahren fillt die
Bilanz sowieso anders aus als die positive Bilanz von
500 Millionen Euro netto, die uns jetzt vorgelegt wurde.

Die Linke bleibt bei ihrer Bewertung: Die Auslin-
dermaut ist nicht nur verkehrspolitisch absurd, sondern
sie ist inzwischen auch haushaltspolitisches Harakiri.

(Beifall bei der LINKEN)

Kolleginnen und Kollegen, zum Thema der Europa-
konformitdt wird sicherlich noch gesprochen werden.
Das will ich hier nicht tun.

Ich komme zum Schluss. Die wahre Absicht wird er-
kennbarer. Es geht um die Nutzerfinanzierung, das heifit,
der Autofahrer wird herangezogen. Das wiirde 3,7 Mil-
liarden Euro in die Kasse bringen. Gleichzeitig tagt im
Wirtschaftsministerium eine Expertenkommission, die
die Privatisierung des StraBBenverkehrssystems vorberei-
tet. Da wird es passend, und es wird erkennbar, was
moglicherweise wirklich hinter dieser Infrastrukturab-
gabe steckt.

Ich bleibe dabei — die Linksfraktion sieht es ebenso —:
Die Auslandermaut ist weder fair noch sinnvoll oder ge-
recht. Sie ist absurd, unvertretbar und unbeherrschbar.
Maut und Minister gehoren schnellstens aus dem Ver-
kehr gezogen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der LINKEN)

Prasident Dr. Norbert Lammert:

Fiir die SPD-Fraktion erhdlt nun der Kollege Soren
Bartol das Wort.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Soren Bartol (SPD):

Sehr geehrter Herr Prisident! Sehr geehrten Damen
und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Viele
politische Beobachter glauben, dass wir heute das wich-

tigste Vorhaben der Verkehrspolitik dieser Koalition dis-
kutieren. Das mag jeder fiir sich selbst beurteilen.

(Oliver Krischer [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Sie haben ja sonst keines!)

Ich denke, man wiirde dieser Koalition unrecht tun,
wenn man unsere Verkehrspolitik nur auf die Pkw-Maut
reduzieren wiirde.

(Beifall bei der SPD — Oliver Krischer
[BUNDNIS 90/DIE~ GRUNEN]:  Warum
klatscht da keiner bei der CDU/CSU?)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wer eine Koalition
eingeht, muss Kompromisse schlieen. Fiir die SPD ge-
hort die Pkw-Maut dazu. Jeder in diesem Hause weil3,
dass es das zentrale Vorhaben der CSU ist. Wir haben sie
jetzt im Koalitionsvertrag mit der CDU und der CSU
vereinbart. Damit wird sie kommen. Die Frage ist nur:
Wie?

Heute beginnen die parlamentarischen Beratungen im
Deutschen Bundestag. Angesichts der jahrzehntelangen
Diskussion iiber eine Pkw-Maut sollten wir uns dafiir
ausreichend Zeit nehmen. Es ist der Deutsche Bundes-
tag, der dartiber entscheidet, wie die Pkw-Maut aussehen
wird — niemand anders.

(Beifall bei der SPD)

Aus Respekt vor der parlamentarischen Arbeit dieses
Hauses sollten wir uns alle gemeinsam dabei von nie-
mandem treiben lassen.

(Dr. Petra Sitte [DIE LINKE]: Genau! Drei
Jahre lang!)

Das Interesse in der Bevolkerung an den beiden vor-
liegenden Gesetzentwiirfen kommt nicht von ungeféhr.
Die Autofahrerinnen und Autofahrer befiirchten, dass
neue finanzielle Belastungen auf sie zukommen. Sie
haben Zweifel, ob das von Bundesverkehrsminister
Dobrindt vorgeschlagene Konzept einer Pkw-Maut
funktionieren kann. Wir Sozialdemokraten nehmen diese
Befiirchtungen sehr ernst.

(Beifall bei der SPD)

Wir werden im Deutschen Bundestag keiner Pkw-Maut
zustimmen, die die deutschen Autofahrerinnen und Au-
tofahrer zusitzlich belastet. Das haben wir so verspro-
chen. Das haben wir im Koalitionsvertrag so vereinbart,
und das werden wir hier im Deutschen Bundestag auch
genau so beschlieBen.

(Beifall bei der SPD - Oliver Krischer
[BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Im Kabinett
habt ihr schon zugestimmt!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir sind uns in der
Koalition einig, dass wir mehr in unsere Strallen, Schie-
nen- und Wasserwege investieren wollen. Dafiir werden
wir zusitzliche Steuermittel mobilisieren und die Nut-
zerfinanzierung ausweiten. Die Einfiihrung der Pkw-
Maut darf kein Selbstzweck sein. Sie muss zusitzliche
Einnahmen bringen, die nicht umgehend wieder durch
Biirokratie aufgefressen werden. Wir werden mit den
Einnahmen aus der Pkw-Maut nicht die Probleme bei

©

(D)



(A)

(B)

8266

Deutscher Bundestag — 18. Wahlperiode — 88. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 26. Februar 2015

Soren Bartol

den Verkehrsinvestitionen 16sen. Daher setzen wir auch
auf die Ausdehnung der Lkw-Maut auf alle Bundesstra-
Ben. Das bringt neue Einnahmen in Hohe von bis zu
2 Milliarden Euro pro Jahr.

(Beifall bei der SPD)

Bundesminister Dobrindt geht davon aus, dass mit der
Pkw-Maut 500 Millionen Euro zusitzlich eingenommen
werden konnen. Ich bin froh, dass man unserer Forde-
rung nach mehr Transparenz gefolgt ist; die Berechnun-
gen liegen nun endlich offen auf dem Tisch. Wir sollten
die kommenden Wochen dafiir nutzen, sie auf ihre Plau-
sibilitét hin zu tiberpriifen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wer zusétzliche
Einnahmen von den Nutzern der Straflen will, muss aber
auch klar sagen, wo er denn das Geld investieren will.
Die Akzeptanz der Pkw-Maut wird auch davon abhén-
gen, ob die Einnahmen dort investiert werden, wo alle
im Stau stehen. Eine klare Priorisierung bei den Bundes-
verkehrswegen ist deshalb notwendig.

(Beifall bei der SPD)

Bundesminister Dobrindt hat im Friihjahr 2014 eine
Grundkonzeption fiir den neuen Bundesverkehrswege-
plan 2015 vorgelegt; sie bedeutet einen Paradigmen-
wechsel. Er wird von der breiten Offentlichkeit unter-
stiitzt. Die Lander wollen die Umsetzung. Die Wirtschaft
will die Umsetzung. Und auch die Umweltverbénde
wollen die Umsetzung. Wer sich einer neuen Bundesver-
kehrswegeplanung verweigert, stellt sich am Ende gegen
die Interessen der Bevdlkerung wie auch gegen die Inte-
ressen der Wirtschatft.

Fiir uns steht fest: Wer neue Finanzierungsinstru-
mente einfilhren will, aber gleichzeitig das Geld der
Steuer- und Mautzahler mit der Giekanne nach Him-
melsrichtungen ausgeben will, der wird am Ende nicht
unsere Zustimmung erhalten.

(Beifall bei der SPD)

Der Aufwuchs der Investitionsmittel muss in den kom-
menden Jahren mit einer klaren Priorisierungsstrategie
einhergehen.

Zuerst miissen wir uns um die bestehenden Briicken
und Stra3en kiimmern.

Beim Neu- und Ausbau miissen wir 80 Prozent der
Mittel in {iberregionale Projekte investieren. Dabei hat
die Beseitigung von Engpéssen absolute Prioritit. Genau
so steht es auch im Koalitionsvertrag, und daran lassen
wir auch nicht riitteln.

(Beifall bei der SPD — Zuruf der Abg.
Dr. Valerie Wilms [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN])

Gleichzeitig werden wir fiir die bessere Anbindung
der lidndlichen Rdume 20 Prozent der Investitionsmittel
zur Verfiigung stellen.

Ich denke, das ist der verniinftige Weg.
(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Deutschland ist das
grofte Mitgliedsland der Europdischen Union.

Prasident Dr. Norbert Lammert:
Lassen auch Sie eine Zwischenfrage zu, Herr Kol-
lege?

Séren Bartol (SPD):
Ja.

Prasident Dr. Norbert Lammert:
Bitte schon.

Sabine Leidig (DIE LINKE):

Kollege Bartol, ich unterstiitze Thre Position, was die
Bundesverkehrswegeplanung angeht, weil damit tat-
sdchlich eine verniinftige Entwicklung der Infrastruktur
moglich wire. Ich mochte Sie aber fragen, was Sie zu
der Tatsache sagen, dass der Bundesverkehrsminister
jenseits der parlamentarischen Beratungen und jenseits
der Priorisierung bereits eigenméchtig fiir Maflnahmen
zum Neubau von Straflen 2,6 Milliarden Euro bewilligt
hat.

(Dr. Valerie Wilms [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Tja!)

Soren Bartol (SPD):

Frau Leidig, der Bundesverkehrsminister ist ebenso
wie ich Teil dieser Koalition. Fiir den Bundesverkehrs-
minister und fiir mich ist der Koalitionsvertrag Grund-
lage. Ich freue mich, dass Sie uns allen bestdtigen, dass
es ein guter Koalitionsvertrag ist; das hort man von der
Opposition nicht allzu oft.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie der
Abg. Margaret Horb [CDU/CSU] — Lachen
der Abg. Dr. Valerie Wilms [BUNDNIS 90/
DIE GRUNENY])

Es ist, wie ich glaube, auch ganz klar: Im Moment ha-
ben wir geltende Bedarfsplidne, haben wir geltende Aus-
baupléne. Natiirlich ist ein Bundesverkehrsminister am
Ende auch dazu da, gemeinsam mit uns im Parlament zu
entscheiden, wofiir Mittel freigegeben werden und ob
die Straflen gebaut werden, die zum Beispiel im Investi-
tionsrahmenplan oder in anderen Pldnen stehen. Ich
glaube wirklich, dass Einigkeit zwischen mir und dem
Minister dariiber besteht, dass es beim Bundesverkehrs-
wegeplan 2015 fiir uns alle am Ende um die Frage geht,
ob wir einen Paradigmenwechsel einleiten oder nicht.
Insofern sehe ich da kein Problem.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich glaube, wir alle
sind uns einig, dass wir gute Nachbarn in einem geeinten
Europa sein wollen. Wir haben im Koalitionsvertrag ver-
einbart, dass die Pkw-Maut keine EU-Auslander diskri-
minieren, also nicht gegen européisches Recht verstof3en
darf. Die EU-Verkehrskommissarin nennt zwei Krite-
rien, die aus Sicht der Europdischen Kommission ent-
scheidend sind: Die Gebiihrensétze fiir die Zeitvignetten
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miissen im Vergleich zur Jahresvignette fiir auslandische
Autofahrer verhdltnismaBig sein, und die gleichzeitige
Einfithrung einer Pkw-Maut und einer entsprechenden
ErméBigung bei der Kfz-Steuer fiir Deutsche darf nicht
zu einer Diskriminierung fiihren. — Die Bundesregierung
ist insgesamt zu der FEinschéitzung gekommen, dass
beide Kriterien erfiillt sind. Das Bundesverkehrsministe-
rium hat dazu ein umfangreiches Gutachten vorgelegt,
und wir im Deutschen Bundestag werden uns auch diese
Bewertung noch einmal ganz genau anschauen.

Wir wissen, dass sich die EU-Kommission zu der
Frage vor Abschluss des Gesetzgebungsverfahrens nicht
endgiiltig duern wird. Damit steht auch fest: Die Ver-
einbarkeit mit europdischem Recht wird endgiiltig erst
nach Abschluss des parlamentarischen Verfahrens ge-
klart werden konnen. Eines aber sollten wir im weiteren
Verfahren jedoch sicherstellen: Sollte die EU-Kommis-
sion mit einer Klage gegen die Pkw-Maut erfolgreich
sein und die Entlastung bei der Kfz-Steuer kippen, darf
am Ende nicht eine Belastung fiir alle tibrigbleiben.

(Beifall bei der SPD — Herbert Behrens [DIE
LINKE]: Wie soll das denn gehen? — Oliver
Krischer [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Es
wird aber genau so kommen!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Bundeslédnder
haben sich sehr ausfiihrlich mit der Pkw-Maut beschif-
tigt. In seiner Stellungnahme hat der Bundesrat 23 Kri-
tikpunkte aufgefiihrt. Ich finde, wir diirfen die Bedenken
der Bundesldnder nicht einfach beiseiteschieben. Wir
sollten sie alle ernst nehmen. Wenn es verfassungsrecht-
liche Bedenken gibt, ob der Bund den Kfz-Meldestellen
der Kommunen neue Aufgaben iibertragen darf, muss
das gekléart werden. Wenn die Lénder der Meinung sind,
dass sie eigentlich bei der Pkw-Maut gefragt werden und
zustimmen miissten, muss das gepriift werden. Wenn es
Zweifel an einer ordentlichen Kontrolle der Pkw-Maut
gibt, muss das bewertet werden. Wenn es in Grenzregio-
nen immer noch Proteste gibt, weil die Giste aus den
Nachbarldndern die deutschen Stddte eben nur iiber Bun-
desautobahnen erreichen kdénnen, miissen wir uns das,
finde ich, alle gemeinsam anschauen.

(Beifall bei der SPD)

Wenn es weiter Zweifel am Datenschutz gibt, sollten wir
die auch ausrdumen. Je weniger Daten gespeichert wer-
den, umso besser.

Das heiflt, die vorgelegten Gesetzentwiirfe werfen
noch viele Fragen auf. Wir sollten sie gemeinsam kléren.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, jetzt beginnt die
Karrnerarbeit der Fachpolitiker in den Ausschiissen. Es
gilt wie immer das Struck’sche Gesetz: Es gibt keinen
Automatismus. Kein Gesetzentwurf verldsst den Bun-
destag so, wie er hineingekommen ist. — Ich finde, die-
sen Grundsatz sollten wir alle gemeinsam ernst nehmen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Prasident Dr. Norbert Lammert:
Oliver Krischer ist der nidchste Redner fiir die Frak-
tion Biindnis 90/Die Griinen.

Oliver Krischer (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Herr Président! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es
gibt unglaublich viele Herausforderungen in der Ver-
kehrs- und Mobilititspolitik; aber eines muss man fest-
stellen: Nach fast anderthalb Jahren GroBle Koalition ha-
ben Sie nicht einmal angefangen, sich mit diesen
Herausforderungen auseinanderzusetzen, meine Damen
und Herren.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Stattdessen beschéftigen Sie sich mit einer Auslin-
dermaut, die keine relevanten Einnahmen bringt, die die
Besucher aus dem Ausland diskriminiert und damit
europarechtswidrig ist, die keine dkologische Lenkungs-
wirkung hat, die ein Biirokratiemonster irrsinnigen
Ausmalles ist, die verfassungsrechtlich zumindest be-
denklich ist und erhebliche datenschutzrechtliche Fragen
aufwirft. Meine Damen und Herren, das ist schédlich fiir
die Verkehrspolitik!

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Das ist unsinnig! Das ist die Fortsetzung des Betreu-
ungsgeldes in der Verkehrspolitik! Das muss hier einmal
klipp und klar gesagt werden.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN sowie
der Abg. Sabine Leidig [DIE LINKE])

Herr Dobrindt, ich hétte mir angesichts von 16 Minu-
ten Redezeit gewiinscht, dass Sie auf diese Kritikpunkte
einmal substanziell eingegangen wiren. Dazu habe ich
Nullkommanichts von Thnen gehort. Das, was Sie hier
eben abgeliefert haben, ist ein absolutes Armutszeugnis.
Das ist eines Verkehrsministers in Deutschland nicht
wirdig.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Ich sage Thnen auch — so viel Ehre muss sein —: Sie
haben in den vergangenen Tagen einen sinnvollen Vor-
schlag gemacht. Sie haben vorgeschlagen, dass in Zu-
kunft Warnanlagen fiir Geisterfahrer aufgebaut werden
sollen.

(Heiterkeit beim BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN)

Ja, das ist richtig. Die erste Warnanlage muss vor dem
Ministerbiiro aufgebaut werden. Die wird jeden Tag drei
Dutzend Mal blinken, meine Damen und Herren.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten
der SPD)

Seien wir einmal ehrlich: Wenn wir hier tiber die Aus-
landermaut reden, geht es nicht um Verkehrspolitik, auch
nicht um Einnahmen fiir die Infrastruktur.

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Worum geht es
denn dann?)
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Das ist alles Quatsch. Es gibt nur einen einzigen Grund,
weshalb wir iiber dieses Thema reden. Wir reden deshalb
dartiber, weil eine rechtspopulistische Regionalpartei

(Widerspruch bei Abgeordneten der CDU/
CSU)

irgendwo im Bermudadreieck zwischen AfD, NPD und
Pegida auf politischer Beutefahrt ist. Das ist [hr Thema.
Sie wollen damit die Hoheit iiber die Stammtische ha-
ben.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der LINKEN — Wi-
derspruch bei der CDU/CSU — Volker Kauder
[CDU/CSU]: Und Sie sind der Steigbiigelhal-
ter fiir Kommunisten!)

— Sie empdren sich jetzt, aber Sie werden sich das anho-
ren miissen: Der Vorsitzende dieser Regionalpartei
drischt NPD-Parolen. Das ist unglaublich. Ich erwarte da
einen Aufstand der Anstéindigen in der Groflen Koali-
tion; denn das kann man nicht akzeptieren.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Liebe Christ- und Sozialdemokraten, in einer Koali-
tion — Soren Bartol hat das gerade angesprochen — muss
man Kompromisse machen; das ist vollig klar. Aber das
heifit nicht, dass man Schwachsinn beschlieBen muss.
Aber Sie sind gerade dabei, genau das zu tun.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN sowie
der Abg. Sabine Leidig [DIE LINKE])

Daran werden wir Sie mit allem Nachdruck iiberall in
der Republik erinnern, sollte dieses Gesetz verabschie-
det werden.

Das Mantra von Herrn Dobrindt — das haben wir auch
von Soren Bartol gehort — ist: Die deutschen Autofahrer
sollen nicht belastet werden, sondern es sollen nur — in-
teressanterweise spricht man in dem Gutachten, das Herr
Dobrindt vorgelegt hat, nicht mehr von den Auslandern
und Auslénderinnen — Gebietsfremde belastet werden.

(Heiterkeit bei Abgeordneten des BUNDNIS-
SES 90/DIE GRUNEN)

Muss ich als Rheinldnder, wenn ich nach Bayern fahre
— dort bin ich gebietsfremd —, in Zukunft auch zahlen?

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD — Zurufe von
Abgeordneten der CDU/CSU: Ja!)

Was ist IThr Konzept? Was haben Sie da fiir eine Vorstel-
lung?

Ich sage Thnen — das gehort zur Wahrheit dazu — Am
Ende wird ja nicht die Pkw-Maut scheitern; vielmehr
wird vor dem Européischen Gerichtshof und vor der EU-
Kommission die Kompensation scheitern. Dann werden
wir genau vor der Situation stehen, dass die deutschen
Autofahrerinnen und Autofahrer 3,7 Milliarden Euro be-
zahlen miissen. Nachtigall, ick’ hor dir trapsen — das ist
genau der Plan: Man will durch die Privatisierung der

StraBen tiber OPP 3,7 Milliarden Euro in die Kassen der
Versicherer und der Banken spiilen.

(Widerspruch bei der CDU/CSU — Sabine
Leidig [DIE LINKE]: So ist es!)

Das ist doch der wahre Hintergrund des Konzeptes der
Groflen Koalition!

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der LINKEN)

Herr Dobrindt, Sie beziffern die Nettoeinnahmen auf
500 Millionen Euro. Wir haben iiber Monate hinweg
Dutzende Anfragen gestellt, um an die Berechnungs-
grundlage heranzukommen; denn wir wollten wissen,
wie die Zahl zustande kommt. Aber Sie haben uns im-
mer die Unwahrheit gesagt. Sie haben diese Fragen nicht
beantwortet. Die Tatsache, dass die Wochenzeitung Die
Zeit klagen muss, um an diese Zahlen heranzukommen,
damit wir Zugriff darauf haben, das wire eine Debatte
im Deutschen Bundestag wert. Das, meine Damen und
Herren, ist ein Skandal!

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

In dem Gutachten, in dem plétzlich von Gebietsfrem-
den die Rede ist, werden Zahlen herangezogen, die zehn
Jahre alt sind.

(Herbert Behrens [DIE LINKE]: Das war
keine Klage wert!)

Es werden nicht greifbare Annahmen zugrunde gelegt.
Es ist nicht nachpriifbar, wie die 500 Millionen Euro zu-
stande kommen. Ich glaube — an jeder Stelle atmet das
dieses Stiick Papier —: Da ist jemand beauftragt worden,
der von den 500 Millionen Euro ausgehend die Zahlen
herunterrechnen sollte, um das irgendwie passend zu
machen.

Der groBite Witz an der Geschichte ist, dass Sie je-
manden beauftragt haben, die Zahlen zu priifen und eine
Stellungnahme abzugeben, der selber moglicherweise
wirtschaftlich von der Einfithrung der Maut profitiert.
Das wire so, als wenn Sigmar Gabriel RWE beauftragen
wiirde, die Klimavertrdglichkeit der Braunkohle zu iiber-
priifen. Es ist doch klar, was dabei herauskommt. Das
traut sich nicht einmal Sigmar Gabriel. Das ist unter Ih-
rem Niveau, Herr Dobrindt, und unter dem Niveau einer
Bundesregierung.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE. GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der LIN-
KEN)

Meine Damen und Herren, was wir brauchen, ist eine
Ausweitung der Lkw-Maut auf alle Straflen; das wére
wirklich verursachergerecht; denn die Lkws machen un-
sere Stralen und Briicken kaputt, sie sind fiir den Verfall
der Infrastruktur verantwortlich. Das, was Sie jetzt be-
schlieBen wollen, ist zu wenig, das reicht nicht aus. Aber
Sie wollen die Lkw-Maut sogar noch senken.

Ich hoffe, dass die Debatte iiber dieses Thema am
Ende dazu fiihren wird, dass es — S6ren Bartol, da nehme
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ich die Sozialdemokraten beim Wort — einen Aufstand
der Vernunft in der GroBlen Koalition geben wird

(Beifall bei Abgeordneten des BUNDNIS-
SES 90/DIE GRUNEN)

und dass Sie dieses Projekt dort versenken, wo es hinge-
hort: auf dem Miillhaufen blddsinniger CSU-Projekte.

Danke schon.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Prasident Dr. Norbert Lammert:

Steffen Bilger erhélt nun das Wort fiir die CDU/CSU-
Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Steffen Bilger (CDU/CSU):

Herr Président! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Nach der Nockherberg-Fortsetzung von gerade eben

(Katrin Géring-Eckardt [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Nein! Das war Dobrindt!)

ist es an der Zeit, zum Inhalt der heutigen Debatte zu-
riickzukommen, zur Diskussion iiber die Infrastrukturab-
gabe und zu den beiden vorliegenden Gesetzentwiirfen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Im ersten der beiden vorliegenden Gesetzentwiirfe
geht es um die Einfiihrung der Infrastrukturabgabe, die
gleichermaflen von Haltern von im Inland wie von Hal-
tern von im Ausland zugelassenen Pkws und Wohn-
mobilen fiir die Nutzung von Bundesfernstralen zu ent-
richten ist. Im zweiten Gesetzentwurf geht es um die
Steuerentlastung der Halter von in Deutschland zugelas-
senen Fahrzeugen, die bereits — das sollte man immer
wieder betonen — iber die Zahlung der Kraftfahrzeug-
steuer ihren Beitrag zur Finanzierung des Bundesfern-
straBBennetzes leisten.

(Herbert Behrens [DIE LINKE]: Und zur
Rente!)

Die Einfithrung der Infrastrukturabgabe ist dabei nur
eine Maflnahme eines Gesamtpaketes zur besseren Fi-
nanzierung unseres Bundesstralennetzes durch die Nut-
zer. Die groBe Linie ist: Wer Straflen ab- und benutzt, der
bezahlt.

(Sabine Leidig [DIE LINKE]: Das stimmt
doch gar nicht!)

Im Ubrigen spiegelt sich dieses Prinzip im Weibuch
Verkehr der EU-Kommission wider: Das Verursacher-
prinzip soll gestirkt werden; die Nutzer sollen stérker an
der Infrastrukturfinanzierung beteiligt werden.

(Herbert Behrens [DIE LINKE]: Aber Verur-
sacherprinzip ist keine Pkw-Maut! — Zuruf
vom BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Aber alle
Nutzer!)

Der grote Beitrag zur Infrastrukturfinanzierung
kommt dabei von denen, die unsere Stralen am meisten
beanspruchen, namlich von den Lkws. So weiten wir
—ich habe den Eindruck, dass das in dieser Debatte iiber
die Pkw-Maut immer wieder untergeht; deswegen will
ich das noch einmal betonen — die Lkw-Maut auf 7,5- bis
12-Tonner aus, und auch alle vierspurigen Bundesstra-
Ben werden zusitzlich zu den Autobahnen bemautet.
2018 folgen alle anderen Bundesstraflen. Damit sichern
wir, neben den zusitzlichen Mitteln aus dem Bundes-
haushalt, die Finanzierung der Verkehrsinfrastruktur.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Hinzu kommt die Infrastrukturabgabe. Die zusitzli-
chen Einnahmen aus dieser werden zu einer groferen
Unabhingigkeit von der Haushaltslage des Bundes und
zu mehr Planungssicherheit bei der Finanzierung der
Verkehrsinfrastruktur beitragen.

Ich bin sehr froh, dass das Thema Infrastrukturfinan-
zierung endlich in den Fokus der Offentlichkeit geraten
ist. Noch bis weit in die letzte Wahlperiode hinein war
die Finanzierung der Verkehrsinfrastruktur weitgehend
ein Nischenthema fiir Spezialisten. Leider erst durch
drastische MafBnahmen wie Briickensperrungen und
Schlagworte wie ,,die Brockel-Republik* geriet die Ver-
kehrsinfrastruktur stirker in den Blickpunkt der Offent-
lichkeit. Fiir uns Verkehrspolitiker war schon lange das
Problem der Unterfinanzierung klar. Endlich ist dieses
Thema auch im Bewusstsein der breiten Offentlichkeit
angekommen. Es war hochste Zeit dafiir; denn wir brau-
chen definitiv mehr Geld fiir unsere Infrastruktur, meine
Damen und Herren.

Letztendlich ist die Infrastrukturabgabe und damit die
Beteiligung der ausldndischen Fahrzeughalter an der Fi-
nanzierung unserer Straflen fiir uns aber auch eine Frage
der Gerechtigkeit; denn wiéhrend es bereits nahezu in
ganz Europa Mautsysteme fiir Pkws gibt, haben wir in
Deutschland bisher darauf verzichtet. Auch das ist ein
Punkt, der in der Debatte meines Erachtens bisher zu
kurz kommt.

Welche Kritikpunkte wurden in unseren Diskussionen
iiber die Pkw-Maut in den vergangenen Monaten beson-
ders haufig angefiihrt? Ich habe mir mit Interesse das
Protokoll der Sitzung des Bundesrates vom 6. Februar
2015 durchgelesen. Man sieht: Auch in den Debatten
dort kann es durchaus zur Sache gehen. Keine Frage: Ar-
gumente konnen ausgetauscht werden. Das haben wir
heute auch schon gemacht. Aber wir werden bei diesem
Thema am Ende wahrscheinlich nicht zu einem Konsens
kommen. Dass aber Winfried Hermann im Bundesrat die
Infrastrukturabgabe als ,,Pegida-Maut™ bezeichnet hat
—dieses Stichwort wurde hier gerade auch schon ge-
nannt —, das ist wirklich vollig daneben und hat mit
Sachargumenten nichts mehr zu tun.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU —
Widerspruch beim BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN — Herbert Behrens [DIE LINKE]: Nein!
Weil die Einfithrung auch nicht mit Sachargu-
menten begriindet war, sondern mit Ressenti-
ments!)
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Wer aus der Einfithrung einer Maut den Vorwurf der
Auslinderfeindlichkeit konstruiert, dem, meine Damen
und Herren, ist wirklich nicht mehr zu helfen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU —
Dr. Valerie Wilms [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Ins Gesetz gucken!)

Doch besser zuriick zur sachlichen Auseinanderset-
zung: Ein Kritikpunkt, der auch heute schon genannt
wurde, ist der mangelnde Datenschutz. Von der Opposi-
tion, insbesondere von den Griinen, kommt gerne der
Vorwurf, die vorliegende Version der Pkw-Maut sei eine
Datenkrake und Ahnliches. Dabei haben gerade die Grii-
nen immer wieder den Inbegriff der Datenkrake gefor-
dert, ndmlich die streckenabhingige Pkw-Maut. Bei der
von uns vorgeschlagenen Infrastrukturabgabe gilt der
Grundsatz der Datensparsamkeit. Bei einer entfernungs-
abhéngigen Maut wiirden wir genau das Gegenteil von
Datensparsamkeit bekommen.

(Beifall des Abg. Michael Donth [CDU/CSUT)

Es passt gut, dass gerade griine Landespolitiker zur-
zeit immer wieder auf ein anderes, unter Datenschutzge-
sichtspunkten schwieriges Thema zu sprechen kommen.
Es geht um die sogenannte Section Control, um Ab-
schnittskontrollen zur Geschwindigkeitsiiberwachung.
Baden-Wiirttemberg und Schleswig-Holstein wiirden
das gerne machen. Niedersachsen testet das bereits. Hier
werden auf einem Stralenabschnitt schlicht alle Fahr-
zeuge fotografiert, um iiberpriifen zu kdnnen, ob Auto-
fahrer auf ldngeren Abschnitten im Durchschnitt zu
schnell gefahren sind. Es ist schon eine Frage der Glaub-
wiirdigkeit, wenn Sie bei der Infrastrukturabgabe man-
gelnden Datenschutz kritisieren, aber dann, wenn es da-
rum geht, die Autofahrer zu kontrollieren, sie vielleicht
auch abzuzocken, ist der Datenschutz plétzlich iiber-
haupt kein Problem. Das ist nicht glaubwiirdig, meine
Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU — Kirsten Liihmann
[SPD]: Bitte? Na ja!)

Ein anderer Kritikpunkt, der gerne genannt wird, ist
die mangelnde Lenkungswirkung der Infrastrukturab-
gabe. Gestern haben wir im Verkehrsausschuss iiber
Elektromobilitdt diskutiert. Eine Forderung der Griinen
— sie wird auch in dem Antrag, iiber den wir gestern dis-
kutiert haben, erhoben — ist die stirkere steuerliche Be-
lastung von Autos mit hoherem CO,-Ausstof3. Konse-
quent, meine Damen und Herren, wére es, wenn Sie
begriiBen wiirden, wie unser Mautsystem aufgebaut ist.

(Oliver Krischer ._[BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Ach was! Uberhaupt keine Lenkungs-
wirkung! Keine!)

Umweltfreundliche Autos zahlen namlich deutlich weni-
ger als umweltschédliche. Als Berichterstatter meiner
Fraktion fiir Elektromobilitdt freue ich mich dariiber,
dass Elektroautos unbefristet von der Infrastrukturab-
gabe befreit sind. Damit wird ein wichtiger zusétzlicher
Anreiz gesetzt, um umweltfreundliche Elektrofahrzeuge
in den Markt zu bekommen und mehr von ihnen auf den
deutschen Stralen zu sehen. Es handelt sich vor allem

um ein weiteres wichtiges Signal, dass wir die Elektro-
mobilitdt auf allen Ebenen vorantreiben.

Ein weiteres Thema, das die Opposition in dieser Dis-
kussion immer wieder umtreibt, ist die EU-Rechtskon-
formitét. Ich glaube, die Argumente dazu wurden in den
vergangenen Wochen hinreichend ausgetauscht. Die
Mitglieder des Verkehrsausschusses werden néchste Wo-
che in Briissel die Gelegenheit haben, mit Europapoliti-
kern iiber diese Fragen zu diskutieren. Den ersten Aus-
tausch mit der neuen EU-Verkehrskommissarin bei uns
im Verkehrsausschuss haben wir alle als sehr konstruktiv
empfunden.

Meine Damen und Herren, die Union begriifit und un-
terstiitzt die vorliegenden Gesetzentwiirfe der Bundesre-
gierung. Liebe Kollegen von der SPD, wir freuen uns auf
die Beratungen in den nachsten Wochen. Wir werden die
Einfiihrung einer Infrastrukturabgabe mit Thnen sicher-
lich mindestens genauso intensiv wie die Gesetzent-
wiirfe zum Mindestlohn beraten und dieses Vorhaben
dann zu einem guten Ergebnis fiihren.

Vielen Dank fiir die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Prasident Dr. Norbert Lammert:
Sabine Leidig ist die ndchste Rednerin fiir die Frak-
tion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Sabine Leidig (DIE LINKE):

Kolleginnen und Kollegen! Nach der bisherigen De-
batte ist tatsdchlich die Frage berechtigt: Worum geht es
eigentlich? Denn die zusétzlichen Einnahmen, die mog-
licherweise in die Staatskasse flieen, sind wirklich sehr
gering. Sie werden mit Sicherheit deutlich geringer sein
als die behaupteten 500 Millionen Euro.

Ich finde, das Statement von Herrn Minister Dobrindt
ist an populistischer Unverantwortlichkeit kaum zu tiber-
treffen.

(Beifall bei der LINKEN und dem BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN)

Sie leugnen die Probleme des Klimawandels — wahr-
scheinlich als eine Erfindung irgendwelcher ideologisch
aufgeladenen Autohasser.

(Dr. Philipp Murmann [CDU/CSU]: Na, das
sagt ja genau die Richtige!)

Das hat mit Modernitét wirklich iiberhaupt nichts zu tun.
Damit haben Sie sich, was Thre Argumentation betrifft,
in die Steinzeit zuriickkatapultiert.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Ich glaube, dieses Auslidnder-Mautgesetz ist erstens
der Versuch von Herrn Dobrindt, die Auseinanderset-
zung um den CSU-Vorsitz zu gewinnen. Zu diesem
Zweck mochte er dieses Gesellenstiick abliefern,

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU)
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das ausldnderfeindliche Ressentiments bedient. Ich
glaube zweitens — ich finde, das ist die viel groere Pro-
blematik —, dass tatsdchlich die Gefahr besteht — —

(Unruhe bei Abgeordneten der CDU/CSU)

— Ich wiirde gerne in Ruhe reden.

Prasident Dr. Norbert Lammert:
Die Ruhe kann ich Thnen nicht zusagen, aber dass Sie
zu Wort kommen, schon. — Bitte schon.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Sabine Leidig (DIE LINKE):

Zweitens befiirchte ich — das ist aus meiner Sicht ei-
gentlich viel gravierender —, dass dieser Systemwechsel
hin zur Nutzerfinanzierung im Kern dazu fithren wird,
dass die Autofahrerinnen und Autofahrer 16hnen miis-
sen, wenn sie bestimmte Stralen befahren, die in Zu-
kunft zu einem relevanten Teil von Privaten betrieben
werden sollen. Ob das Geld dann aus der Staatskasse
zuriickiiberwiesen wird oder nicht, ist letztlich zweitran-
gig. Es besteht die grole Gefahr, dass Private — {ibrigens
mit massiver Unterstiitzung von Wirtschaftsminister
Gabriel, der dieses Projekt vorantreibt — diese Infrastruk-
tur betreiben und die 6ffentliche Hand letztlich dafiir
zahlt. Das lehnen wir ganz grundlegend ab. Das lehnt
auch die allergroBite Mehrheit der Biirgerinnen und Biir-
ger in diesem Land ab. Ich kann Sie nur insténdig bitten,
Kolleginnen und Kollegen von der SPD, an dieser Stelle
sehr aufmerksam zu sein und dagegenzuhalten.

(Beifall bei der LINKEN - Sebastian
Hartmann [SPD]: Wir sind immer aufmerk-
sam!)

Ich sehe — da sind wir uns auch alle einig —, dass es im
Bereich der Infrastruktur groen Finanzierungs- und Er-
haltungsbedarf gibt. Wir alle wissen, dass die grof3en
bzw. immer grofer werdenden Lkws das Hauptproblem
sind. Sie machen unter anderem Briicken kaputt, die
nicht fiir solch grofe Belastungen geschaffen sind.

Da muss man einfach sagen: Wenn es wirklich darum
ginge, fiir die Reparatur von Stralen Geld reinzuholen,
dann miisste man mit dem Geld anfangen, das buchstéib-
lich auf der Straf3e liegt: Es ist nach wie vor so, dass Sie
jedes Jahr Dieselkraftstoff mit 7 Milliarden Euro sub-
ventionieren. Mit diesen 7 Milliarden Euro unterstiitzen
Sie den zunehmenden Lkw-Verkehr. Ich verstehe iiber-
haupt nicht, warum man nicht an solche Subventionen
rangeht — wo man perspektivisch eine Menge Geld ein-
nehmen kénnte —, um fiir alle die Infrastruktur in Ord-
nung zu halten.

Ein weiterer Punkt, wie Sie sofort relativ problemlos
grole Summen einnehmen konnten, wurde am Montag
in einem Fachgespriach der Deutschen Umwelthilfe an-
gesprochen. Sie hat schon 2013 nachgewiesen, dass die
Autohersteller bei den Verbrauchswerten ihrer Automo-
bile systematisch tricksen und tduschen. Es wére fiir die
Behorden einfach, die Angaben zum Spritverbrauch zu
kontrollieren und den realistischen Wert festzustellen.
Damit wiirden erstens die so betrogenen Autofahrerin-

nen und Autofahrer, die Thnen angeblich so am Herzen
liegen, vor groBem Schaden geschiitzt — sie miissen
namlich im Jahr zum Teil zwei-, dreitausend Euro mehr
fiir Sprit bezahlen, als sie den Angaben des Herstellers
zufolge berechnet haben —; zweitens — das ist ein ganz
wichtiger Punkt — wiirden 1,4 Milliarden Euro mehr
Steuern eingenommen, weil die Steuerklassen nach
Spritverbrauch festgelegt sind. An dieser Stelle geht es
tatsdchlich darum, Gerechtigkeit herzustellen und dafiir
zu sorgen, dass alle ihren Beitrag leisten, auch die Auto-
mobilkonzerne.

Meine Forderung: Holen Sie das Geld dort, wo es in
unsinnigster Weise ausgegeben wird! Und — ich mochte
mich der Forderung der Kollegen anschlielen, auch mei-
nes Kollegen Herbert Behrens —: Ziehen Sie diese Maut,
diesen Gesetzentwurf aus dem Verkehr! Ich wiirde auch
diesen Verkehrsminister aus dem Verkehr ziehen.

Besten Dank.

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg.
Sylvia Kotting-Uhl [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN])

Prasident Dr. Norbert Lammert:

Das Wort erhélt nun der Kollege Sebastian Hartmann
fiir die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Sebastian Hartmann (SPD):

Sehr geehrter Herr Président! Sehr geehrte Damen
und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Phasen-
weise war der Debattenverlauf wieder von hoher Emo-
tionalitdt gepriagt — Aufregung, Vorwiirfe hirtester Art,
sogar der Vorwurf der Ausldnderfeindlichkeit —, dabei
geht es im Kern doch um die Finanzierung der deutschen
Infrastruktur,

(Sabine Leidig [DIE LINKE]: Eben nicht! —
Katrin  Géring-Eckardt [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Das wire ja schon!)

darum, wie man ausreichend Geld fiir Briicken und Stra-
en, Bundesautobahnen und Bundesstralen bereitstel-
len kann.

(Dr. Anton  Hofreiter [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Aus welcher Partei sind Sie ei-
gentlich? CSU?)

— Herr Hofreiter, warten Sie doch mal ab; dann werden
Sie auch sehen, was wir gleich vorschlagen werden. Wir
werden auch etwas zum Verfahren sagen.

(Dr. Anton Hofteiter [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Das war jetzt kein Widerspruch!)

Die Grof3e Koalition hat sich an verschiedenen Stellen
auf den Weg gemacht, die Infrastrukturfinanzierung auf
andere Fiile zu stellen. Tatséchlich geht es um eine Um-
schaltung von einer Steuerfinanzierung hin zu einer ver-
stirkten Nutzerfinanzierung. Aber das Ziel ist nicht al-
lein der Weg. Wir wollen eine Infrastrukturabgabe, die
keine Mehrbelastung fiir den deutschen Autofahrer und
die deutsche Autofahrerin darstellt. Diese Infrastruktur-
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abgabe muss EU-rechtskonform sein, und sie muss vor
allen Dingen einen tatsdchlichen Finanzierungsbeitrag
leisten.

Es ist kein Geheimnis, dass die Pkw-Maut — oder In-
frastrukturabgabe, wie sie heute heilt — kein Herzensan-
liegen der SPD war und dies auch nicht werden wird.

(Beifall bei der SPD)

Die Griinde der SPD fiir ihre Zustimmung sind die Fort-
schritte bei wichtigen Fragen des Arbeitsmarktes — wie
beim Mindestlohn —, bei der Mietpreisbremse, deren
Vereinbarung nun endlich gelungen ist, bei der besseren
Gleichstellung von Mann und Frau und bei der Rente
mit 63, um Ordnung auf dem Arbeitsmarkt herzustellen.

Wir beraten diesen Gesetzentwurf heute in erster Le-
sung. Vor uns steht ein langes Verfahren, in dem noch
viele Fragen zu kldren sind. Deswegen mdochte ich an
den Koalitionsvertrag erinnern:

Zur zuséitzlichen Finanzierung des Erhalts und des
Ausbaus unseres Autobahnnetzes werden wir einen
angemessenen Beitrag der Halter von nicht in
Deutschland zugelassenen PKW erheben ... mit der
MalBgabe, dass kein Fahrzeughalter in Deutschland
stirker belastet wird als heute. Die Ausgestaltung
wird EU-rechtskonform erfolgen.

Das ist die Richtschnur des Handelns, und die SPD steht
zu diesem Koalitionsvertrag. Ob die Bedingungen des
Koalitionsvertrages erfiillt sind, wird jedoch erst die Be-
ratung der beiden vorliegenden Gesetzentwiirfe zeigen,
fiir die wir uns ausreichend Zeit nehmen werden, um sie
ordentlich und gut zu machen. Die Biirgerinnen und
Biirger in unserem Land konnen sich darauf verlassen,
dass der Koalitionsvertrag Bestand hat und wir keinen
Schnellschuss machen, sondern uns verniinftig mit den
Vorgaben des Koalitionsvertrages auseinandersetzen,
liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Wir haben als Parlament ausreichend Zeit. Schauen
wir uns doch einmal den Zeitablauf an: Im Januar des
vergangenen Jahres haben wir die neue Bundesregierung
gebildet, im Juli des vergangenen Jahres wurde das erste
Konzept — passenderweise an meinem Geburtstag, am
7. Juli — vorgelegt,

(Zurufe vom BUNDNIS 90/DIE GRUNEN:
Oh!)

Ende Oktober gab es den ersten Referentenentwurf, mit
dem die Infrastrukturabgabe im Vergleich zu der Version
im Juli deutlich verdndert wurde, und Mitte Dezember
erfolgten dann der Kabinettsbeschluss und die Einbrin-
gung des Gesetzentwurfs.

Nun haben wir Februar 2015; es sind 14 Monate ins
Land gegangen. Es gehort auch ein Stiick zu unserem
parlamentarischen Selbstverstindnis, dass wir uns als
Parlamentarierinnen und Parlamentarier ausreichend
Zeit nehmen, diesen Gesetzentwurf verniinftig zu bera-
ten.

Die Opposition hat bisher allerdings nur wenig Kon-
struktives beigetragen. Wir werden erst jetzt in die De-
batte einsteigen und uns die eingebrachten Vorschlage
anschauen. Wir brauchen aber kein Wahlkampfgetose,
sondern eine verniinftige Auseinandersetzung mit den
Argumenten, die in die Debatte eingebracht worden
sind.

Wir nehmen die Hinweise des Bundesrates sehr ernst.

(Beifall bei Abgeordneten des BUNDNIS-
SES 90/DIE  GRUNEN - Oliver Krischer
[BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Sehr gut!)

Die Stellungnahme ist umfénglich, und die 23 Punkte,
die dort benannt worden sind, werden im parlamentari-
schen Verfahren aufzuarbeiten sein. Es wire sicherlich
zu kurz gedacht, wenn ich sagen wiirde: Es ist doch
selbstverstandlich, dass sich die SPD die Position des
Bundesrates zu eigen macht, da sie in 14 von 16 Bundes-
landern regiert und in 9 Bundesldandern den Regierungs-
chef stellt. Damit ist die Position des Bundesrates auto-
matisch auch die Position der SPD. — Nein, so ist es
nicht. Diese Vorschlige und Anmerkungen enthalten
aber viele Punkte, mit denen man sich auseinandersetzen
muss.

Warum fithren wir eine Infrastrukturabgabe ein? Es
geht tatséchlich um den zusétzlichen Beitrag. Ein wichti-
ger Hinweis im Zusammenhang mit der Finanzierung
der Infrastruktur ist, dass man sich auch einmal die vor-
gelegten Gutachten anschauen sollte. Es geht um die
Plausibilitét, und ich gebe den Kolleginnen und Kolle-
gen recht: Da es uns in der Diskussion im Kern darum
geht, verniinftige Mittel in ausreichender Hohe zu erhe-
ben — 600 Millionen Euro waren die Zielmarke im Juli
des vergangenen Jahres, 500 Millionen Euro sind es
nach dem jetzigen Vorschlag — miissen wir darauf drin-
gen, dass die Berechnung nachvollziehbar und plausibel
ist und gutachterlich unterlegt wird.

(Oliver Krischer [BUNDNIS 90/DIE GRUNENT:
Ach, sie ist nicht nachvollziehbar?)

Nicht nachvollzichen kann ich — das muss ich in aller
Offenheit bekennen —, dass man sich darum einen
Rechtsstreit liefert; denn tatsdchlich geht es uns doch da-
rum, einen zusitzlichen Beitrag fiir die Finanzierung der
Infrastruktur zu erreichen. Daraus sollte man kein
Staatsgeheimnis machen, und es hat auch mit dem parla-
mentarischen Selbstverstdndnis zu tun, dass wir das hier
beraten.

Herr Minister, wir waren hier sehr nah bei Thnen, als
Sie gesagt haben: Nein, man muss die Informationen erst
einmal in das Parlament einbringen, bevor man sie der
Offentlichkeit mitteilt. — Leider war es aber so, dass es
am vergangenen Wochenende zunédchst in den Medien
stand und wir erst danach den Downloadlink erhalten ha-
ben. Ich denke, im weiteren Verfahren werden wir uns
mit diesen Gutachten, die nun endlich veréffentlicht sind
und Voraussetzung fiir die Zustimmung zu dem Gesetz-
entwurf sein konnen und werden, auseinandersetzen.

(Beifall bei der SPD)
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Der Bundesrat erwartet in seiner Stellungnahme zu
Recht, dass wir ein rechtssicheres Verfahren anwenden.
Es ist auch in den Raum gestellt worden, dass man auf-
passen muss, ob die Belastung eventuell bestehen bleibt,
wihrend die Entlastung plétzlich entfdllt. Aus Sicht der
SPD sind die Entlastung durch die Senkung der Kfz-
Steuer und die Belastung durch die entsprechende Ein-
fihrung einer Nutzerabgabe untrennbar miteinander ver-
bunden.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Wir verlassen uns auf das Wort des Ministers, dass
das Ganze EU-rechtskonform erfolgt. Die entsprechen-
den Gutachten sind bekannt. Es ist aus Sicht der SPD
iiberhaupt kein Problem, die Gesetzentwiirfe untrennbar
miteinander zu verbinden, sodass das eine nur mit dem
anderen geht. Das hitte auch den Charme, dass jedem
Kritiker, der die EU-Rechtskonformitét infrage stellt, der
Wind aus den Segeln genommen wird, da die Behaup-
tung nicht weiter aufrechterhalten werden konnte, dass
hier etwas getan wird, was die deutschen Autofahrerin-
nen und Autofahrer belastet.

(Oliver Krischer [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Das ist aber so! — Matthias Gastel
[BUNDNIS 90/DIE GRUNEN] Darauf liuft
es aber am Ende hinaus!)

— Herr Krischer, Sie wissen noch gar nicht, ob das so ist.
Wir werden die Gesetzentwiirfe erst einmal beraten.
Dann schauen wir, was dabei herausgekommen ist.
Wenn wir die Gesetzentwiirfe in der notwendigen Zeit
ausreichend beraten haben, werden wir beschlief3en. Da-
nach kann man dann schauen, ob das vor irgendeinem
Gericht in Deutschland oder in der EU scheitern konnte.
Das ist die Reihenfolge — und nicht anders.

Da Sie sich so aufregen, mochte ich der Opposition
eines sagen: Sie konnen sich hier nicht zum Retter der
deutschen Autofahrerinnen und Autofahrer aufschwin-
gen. Dass Sie das nicht sind, haben Sie hier deutlich be-
wiesen:

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der
CDU/CSU - Lachen beim BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN)

Sie fordern die vollstindige Einfiihrung einer Maut auf
allen Bundesstral3en,

(Dr. Anton Hofreiter [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Fiir Lkws!)

ohne gleichzeitig die Autofahrerinnen und Autofahrer zu
entlasten.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Wer das Biirokratiemonster bekdmpfen will, kann nicht
alle Stral3en bemauten,

(Katrin Goring-Eckardt [BUNDNIS 90/DIE
GRUNENT]: Hallo! Fiir Lkws!)

alle Autos fotografieren und dann noch sagen: Das ist
eine biirgerfreundliche Losung. — So wird es nicht ge-
hen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Auch die Linken kénnen es sich an dieser Stelle nicht
so einfach machen. Sie konnen nicht einerseits den Be-
fund erheben, dass wir zu wenig Geld fiir die deutsche
Infrastruktur haben, andererseits eine Nutzerabgabe ab-
lehnen und gleichzeitig sagen:

(Abg. Herbert Behrens [DIE LINKE] meldet
sich zu einer Zwischenfrage)

Wir wollen hier keine Steuern erhdhen. — Ubrig bliebe
eine Finanzierung durch Steuern. — Jetzt kann die Frage
gestellt werden.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD —
Volker Kauder [CDU/CSU]: Nein!)

— Herr Kauder, wenn Sie erlauben, mochte ich diese eine
Zwischenfrage gerne zulassen.

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Das verlangert
doch nur alles!)

Prasident Dr. Norbert Lammert:
Ja, aber ich nicht.

Sebastian Hartmann (SPD):
Entschuldigung, Herr Prisident.

Prasident Dr. Norbert Lammert:
Gelegentlich finde ich ja auch statt.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU und
der SPD)

Da Thnen offenkundig entgangen ist, dass Ihre Rede-
zeit seit geraumer Zeit vorbei ist, muss ich Thnen sagen,
dass es nach abgelaufener Redezeit keine Moglichkeit
gibt, Zwischenfragen zuzulassen. Das versuchen wir
beim néchsten Mal.

(Gustav Herzog [SPD]: Schade! Er hitte wirk-
lich gut geantwortet, Herr Président!)

Sebastian Hartmann (SPD):

Herr Prisident, ich bedaure das und nehme das natiir-
lich hin. — Vielen Dank fiir die Aufmerksamkeit. Ich
freue mich auf die Beratungen, liebe Kolleginnen und
Kollegen.

Danke schon.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Préasident Dr. Norbert Lammert:
Zu einer Kurzintervention hat jetzt der Kollege
Behrens das Wort.

Herbert Behrens (DIE LINKE):

Herr Prisident! Kolleginnen und Kollegen! Dem Vor-
wurf, dass Vorschldge der Opposition nicht mit Finan-
zierungsinstrumenten unterlegt sein sollen, hétte man
bereits mit dem Hinweis auf die Diskussionen iiber den
Haushalt 2015 begegnen konnen. Genau da haben wir
unsere Vorschldge gemacht, die zeigen, wie Verkehrs-
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politik nachhaltig und 6kologisch orientiert finanzierbar
ist. Wenn das nicht zur Kenntnis genommen wird, son-
dern bei dieser direkten Diskussion iiber die Pkw-Maut
ausschlieBlich ein Ja oder Nein gefordert wird — dabei
wiirden wir Nein sagen —, dann heilt das nicht, dass wir
zur Finanzierung keine Vorschldge gemacht haben.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Prasident Dr. Norbert Lammert:
Das Wort erhélt nun die Kollegin Valerie Wilms fiir
die Fraktion Biindnis 90/Die Griinen.

Dr. Valerie Wilms (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Herr Prisident! Werte Kolleginnen und Kollegen!
Werte Giste, zahlreich vertreten! Es gibt ja heute auch
eine spannende Debatte. — Was fiir mich in diesen letzten
Minuten hier im Plenarsaal so erschreckend war, ist,
dass eine kleine Regionalpartei hier mit auslédnderfeind-
lichen Ressentiments Wahlkampf macht und dann in
diese Debatte einen antieuropdischen Grundton hinein-
bringt. Das haben wir nun ehrlich nicht verdient.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Das ganze Konzept, das Sie uns hier vorlegen — Sie
brauchen dazu nur einmal in Thre eigenen Gesetzent-
wiirfe zu schauen —, enthélt eine absolute Verkniipfung
zwischen einer Steuersenkung und dem Einfithren der
Pkw-Maut. In Threm Gesetzentwurf ist explizit von
»Steuersenkung® die Rede. Damit haben Sie beides auto-
matisch verkniipft. Aber das widerspricht unserer Vor-
stellung von einem gemeinsamen Europa. So geht das
nicht. Auf dieser populistischen Welle sollten Sie hier im
Parlament nicht reiten.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Wenigstens gibt es dabei ein wenig Gerechtigkeit:
Herr Dobrindt darf die Suppe, die er sich als Wahl-
kampfleiter dieser kleinen Regionalpartei aus dem Sii-
den eingebrockt hat, jetzt selbst ausloffeln. Populismus,
werter Herr Dobrindt, macht sich vielleicht gut in Wahl-
kadmpfen. Damit scheitert man aber frither oder spiter an
der Realitit. So wird es auch Threr Pkw-Maut ergehen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Sie wird vor europdischen Gerichten enden und sozusa-
gen weggeschossen werden. IThre liebe Parteikollegin
Claudia Schmidt von der OVP aus Osterreich hat gerade
heute Morgen im Deutschlandfunk ganz deutlich gesagt,
was sie von diesem Unfug hilt. Er wird in Europa schei-
tern.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Sie konnen diese CSU-Maut mit Threr 80-Prozent-
Mehrheit im Plenarsaal vielleicht durchdriicken. Denn es
ist absehbar, dass Thre Koalitionspartner CDU und SPD
den ganzen Unfug wohl mittragen werden. Verniinftige
Argumente haben bei diesem Vorhaben ja noch nie ge-
zahlt. Hier geht es nur noch darum, wie ein Kleinkind im
Trotzalter den eigenen Willen durchzusetzen — koste es,
was es wolle!

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Es ist schon erstaunlich, dass diese Koalition mit ei-
ner Zweidrittelmehrheit hier im Parlament nicht zu mehr
imstande ist. Sie miissten sich dringend um den Erhalt
der Infrastruktur kiimmern, und zwar ernsthaft, werter
Herr Dobrindt.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN — Zu-
rufe von der CDU/CSU: Machen wir doch!)

Da passiert aber nichts. Es gibt nur eine riesige Leer-
stelle, Schlaglocher und wegrutschende Briicken. Sie
sind der Ruinen-Minister, Herr Dobrindt.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Ich habe begriindete Zweifel, dass Sie verniinftigen Ar-
gumenten iiberhaupt noch zugénglich sind. Ich werde
Sie damit aber dennoch nicht verschonen. Unsinn muss
auch klar benannt werden.

Um die CSU-Maut vom Wahlkampfhit zum Gesetz-
entwurf zu machen, haben Sie einige Kapriolen geschla-
gen. Herausgekommen sind hohe Kosten und Biirokra-
tie. Und bevor iiberhaupt nur ein einziger Cent
eingenommen wird, werden erst mal kréftig Stellen ge-
schaffen. Es werden Millionen Briefe an Fahrzeughalter
verschickt. Hinzu kommt eine notwendige europaweite
Ausschreibung fiir das Betreibersystem. Die Einfithrung
der CSU-Maut wird so allein schon nach Ihrer Rechnung
500 Millionen Euro kosten — verbrannt!

Sie werden auflerdem erheblich in Anwilte investie-
ren miissen — das kennen wir ja schon —, falls, wie so oft,
gegen die Ausschreibung geklagt wird. Sie werden
ebenso Anwilte brauchen, um Ihr Machwerk vor dem
Europaischen Gerichtshof zu verteidigen. Wenn Sie mit
all dem tatsachlich einmal durch sind, wird es jéhrlich
mindestens 200 Millionen Euro kosten. Das ist ver-
dammt viel Aufwand fiir ein Biertischversprechen, das
Sie durch dieses Hohe Haus bringen wollen. Schade!

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Vielleicht konnte man all das verstehen, wenn man
wiisste, was das Land wirklich davon hat. Aber Sie be-
treiben da ja eine riesige Vernebelungsmaschine. Wie
Kollege Krischer schon sagte: Wir haben etliche Male
nachgefragt, aber Sie haben uns schlicht und ergreifend
nicht die Wahrheit gesagt. Sie haben nichts rausgeriickt,
obwohl Sie die Zahlen haben. Jetzt haben wir sie end-
lich, aber dann kriegen wir — man muss sich das mal auf
der Zunge zergehen lassen — einen simplen Dreisatz auf
Basis veralteter Daten, gebastelt in Threm Ministerium.
Dann haben Sie sich noch einen Gutachter dazugeholt,
der diese ,,Mautbubirechnung® auch noch als korrekt be-
findet. Dieser Gutachter hat aber auch schon Gutachten
fiir einen Mautbetreiber angefertigt. Ich frage mich, wie
das ohne Interessenkonflikte gehen soll. So geht es nicht,
Herr Dobrindt!

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
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Aber dann sagt Thnen ein weiterer Wissenschaftler
von der tollen Uni Friedrichshafen — die ist wirklich toll —,
namlich Professor Eisenkopf, der auch in Ihrem wissen-
schaftlichen Beirat sitzt, dass Thre Annahmen nicht zu-
treffen. Die Zahlen miissen also deutlich nach unten kor-
rigiert werden. Wahrscheinlich diirfte das, was der
Gutachter Ratzenberger fiir den ADAC errechnet hat, die
Realitdt sein. Denn schauen wir uns doch mal beispiels-
weise die Prognosen fiir die Grenzregionen an. Um diese
Regionen zu schonen, wurden explizit die Bundesstra-
Ben bei der Pkw-Maut fiir Ausldnder ausgenommen.
Dennoch gehen Sie in Thren Berechnungen davon aus,
dass alle Tanktouristen und Einkdufer wie bisher iiber
die mautpflichtige Autobahn nach Deutschland fahren
und brav die Maut zahlen. Wo leben Sie denn, Herr
Dobrindt?

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN —
Zuruf vom BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: In
Bayern!)

Sie kennen doch den Mautausweichverkehr bei den
Lkws. Und hier soll das alles nicht passieren? Erstaun-
lich! Das ist ein weiterer Baustein, der aus Ihrem briichi-
gen Machwerk herausfallt und es zur Ruine macht.

Es ist also sehr wahrscheinlich, dass Sie erheblich we-
niger einnehmen werden. Und wenn eintrifft, was der
ADAC voraussagt, namlich dass das ein Minusgeschéft
ist, dann wiére das wirklich der vollige Aberwitz. Dann
hitte man jahrelange Streitereien, Gerichtsverfahren am
Hals, und man wiirde auch noch draufzahlen.

Prasident Dr. Norbert Lammert:
Frau Kollegin, wiirden Sie freundlicherweise zum
Ende kommen?

Dr. Valerie Wilms (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Ich komme zum Ende, werter Herr Prasident. — Damit
macht sich die Bundesregierung vollig lacherlich. So be-
feuern Sie den Politikfrust. Denn hier geht es nur noch
um die Gesichtswahrung fiir den Ruinen-Minister
Dobrindt.

Werte Kolleginnen und Kollegen, beseitigen Sie die
Ruine Pkw-Maut schnellstens, bevor sie eingeweiht wer-
den kann! Einstiirzen wird sie hinterher sowieso.

Danke.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Prasident Dr. Norbert Lammert:
Das Wort erhilt nun der Kollege Philipp Murmann fiir
die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg.
Sebastian Hartmann [SPD])

Dr. Philipp Murmann (CDU/CSU):

Herr Président! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Liebe Giste auf den Tribiinen! Natiirlich ist die Infra-
struktur eines unserer wichtigsten Themen. Man muss
immer wieder feststellen: Fiir den Mittelstand ist die In-

frastruktur so etwas wie der Blutkreislauf, der das Funk-
tionieren unserer vielen kleinen Unternehmen gewéhr-
leistet, die eben nicht alle auf engem Raum konzentriert,
sondern in vielen unterschiedlichen Regionen unserer
Republik angesiedelt sind. Um das Ganze am Laufen zu
halten, ist es eine unserer wichtigsten politischen Aufga-
ben, fiir die Infrastruktur mehr zu tun.

Ich denke, die Initiative unseres Bundesministers ist
genau der richtige Weg, um eine neue Moglichkeit der
Finanzierung auf die Beine zu stellen. Sie beinhaltet na-
tiirlich auch einen finanzpolitischen Teil, ndmlich das
mit einem schonen Namen versehene sogenannte Zweite
Verkehrsteuerdanderungsgesetz, das auf der einen Seite
die Grundlage fiir die Infrastrukturabgabe bildet, auf der
anderen Seite aber natiirlich auch eine Entlastung der
Kfz-Halter beinhaltet, die ihr Fahrzeug in Deutschland
angemeldet haben.

(Oliver Krischer [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Genau das wird nachher in Europa ver-
senkt!)

Das sind zum Teil auch Kfz von auslédndischen Biirgern.
Insofern ist es absolut falsch, von Auslanderhetze zu re-
den.

(Oliver Krischer [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Was sind denn Gebietsfremde? Erkla-
ren Sie mir mal, was gebietsfremde Kfz sind!)

Diesen Vorwurf miissen wir natiirlich deutlich zurtick-
weisen.

Dartiber hinaus gibt es noch einen anderen wesentli-
chen Punkt, ndmlich die Zweckgebundenheit. Da Sie im-
mer auf die CSU schimpfen, mochte ich den Griinen
auch einmal sagen: Wenn Sie sich IThre eigene Fraktion
einmal anschauen, dann werden Sie feststellen, dass
diese nur ein kleines bisschen grofer als die Landes-
gruppe der CSU ist,

(Daniela Ludwig [CDU/CSU]: Ja! Genau!)

die hier sitzt. Die CSU hat es immerhin iiber viele Jahre
geschafft hat, ein Bundesland zu regieren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Das sollte Thnen ein bisschen Respekt abndtigen. Sie
sollten hier nicht nur rumtrompeten.

(Matthias Gastel [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Wir denken hier aber iiber Landesgren-
zen hinweg! Das ist der Unterschied!)

Jetzt kommen wir wieder zum Thema zuriick. Es geht
darum, eine zweckgebundene zusitzliche Finanzierung
von Infrastruktur hinzubekommen. Das Zweite Ver-
kehrsteuerdnderungsgesetz soll verhindern, dass eine
Doppelbelastung entsteht. Es soll natiirlich auch einige
technische Anderungen geben. Deswegen, Kollege
Hartmann und Kollegin Wilms: Eine Reduzierung der
Kfz-Steuer kommt nur dann zustande, wenn auch die In-
frastrukturabgabe erfolgt. Es gibt also eine direkte Ver-
bindung. Insofern kann man da gar nicht die Sorge ha-
ben, dass, wenn das eine nicht kdme, das andere dennoch
kdme. Das ist in dem Gesetz so vorgesehen. Wenn Sie
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sich das durchlesen, dann werden Sie feststellen, dass
wir gemeinsam dafiir gesorgt haben, dass das dann auch
so umgesetzt wird.

Es sind eben auch noch einige technische Anderun-
gen in diesem Gesetz vorgesehen, die daraus resultieren,
dass ja inzwischen der Zoll fiir das Eintreiben und die
Verwaltung der Kfz-Steuer zusténdig ist und nicht mehr
die Steuerverwaltungen der Léander. Diese technischen
Anderungen wollen wir natiirlich auch umsetzen. Inso-
fern ist uns schon daran gelegen, dieses Verkehrsteu-
erdnderungsgesetz auf den Weg zu bringen. — Das war
ein langer Satz.

(Volker Kauder [CDU/CSUJ: Aber notwendig! —
Oliver Krischer [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Erklaren Sie den noch mal!)

Ich denke, es ist notwendig, dass wir auf diesen Punkt
noch einmal hinweisen.

Jetzt kommen wir zu den Aspekten, die hier immer
genannt werden und die zum Inhalt haben, dass das eu-
roparechtlich ziemlich kritisch sei usw., dass da die Aus-
lander diskriminiert wiirden. Wenn Sie sich das genau
anschauen, dann stellen Sie fest, dass natiirlich im We-
sentlichen die Deutschen zur Finanzierung der Infra-
strukturkosten herangezogen werden. Die Auslédnder
werden nur einen ganz kleinen Teil der Kosten tragen.
Bei den Lkws ist das heute schon so, und bei den Pkws
wird das in Zukunft auch so sein.

In meinem Heimatland Schleswig-Holstein betrifft
das die A7. Sie ist sozusagen die Kernader des Verkehrs
von Norden nach Siiden. Sie muss jetzt von vier auf
sechs und zum Teil auch auf acht Spuren erweitert wer-
den. Das ist nicht nur deshalb notwendig, weil wir
Schleswig-Holsteiner so viel fahren, sondern im Wesent-
lichen auch, weil wir natiirlich ein hohes Verkehrsauf-
kommen an Pkws haben, die von den nordischen Lén-
dern nach Siiden fahren. Insofern ist es doch absolut in
Ordnung und fair, diese nun, wenn auch nur zu einem
kleinen Teil, an den Kosten der Infrastruktur zu beteili-
gen.

Das Ganze kostet 1,80 Euro pro 100 Kubikzentime-
ter, wenn Sie einen Benziner haben, der nach Euro 6 zu-
gelassen ist. Das heif3it, wir haben das auch an den CO,-
Aussto3 gekoppelt. Wenn man sich iiberlegt, dass fiir ei-
nen Hubraum von 100 Kubikzentimeter — das entspricht
etwa dem Volumen einer Streichholzschachtel —
1,80 Euro pro Jahr zu entrichten sind, dann wiirde ich
einmal sagen, dass man dariiber nicht stohnen kann.
Auch fiir Auslénder ist das sicherlich verkraftbar. Da
kommen dann bei einem Polo pro Jahr 21,60 Euro he-
raus. Das ist genau der Betrag, der dann bei der Kfz-
Steuer wieder abgezogen wird. Insofern ist das fiir die
Kfz, die in Deutschland zugelassen sind, eine Eins-zu-
eins-Regelung, die aus meiner Sicht absolut fair und in
Ordnung ist.

Die Kritik an den Kosten ist natiirlich ein Teil der
Diskussion. Natiirlich kostet es am Anfang der Umstel-
lung. Im Finanzbereich sind das etwa 77 Millionen Euro
iiber die ersten drei Jahre,

(Oliver Krischer [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Aber nur 250 Planstellen!)

die sich im Wesentlichen daraus ableiten — lassen Sie
mich einmal zu Ende reden! —, dass wir natiirlich eine IT
einfiihren miissen, dass wir entsprechend der Anzahl der
Kfz circa 43,5 Millionen Bescheide verschicken miissen.
Das kostet am Anfang Geld, ist aber im Wesentlichen
eine Einmalausgabe. Uber die Strecke gesehen sind es
dann relativ kleine Betrdge, die da noch anfallen. Inso-
fern glaube ich, dass die Kritik an den Kosten nicht
wirklich standhélt

(Herbert Behrens [DIE LINKE]: Insgesamt
455 Millionen! — Oliver Krischer [BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN]: Kleine Betriige? Wel-
ches Maf} haben Sie denn?)

und dass auf jeden Fall das positive Element, in eine nut-
zerfinanzierte Infrastrukturfinanzierung einzusteigen,
bei Weitem iiberwiegt.

(Oliver Krischer [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Sie rechnen nur in Milliarden, oder
wie?)

Wenn ich das noch zum Schluss sagen darf:

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Aber selbstver-
standlich!)

Wir bekommen natiirlich auch die Chance, tiber die In-
frastrukturabgabe zusitzliche Projekte zu generieren. Ich
habe schon die A 7 erwéhnt. Das ist ein OPP-Projekt.

(Oliver Krischer [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Genau darum geht es!)

—Klar, es hat auch OPP-Projekte gegeben, die nicht so
erfolgreich waren,

(Herbert Behrens [DIE LINKE]: Fast alle! —
Oliver Krischer [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Gescheitert! Sehr gut, dass Sie das ein-
mal sagen!)

aber es hat eben auch einige gegeben, die waren sehr er-
folgreich. Ich glaube, an denen sollten wir uns orientie-
ren. Es ist eben auch eine Chance fiir institutionelle An-
leger —

(Oliver Krischer [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Ahal)

wir haben ja, wie wir alle wissen, eine Niedrigzinsphase —,
zusétzliche Projekte zu finanzieren und damit Einnah-
men zu generieren.

Der Kritikpunkt, der da lautet ,, Warum sollte der Staat
denn jetzt bei niedrigen Zinsen OPP-Projekte auf den
Weg bringen?“, greift natiirlich zu kurz, weil uns die Be-
treiber damit auch komplett das Risiko abnehmen.

(Oliver Krischer [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Das ist doch Quatsch! Da hat der
Bundesrechnungshof etwas anderes gesagt! —
Zuruf der Abg. Dr. Valerie Wilms [BUND-
NIS 90/DIE GRUNENT])
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Wenn Sie sich das A-7-Projekt angucken, dann wis-
sen Sie: Da gibt es einen Betreiber, da gibt es einen
Finanzierer, und da gibt es einen Planer. Die tragen am
Ende das Risiko, denn die werden nur dann bezahlt,
wenn sie eine qualitativ hochwertige Strafle bei uns ab-
liefern. Das ist ein wesentlicher Vorteil solcher Systeme.

(Herbert Behrens [DIE LINKE]: Das ist bei je-
dem Bau so!)

Diese Finanzierungsform konnen Sie fiir solche Projekte
nur generieren, wenn Sie eben auch den entsprechenden
Cashflow haben.

Auch insofern bin ich der Meinung, dass die Nutzer-
finanzierung fiir die Infrastruktur eine echte Chance bie-
tet. Ich bitte Sie, dieses Vorhaben mit zu unterstiitzen,
auch wenn es der kleinen griinen Partei an der einen oder
anderen Stelle vielleicht schwerfallt. Ich glaube, dass es
wichtig ist, dass wir in solch ein neues Finanzierungs-
modell eintreten. Sorgen Sie mit dafiir, dass die Ver-
kehrsinfrastruktur insbesondere fiir unseren Mittelstand

(Oliver Krischer [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Der ist aber gerade dagegen!)

weiterhin in einem sehr guten Zustand bleibt!
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Prasident Dr. Norbert Lammert:

Fiir die SPD-Fraktion hat nun der Kollege Andreas
Schwarz das Wort.

(Beifall bei der SPD)

Andreas Schwarz (SPD):

Sehr geehrter Herr Président! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Vor
vielen Jahren sagte ein Schatzmeister iiber die Einnah-
mengenerierung seiner Partei — ich zitiere —:

Wenn rauskommt, wie was reinkommt, komme ich
wo rein, wo ich nicht mehr rauskomme.

Es ist nicht iiberliefert, iiber welche Sanktion im zweiten
Teil des Zitats konkret gesprochen wird. Gehen wir ein-
mal davon aus, dass sich der Zitierte in einer vertrackten
Situation wihnt.

In einer vertrackten Situation befindet sich anschei-
nend manchmal auch unser Verkehrsminister, wenn es
um dieses Thema Maut geht.

(Oliver Krischer [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Ja, das kann man sagen!)

Aus welchen Griinden auch immer: Die Basis der Ein-
nahmekalkulation sollte partout nicht verdffentlicht wer-
den. Erst als es nicht mehr ging und ein Gerichtsurteil
dazu vorlag, wurden die Zahlen verdffentlicht.

(Oliver Krischer [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Das ist ein Unding!)

Das war das Gegenteil von Transparenz. Das muss man
hier auch kritisch anmerken.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der LINKEN und des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN)

Diese Geheimniskrdmerei war kontraproduktiv und
hat das Vertrauen in das CSU-Projekt Maut bzw. Infra-
strukturabgabe erst einmal nicht gestirkt. Ich bin froh,
dass endlich die Stunde des Parlaments schlédgt, das Ge-
setz eingebracht wird und wir jetzt in die Beratung ge-
hen. Da gibt es aus Sicht meiner Partei sicherlich noch
einiges zu kldren.

Das bevorstehende Gesetzgebungsverfahren bietet
die Chance, im Sinne der Offentlichkeit fiir Aufklirung
und Klarstellung zu sorgen. Meine Fraktionskollegen
Soren Bartol und Sebastian Hartmann haben ja bereits
iiberzeugend dargelegt, was hier aus Sicht der Verkehrs-
politiker durch das Parlament noch aufzuarbeiten ist.

Sie gestatten mir, als Finanzpolitiker noch drei Punkte
Zu erginzen:

Erstens, zur Evaluation. In der Begriindung zum
Gesetzentwurf zur Kfz-Steuer lesen wir unter 5. — ich
zitiere —:

Zwei Jahre nach Einfithrung ... sind die tatséchli-
chen Auswirkungen auf den Personalaufwand ... zu
evaluieren.

Der Gesetzentwurf soll laut Zeitplan zum 1. Januar
2016 in Kraft treten. Das heif3t, eine Evaluation wiirde
erst zum 1. Januar 2018 erfolgen. Da bleibt doch die
Frage erlaubt: Warum nicht schon nach einem Jahr?

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Man fiirchtet doch nicht etwa eine Auswertung bereits
im Wahljahr 20177 Dartiiber sollten wir noch einmal ge-
meinsam reden.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Zweitens, die Bundeszollverwaltung. Die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter beim Zoll leisten hervorragende
Arbeit. Das stellen wir in diesem Hohen Hause sicher-
lich fraktionsiibergreifend fest. Berichte belegen aber,
dass die Ubertragung des Einzugs der Kfz-Steuer von
den Landesbehorden auf die Bundeszollverwaltung zur-
zeit noch nicht reibungslos verlduft. Das bedeutet mehr
Personalaufwand, weil die Korrektur manuell erfolgen
muss. Wir miissen deshalb die Arbeitsbelastung in der
Zollverwaltung, die sich seit Jahresbeginn zusitzlich um
die Uberwachung des Mindestlohns kiimmern muss,
noch einmal genau in den Blick nehmen.

Der im Gesetzentwurf dargelegte Erflillungsaufwand
der Verwaltung muss also nochmals intensiv auf seine
Praxistauglichkeit gepriift werden. Zum Beispiel sieht
der Gesetzentwurf fiir den Anruf beim Sorgentelefon der
Zollverwaltung bei Fragen zur neuen Kfz-Steuer eine
durchschnittliche Gesprachsdauer von fiinf Minuten vor.
Das wirkt nicht besonders realititsnah und biirgerfreund-
lich, senkt aber die Verwaltungskosten auf dem Papier.
Es muss klipp und klar sichergestellt werden, dass die
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Zolldmter mit geniigend Personal ausgestattet sind und
die Software storungsfrei lauft.

(Beifall bei der SPD)

Sehr geehrter Kollege Dr. Murmann, wir waren uns
gestern in unserem Berichterstattergesprich sofort da-
riiber einig, dass wir die Zollgewerkschaft zur Anhdrung
einladen wollen, um zu erfahren, wo der Schuh driickt
und was die Politik gegebenenfalls noch leisten muss.
Das Funktionieren und die Akzeptanz der Infrastruktur-
abgabe hdngen ndmlich entscheidend davon ab, ob die
Erstattung fiir inlindische Autofahrerinnen und Autofah-
rer liber die Kfz-Steuer tatséchlich funktioniert.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Drittens. Wer innerhalb eines Jahres iiberhaupt nicht
auf Bundesstralen oder Autobahnen unterwegs war, soll
die Gebiihr zuriickerstattet bekommen. Das kann aber
das Fiihren eines Fahrtenbuchs notwendig machen. Das
klingt alles sehr biirokratisch und auch wenig verbrau-
cher- und biirgerfreundlich. Wir wollen schlieB3lich kein
Biirokratiemonster schaffen.

(Oliver Krischer [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Das ist es aber!)

Wir miissen deshalb gemeinsam an einer praktikableren
Losung im Sinne der Betroffenen arbeiten.

(Oliver Krischer [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Da muss er ja selber lachen!)

Ich komme zum Schluss. Eine Belastung fiir die in-
landischen Autofahrerinnen und Autofahrer schliefit der
Koalitionsvertrag klipp und klar aus. An diesem Ver-
sprechen wird nicht gertittelt.

(Beifall bei der SPD)

Die SPD-Bundestagsfraktion wird sehr genau darauf
achten, dass es auch dabei bleibt.

Wir freuen uns auf konstruktive Beratungen in den
parlamentarischen Gremien. Diese wiirden in Zukunft
sicherlich noch reibungsloser verlaufen, wenn das Parla-
ment wichtige Informationen zum Gesetzesvorhaben vor
der Bild-Zeitung erhilt.

Ich danke fiir die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Dr. Philipp
Murmann [CDU/CSU])

Prasident Dr. Norbert Lammert:
Nichster Redner ist der Kollege Eckhardt Rehberg fiir
die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Eckhardt Rehberg (CDU/CSU):

Herr Prasident! Meine sehr verehrten Kolleginnen
und Kollegen! Der GroBen Koalition ist der Vorwurf ge-
macht worden, dass es einen Stillstand in der Verkehrs-
politik gibt. Mitnichten! Sehen Sie sich allein den Ver-
kehrshaushalt an! Zu Beginn der Legislaturperiode
umfasste der Verkehrshaushalt 10 Milliarden Euro an In-

vestitionen. Zum Ende dieser Legislaturperiode werden
sie bei 13,4 Milliarden Euro liegen. Das ist ein Auf-
wuchs um mehr als 3 Milliarden Euro. Der Grofteil da-
von wird in die Straf3e gehen.

Fiir den Verkehrshaushalt insgesamt ist in dieser Le-
gislaturperiode ein Aufwuchs um 5 Milliarden Euro vor-
gesehen. Mit Einfithrung der Lkw-Maut fiir alle Bundes-
straflen im Jahr 2018 werden es 8,2 Milliarden Euro sein.
Das entspricht in etwa dem Betrag, der laut Daehre und
Bodewig notwendig ist, damit der Bund die Instandhal-
tung sowie Ausbau und Neubau der StraBeninfrastruktur
finanzieren kann.

(Oliver Krischer [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]:
Wo kommen denn die Zahlen her?)

Deswegen, liebe Kolleginnen und Kollegen von Lin-
ken und Griinen, ist das kein Stillstand, sondern eine
massive Fortentwicklung der Verkehrspolitik in der Bun-
desrepublik Deutschland.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD —
Oliver Krischer [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Das sind Fantasiezahlen!)

Frau Kollegin Leidig, Sie meinen, dass die 500 Mil-
lionen Euro, die die Pkw-Maut einbringen soll, nichts
seien. Warten wir doch bitte ab! Da der Kollege Bartol
und der Kollege Schwarz kein Blatt vor den Mund ge-
nommen haben, sehe ich mich veranlasst, auf Folgendes
hinzuweisen: Welche Zahlen von der SPD geisterten
denn herum, als es um die Frage ging, wie viel der Min-
destlohn einbringen wird? Frau Schwesig ging damals
von 4 Milliarden Euro aus. Ausweislich eines Antrags
der SPD aus dem Jahr 2011 waren es dann noch 1 Mil-
liarde Euro mehr an Steuereinnahmen und 1 Milliarde
Euro mehr an Sozialbeitrdgen. Kollege Schwarz, wenn
wir tber Erfiillungsaufwinde sprechen, dann ist festzu-
stellen, dass es heutzutage beim Zoll 1 600 Stellen mehr
gibt. So viel dazu.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Frau Kollegin Leidig, 500 Millionen Euro jahrlich
reichen zur Ausfinanzierung des Briickensanierungspro-
gramms. Ich will Thnen einmal sagen, wie teuer Brii-
ckensanierung mittlerweile ist. In vielen Fillen wird es
sich nicht um eine Sanierung, sondern um Ersatzneubau-
ten handeln. Der Kostenpunkt einer Briicke iiber die
Miiritz in Mecklenburg-Vorpommern, gebaut im Jahr
1970 — solche Briicken sind auch fiir Westdeutschland
typisch —, liegt bei 500 000 Euro fiir die Umsiedlung der
Fledermiuse — mittlerweile scheinen diese Tiere umge-
siedelt zu sein, weil man im neuen Fledermausturm Kot
gefunden hat — und bei 32 Millionen Euro fiir die Sanie-
rung. So viel kostet eine sicherlich nicht kleine Auto-
bahnbriicke im Osten Deutschlands. Von dieser lassen
sich Dutzende in ganz Deutschland finden. Deswegen
sind zusitzliche Einnahmen in Hohe von 500 Millionen
Euro im Rahmen der Nutzerfinanzierung keine Peanuts,
sondern sie sind notwendig, um die Verkehrsinfrastruk-
tur in Deutschland zu erhalten und auszubauen.

(Beifall bei der CDU/CSU — Matthias Gastel
[BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Es werden
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abe"r keine 500 Millioneq! — Oliver Krischer
[BUNDNIS 90/DIE  GRUNEN]: Wenn es
denn 500 Millionen wéren!)

Prasident Dr. Norbert Lammert:

Herr Kollege Rehberg, darf der Kollege Thomas
Lutze eine Zwischenfrage stellen?

Eckhardt Rehberg (CDU/CSU):
Bitte.

Prasident Dr. Norbert Lammert:
Bitte schon.

Thomas Lutze (DIE LINKE):
Sehr geehrter Kollege Rehberg, wir reden hier von
der Pkw-Maut. Sie reden nun von Briickensanierungen.

Ist Thnen bekannt, dass ein 40 Tonnen schwerer Lkw un-
gefahr die 60 000-fache Belastung eines Pkw hat?

(Oliver Krischer [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Sehr gut!)

Eckhardt Rehberg (CDU/CSU):

Herr Kollege, das ist mir bekannt. Aber ist Ihnen be-
kannt, dass die Autofahrer in Deutschland insgesamt
53 Milliarden Euro aufbringen? Ist Thnen weiterhin be-
kannt, dass nur aufgrund der Lkw-Maut Nutzer aus dem
Ausland zum Erhalt und Ausbau des deutschen Strafen-
verkehrsnetzes massiv beitragen?

(Oliver Krischer [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Leider zu wenig!)

Ich halte es fiir solidarisch und gerecht, dass diejenigen,
die mit Pkw unsere Strafen nutzen und nichts zu deren
Erhalt beitragen, einen Beitrag leisten; denn nach meiner
Meinung werden die privaten Pkw-Nutzer aus Deutsch-
land schon genug zur Kasse gebeten.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Nun kann man an dem Konstrukt Zweifel haben;
diese wurden auch mit Hinweis auf das EU-Recht, das
Verfassungsrecht und die Bund-Lénder-Beziehungen
dargelegt. Ich frage mich nur, welches Vertrauen und Zu-
trauen manche in die Bundesregierung haben.

(Matthias Gastel [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Wir noch keins!)

Es handelt sich nicht um einen Gesetzentwurf des Bun-
desverkehrsministeriums, sondern um einen Gesetzent-
wurf der Bundesregierung. Ob das EU-Recht eingehal-
ten wird, wird im Wirtschaftsministerium gepriift. Ob
das Verfassungsrecht eingehalten wird, wird nach mei-
ner Kenntnis im Innenministerium gepriift. Die Einhal-
tung der Rechtsformigkeit wird im Bundesjustizministe-
rium gepriift. Wer nun aber meint, alle Einwendungen
des Bundesrates seien gerechtfertigt, sollte sich selber
fragen, was fiir ein Zutrauen er in die Priifung der Ein-
haltung der Rechtsférmigkeit und des EU-Rechts durch
die Ressorts hat.

(Beifall bei der CDU/CSU — Matthias Gastel
[BUNDNIS 90/DIE  GRUNEN]: Am Ende
entscheidet der EuGH und nicht das Ministe-
rium! — Zuruf des Abg. Oliver Krischer
[BUNDNIS 90/DIE GRUNEN])

— Herr Kollege, dass im Zweifel das Bundesverfassungs-
gericht oder europdische Gerichtshofe entscheiden, ist
mir klar. Aber ich weise mit allem Nachdruck darauf hin,
dass es sich hier nicht um einen Gesetzentwurf von
Alexander Dobrindt, sondern um einen Gesetzentwurf
der Bundesregierung handelt.

(Oliver Krischer [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NENT]: Das ist ja das Schlimme! Genau das ist
der Skandal!)

Das sollte sich der eine oder andere vor Augen fiihren,
wenn er so viele Zweifel hat.

Lassen Sie mich noch eine abschlieBende Bemerkung
zu Nutzerfinanzierung und Steuerrecht machen. Ich weil3
gar nicht, was einige gegen eine Nutzerfinanzierung ha-
ben.

(Oliver Krischer [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Nichts!)

Der Juncker-Investmentfonds baut komplett auf dem
Prinzip der Nutzerfinanzierung auf. Wie grofl war das
Erschrecken bei einigen, als sie gemerkt haben, dass es
sich um nutzerfinanzierte OPP-Projekte handelt. Da
wurde die Begeisterung etwas geringer.

Schauen Sie sich an, was als erste Meldung aus der
sogenannten Gabriel-Kommission kommt. Da wird von
regionalen Infrastrukturfonds geredet, da wird von Biir-
gerfonds geredet, da wird {iber eine Autobahninfrastruk-
turgesellschaft geredet, teilweise, klar, renditefinanziert,
aber zum grofBen Teil nutzerfinanziert. Deswegen sollten
wir, wie ich glaube, auch wenn ich die Entwicklung in
der Europdischen Union sehe, unser Augenmerk ver-
starkt auf die Nutzerfinanzierung legen. Wir werden uns
dartiiber beim Thema Wasserstraen und auch bei ande-
ren Bereichen unterhalten miissen.

Ich warne vor einem: Wer meint, dass wir unsere Kfz-
Steuer in Deutschland nicht eigenstindig gestalten soll-
ten, der gibt die nationale Steuerhoheit auf. Ich warne
deswegen dringend davor, weil wir in anderen Fragen
—ich will die jetzt nicht ansprechen — gegenwértig in
Briissel sehr stark darauf pochen, dass wir bei der natio-
nalen Steuerhoheit im europdischen Rahmen Ermessens-
spielrdume haben.

(Oliver Krischer [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Aber das versenkt Thr Minister doch
gerade!)

Lassen Sie mich ganz zum Schluss eine personliche
Bemerkung machen. Ich habe lange die Haltung meiner
Kolleginnen und Kollegen aus Bayern, Baden-Wiirttem-
berg und Hessen zum Thema Infrastrukturabgabe nicht
verstanden, bis ich im April letzten Jahres zum ersten
Mal in Sidtirol war — danach habe ich sie verstanden;
ich komme aus dem Norden Deutschlands — Wenn du
dich dort im Siiden iiberhaupt nur bewegen willst, dann
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16hnst du jeden Tag. Das heiBt, du 16hnst in Osterreich
fiir die Vignette, fiir den Tunnel; und du 16hnst in Italien;
du I6hnst, wenn du nach Tschechien oder in die Slowa-
kei reist; {iberall musst du 16hnen.

(Oliver Krischer [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Es zahlen aber alle!)

Das sind wir im Norden Deutschlands nicht gewdhnt.
Wenn man dann die Kennzeichen auf bayrischen Auto-
bahnen sieht, dann hat man ein bisschen Verstindnis fiir
die Menschen in Bayern und Baden-Wiirttemberg.

(Beifall bei der CDU/CSU — Matthias Gastel
[BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: CSU-Verste-
her! — Herbert Behrens [DIE LINKE]: Aber
nur ein bisschen!)

Lassen Sie mich zum Abschluss als Norddeutscher
sagen: Man sollte gelegentlich die Kirchturmpolitik sein
lassen und sich die gesamtdeutsche Brille aufsetzen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Prasident Dr. Norbert Lammert:

Das Wort hat nun die Kollegin Kirsten Lithmann fiir
die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Kirsten Liihmann (SPD):

Herr Prasident! Liebe Kollegen! Liebe Kolleginnen!
Wir haben heute in der Debatte genauso viel Lob wie
Kritik iiber die geplante Infrastrukturabgabe gehort. Es
war von einem Paradigmenwechsel die Rede, es war von
Murks die Rede; aber ich glaube, dass das bei einem
Projekt, das in der Politik und in der Offentlichkeit so
viele Kontroversen auslost, ganz normal ist.

Woriiber reden wir? Die Infrastruktur in Deutschland
muss finanziert werden und benétigt ausreichende Mit-
tel. Die Koalition hat in den vier Jahren, in denen sie re-
gieren wird, 5 Milliarden Euro zusétzlich dafiir zur Ver-
fligung gestellt. Aber wir alle kennen das Bodewig-
Gutachten, das besagt, dass das nicht ausreicht. Wir
brauchen einen weiteren Aufwuchs. Wir haben nie be-
hauptet, dass dies mit der Infrastrukturabgabe oder einer
Pkw-Maut, wie man das landldufig so nennt, ausrei-
chend gelingen kann. Sie ist nur ein Baustein.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Wirkliche Einnahmen versprechen wir uns erst von
der Ausweitung der Lkw-Maut auf alle Bundesstra3en.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der LINKEN)

Einen ersten Schritt dazu machen wir heute Abend.
Wir werden in einem Gesetz die Ausweitung der Lkw-
Maut auf weitere 1 100 Kilometer Bundesstra3en und
die Ausdehnung der Mautpflicht auf Fahrzeuge mit ei-
nem zuldssigen Gesamtgewicht von 7,5 Tonnen auf den
parlamentarischen Weg bringen.

(Beifall bei der SPD)

Der nichste Schritt wird die Ausweitung der Lkw-
Maut auf alle Bundesstraf3en sein.

(Oliver Krischer [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]:
2018! Wenn ihr nicht mehr regiert!)

Diese im Koalitionsvertrag vereinbarten Schritte der
Nutzerfinanzierung werden die Mittel fiir die Infrastruk-
turverbesserung dauerhaft jahrlich um gut 2 Milliarden
Euro erhéhen, und das ist dringend erforderlich.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Dies, meine Herren und Damen, ist eine wichtige und
spirbare Maflnahme zum Erhalt und Ausbau unseres
Stralennetzes. Zudem ist diese Maflnahme sachgerecht,
da sie Fahrzeuge, die die Straflen iiberproportional scha-
digen, auch stérker zur Kasse bittet als andere. Die Maut
wird streckenbezogen erhoben. Das heif3t, wer viel fahrt,
zahlt auch viel. Das ist gerecht, und das wird von den be-
troffenen Fahrzeughaltenden, iibrigens den inldndischen
wie den ausldndischen, auch akzeptiert.

Im Koalitionsvertrag haben wir die Nutzerfinanzie-
rung durch eine Pkw-Maut vereinbart, die nicht unser
Herzensanliegen ist. Aber: Eine Koalition geht man ein,
um fiir die eigenen Vorstellungen parlamentarische
Mehrheiten zu bekommen. Man schreibt Gemeinsames
fest und sucht Kompromisse fiir den Rest. Das ist im
Bund so wie in den Léndern und wie in den Kommunen.
Ich denke, liebe Kollegen und Kolleginnen, die Griinen
in Hessen hétten sich vor der Wahl auch nicht vorstellen
koénnen, dass sie einmal dem Weiterbau der A 44 zustim-
men werden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Wir haben in den Koalitionsvertrag Kriterien fiir die
Pkw-Maut festgeschrieben, und wir werden den heute
eingebrachten Gesetzentwurf daran messen. Ein wichti-
ger Punkt dabei ist die Zweckbindung der Mittel. Auch
dies ist ein Grund fiir die hohe Akzeptanz der Lkw-
Maut. Die Einnahmen sind zweckgebunden und werden
von der VIFG, der Verkehrsinfrastrukturfinanzierungs-
gesellschaft, verwaltet — transparent und unter parlamen-
tarischer Kontrolle. Daher werden wir diese Gesellschaft
und ihr erfahrenes Personal mit der Verwaltung weiterer
Gelder beauftragen. Auch der steuerfinanzierte Straf3en-
bau kann durch die VIFG organisiert werden. Mehr
Transparenz bedeutet mehr Fahigkeit zur Steuerung
durch das Parlament und mehr Akzeptanz bei den Men-
schen, die die Steuern und Abgaben dafiir aufbringen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Ein offener Punkt bei der Pkw-Maut ist auch die Eu-
roparechtstauglichkeit. Wir gehen davon aus, dass der
Gesetzentwurf mit dem Europarecht vereinbar sein
kann.

(Oliver Krischer [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Kann!)

Die neue EU-Verkehrskommissarin Bulc hat bei ihrem
Besuch im Verkehrsausschuss allerdings unmissver-
standlich erklért, dass sie dieses Gesetz erst priifen kann
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und wird, wenn es verabschiedet ist. Alles andere wére
aus ihrer Sicht auch Stiickwerk. Einen Entwurf vor ei-
nem parlamentarischen Verfahren zu beurteilen, ware
unvollstindig.

Wir alle kennen nun die Zahlen und Berechnungen,
die dem Gesetzentwurf zugrunde liegen, aber erst seit
wenigen Tagen. Was Fachabteilungen im Verkehrsminis-
terium erarbeitet und was Fachleute nachgerechnet ha-
ben, kénnen wir nicht in wenigen Tagen auf Plausibilitat
priifen. Das wird Teil des parlamentarischen Verfahrens
sein. Wir werden dort intensiv dariiber beraten, ob die
Annahmen iber die Zahlen, zum Beispiel iber die
Menge der Geschiiftsreisenden ohne Ubernachtung, oder
die Hochrechnungen élterer Verkehrszédhlungen auf heu-
tige Verhéltnisse schliissig sind.

Nun wissen wir aber alle: ,,Prognosen sind schwierig,
besonders wenn sie die Zukunft betreffen.

(Oliver Krischer [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Tja, Prognosen betreffen immer die Zu-
kunft, Frau Liihmann!)

Dieser kritische Ausspruch wird einem Naturwissen-
schaftler, dem dénischen Physiker Niels Bohr, zuge-
schrieben, also einem Mann, der sich mit exakten Be-
rechnungen auskannte. Wenn man seit Jahren die
Berichterstattung zur Pkw-Maut in den Medien verfolgt
hat, musste man eigentlich den Eindruck gewinnen, dass
dazu bereits alles gesagt sei. In dieser Debatte ist uns je-
doch das Gegenteil gezeigt worden. Gehen wir also mit
Ruhe und Sorgfalt das Thema an. Vor uns liegen noch in-
tensive und arbeitsreiche Wochen, bevor die Pkw-Maut
hier in diesem Hause verabschiedet wird.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Prasident Dr. Norbert Lammert:

Letzter Redner zu diesem Tagesordnungspunkt ist der
Kollege Ulrich Lange fiir die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Ulrich Lange (CDU/CSU):

Herr Prdsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen!
Ja, heute ist durchaus ein entscheidender Tag fiir die
deutsche Verkehrspolitik. Wir kommen einen guten
Schritt weiter bei der Neuausrichtung unserer Finanzie-
rungssysteme.

(Matthias Gastel [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Weiter in den Abgrund!)

Wir kommen einen Schritt weiter von einer reinen Steu-
erfinanzierung hin zu einer Nutzerfinanzierung nach ei-
nem ganz einfachen und simplen Prinzip: Wer unsere
Straflen nutzt, der soll dafiir zahlen. Das ist gerecht und
einfach. Im Ubrigen, liebe Kolleginnen und Kollegen
—davon haben wir heute schon viel gehort — Wer die
Straen zu einem grofen Teil kaputtmacht, namlich der
Lkw, soll fiir die Reparaturkosten aufkommen.

Wir haben ein erprobtes, bewéhrtes System der Lkw-
Maut. Wir werden die Auseinandersetzung damit heute
Abend vertiefen und das System erweitern. Wir werden
2018 auf allen Bundesstraen die Lkw-Maut einfiihren.

(Oliver Krischer [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Nachdem Sie vor ein paar Monaten die
Lkw-Maut gesenkt haben!)

Das zeigt: Wir bewegen uns Schritt fiir Schritt — das ist
ja ein politischer Langstreckenlauf und kein Sprint — hin
zu einer soliden Nutzerfinanzierung, mit der wir dann
planen kdnnen, die Projekte absichern konnen, zukunfts-
sichere Investitionslinien bekommen. Genau diesen Sys-
temwechsel vollziehen wir auch heute mit der Beratung
iiber die Infrastrukturabgabe.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Die Rahmenbedingungen sind klar abgesteckt, liebe
Kolleginnen und Kollegen sowohl der Koalition wie der
Opposition, die daran so zweifeln: keine Mehrbelastung
und konform mit dem EU-Recht.

(Oliver Krischer [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Das ist aber nicht der Fall! — Matthias
Gastel [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Der
EuGH ist nicht an euren Koalitionsvertrag ge-
bunden!)

Genau das erfiillen die Gesetzentwiirfe, die wir jetzt auf
dem Tisch haben.

Seien wir doch mal ehrlich! Wir diskutieren dieses
Thema schon sehr lange. Wer hétte vor einem Jahr da-
rauf gewettet, wer hétte auch nur eine Kurzzeitvignette
von 10 Euro gewettet, dass uns Minister Dobrindt einen
entsprechenden Gesetzentwurf vorlegen wird? Ich weil3
doch, was hier iiberall gesagt worden ist: Kommt nicht;
geht nicht; kann gar nicht sein. — Und jetzt diskutieren
wir hier tiber den entsprechenden Gesetzentwurf. Ich
kann nur sagen: Beharrlichkeit, Zahigkeit, Fleif bei der
Arbeit zahlen sich aus, und dann liegen auch die entspre-
chenden Gesetzentwiirfe auf dem Tisch. Herzlichen
Dank auch mal an den Minister, der das durchgestanden
hat!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD — Oliver Krischer [BUND-
NIS 90/DIE GRUNENT]: Oh Gott, oh Gott, oh
Gott!)

Kaum ein Entwurf ist doch in der Offentlichkeit be-
reits im Vorfeld so viel diskutiert worden

(Matthias Gastel [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]:
Und so deutlich abgelehnt worden!)

wie der jetzige. Ich denke selber an viele Diskussions-
runden. Das, was nach den Eckpunkten an Kritik kam,
hat man aufgenommen. Man hat sich in der Phase zwi-
schen Eckpunkten und Gesetzentwurf auch im Detail mit
vielen Fragen auseinandergesetzt, und diese sind bereits
heute zufriedenstellend geldst.
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(Matthias Gastel [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Hatten Sie das angenommen, hétten Sie
den Gesetzentwurf zuriickgezogen!)

Ich nenne nur das Problem ,kleine Grenzverkehre®, die
Stichworte ,,Grenzregionen®, ,,Ausweichverkehre*.
Auch dafiir gibt es Losungen, die im Gesetz vorgesehen
sind: sehr flexibel nachzujustieren. Wer iiber Mautaus-
weichverkehre redet, der sollte sich ,, 2018 abspeichern.
Wenn iiberall gezahlt wird, gibt es keinen Ausweichver-
kehr. Auch das muss einfach mal klar gesagt werden.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Liebe Kollegin Wilms, ausldnderfeindlich oder sonst
irgendetwas ist diese Infrastrukturabgabe sicher nicht.

(Zuruf der Abg. Dr. Valerie Wilms [BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN] — Oliver Krischer
[BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Sie haben ge-
sagt: Die Maut ist ausldnderfeindlich!)

Sie ist sehr wohl europdisch und mit dem européischen
Gedanken vereinbar. Sie entspricht dem, was die EU-
Kommission selber fordert. Man sollte also da die Kir-
che im Dorf lassen

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Genau! Da ge-
hort sie auch hin!)

und nicht solche Dinge immer wieder behaupten; sie
werden dadurch nicht richtiger.

(Abg. Dr. Valerie Wilms [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN] meldet sich zu einer Zwischen-
frage)

— Ich mache jetzt den Schluss, und dann ist es abgerun-
det.

Es gibt in vielen europdischen Landern Mautsysteme,
und sie haben das europdische Haus nicht ins Wanken
gebracht. Ich kann nur, wenn Osterreich hier heute ange-
sprochen wird, sagen: Die sollen doch selber ihre Haus-
aufgaben machen. Ich sage nur: Felbertauern. Das war
diskriminierend gegeniiber allen anderen. Osterreich dis-
kriminiert und nimmt den Mund voll. So geht es natiir-
lich auch nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Valerie Wilms
[BUNDNIS 90/DIE GRUNENT]: Dann miissen
auch die Osterreicher voll bezahlen! — Sven-
Christian Kindler [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Das kann nicht der Maflstab sein!)

Noch ein Punkt — Kollege Rehberg hat das schon an-
gesprochen —: Kein Gesetzentwurf ist so lange vorbera-
ten worden, nachgewiesen durch Gutachten.

(Oliver Krischer [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Die Zahlen wurden nicht verdffent-
licht!)

Er war in der Ressortabstimmung.

(Matthias Gastel [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Sorgen Sie fiir Transparenz!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, auch das BMJ als Ver-
fassungsressort hat sich natiirlich mit diesem Gesetzent-
wurf auseinandergesetzt.

(Sven-Christian Kindler [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Parlamentarisch ist blamabel, was
da gelaufen ist!)

Wir haben die Fragen gelost, die beim Datenschutz
strittig waren. Ich erinnere mich noch ganz genau daran.
Jetzt haben wir maximalen Datenschutz.

(Oliver Krischer [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Wo denn?)

Liebe Kollegen von den Griinen, das ist halt einfach so
was von unglaubwiirdig! Erst zu sagen: ,,streckenbezo-
gen, zeitbezogen, stadtbezogen, verkehrsbezogen® — fiir
alles miissen Daten erfasst werden; so wiirde IThre Maut
ausschauen —,

(Oliver Krischer [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Wir wollen keine Maut!)

und dann zu sagen: ,,Wir sind aber Datenschiitzer; Da-
tenschutz ist Leitlinie griiner Politik*, das ist verlogen,
das ist unehrlich, und das sollten Sie dann auch hier
nicht tun.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Gleiches gilt, wenn es um Briickensanierungen geht.
Ich habe gerade etwas aus Rheinland-Pfalz gelesen. Da
schreiben die Griinen: ,,Neue Briicken iiber den Rhein,
ob bei Bingen ... oder in anderen Orten, lehnen wir ab.*
Sie konnen sich doch jetzt nicht hier hinstellen, {iber Sa-
nierung und Neubau von Briicken reden, und dann vor
Ort die Briicken wieder ablehnen. So macht man nicht
serids Politik.

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des Abg.
Oliver Krischer [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN])

Die Einnahmen sind solide kalkuliert, solide gerechnet.

Was das liebe Geld angeht, sage ich allen Dauerkriti-
kern: Nur die Vorschlige in Richtung Mehrbelastung der
Deutschen als ausschlielichen Ansatz zu sehen — ich
sage nur: Schlaglochsoli; Ostern letzten Jahres, Abzo-
cker Albig, Erhdhung der Mineral6lsteuer —, trifft die
Menschen auf dem Land, die mit dem Auto zur Arbeit
fahren miissen. Solche Vorschldge machen wir nicht mit,
liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Genau!)

Keine Mehrbelastung heifit auch keinen Schlaglochsoli
und keine Erhhung der Mineraldlsteuer, um das einmal
in aller Deutlichkeit zu sagen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Es liegt ein bereits ausfiihrlich diskutierter Gesetzent-
wurf, Herr Prisident, auf dem Tisch.

Vizeprasident Peter Hintze:
Apropos ausfiihrlich diskutiert: Die Redezeit ist abge-
laufen.
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Ulrich Lange (CDU/CSU):
Ja. — Das sage ich ziigig —

(Oliver Krischer [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NENT]: Jetzt ist aber gut!)

ich denke, unser Gesetzentwurf wird nach guter Bera-
tung genauso ziigig durch das Parlament gehen — Wir
brauchen den Systemwechsel von der Steuer- zur Nut-
zerfinanzierung. Wir brauchen eine solide Finanzierung
unserer Verkehrsprojekte. Wir brauchen Mehreinnah-
men, ohne deutsche Steuerzahler weiter zu belasten.
Jetzt sollten wir uns in ziigigen Beratungen ein gutes Ge-
lingen wiinschen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Vizeprasident Peter Hintze:
Zu einer Kurzintervention Frau Dr. Wilms, bitte.

Dr. Valerie Wilms (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Vielen Dank, Herr Prasident. — Werter Kollege Lange,
lieber Uli, was du beziiglich der Auslandermaut gesagt
hast, kann ich so nicht stehen lassen. Ich zitiere Ihre
werte Parteikollegin, Claudia Schmidt, von der OVP in
Osterreich, die heute Morgen gesagt hat: Das Mautkon-
zept, das nur auslidndische Fahrer in Deutschland belas-
ten soll, sei ,,auf jeden Fall eine Diskriminierung®. Das
sind die Fakten. In Osterreich zahlen alle. Sie wollen die
Maut nur die Ausldnder zahlen lassen. Das ist die sau-
bere Diskriminierung, die Sie hier machen. Das wird Ih-
nen der EuGH links und rechts um die Ohren schlagen.

Vizeprasident Peter Hintze:
Kollege Lange mochte noch kurz erwidern.

Ulrich Lange (CDU/CSU):
Liebe Kollegin Wilms, in Deutschland zahlen auch
alle. Klar. Es zahlen alle. Blof3 wir zahlen nicht mehr.

(Heiterkeit der Abg. Dr. Valerie Wilms
[BUNDNIS 90/DIE GRUNENY])

Ich muss der guten Kollegin der OVP, so sehr es mir
leidtut, widersprechen. Ich sage nur: Causa Felbertauern.
Da gab es eine Befreiung fiir die Inldnder, und wir Aus-
lander haben alle sauber gezahlt. Das hat die Kommis-
sion aufgedeckt. Deswegen: Wer im Glashaus sitzt,
sollte nicht mit Steinen werfen. Sie sollten sich genauer
informieren.

Danke schon.

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe vom
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasident Peter Hintze:
Ich schlieBe die Aussprache.

Interfraktionell wird die Uberweisung der Gesetzent-
wiirfe auf den Drucksachen 18/3990 und 18/3991 an die
in der Tagesordnung aufgefiihrten Ausschiisse vorge-

schlagen. Gibt es dazu andere Vorschlige? — Das ist
nicht der Fall. Dann sind die Uberweisungen so be-
schlossen.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 4 a bis 4 ¢ auf:

a) Beratung des Antrags der Abgeordneten Sibylle
Pfeiffer, Sabine Weiss (Wesel I), Frank Heinrich
(Chemnitz), weiterer Abgeordneter und der
Fraktion der CDU/CSU sowie der Abgeordneten
Dr. Barbel Kofler, Axel Schifer (Bochum),
Heinz-Joachim Barchmann, weiterer Abgeord-
neter und der Fraktion der SPD

UN-Ziele fiir nachhaltige Entwicklung global
gestalten — Post 2015-Agenda auf den Weg
bringen

Drucksache 18/4088

Uberweisungsvorschlag:

Ausschuss fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung (f)

Auswirtiger Ausschuss

Finanzausschuss

Ausschuss fiir Wirtschaft und Energie

Ausschuss fiir Arbeit und Soziales

Ausschuss fiir Gesundheit

Ausschuss fir Umwelt, Naturschutz, Bau und
Reaktorsicherheit

Ausschuss fiir Menschenrechte und Humanitare Hilfe

b) Beratung der Unterrichtung durch die Bundes-
regierung

Eine Agenda fiir den Wandel zu nachhaltiger
Entwicklung weltweit — Die deutsche Position
fiir die Verhandlungen iiber die Post 2015-
Agenda fiir nachhaltige Entwicklung

Drucksache 18/3604

Uberweisungsvorschlag:

Ausschuss fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung (f)

Ausschuss fiir Recht und Verbraucherschutz
Ausschuss fiir Erndhrung und Landwirtschaft
Ausschuss fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend
Ausschuss fiir Umwelt, Naturschutz, Bau und
Reaktorsicherheit

Ausschuss fiir Menschenrechte und Humanitére Hilfe
Ausschuss fiir Bildung, Forschung und
Technikfolgenabschétzung

Ausschuss fiir Kultur und Medien

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten Heike
Hénsel, Niema Movassat, Wolfgang Gehrcke,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE
LINKE

Armut und soziale Ungleichheit weltweit
iiberwinden, natiirliche Grundlagen bewah-
ren

Drucksache 18/4091

Uberweisungsvorschlag:

Ausschuss fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung (f)

Auswirtiger Ausschuss

Ausschuss fiir Wirtschaft und Energie

Ausschuss fiir Erndhrung und Landwirtschaft
Ausschuss fir Umwelt, Naturschutz, Bau und
Reaktorsicherheit

Ausschuss fiir Menschenrechte und Humanitére Hilfe
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Vizeprisident Peter Hintze

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind fiir
die Aussprache 96 Minuten vorgesehen. Gibt es dazu
Widerspruch? — Das sehe ich nicht. Dann ist so beschlos-
sen.

Ich erdffne die Aussprache und erteile als erstem Red-
ner Bundesminister Dr. Gerd Miiller fiir die Bundes-
regierung das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Dr. Gerd Miiller, Bundesminister fiir wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung:

Herr Prisident! Meine Damen und Herren! Ich danke
Thnen allen, auch den Verkehrspolitikern und den Frak-
tionspolitikern, die hier bleiben, aber ganz besonders
meinen Freunden in den Fraktionen der CDU/CSU und
SPD fiir diese wichtige Debatte.

Wo kommen wir her, und wo gehen wir hin? Das ist
die Grundsatzfrage, die sich jeder stellen muss, der die
Zukunftsfahigkeit unserer Politik bewertet und der ge-
staltet. Richten wir doch mal einen kurzen Blick auf die
Erdgeschichte, meine Damen und Herren, liebe junge
Zuhorer: Schon vor Milliarden von Jahren bestand die-
ses Sonnensystem. Auf unserem Planeten, der Erde, spa-
zierten nicht wir, sondern Dinosaurier iiber den Konti-
nent und zwischen den Kontinenten,

(Heiterkeit bei Abgeordneten des BUNDNIS-
SES 90/DIE GRUNEN - Claudia Roth [Augs-
burg] [BUNDNIS 90/DIE  GRUNEN]: Die
sind aber nicht alle ausgestorben, Gerd! Da
gibt’s immer noch ein paar!)

durch die Regenwilder, von Amerika nach Europa.
Liebe Claudia Roth, es gab Eiszeiten, es gab Diirreperio-
den, es gab Naturkatastrophen gewaltigen Ausmalfies,

(Claudia Roth [Augsburg] [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: WeiB ich!)

und das alles, bevor es die Griinen und uns Menschen
iiberhaupt gab. Warum sage ich das? Ich sage das, um
uns Menschen einzuordnen. Wir Menschen nehmen uns
sehr wichtig, vielleicht zu wichtig. Verkiirzt man die
Erdgeschichte auf 24 Stunden, so tritt der Mensch, also
wir, erst in den letzten fiinf Minuten auf diesen Planeten.
So kurz ist das Menschenzeitalter, das Anthropozin, wie
es Nobelpreistriager Paul Crutzen nennt.

Wir Menschen hinterlassen aber einen gewaltigen
okologischen FuBabdruck, auch die Verkehrspolitiker.
Ich mochte Thnen das an einem Beispiel verdeutlichen:
Wenn man die weltweit pro Jahr verkauften Plastikwas-
serflaschen, die zumindest fiir uns in Deutschland ei-
gentlich nicht notwendig sind — wir kdnnen Wasser aus
dem Glas oder direkt aus dem Hahn trinken —, aneinan-
derreiht, dann kommt man 50-mal zum Mond. Wir hin-
terlassen einen gewaltigen 6kologischen Fuflabdruck, ja,
wir haben das Potenzial, die Erde an den Rand der
Apokalypse zu fiihren.

Da ist zum einen die gewaltige Explosion der Weltbe-
volkerung. In Zeiten Jesu lebten Hundert Millionen

Menschen auf dem Planeten, auf der gesamten Erde. Vor
gut 200 Jahren, zu Zeiten Goethes, lebte 1 Milliarde
Menschen. Heute sind es 7,5 Milliarden Menschen.
Heute, am 26. Februar 2015, reden wir hier im Deut-
schen Bundestag nicht nur iiber die Maut, sondern es
kommen auch 230 000 Menschen auf unserem Planeten
hinzu. Sie wollen essen, sie wollen trinken, und sie wol-
len in Wiirde leben. Das sind mehr als 80 Millionen
Menschen im Jahr. Die Bevolkerung Afrikas wird sich
verdoppeln. Alle diese Menschen haben einen legitimen
Anspruch auf ein Leben in Wiirde, in Frieden, ohne
Hunger — weltweit, in Afrika und Europa, in Syrien und
im Sudan, die Fliichtlingskinder in den Fliichtlingslagern
in den Krisen- und Kriegsgebieten im und um den Irak.

Wir leben heute in einer Welt. Das Denken ,.erste
Welt, zweite Welt, dritte Welt* ist im Zeitalter der Glo-
balisierung ein Denken von gestern. Denn jeder kann
jedem schaden. Nur gemeinsam kénnen wir die Uber-
lebensfragen der Menschheit 16sen: Frieden schaffen
durch Abriistung und Reduzierung des ABC-Waffen-
potenzials — ich sage das als Entwicklungsminister ganz
bewusst; das Thema ist in den vergangenen Jahrzehnten
etwas beiseitegerutscht —, die Schopfung erhalten — von
der Arktis bis zum Regenwald —, Erndhrung, Gesund-
heit, Energie fiir alle schaffen, ein Leben in Wiirde er-
moglichen.

In diesem Jahr, dem sogenannten Entwicklungsjahr
2015, werden in der Weltgemeinschaft wichtige Ent-
scheidungen fallen: beim G-7-Gipfel in Elmau, beim
Klimagipfel in Paris, beim Entwicklungsfinanzierungs-
treffen in Addis Abeba, beim UN-Gipfel in New York.
Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, es geht um nicht weniger und um nicht mehr als um
einen neuen Weltzukunftsvertrag, eine neue Partner-
schaft, die wir fir die Volker der Erde vereinbaren. Da-
bei stellt sich die Frage der globalen Gerechtigkeit
ebenso wie die neue Frage der weltsozialen Verteilung.
Gleiche Rechte fiir alle Weltbiirger — dariiber sollten wir
uns einmal {iber diese Debatte hinaus unterhalten. Oder
dariiber: Wer erhélt wie viel vom Kuchen der Erdtafel?

Wenn heute die reichsten 100 Menschen auf der Erde
— Oxfam sagt, die reichsten 85 Menschen —, also so
viele, wie auf der Besuchertribiine sitzen, genauso viel
besitzen wie die 3,5 Milliarden drmsten Menschen, die
Hilfte der Menschheit, und wir, die reichen Industrie-
staaten, die G 7, die nicht einmal 20 Prozent der Weltbe-
volkerung ausmachen, 80 Prozent der Ressourcen des
Planeten Erde beanspruchen, dann ist klar: Wir haben
ein Gerechtigkeits- und ein Verteilungsproblem. Die
Antwort kann nicht ein ,,Weiter so* sein, sondern muss
,»Globalisierung” heilen. Der Markt braucht Regeln,
Grenzen, soziale und 6kologische Vorgaben.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Das sind spannende Fragen und Prozesse, die iiber die
Tagespolitik hinausgehen. Wir miissen aber diese Fragen
und Prozesse, welche iiber die Zukunft des Planeten und
der Menschheit entscheiden, gestalten.

Meine Damen und Herren, die Probleme und Zusam-
menhédnge sind global. Sie sind schwierig, aber 13sbar.
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Bundesminister Dr. Gerd Miiller

Deutschland leistet einen entscheidenden Beitrag im
Rahmen der G-7-Présidentschaft. Unsere Bundeskanzle-
rin Angela Merkel hat eine ehrgeizige Agenda erstellt
und geht entschlossen voraus. Das macht sie neben allen
tagespolitischen Herausforderungen. Ich habe groflen
Respekt vor der Bundeskanzlerin, dass sie sich auch die-
sen grundsétzlichen Themen stellt und hier ihre Verant-
wortung in der Weltgemeinschaft zeigt.

Deutschland geht in Europa voran. Das geschieht mit
einer hier verabschiedeten Nachhaltigkeitsagenda, beim
Klimaschutz mit der Finanzierung des Green Climate
Fund, im Gesundheitsbereich mit der Finanzierung des
GAVI-Fonds sowie in der Entwicklungszusammen-
arbeit. Wir gestalten die internationalen Prozesse in
Freundschaft und Partnerschaft. Vielen Dank, Frau Kol-
legin Umweltministerin Hendricks. Ein gemeinsamer
Auftritt der Bundesregierung in internationalen Gremien
fiihrt zum Erfolg.

Im UN-Prozess wurden jetzt 17 Weltentwicklungs-
ziele formuliert. Die Fraktionen haben das in ihren An-
tragen dargelegt und dazu Stellung genommen. Wir wer-
den dies natiirlich in die Beratungen aufnehmen. Dies ist
ein Entwicklungspfad in die Zukunft. Wichtig ist mir
bzw. uns, dass wir unsere Kernbotschaften aus diesen
17 Zielen entwickeln und dass die Ziele und Unterziele
konkret messbar und iiberpriifbar sind. Das ist etwas
Neues gegeniiber den Millenniums- und Nachhaltig-
keitszielen.

Zukiinftig miissen alle iiber das Erreichte oder Nicht-
erreichte Rechenschaft ablegen. Nur dann werden die
nachhaltigen Entwicklungsziele ein wirklicher Zukunfts-
vertrag, mit dem man Politik gestalten, vorantreiben und
die Welt verindern kann; denn Messbares kann man ein-
fordern. Das ist gerade fiir die Zivilgesellschaften — ich
bedanke mich bei der deutschen Zivilgesellschaft sehr
fiir die groBartige Unterstiitzung und Beteiligung — sehr
wertvoll. Auch Deutschland wird sich messen lassen
miissen. Auch wir werden noch mehr gefordert sein,
meine Damen und Herren. Dariiber wird hier im Bun-
destag entschieden. Es wird dariiber entschieden, ob wir
es schaffen, die Ziele in nationale Politik umzusetzen, ob
uns Budgets und Gesetze unserem Ziel nédherbringen und
ob wir unsere Finanzzusagen gegeniiber den Entwick-
lungslédndern einhalten. Alle Politikbereiche sind tan-
giert: Umwelt-, Entwicklungs-, Wirtschafts-, Au3enwirt-
schafts-, Handels-, Agrar- und Energiepolitik.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich danke
den Kolleginnen und Kollegen hier im Bundestag. Uber
alle Fraktionsgrenzen hinweg hat die Entwicklungspoli-
tik in dieser Zeit durch Sie einen neuen Stellenwert be-
kommen. Meine Damen und Herren, Frau Kofler, Frau
Pfeiffer, wir reden nicht nur, wir handeln auch. Unsere
Initiativen zeigen auch Wirkung. Frau Roth wird nach-
her gleich die Frage stellen: Was passiert konkret?

(Claudia Roth [Augsburg] [BUNDNIS 90/DIE
GRUNENT]: Ja, genau!)

Deshalb erkldare ich Ihnen anhand einiger weniger
Punkte, was konkret zur Problemldsung in Deutschland
und dariiber hinaus unser Beitrag ist.

Unsere Initiativen zeigen Wirkung. , EINEWELT
ohne Hunger* schafft Zukunft fiir die Landwirtschaft in
Afrika. Ich habe elf neue Innovationszentren in Partner-
landern Afrikas auf den Weg gebracht. 500 Millionen
Kinder konnten auch aufgrund des deutschen Beitrags in
den vergangenen zehn Jahren gegen Tuberkulose und
Kinderldhmung geimpft werden. Auch Aids wurde be-
kampft. Vor drei Wochen haben wir hier in Deutschland
eine Finanzierungszusagevereinbarung mit der Weltge-
meinschaft, mit vielen Gebern abgeschlossen: Zusétzlich
300 Millionen Kinder werden in den nichsten zehn Jah-
ren gegen Krankheiten und Seuchen geimpft bzw. im-
munisiert werden.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir starten
eine neue Berufsbildungsoffensive. Dariiber werden wir
mit den Fraktionen und dem deutschen Handwerk noch
diskutieren. Ich habe gestern mit dem Handwerksprési-
denten dariiber gesprochen. Wir haben uns per Hand-
schlag das Versprechen gegeben, mit dem deutschen
Handwerk fiir die Jugend in den Kriegs- und Krisenge-
bieten und mit der Jugend in Afrika Ausbildungspartner-
schaften zu schlieBen und berufliche Bildung zu einem
neuen, verstirkten Schwerpunkt zu machen. Wir entwi-
ckeln auBlerdem ein neues Infrastrukturprogramm — ich
werde es im Rahmen der Haushaltsberatungen vorstel-
len —, um Fliichtlingen in und um Syrien — dort allein
gibt es 15 Millionen Fliichtlinge — und in der Ukraine zu
Hause, in ihren Léndern eine Lebensperspektive zu ge-
ben. Wir miissen dort mehr Verantwortung iibernehmen.

(Beifall der Abg. Dr. Daniela De Ridder
[SPD])

— Danke schon. — Deshalb freue ich mich, dass die Euro-
paische Union — was viele nicht geglaubt haben — meiner
Forderung nachgekommen ist und diese Initiativen mit
einer Sondermilliarde aus Briissel unterstiitzt. Das kann
der Einstieg in eine Neukonzeption des europdischen
Engagements sein.

Wir in Deutschland koénnen all die anstehenden He-
rausforderungen nicht alleine bewiltigen. Deshalb ist
dieser neue Weltzukunftsvertrag — so nenne ich ihn; in
Kennerkreisen ist er bekannt als ,,Post-2015-Agenda® —
so wichtig. Es geht um eine Welt in Balance, es geht um
fairen Handel — nicht um freien Handel —, und es geht
um eine faire Partnerschaft zwischen Industrie-, Schwel-
len- und Entwicklungsldndern. Dabei lautet unsere Ge-
nerationenaufgabe: die Reichtiimer unserer Erde teilen,
damit alle Menschen ein Leben in Wiirde fithren konnen,
und ihre Begrenzungen respektieren, damit kiinftigen
Generationen, der Jugend, ein Leben auf diesem Plane-
ten moglich bleibt.

Die Herausforderungen sind 16sbar. Nutzen wir un-
sere Moglichkeiten! Unsere Kinder werden uns daran
messen.

Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
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Vizeprasident Peter Hintze:

Als niachste Rednerin erteile ich das Wort der Abge-
ordneten Heike Hénsel, Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Heike Hansel (DIE LINKE):

Sehr geehrter Herr Président! Sehr geehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Die Welt diskutiert {iber eine neue
globale Agenda fiir nachhaltige Entwicklung, und das ist
auch bitter n6tig; denn wir leben in einer Welt, in der die
Armen immer drmer und die Reichen immer reicher
werden. Diese Entwicklung muss umgekehrt werden,
wenn wir ernsthaft globale soziale Gerechtigkeit errei-
chen wollen.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Oxfam-Studie vom letzten Jahr wurde vielfach
zitiert. Auch ich mochte noch einmal die Zahlen nennen.
Demzufolge hat sich das Vermdgen der 85 reichsten
Menschen weltweit in den letzten fiinf Jahren verdoppelt
und entspricht damit dem gesamten Vermdgen der drme-
ren Halfte der Weltbevolkerung. Der Grund dafiir liegt in
diesem herrschenden Wirtschafts- und Finanzsystem.
Der Papst hat dies in einem einfachen, aber klaren Satz
ausgedriickt: ,,Diese Wirtschaft totet.“ Deshalb kann es
in dieser Wirtschafts- und Finanzpolitik kein Weiter-so
geben.

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg.
Sven-Christian Kindler [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN])

Wir fordern von der Bundesregierung im Rahmen der
Agenda, den Kampf gegen die weltweite soziale Un-
gleichheit zwischen Staaten und auch innerhalb unserer
eigenen Gesellschaft zu einem zentralen Ziel der neuen
Entwicklungsagenda zu machen. Ich sage ausdriicklich:
Ein klares Bekenntnis von der Bundesregierung dazu
fehlt mir bisher.

Herr Minister Miiller, mit Blick nach Bayern kann ich
nur sagen: Dumpfe Spriiche wie ,,Wir sind nicht das
Weltsozialamt* von Ministerpriasident Seehofer — dieser
Spruch ist librigens auch von der NPD plakatiert worden —
sind der Diskussion iiber die globale Agenda abtraglich.
Das muss doch ein Schlag in Ihre Magengrube gewesen
sein. Wir lehnen solche Spriiche ab.

(Beifall bei der LINKEN und dem BUND-
NIS 90/DIE  GRUNEN - Sabine Weiss
[Wesel I] [CDU/CSU]: Dafiir habt ihr andere!)

Es muss nicht nur die Armut bekdmpft werden, son-
dern auch der extreme Reichtum. Die enorme Konzen-
tration von Eigentum und wirtschaftlicher Macht geféhr-
det Demokratie und Rechtsstaatlichkeit. Die Politik fiir
die Interessen der Reichen setzt sich praktisch automa-
tisch fort. Um das zu &ndern, brauchen wir unabdingbar
ein gerechtes Steuersystem, das endlich die Reichen hier
in Deutschland, in Europa und weltweit massiv besteuert
und Steuerflucht weltweit konsequent bekdmpft.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Bundesregierung hat sich mit der Aussage, kei-
nerlei Steuererhohungen vorzunehmen und keine Ver-
mogens- bzw. Reichensteuer einzufiihren, gegen diese
soziale Umverteilung gestellt und diesem Anspruch eine
Absage erteilt, und das bei 12,5 Millionen armen Men-
schen in Deutschland und weltweit iiber 1 Milliarde
Menschen, die in Armut leben. Das ist in meinen Augen
ein vollig falsches Signal. Damit nehmen Sie hinsicht-
lich der neuen Agenda fiir nachhaltige Entwicklung
keine Vorreiterrolle ein.

(Beifall bei der LINKEN)

Wie sehen die realen politischen Entscheidungen aus?
Wir diskutieren iiber viele Papiere — das ist auch wichtig —,
aber wie sieht es konkret aus? Es werden doch politisch
Fakten geschaffen, die den hehren Zielen der neuen
Agenda eigentlich zuwiderlaufen. Ein Beispiel: Auf dem
Weltwirtschaftsforum in Davos trafen sich im Januar
Vertreter der reichsten Wirtschaftsnationen. Auch die
Bundesregierung war mit Merkel, Gabriel und Schiuble
prasent. Dort waren die Nachhaltigkeitsziele eigentlich
iiberhaupt gar kein Thema. Es ging um die Ausweitung
der Profitzone, insbesondere um die Ausweitung des
schidlichen Freihandels, der zu mehr Armut und nicht
zu mehr Entwicklung beitrégt. Vor allem Sigmar Gabriel
hat dort fiir TTIP geworben und gesagt, dass er dieses
Abkommen vorantreiben will.

Herr Miller, Thr Ministerium hat eine Studie in Auf-
trag gegeben, die zu dem Ergebnis kam, dass ausgerech-
net TTIP, also die Freihandelszone, die unsere Standards
bedroht, die die Arbeitsbedingungen weltweit ver-
schlechtern wird, die mehr Konkurrenz bedeutet, die die
offentliche Daseinsvorsorge insgesamt bedroht, die die
Demokratie in Europa und in den USA fundamental be-
droht, ein Segen fiir die Lander des Siidens sein soll. Es
wurde sogar formuliert, TTIP konne der Keim fiir ein
neues, faires Welthandelssystem sein. Dazu kann ich nur
sagen: Das ist Wahnsinn. TTIP wird in keiner Weise zu
einem fairen Welthandelssystem beitragen. TTIP muss
gestoppt werden. Das ist der beste Beitrag zu einer nach-
haltigen Entwicklung.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Es gibt viele Studien, die belegen, dass TTIP auch fiir
die Lander des Siidens zu massiven Nachteilen fiithren
wird. Deswegen kann ich nur sagen: Geben Sie einmal
eine neue Studie in Auftrag bei einem Institut, das viel-
leicht ein bisschen seridser arbeitet.

Wir fragen uns natiirlich auch: Was bedeuten die Dis-
kussionen iiber eine nachhaltige Entwicklung fiir die
derzeitige AuBlen- und Verteidigungspolitik? Will die
NATO allen Ernstes nun eine neue Aufriistungsspirale in
Gang setzen? Alle NATO-Staaten wurden aufgefordert,
2 Prozent des BIP, also des jéhrlichen Bruttoinlandspro-
dukts, fiir das Militdr aufzuwenden. 2 Prozent des BIP
wéren in Deutschland 52 Milliarden Euro. Dabei haben
wir es bis heute nicht geschafft, 0,7 Prozent des BIP, also
weniger als die Hélfte von diesen 2 Prozent, pro Jahr fiir
Entwicklungshilfe auszugeben. Das ist doch ein Wahn-
sinn!
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Wir setzen uns dafiir ein, dass diese Aufriistungs-
spirale und diese Diskussion iiber eine neue Kriegspoli-
tik der NATO in Europa und international beendet wer-
den. Wir brauchen endlich konkrete Abriistungsziele, die
in die globale Agenda fiir die Finanzierung von Entwick-
lungshilfe und Klimaschutz aufgenommen werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir haben konkrete Vorschlige unterbreitet. Dariiber
wurde bereits in der Zeit der Wirtschaftskrise, 2008/2009,
diskutiert. Damals wurde gesagt: Wir kdnnen so nicht
mehr weitermachen; wir brauchen grundlegende Refor-
men der Finanzmérkte und unseres Wirtschaftssystems;
wir brauchen Regulierung. Selbst Angela Merkel hat
sich fiir einen Weltwirtschaftsrat eingesetzt, der von der
Stiglitz-Kommission vorgeschlagen wurde. Davon ist
jetzt tiberhaupt nicht mehr die Rede. Alles geht genau so
weiter wie bisher, was zu mehr Armut beitragt. Deshalb
fordern wir, die Idee eines Weltwirtschaftsrates wieder
aufzugreifen. Wir fordern auch, dass die UN demokrati-
siert werden; denn wenn wir wollen, dass die globalen
Ziele fuir alle gelten, dann miissen auch alle Staaten
gleichberechtigt entscheiden konnen. Diese Demokrati-
sierung ist mit Blick auf eine weltweite Agenda iiberfal-
lig.

Weil Frau Hendricks nach mir sprechen wird, sage ich
zum Schluss: Wir fordern auch, dass bei den Vereinten
Nationen eine Art Kompensationsfonds zur Klimafinan-
zierung eingerichtet wird. Wir wollen ndmlich nicht,
dass der Umgang mit klimafreundlicher Technologie
nach wie vor der Logik des Profitstrebens folgt. Wir
wollen, dass es einen Kompensationsfonds gibt, iiber
den solche Technologien solidarisch den Léndern des
Siidens umsonst zur Verfiigung gestellt werden, weil die
Rettung des Planeten und damit die Klimaschutzpolitik
iiber dem Profitstreben stehen muss.

(Beifall bei der LINKEN)

Deshalb — mein letzter Satz — braucht es zusétzliches
Geld fiir die Klimaschutz- und Anpassungsfinanzierung.
Wir haben den Green Climate Fund, aber wir wollen,
dass es auch zusitzliches Geld fiir die Klimaschutzfinan-
zierung gibt.

(Sabine Weiss [Wesel I] [CDU/CSU]: Das ist
aber ein langer Satz!)

Es darf nicht verrechnet werden, schon gar nicht mit den
Geldern fiir die Entwicklung. Soziale Entwicklungen
und der Schutz des Planeten diirfen nicht gegeneinander
aufgerechnet werden.

Danke.
(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Peter Hintze:

Die Regeln der Mathematik wurden etwas verletzt,
weil sich die letzten Sétze zum Schluss etwas hauften
und die Zeit abgelaufen war. Aber wir haben Opposi-
tionsmilde walten lassen.

(Claudia Roth [Augsburg] [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Diese Milde gilt dann ja hoffent-

lich auch fiir uns! — Heike Hénsel [DIE
LINKE]: Wir haben ja leider immer so wenig

Zeit!)
Als néchster Rednerin erteile ich das Wort fiir die
Bundesregierung Bundesministerin Dr. Barbara
Hendricks.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Dr. Barbara Hendricks, Bundesministerin fiir Um-
welt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit:

Herr Président! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir
brauchen ein globales Entwicklungsmodell, das neben
den 6konomischen und sozialen Chancen auch die dko-
logischen Belastungsgrenzen der Erde respektiert und
ins Blickfeld nimmt. Es liegt an uns, heute die Grundla-
gen dafiir zu schaffen, dass auch die kommenden Gene-
rationen Wohlstand und Sicherheit in der Weise erleben
kdnnen, wie wir sie heute fiir uns in Anspruch nehmen.
Mit den vorgeschlagenen weltweit giiltigen Nachhaltig-
keitszielen konnen wir den globalen Umwelt-, Klima-
und Ressourcenschutz spiirbar voranbringen.

Wir alle miissen uns dafiir einsetzen, den Wandel zu
einem wesentlich nachhaltigeren Wirtschaften weltweit
zu beschleunigen. Das gilt zuallererst fiir uns selbst hier
in Deutschland. Wir miissen die Post-2015-Agenda mit
Entschlossenheit umsetzen. Nur wenn wir bei Umwelt-
schutz und Nachhaltigkeit mit Bestimmtheit vorange-
hen, werden uns auch andere folgen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Wenn wir diese Vorreiterrolle ausfiillen, dann kann un-
sere konsequente Umweltpolitik die Basis fiir dauerhaf-
ten wirtschaftlichen Erfolg sein. Aus dem internationa-
len Klimaprozess sollten wir gelernt haben, dass die
Welt solche Vorreiter braucht.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, zusammen mit
Bundesminister Gerd Miiller — ja, wir arbeiten wirklich
gut zusammen; das gilt natiirlich fiir sein ganzes Haus —
engagiert sich mein Haus dafiir, dass beim UNO-Gipfel
der Staats- und Regierungschefs im September dieses
Jahres in New York eine ambitionierte Post-2015-
Agenda fiir nachhaltige Entwicklung beschlossen wird.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Diese Agenda soll der Welt neuen Riickenwind fiir den
Wandel zu einer nachhaltigen Entwicklung geben, die
ihren Namen verdient. Dazu gehdrt der weltweite Kampf
gegen Hunger und Armut sowie fiir ein friedliches Mit-
einander.

Der Wandel muss alle Linder umfassen, die Schwel-
len- und Entwicklungslédnder genauso wie die Industrie-
lander. Auch Deutschland muss sich daher zur Errei-
chung der Ziele der Agenda bekennen und national seine
Beitrdge leisten. Die Vereinten Nationen haben einen
Katalog mit 17 Nachhaltigkeitszielen, den sogenannten
Sustainable Development Goals — in internationalen Zu-
sammenhéngen gibt es ja immer Abkiirzungen; es sind
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die sogenannten SDGs —, vorgelegt. Dieser Katalog ist
ein klares Bekenntnis zur weltweiten Verbesserung der
Lebensbedingungen und zum Schutz natiirlicher Res-
sourcen in einer universell anwendbaren Agenda. Es ist
gelungen, einen Konsens zu erreichen, der weit iiber die
Millenniumsziele, die bisher noch Giiltigkeit haben, hin-
ausgeht und wichtige neue Herausforderungen wie Res-
sourceneffizienz und umweltvertrigliches Wirtschaften
aufgreift. Auch das Rechtsstaatsprinzip konnte durchge-
setzt werden, tibrigens mit der Unterstiitzung Chinas.

Ich will ausdriicklich hervorheben, dass China in den
Verhandlungen eine wichtige Rolle gespielt und wesent-
lich dazu beigetragen hat, dass sich einige kritische
Stimmen am Ende eben nicht durchsetzen konnten. Es
ist wichtig, dass China und die anderen grof8en Schwel-
lenlédnder auch im weiteren Prozess eine konstruktive
Rolle spielen. Nur wenn China und Indien, die zwei be-
volkerungsreichsten Lander der Welt, hinter dem Zielka-
talog stehen, kann der globale Wandel gelingen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Mit beiden Léndern hat die Bundesregierung eine beson-
ders intensive bilaterale Kooperation in Schliisselberei-
chen der Agenda. Das Aufholtempo in beiden Lindern
ist durchaus beeindruckend.

Fiir den weiteren Prozess gilt es, das Ambitionsniveau
zu halten und eine Neuverhandlung des Katalogs zu ver-
meiden. Umweltschutz muss neben Wirtschafts- und So-
zialpolitik ein gleichberechtigter Teil der Post-2015-
Agenda bleiben; nur dann kdnnen die drei Dimensionen
nachhaltiger Entwicklung ausbalanciert werden. Wir ha-
ben uns vorgenommen, die Agenda in politische Haupt-
botschaften zusammenzufassen; das wird dann der Kom-
munikation dienen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist erkennbar,
dass einige Staaten einseitig auf wirtschaftliches Wachs-
tum und Armutsbekdmpfung Wert legen. Der Umwelt-
schutz darf aber nicht wieder auf der Strecke bleiben wie
zuletzt im Jahr 2000 bei den Millenniumsentwicklungs-
zielen.

Die Industriestaaten miissen sich selbst in die Pflicht
nehmen. Wir wollen die Lebensbedingungen aller Men-
schen verbessern. Entsprechend muss herausgestellt
werden, welcher Beitrag zur Armutsreduzierung und zur
Sicherung der natiirlichen Lebensgrundlagen geleistet
werden kann.

Das Thema ,,nachhaltiger Konsum und nachhaltige
Produktion® ist ein wesentliches Element, da es im Kern
darum gehen muss, mit weniger eben mehr zu produzie-
ren. Wir wollen ein inklusives Wirtschaftswachstum er-
reichen, mit moglichst hoher Ressourceneffizienz. Das
fithrt zu neuen Geschéftsmoglichkeiten, die Innovatio-
nen fordern. Aber auch Chemikalien- und Abfall-
management, eine Erhohung des Anteils nachhaltiger
Produkte und Dienstleistungen, Konsumenteninforma-
tionen und soziale Unternehmensverantwortung sind
weitere Ansitze, die in diesem Zusammenhang Beriick-
sichtigung finden sollen.

Wenn wir etwas fiir die nachhaltige Entwicklung tun
wollen, miissen wir bei der wirtschaftlichen und sozialen
Entwicklung immer auch die 6kologischen Belastungs-
grenzen der Erde im Blick behalten und diirfen sie nicht
weiter liberschreiten. Deshalb miissen die OECD-Staa-
ten — also auch wir — ihren Lebensstil so verdndern, dass
er bei weltweiter Anwendung die Umweltbelastungs-
grenzen der Erde nicht verletzt.

(Beifall bei der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Deutschland ist
schon weit gekommen, darf sich aber nicht zuriickleh-
nen. Bei der Umsetzung der Agenda kdnnen wir zeigen,
dass sich Deutschland seiner internationalen Bedeutung
fiir eine nachhaltige Entwicklung bewusst ist und sich
dieser Verantwortung stellt. National miissen auch wir
dazu beitragen, dass ,,business as usual“ {iberwunden
wird. Wir starten dabei zum Gliick auf hohem Niveau.

In einem Beschluss hat das Bundeskabinett Bereiche
festgelegt, in denen Deutschland einen besonderen Bei-
trag leisten will, unter anderem mit der Energiewende
und mit dem Deutschen Ressourceneffizienzprogramm,
dem sogenannten ProgRess. Mit der deutschen Nachhal-
tigkeitsstrategie haben wir ein gutes Instrument, das wir
fiir die Umsetzung der globalen Ziele der Agenda nutzen
werden. Dabei ist es von groBer Bedeutung, dass sich
alle Akteure und Ebenen von Staat, Gesellschaft, Wirt-
schaft, Wissenschaft und Politik in Deutschland die
neuen Ziele tatsdchlich zu eigen machen und Anstren-
gungen unternehmen, sie zu erreichen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Die Bundesregierung ist dazu bereit.
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Vizeprasident Peter Hintze:
Als néchster Rednerin erteile ich das Wort der Abge-
ordneten Claudia Roth, Biindnis 90/Die Griinen.

Claudia Roth (Augsburg) (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN):

Herr Prasident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die
grolen Krisen iiberragen und iiberschatten mehr und
mehr die Fragen der globalen Zusammenarbeit.
Amnesty International und Wolfgang Ischinger sprechen
fast im Gleichklang — das passiert wirklich nicht oft —
vom Zeitalter des Zerfalls unserer Weltordnung. Bei den
Menschen herrschen Ratlosigkeit, Entsetzen, Trauer an-
gesichts des Leidens und der Gewalt in der Ukraine, an-
gesichts von inzwischen tiber 57 Millionen Fliichtlingen
— die grofite Zahl seit dem Zweiten Weltkrieg —, aber
auch angesichts des Terrors, der uns immer naher riickt.

Erscheint es Thnen, liebe Kolleginnen und Kollegen,
nicht auch merkwiirdig angesichts dieser humanitdren
Tragddien und Katastrophen, wenn wir nun iiber furcht-
bar komplizierte internationale Prozesse reden mit die-
sen furchtbar komplizierten Begriffen und Abkiirzungen,
die auBerhalb der Welt von AwZ, BMZ und GIZ keiner
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kennt, wenn wir iiber die Post-2015-Agenda reden, iiber
SDGs, tiber eine ODA-Reform, iiber den TOSD? Mich
wundert es auf alle Félle nicht, wenn kaum jemand ver-
steht, worum es eigentlich geht — nicht in der Bevolke-
rung, nicht im Parlament und leider offenbar auch nicht
in der Bundesregierung. Die Debatte, sie ist viel zu vir-
tuell, sie ist viel zu fachlich, und sie ist vor allem unpoli-
tisch geworden. Das miissen wir dndern!

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Die Debatte erreicht nicht die Képfe der Menschen und
auch nicht ihre Herzen. Sie muss raus aus diesem Elfen-
beinturm; denn es geht nicht um einen Expertendiskurs,
sondern um unsere Verantwortung fiir die Zukunft des
Planeten und fiir die Lebenssituation der Menschen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN sowie
der Abg. Sabine Leidig [DIE LINKE])

Dabei miissen zwei Entwicklungen im Mittelpunkt
stehen: der menschgemachte Umwelt- und Klimakollaps
und die rasant zunehmende globale soziale Ungleichheit.
Gerd Miiller hat es gesagt: Es muss uns alle erschrecken,
dass die 80 reichsten Menschen auf der Welt inzwischen
so viel Vermogen besitzen wie die drmere Hilfte der
Weltbevolkerung. 80 Menschen besitzen mehr als
3,5 Milliarden Menschen.

70 Prozent der Weltbevolkerung leben in Léndern, in
denen die soziale Ungleichheit massiv zugenommen hat.
Deshalb kann es uns doch nicht wundern, dass viele ver-
suchen, in anderen Lindern fiir sich und ihre Kinder eine
Perspektive und Zukunft zu finden.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der LINKEN)

Was grofle Migrationsbewegungen — sie sind bei den
57 Millionen Fliichtlingen gar nicht mitgezédhlt — angeht:
Das sind in der Zwischenzeit Umwelt- und Klimafliicht-
linge. Die Bekdmpfung der sozialen Ungleichheit und
die Bekdmpfung der Klimakrise sind heute also die aller-
wichtigsten Menschheitsaufgaben.

(Beifall bei Abgeordneten des BUNDNIS-
SES 90/DIE GRUNEN)

Ein nachhaltiges und gerechtes Entwicklungsmodell fiir
die ganze Welt ist deshalb eine Uberlebensfrage und vo-
rausschauende Friedenspolitik.

Die globalen Nachhaltigkeitsziele sind keine ab-
strakte GroBe, moglichst ganz weit weg von uns und nur
etwas fiir die vermeintlichen Entwicklungslidnder, also
die Fortsetzung der Millenniumsziele. Nein, sie nehmen
uns alle in die Pflicht und bestimmen unser Leben im
Hier und Jetzt: wie wir arbeiten, wie wir wirtschaften,
wie wir konsumieren, wie wir leben. Hier kommt es auf
die gesamte Bundesregierung an, die Chance, die es in
diesem Jahr der Entscheidungen gibt, zu ergreifen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN sowie
der Abg. Sabine Leidig [DIE LINKE])

Es geht schlichtweg um die Frage, ob es den politi-
schen Willen fiir eine nachhaltige Gesellschaft gibt, die

sich vom Verbrauch fossiler Rohstoffe entkoppelt und
umweltschédliche Subventionen abbaut. Es geht um ehr-
liche und verbindliche Zusagen zur Entwicklungs- und
Klimafinanzierung und um voélkerrechtlich bindende Re-
geln und bindende Uberpriifungsmechanismen in der
Klima- und Gerechtigkeitspolitik. Das sind die Eck-
punkte, an denen wir Sie, werte Bundesregierung, mes-
sen werden.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Ich habe mir den Antrag der Koalition angeschaut. Er
ist genau in dem vorhin beschriebenen Sound geschrie-
ben: so abstrakt, so virtuell und so wahnsinnig weit weg
von uns. Das reicht eben nicht aus. Es braucht weitaus
mehr. Der Erfolg der Verhandlungen héngt doch nicht
von schonen Texten und Technokraten ab, sondern da-
von, dass sich hier bei uns, in der deutschen Politik, et-
was dndert.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Wir miissen auch und gerade die Umsetzung der
Nachhaltigkeitsziele bei uns gewahrleisten. Das sind
Ziele, die uns in Deutschland betreffen. Es geht um be-
zahlbare und nachhaltige Energie, es geht um ein nach-
haltiges Wirtschaftswachstum, es geht um menschen-
wiirdige Arbeit, es geht um belastbare Infrastruktur, es
geht um die Verringerung von Ungleichheit, es geht um
Geschlechter- und Gendergerechtigkeit, es geht um die
Bekdmpfung des Klimawandels und der Klimakrise. Das
muss hier bei uns, vor unserer Haustiir, beginnen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

In der UNO wird gerade ein Entwicklungsprogramm
verhandelt, das bis 2030 bindend sein wird und auch fiir
uns in Deutschland gilt, weil wir in vielen Bereichen
eben auch eine Art Entwicklungsland sind. Ich habe aber
nicht den Eindruck, dass das in der gesamten Regierung
angekommen ist oder von ihr geteilt wird. Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen aus dem Entwicklungsausschuss,
warum haben Thren Antrag eigentlich nicht auch die Mit-
glieder des Wirtschaftsausschusses, des Verteidigungs-
ausschusses, des Haushaltsauschusses und des Finanz-
ausschusses mitgezeichnet?

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Erleben wir hier nicht eine Art ,,Hi und Hott* statt
,Hii oder Hott“ — Klima, aber doch die Kohle; fairer
Handel, aber doch TTIP; Frieden schaffen, aber doch
enttabuisierte Riistungsexporte, wie es Frau von der
Leyen fordert? Oder geht es wirklich um Kohérenz,
sprich: um eine ganzheitliche und glaubwiirdige Politik?

Sie tun so, als hétte das eine rein gar nichts mit dem
anderen zu tun. Ich sage: Beam me up, Scotty, raus in die
ungeahnten Weiten der Technokratie, die weit weg sind
von der eigenen Politik! Aber wenn nicht Deutschland
als eines der allerreichsten Lander zum globalen Vorrei-
ter wird, dann wird es mit der Nachhaltigkeitsagenda
schwierig. Mit der G-7-Prisidentschaft hat Deutschland
die Moglichkeit, den internationalen Prozess zu pragen
und die groBten Industrieldnder der Welt auf eine ge-
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meinsame Agenda fiir den sozial-6kologischen Umbau
einzuschworen. Also: klare Finanzierungsversprechen
auf dem Treffen in Addis Abeba — Entwicklungsfinan-
zierung ist Klimapolitik —, ein Ende der fossilen Subven-
tionen und der Subventionen fiir die Agroindustrie.

Nur wenn diese Vorleistungen in die Verhandlungen
eingehen, nur wenn diese Vorleistungen von uns er-
bracht werden, dann kdnnen wir von den G-77-Léndern,
von den Industrielindern und von den Schwellenléndern
einfordern, auch ihren notwendigen Beitrag zu leisten:

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

den Abbau von Korruption, den Aufbau von gerechten
Steuersystemen und die Umverteilung von Reichtum.

Frau Merkel hat jetzt die Chance, zu zeigen, was
mehr Verantwortung Deutschlands fiir die Welt wirklich
heiit. Dann wiére eine globale Partnerschaft wirklich
moglich, die wir in einer Zeit der Krisen so dringend
brauchen — vielleicht noch nie so dringend wie heute.

Ich danke Thnen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Vizeprasident Peter Hintze:
Als néchster Rednerin erteile ich das Wort der Abge-
ordneten Sabine Weiss, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg.
Dr. Bérbel Kofler [SPD])

Sabine Weiss (Wesel 1) (CDU/CSU):

Verehrter Herr Préasident! Meine Damen und Herren!
Das Jahr 2015 symbolisiert einen wichtigen Meilenstein
fiir die Entwicklungszusammenarbeit. Ich denke, wir
konnen es geradezu ein Schicksalsjahr fiir die weltweite
Entwicklung nennen. 2015 entscheidet sich im Gipfel-
prozess, wie es mit den Millenniumszielen weitergeht. In
der Post-2015-Agenda oder, verehrter Herr Minister, in
dem neuen Weltzukunftsvertrag werden neue Ziele fiir
eine nachhaltige Entwicklung erarbeitet.

Ein kurzer Blick zuriick auf die Millenniumsentwick-
lungsziele zeigt: Wir sind ein gutes Stiick weiter auf dem
Weg zu mehr Entwicklung und zu besseren Lebenschan-
cen fiir die Menschen gekommen. Der Blick in die Zu-
kunft zeigt aber auch: Der Weg bis zum Ziel ist noch
weit und mit Herausforderungen gepflastert. Ein Katalog
voll mit hochambitionierten Zielen, der dann bald in der
Schublade der Versenkung verschwindet und eventuell
nur zu hohen internationalen Konferenzen regelrecht wie
eine Monstranz vorneweg getragen wird, wird nichts
bringen. Es ist an uns, diese neuen Nachhaltigkeitsziele
mit Leben zu fiillen und die erfolgreiche Umsetzung in
Stein zu meif3eln.

Ich gebe Thnen recht, Frau Roth: Der Erfolg von Ver-
handlungen héngt nicht von irgendeinem Antrag, von ir-
gendwelchen Schriftzeilen ab. Er hdngt von den Men-
schen ab. Aber da bin ich sehr optimistisch: Wir haben in
unserem Hause hochengagierte Entwicklungspolitiker.
Wir haben einen authentischen, glaubwiirdigen Minister.

Wir haben eine Umweltministerin, die vieles vorantrei-
ben will.

(Heike Hénsel [DIE LINKE]: Ja, aber nicht
kann!)

Wir haben gute Teams in den Ministerien. Ich bin sehr
optimistisch, dass wir gemeinsam eine Menge auf den
Weg bringen kénnen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Derzeit sehe ich noch drei Bremsen, die unseren Ent-
wicklungsmotor in vielen Léndern stottern lassen und
die wir 16sen miissen.

Bremse Nummer eins: mangelnde Nachhaltigkeit bei
den Entwicklungsbemiihungen. Eine der zentralen Neue-
rungen der Post-2015-Agenda ist die Verschrankung
klassischer Armutsziele mit umweltpolitischen Zielen.
Dem liegt Gott sei Dank die Erkenntnis zugrunde, dass
sich wirtschaftliche und soziale Entwicklung und um-
weltpolitische Nachhaltigkeit gegenseitig bedingen.
Also: Ohne einen wirksamen Klimaschutz werden in vie-
len Entwicklungsldndern die Probleme von der Wasser-
versorgung bis zur Erndhrungssicherheit wachsen. Natur-
katastrophen — wir haben es in der jiingsten Vergangenheit
erlebt, zum Beispiel den Wirbelsturm Haiyan auf den Phi-
lippinen — werden sich haufen.

Schneller als bei jedem anderen Thema auf der Post-
2015-Agenda kommt hier mit der Klimakonferenz in Pa-
ris im Dezember dieses Jahres die Stunde der Wahrheit
auf uns zu. Um das 2-Grad-Ziel zu erreichen, muss die
internationale Gemeinschaft noch kréftig nachlegen.

Ich bin deshalb unserer Bundeskanzlerin sehr dankbar
dafiir, dass sie den Klimaschutz zu einem zentralen
Punkt des G-7-Gipfels macht. Das gilt iibrigens auch fiir
den Meeresschutz, ohne den Millionen Menschen ihre
Lebensgrundlage — einschlieBlich ihrer Erndhrung — ver-
lieren wiirden.

Wir miissen den Biirgern aber auch noch deutlicher
machen, was Nachhaltigkeit erfordert. Wer ist sich schon
dessen bewusst, dass die Weltgemeinschaft laut WWF
jéhrlich insgesamt 50 Prozent mehr an Ressourcen ver-
braucht, als die Erde in einem Jahr regenerieren kann?
Wir verbrauchen also quasi 1,5 Erden und leben damit
deutlich auf Kosten kiinftiger Generationen.

Entwicklungsbremse Nummer zwei: mangelnde Ei-
genverantwortung der Partnerregierungen. Das Gebot
der Stunde ist und muss sein: mehr Eigenverantwortung!
Eine der wichtigsten Aussagen in der Post-2015-Agenda
ist fir die CDU/CSU-Fraktion die Betonung der Eigen-
verantwortung aller Staaten fiir die Entwicklung in ihren
Léndern. Das haben wir auch in unserem Antrag betont.
Ohne aktive Mitwirkung der Partnerregierungen hat Ent-
wicklungspolitik selten gewirkt. Das ist die eine Dimen-
sion der Eigenverantwortung. Die andere ist, dass ein
Grofiteil der Menschen, deren Leben durch die neue
Agenda verbessert werden soll, gar nicht mehr in nomi-
nell armen Léndern und damit letztlich auch nur bedingt
in den zentralen Partnerldndern unserer Entwicklungszu-
sammenarbeit lebt. Indien zum Beispiel betrachten wir
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als Schwellenland. Es besitzt zwar Atomwaffen und ist
eine Handelsmacht, aber ein Drittel der Bevolkerung
— etwa 400 Millionen Menschen — lebt von weniger als
1,25 US-Dollar am Tag.

Unsere Entwicklungspolitik konzentriert sich zu
Recht auf die drmsten, auf die am wenigsten entwickel-
ten Linder. In dem Mal3e aber, in dem Lander aus dem
Kreis der d&rmsten Lander herauswachsen, nimmt die Ei-
genverantwortung der dortigen Regierungen zu, ndmlich
die Verantwortung, die nicht erreichten Ziele auch selbst
umzusetzen. Das muss unser Anspruch sein.

Bremse Nummer drei: die desolate Lage in fragilen
Staaten. Eine entscheidende Aufgabe fiir uns wird darin
bestehen, die Millenniumsziele dort zu erreichen, wo
dies bisher nicht gelungen ist. Da sind wir uns in diesem
Hause sicherlich alle einig. Leider betrifft dies viele fra-
gile Staaten und Konfliktstaaten. Etwa ein Fiinftel der
global extrem armen Menschen lebt in Landern wie
Somalia, im Nord- und Siidsudan, in Nordkorea und
Eritrea — um nur einige zu nennen.

Laut Weltbank sind in fragilen Staaten mehr als
40 Prozent der Menschen arm. Wenn hier ein erneutes
Scheitern nicht vorprogrammiert sein soll, miissen — und
zwar auf allen Seiten — die Anstrengungen verstéarkt wer-
den, tragfdhige Voraussetzungen fiir Entwicklung zu
schaffen wie Frieden und Sicherheit, die Beachtung der
Menschenrechte oder auch grundlegende funktionie-
rende staatliche Strukturen.

Hier ist der Ansatz unserer Bundesregierung, diese
Bereiche gezielt zu fordern, absolut richtig.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Unser Appell richtet sich in besonderer Weise auch an
die oftmals diktatorischen Staatsfiihrungen vieler dieser
Lénder, die die Post-2015-Agenda offiziell mittragen
und nach mehr Geld rufen, aber intern alles dafiir tun,
dass es den Menschen in ihren Landern weiter schlecht
geht.

Diesen Schuh des Scheiterns, liebe Kolleginnen und
Kollegen, werden wir uns nicht anziehen, wenn die, die
in diesen Léndern das Sagen haben, das Eigeninteresse
vor die Eigenverantwortung setzen.

Ich denke, wir sind auf einem guten Weg. Ich freue
mich auf die weiteren Beratungen. Es geht voran, aber es
gibt noch sehr viel zu tun. Wir packen es an.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Vizeprasident Peter Hintze:

Als nichstem Redner erteile ich das Wort dem Abge-
ordneten Niema Movassat, Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Niema Movassat (DIE LINKE):

Herr Président! Werte Kolleginnen und Kollegen!
,,Business as usual” ist keine Option. Das steht im der-
zeitigen UN-Entwurf zu den nachhaltigen Entwicklungs-
zielen, kurz SDGs. Dasselbe steht auch im Positionspa-
pier der Bundesregierung zum laufenden SDG-
Verhandlungsprozess. Auch Sie, Herr Minister Miiller,
haben ja heute gesagt, dass es kein Weiter-so geben darf.
Ich stimme dem voll und ganz zu; denn nach wie vor
hungern weltweit je nach Berechnung 800 Millionen bis
1,3 Milliarden Menschen. Zugleich nimmt die Ungleich-
heit immer unfassbarere Ausmafle an. Schon im néchs-
ten Jahr wird 1 Prozent der Menschheit so viel besitzen
wie die restlichen 99 Prozent zusammen. Wihrend sich
die einen Luxusvillen leisten, stirbt auf der anderen Seite
der Welt alle sechs Sekunden ein Kind an Hunger. Der
globale Diskussionsprozess um die nachhaltigen Ent-
wicklungsziele bietet die Chance, endlich etwas an die-
ser himmelschreienden Ungerechtigkeit zu dndern.

(Beifall bei der LINKEN)

Doch schaut man sich die Position der Regierung an,
wird klar: Sie spricht vom notwendigen Wandel, beharrt
in der Praxis aber auf dem Status quo.

Drei Beispiele dafiir:

Erstens. Im SDG-Entwurf wird unter Punkt zehn gro-
Bes Gewicht auf die Bekdmpfung von Ungleichheit, so-
wohl zwischen Landern als auch innerhalb von Staaten,
gelegt. Im Positionspapier der Bundesregierung taucht
das Wort ,,Ungleichheit* jedoch kein einziges Mal auf.
Dabei nimmt die Ungleichheit nicht nur auf globaler
Ebene, sondern auch hierzulande bedrohliche Dimensio-
nen an. 12,5 Millionen Menschen in Deutschland sind
arm, die reichsten 10 Prozent besitzen 70 Prozent des
gesamten Vermogens. Was braucht es eigentlich noch,
damit die Bundesregierung die Bekdmpfung der Un-
gleichheit hier und weltweit ganz oben auf die Priorita-
tenliste setzt?

(Beifall bei der LINKEN)

Wir brauchen sowohl in Deutschland als auch internatio-
nal starke soziale Sicherungssysteme und Steuersysteme,
die fiir Umverteilung von oben nach unten sorgen. Aber
statt dass sich die Bundesregierung im Rahmen des
SDG-Prozesses fiir solche strukturellen Verédnderungen
einsetzt, versucht sie, sich aus der Verantwortung zu
stehlen.

Damit bin ich beim zweiten Punkt: Deutschland ver-
braucht wesentlich mehr Ressourcen, als im globalen
MaBstab nachhaltig wére. Wir schleudern mehr Dreck in
die Luft als andere Nationen, und wir iiberhdufen die
Lander des Stidens mit Produkten zu Dumpingpreisen,
die eine eigenstindige Entwicklung vieler importieren-
der Staaten verhindern. Alle hier kennen das Beispiel der
afrikanischen Markte, die mit deutschen Hiihnerabfillen
iiberschwemmt werden. Kurz gesagt: Wir entwickeln
uns auf Kosten anderer Staaten und Menschen. Deswe-
gen pochen die Lander des Siidens zu Recht darauf, dass
Staaten zwar eine gemeinsame, aber eben auch unter-
schiedliche Verantwortung bei der Umsetzung der nach-
haltigen Entwicklungsagenda haben.

(Beifall bei der LINKEN)
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Deutschland trigt jedoch nicht nur mehr Verantwortung
als Bolivien, Malawi oder die Fidschi-Inseln. Deutsch-
land hat auch wesentlich mehr Einflussmoglichkeiten als
diese Lander, Veranderungen im Rahmen der EU, der
UNO oder der WTO in Gang zu setzen. Wenn man kein
,,business as usual“ will, dann muss man diesen Einfluss
auch geltend machen.

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg. Peter
Meiwald [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN])

Mein dritter Punkt. Die viel beschworene Ara einer
globalen Partnerschaft, die die SDGs einlduten sollen,
muss auch finanziell und institutionell abgesichert wer-
den. Darum soll es auch beim Gipfel in Addis Abeba im
Juli gehen. Auf der Tagesordnung wird dort nicht nur der
Dauerbrenner ,,Anhebung der Entwicklungsgelder auf
0,7 Prozent des Bruttonationalprodukts® stehen -—
Deutschland iibt sich hier ja seit 45 Jahren in leeren Ver-
sprechungen —, sondern ebenso zentral ist auch, dass die
Entwicklungslander die Moglichkeit stirkerer Kapital-
kontrollen erhalten; denn bisher flieBt jahrlich die un-
fassbare Summe von 1 Billion Dollar aus diesen Lén-
dern ab. Hieran haben Steuerhinterziehung und illegale
Geschifte internationaler Unternehmen den grof3ten An-
teil. Zudem muss endlich eine der Kernforderungen der
Entwicklungs- und Schwellenldnder, die Demokratisie-
rung der Finanzinstitutionen Weltbank und IWF, auf den
Weg gebracht werden.

(Beifall bei der LINKEN — Zustimmung des
Abg. Peter Meiwald [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN])

Leider hat die Bundesregierung zu all diesen Punkten
weder konkrete Vorschlidge gemacht noch Zusagen er-
teilt. Diese Untétigkeit ist auch kein Wunder; denn unter
globaler Partnerschaft verstehen Sie ja vor allem die For-
cierung Offentlich-privater Partnerschaften in der Ent-
wicklungszusammenarbeit. Anstatt GroBunternechmen
klare gesetzliche Regeln fiir ihr Handeln aufzuerlegen,
ladt die Bundesregierung diese dazu ein, ihre Interessen
in den Landern des Siidens mit staatlicher Flankierung
besser durchzusetzen. So fordert das Entwicklungsmi-
nisterium die Produktion von Kartoffelchips und Pom-
mes in Kenia und Nigeria; mit an Bord: die iiblichen
Verdachtigen Bayer, Syngenta und Solana. Unter dem
Deckmantel der Hungerbekdmpfung unterstiitzen Sie als
Bundesregierung mit Steuergeldern einmal mehr die
Expansionsbestrebungen der Agrarkonzerne in Afrika.
,,Business as usual“ eben.

Vizeprasident Peter Hintze:
Kurzer Blick auf die Uhr, ja?

Niema Movassat (DIE LINKE):

Ich komme zum Ende. — Eine Agenda fiir nachhaltige
Entwicklung sieht anders aus. Dafiir werden wir als
Linke kimpfen.

Danke.
(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Peter Hintze:

Als néchster Rednerin erteile ich der Abgeordneten
Dr. Béarbel Kofler, SPD-Fraktion, das Wort.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Johannes
Selle [CDU/CSUY])

Dr. Barbel Kofler (SPD):

Sehr geehrter Herr Président! Verehrte Kolleginnen
und Kollegen! Ich finde es wichtig, dass es uns heute
einmal gelungen ist, zu einer frithen Tageszeit {iber das
Thema Nachhaltigkeitsziele zu sprechen. Leider ist es ja
oft so, dass wir uns am Ende der Tagesordnung mit sol-
chen Themen befassen.

(Beifall des Abg. Andreas Jung [CDU/CSU])

Das ist schade und bedauerlich, weil ich glaube, wir
miissen uns fachiibergreifend mehr mit den Fragen von
Nachhaltigkeit, und zwar in globaler Hinsicht, beschafti-
gen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie
der Abg. Heike Hinsel [LINKE])

Wenn man iiber die Nachhaltigkeitsziele der UN
spricht, ist es wichtig, zu fragen: Was haben wir bereits
erreicht? Es geht jetzt um den Folgeprozess der soge-
nannten Millenniumsentwicklungsziele, die bis 2015 er-
reicht sein sollten. Die Frage ist also: Was haben wir in
diesen Entwicklungszielen erreicht, was haben wir nicht
erreicht, und welche Sachverhalte wurden damals {iber-
haupt nicht thematisiert, die aber sehr wohl zur Bekdmp-
fung von Armut und fiir Fortschritte in der Entwicklung
ganz entscheidend sind?

Ich glaube, es ist bei den Entwicklungszielen einiges
erreicht worden. Ich mochte das sagen, weil das auch
Mut machen soll, dass wir uns wirklich um Entwick-
lungszusammenarbeit bemiihen und uns dafiir einsetzen.

Es ist einiges bei der Bekdmpfung von extremer Ar-
mut erreicht worden. Das kann man mit Zahlen nicht so
richtig fassen, wenn man dazu Statistiken vorliest. Aber
wenn es vor 25 Jahren in den Entwicklungsregionen der
Erde so war, dass rund die Hilfte der Menschen von we-
niger als 1,25 Dollar am Tag, also in extremer Armut,
gelebt hat und jetzt, dank der Arbeit im Rahmen der Ent-
wicklungsziele, dieser Anteil immerhin auf 22 Prozent
gesunken ist — das sind die Zahlen der UN —, dann halte
ich das fiir einen positiven Schritt in die richtige Rich-
tung. Fiir die Menschen, die davon betroffen sind, ist das
sicherlich wertvoll.

(Beifall bei der SPD)

Das heif3t aber nicht, dass man sich damit zufrieden-
geben kann und zufriedengeben darf. Denn selbstver-
standlich muss die Beseitigung von extremer Armut das
oberste Ziel der Entwicklungsagenda, der Nachhaltig-
keitsagenda auch in dem neuen Prozess werden.

Wir haben vieles nicht erreicht. Auch das muss man
deutlich sagen. Gerade im Gesundheitssektor ist vieles
nicht erreicht worden. Es gibt bei der Miittersterblich-
keit, der Kindersterblichkeit riesige Defizite. Ich glaube,
das hat in vielen Teilen dieser Erde mit der Stellung der
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Frau zu tun; auch das muss man an der Stelle sehr deut-
lich ansprechen. Auf der anderen Seite hat das aber auch
mit dem absoluten Fehlen von funktionierenden sozialen
Sicherungssystemen und Gesundheitswesen zu tun. Das
haben wir ja gerade angesichts der Ebolakrise wieder
festgestellt.

Ich finde es deshalb wichtig, dass die — schon wieder
so eine Abkiirzung; OWG — Open Working Group der
Vereinten Nationen in ihrem Positionspapier festgelegt
hat, dass es gerade zu diesen Gesundheitszielen eine
Reihe von Unterzielen geben soll, die auch den Zugang
zu sozialen Sicherungssystemen in den Mittelpunkt stel-
len. Das ist einer der ganz entscheidenden Punkte.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der LINKEN)

Ferner muss iiber Dinge diskutiert werden, iiber die
im Rahmen des MDG-Prozesses, also der Millenniums-
entwicklungsziele, iiberhaupt nicht gesprochen worden
ist. Auch darauf weisen wir in unserem Antrag hin. Es
muss darum gehen, dass dem Ziel ,,Menschenwiirdige
Arbeit weltweit®, das in dem UN-Papier formuliert wird,
endlich zum Durchbruch verholfen wird.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der LINKEN)

Da wird es dann spannend. Knapp 900 Millionen
Menschen auf dieser Erde verdienen trotz Arbeit unter
2 Dollar am Tag und miissen damit sich und ihre Fami-
lien erndhren. Ein Drittel der Beschéftigten in den Ent-
wicklungslandern lebt trotz der tdglichen Arbeit in extre-
mer Armut. Informelle Arbeit ist gang und gidbe — das
heil3t, der Grof3teil der Menschen hat keine arbeitsrecht-
liche, sozialrechtliche Absicherung —, und fast 21 Mil-
lionen Menschen schuften unter sklavenidhnlichen Be-
dingungen.

Wenn wir hier wirklich etwas dndern wollen, dann ist
sicherlich vieles gefragt, was in den Bereich der Han-
dels- und Steuerpolitik gehort; keine Frage. Aber dann
muss es uns auch gelingen, in allen Léndern
— Universalitdt ist ein wichtiger Punkt — ein entspre-
chend ausgestattetes eigenes Arbeitsrecht auf die
Agenda zu setzen, damit die Menschen in diesen Lin-
dern — hoffentlich mit Gewerkschaften vor Ort — ihre In-
teressen vertreten konnen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU und des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN)

Dann muss es uns auch gelingen, die ILO-Kernarbeits-
normen in allen Lindern zu verankern, Sozialstandards
zu definieren und ein System der sozialen Sicherung auf-
zubauen. Das muss jedes Land als Aufgabe fiir den Ge-
setzgebungsprozess in seinem Land begreifen. Das
Spannende an dem SDG-Prozess ist, diese konkreten
Fragen — jetzt wird es ein bisschen konkreter, liebe
Claudia Roth — in einzelne Gesetzgebungsvorhaben um-
zusetzen und in den nichsten Jahren entsprechende
Mafnahmen durchzufiihren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Das heiflt selbstverstdndlich auch, dass der Beschluss
der Entwicklungsziele, zu dem es hoffentlich im Sep-
tember in New York kommt, nicht das Ende der Debatte
um die Nachhaltigkeitsziele, sondern erst der Beginn der
Arbeit in allen Parlamenten und Gesellschaften dieser
Erde ist.

Ich nenne ein weiteres Beispiel. Ein Thema, das die
Verschriinkung von Okonomie, Okologie und Sozialem
sehr deutlich macht, aber in den letzten Jahren vollig
vernachldssigt worden ist, ist die Stadtentwicklung. Die
UN schreibt in ihrem Bericht zu den Nachhaltigkeitszie-
len zu Recht:

Der Kampf fiir nachhaltige Entwicklung wird in
Stadten gewonnen oder verloren werden.

Dabei geht es um Arbeitsplitze fiir diese Menschen,
um die wirtschaftliche Entwicklung, ebenso wie um alle
okologischen Fragen, die damit im Zusammenhang ste-
hen. Es geht zum Beispiel darum, ob die Menschen end-
lich Zugang zu Energie haben, um selbst produktiv sein
zu konnen, also im Sinne der eigenen Armutsbekdmp-
fung titig werden zu konnen. Es geht aber selbstver-
standlich auch um die 6kologischen Grenzen unseres
Planeten. Das betrifft zum Beispiel die Frage, welche
Energietriager und Verkehrstriger geeignet sind und wie
wir die Entwicklung gemeinsam hinbekommen. Studien
belegen, dass zurzeit 2,3 Milliarden Menschen in Ent-
wicklungs- und Schwellenldndern in Stidten leben, fast
die Hailfte davon in Slums. Diese Zahl wird, wenn wir
nicht handeln, bis 2050 voraussichtlich auf 3 Milliarden
Menschen, die in Slums leben, steigen.

Das zeigt, dass es einen ganz konkreten Handlungsbe-
darf gibt, was Stadtplanung, Verkehrsplanung und die
Frage angeht, wie man in diesen Landern endlich auch
nachhaltige Entwicklungskonzepte im Energiebereich
umsetzen kann. Deshalb bin ich sehr froh, dass es in dem
vorliegenden Katalog nicht nur einige wenige ausge-
wihlte Ziele gibt, iiber die wir diskutieren, sondern dass
wir zum ersten Mal alle diese Fragen zusammen disku-
tieren. Es sind insgesamt 17 Ziele, zugegebenermallen
mit einer ganzen Reihe von Unterzielen, aber das zeigt
auch die Notwendigkeiten. Wir miissen uns auch immer
wieder vor Augen fiihren, dass wir bei der Frage anset-
zen miissen, wie in allen Lindern mit diesen Zielen um-
gegangen wird.

Vizeprasident Peter Hintze:
Ein kurzer Blick auf die Uhr.

Dr. Barbel Kofler (SPD):

Ich komme zum Schluss, Herr Priasident, und mochte
nur noch einen letzten Gedanken formulieren, ndmlich
zur Einnahmesituation der Lander. Auch wir werden un-
seren Beitrag dazu leisten miissen. Das haben wir in un-
serem Antrag im Ubrigen mit dem 0,7-Prozent-Ziel fest-
geschrieben. Es wird aber auch darum gehen, dass wir
die anderen Lénder beim Aufbau von Steuersystemen
unterstiitzen miissen. Auflerdem miissen wir unser eige-
nes Recht so ausgestalten, dass zum Beispiel beim Roh-
stoffabbau Transparenz hergestellt wird, damit die
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Linder tiberhaupt eine Chance bekommen, eigene Steu-
ereinnahmen zu erzielen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU und des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN)

Vizeprasident Peter Hintze:

Jetzt erteile ich dem Abgeordneten Peter Meiwald,
Biindnis 90/Die Griinen, das Wort.

Peter Meiwald (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Herr Prdsident! Sehr geehrtes Présidium! Verehrte
Frau Ministerin! Herr Minister! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Sind die Sustainable Development Goals
— SDGs ist eine schone Abkiirzung; Claudia Roth hat es
bereits gesagt — eine globale Entwicklungsagenda zum
Uberleben unserer Welt oder vielleicht auch eine Road-
map zur Gestaltung des Paradieses? Was in den 17 Zie-
len formuliert ist, klingt gut. Klar ist: Der dringend ge-
botene notwendige Wandel in Staat, Wirtschaft und
Gesellschaft hin zu mehr Nachhaltigkeit — 6konomisch,
okologisch, sozial, und zwar global, national und lokal —
muss engagiert angegangen werden.

Was bedeutet dieser Prozess fiir uns in Deutschland
und als Politik im Besonderen? Thr Antrag, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen von Union und SPD, schildert auf
flinf Seiten Prosa den bisherigen Arbeitsprozess ohne
weitere Konkretisierungen. Immerhin: Unter Punkt 14
auf der letzten Seite bekennen Sie sich zum 2-Grad-Ziel,
zum Erhalt der Biodiversitdt und zur Transformation un-
serer Volkswirtschaft. Doch wie Sie das erreichen wol-
len oder was der konkrete Beitrag Deutschlands im
Rahmen der gemeinsamen, aber unterschiedlichen Ver-
antwortlichkeiten sein soll, davon steht leider nichts in
Ihrem Antrag.

Man kann sich diesem Thema jedoch vollig anders
ndhern. Der norwegische Autor Jostein Gaarder nimmt
den Leser in seinem Buch 2084 — Noras Welt mit in die
Welt der 15-jahrigen Nora, die trdumt, wie sie im Jahr
2084 ihrer Urenkelin Nova erkliren muss, warum es
viele Tiere nicht mehr gibt oder warum arabische Klima-
fliichtlinge durch den Norden Norwegens ziehen. Unsere
Agenda, an der die Staaten der Welt jetzt arbeiten, zielt
nicht auf das Jahr 2084, sondern zunichst auf 2030.
Doch auch das Szenario in 15 Jahren ist — darauf machen
unsere Wissenschaftler schon heute aufmerksam — dra-
matisch genug, um einzusehen, dass nicht nur global,
sondern gerade auch in unserem reichen Land Handeln
geboten ist.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN sowie
der Abg. Heike Hénsel [DIE LINKE])

Haben Sie schon einmal einen Goldregenpfeifer pfei-
fen gehdrt, einen Alpensalamander oder einen Blauschil-
lernden Feuerfalter gesehen? Noch nicht? Dann miissen
Sie sich beeilen; denn unser Bundesamt fiir Naturschutz
zahlt diese drei genauso wie 60 weitere heimische Arten
zu den Hochrisikoarten, die bis 2030 verschwunden sein
werden, wenn wir das 2-Grad-Klimaziel nicht erreichen.

Dass die planetaren Grenzen dabei bereits heute nicht
nur bei der Freisetzung von Klimagasen, sondern bei-
spielsweise auch beim reaktiven Stickstoff aus der in-
dustrialisierten Landwirtschaft weit {iberschritten sind,
darauf weist der Wissenschaftliche Beirat der Bundesre-
gierung Globale Umweltverdnderungen ebenso wie der
von der Kanzlerin eingesetzte Sachverstidndigenrat fiir
Umweltfragen, aber auch viele Wissenschaftler immer
wieder hin. Frau Hendricks hat sich darauf bezogen.
Auch Frau Weiss und Frau Kofler kennen diese Informa-
tionen. Wir sind also schon weit fortgeschritten auf dem
Weg zu Noras 2084. Herr Miiller, auch Sie haben gerade
in Threr Rede betont, dass die Fragen betreffend Umwelt,
Klima und soziale Gerechtigkeit Regeln und Grenzen
brauchen. Wie passt das zusammen mit dem Dogma des
freien Handels, dem sich Thre Kanzlerin und der Wirt-
schaftsminister bei CETA, TTIP und Co. verschrieben
haben?

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Die Konsequenzen daraus ignorieren Sie in Threm
Antrag vollig. Wir fragen uns, wo Thr Antrag, iiber den
wir heute diskutieren, beziiglich der planetaren Grenzen,
der Umweltziele oder der globalen Gerechtigkeit iiber
das bereits Erreichte hinausgeht. Eigentlich ist alles in
Threm Antrag bereits im Kabinettsbeschluss vom 3. De-
zember enthalten. Daher handelt es sich eigentlich um
eine Nullnummer.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Klimawandel, Verlust der biologischen Vielfalt oder
Stickstoffkreislauf sind globale Herausforderungen, de-
nen wir auch lokal begegnen miissen. Die Regierung
geht diese Themen aber auch in der praktischen Politik
nach wie vor nicht an. Der CO,-Ausstof ist in Deutsch-
land mit 9,4 Tonnen pro Person im Jahr weiterhin viel zu
hoch. Doch wo ist das Kohleausstiegsprogramm?

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Die subventionierte Agrarindustrie verdringt seit Jahr-
zehnten immer weiter die bauerliche Landwirtschaft zu-
lasten von Umwelt und Natur. Obwohl beim Stickstoff
die planetaren Grenzen erreicht sind, bietet die Novelle
zur Diingeverordnung keine Losung. Das BMEL weigert
sich nach wie vor, beispielsweise Grenzwerte fiir Uran in
die Diingeverordnung aufzunehmen, obwohl alle wissen,
dass Uran ab einer bestimmten Menge schidlich fiir
Wasser, Boden und unsere Umwelt insgesamt ist. Doch
es passiert nichts. Es werden nur schone Antridge ge-
schrieben.

(Beifall bei Abgeordneten des BUNDNIS-
SES 90/DIE GRUNEN)

Ich komme gleich zum Schluss.

Vizeprasident Peter Hintze:
Es wire schon, wenn Sie dieses Versprechen einldsen.
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Peter Meiwald (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Im Sinne der notwendigen sozialdkologischen Trans-
formation muss sich Deutschland selber entwickeln.
,Business as usual“ ist keine Option, um die globale
Entwicklung nachhaltig zu gestalten. Doch gerade ges-
tern haben Sie beispielsweise unseren Antrag zur Ver-
meidung von noch mehr Mikroplastik in den Meeren im
Umweltausschuss abgelehnt, obwohl damit zumindest
ein Teil der weiteren Eintrdge in unsere Meere leicht zu
verhindern wire. Was soll das?

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der LINKEN)

Eine urenkeltaugliche Politik ist dringend geboten,
mit der auch fiir zukiinftige Generationen die Chance auf
ein erfiilltes Leben gesichert werden kann, und das glo-
bal. Dazu fehlt Threm Antrag die Vision und Ihrer Politik
die Kohérenz.

Vielen Dank.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN sowie
der Abg. Sabine Leidig [DIE LINKE])

Vizeprasident Peter Hintze:
Als néchster Rednerin erteile ich das Wort der Abge-
ordneten Sibylle Pfeiffer, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Sibylle Pfeiffer (CDU/CSU):

Herr Président! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir
reden tiber die nachhaltigen Entwicklungsziele, die so-
genannten SDGs, die im Herbst in New York verab-
schiedet werden sollen. Ich mdchte zuerst auf die Mil-
lenniumsentwicklungsziele, die MDGs, zuriickschauen.
Sie waren nicht vollstdndig und willkiirlich. Wir haben
auch nicht alle erreicht. Aber sie waren fokussiert auf ei-
nige Kernziele, die man iiberpriifen konnte. Sie gaben
wichtige Impulse. Es waren Zusagen mdglich. Die G 7
hat sich damit befasst, und deshalb waren sie erfolgreich.

Wenn man dariiber nachdenkt, kann man sehen, was
jetzt auf uns zukommt. Wir werden 17 Ziele und
169 Unterziele haben. Ich finde, das ist ein ambitionier-
ter Katalog. Er wére nachhaltig, und er wire umfassend.
Das ist es, was wir offensichtlich alle erreichen wollen:
das Umfassende, das alles Abdeckende. Das, was man
bei den alten Zielen kritisiert hat, ndmlich dass sie das
nicht sind, haben wir jetzt bei den SDGs. Es wird so gut
wie kein Bereich ausgeklammert. Die NGO-Szene ist
enthusiastisch bis zum Gehtnichtmehr. Die findet das al-
les ganz toll.

Ich allerdings, liebe Freunde, habe einige Bedenken.
Ich will sie nur einmal duflern, damit wir uns ein biss-
chen fiir die Probleme sensibilisieren. Ich befiirchte, dass
wir bei 17 Oberzielen und 169 Unterzielen nicht alles er-
reichen; bei den alten MDGs hatten wir weniger Ziele.
Es konnte dazu kommen, dass sich die Staaten einzelne
Ziele herauspicken, die gerade kommod sind, die sie
vielleicht sogar schon erfiillt haben, dass sich Beliebig-
keit breitmacht und Ziele nicht mehr der Uberpriifbarkeit

unterliegen. Ich fiirchte, dass es uns nicht gelingt, ein
System zu entwickeln, das uns alle irgendwie weiter-
bringt, weil jeder tut und lasst, was er will, was er kann
oder was er mochte. Die Schlagkraft geht damit verlo-
ren, und ich glaube, das ist nicht richtig.

Unser Anspruchsdenken — das haben wir hier in den
Reden vor allen Dingen der Opposition gehdrt —, jeden
Sektor, jeden Aspekt und jede Kleinigkeit zu berticksich-
tigen, halte ich fiir den falschen Weg.

(Uwe Kekeritz [BUNDNIS 90/DIE  GRU-
NEN]: Das ist doch kein Anspruchsdenken!
Das ist Leistungsdenken!)

Wir entwickeln so keinen Markenkern. Wir sind nicht
mutig genug, um uns auf einige Themen zu konzentrie-
ren, die wir dann aber auch erreichen kénnen. Wenn wir
das nicht kénnen und nur noch Politik nach dem Motto
,,Winsch dir was® machen — der eine will dies, der an-
dere will jenes, der Dritte hat da eine Prioritit —, dann
kommen wir zu keinem Ergebnis. Das befiirchte ich, und
das will ich nicht.

Natiirlich konnen wir uns, wenn wir Prioritdten setzen
wollen, sehr wohl auf Prioritdten einigen. Aber wir soll-
ten nicht iiber Beliebigkeit diskutieren; dafiir ist die Zeit
zu schade, und damit ist man nicht erfolgreich. Ich hoffe,
dass wir uns in Foren wie zum Beispiel G 7 oder G 20
auf einen prioritdren Katalog einigen konnen, den wir
dann genauso nachhaltig abarbeiten, wie wir es bei den
MDGs gemacht haben. Ich glaube, mit Kanzlerin Merkel
haben wir da einen guten Partner. Das erkennen wir,
wenn wir auf die G-7-Agenda von Elmau schauen. Da
werden wir sehen, wo die Kanzlerin Prioritdten setzen
will.

Das Entscheidende ist, dass wir in diesem Zusam-
menhang von langfristigen Entwicklungsagenden und
Nachhaltigkeitszielen sprechen. ISIS, liebe Claudia
Roth, und die Befriedung der Ostukraine sind Dinge, die
uns im Moment beschweren. Ohne pathetisch klingen zu
wollen: Hier geht es um viel mehr. Es geht ndmlich da-
rum, unsere Welt langfristig tiberlebensféhig zu halten.

Wenn wir an die Themen Migration, Klima, Armut
und Weltbevolkerungswachstum denken, dann stellen
wir fest, dass das schwierige und langfristige Entwick-
lungen sind, die uns beschweren werden. Schauen wir
doch einmal ganz kurz auf Afrika. Im Jahr 2050 wird
sich die Bevolkerung Afrikas verdoppelt haben. Wenn
wir der Jugend dort keine Perspektiven, keine Ziele und
keine wirtschaftliche Zukunft bieten und der Jugend kein
selbstbestimmtes und wiirdiges Leben in Aussicht stel-
len konnen, dann wird sie den Rattenfingern vor Ort
nachlaufen. Das ist so. Wir sollten nicht glauben, Boko
Haram und ISIS seien weit weg und brauchten uns nicht
zu interessieren. So ist es nicht. Alle Ereignisse auf der
groflen weiten Welt haben fiir uns Bedeutung.

Ich wiirde gerne Bundespridsident Kohler zitieren,
wenn Sie, Herr Président, nichts dagegen haben, der ge-
sagt hat, dass jeder von uns eigentlich weil3, dass wir nur
alle zusammen alles regeln konnen. Alles, was auf der
Welt passiert, tangiert uns hier direkt. Wir sollten nicht
unterscheiden zwischen ,,denen da“ und ,,uns hier*; viel-
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mehr sind wir alle ein ganz groBes Gefiige. Wir sind eine
groBBe Schicksalsgemeinschaft. Das ist auch fiir unsere
Wabhlkreise wichtig. Sie wissen alle: Wir gehen in die
Wabhlkreise und reden iiber Ortsumgehungen, Rentener-
héhungen und Breitbandausbau. Das alles ist ganz wich-
tig. Ich zitiere aber Horst Kohler, der gesagt hat:

Die bedrohlichen Konflikte des 21. Jahrhunderts
bestehen nicht zwischen ,,uns“ und ,,denen®,

— sicherlich auch nicht zwischen dem Westen und dem
Rest —

sondern zwischen uns und den Enkeln, zwischen
kurzfristigen und langfristigen Interessen.

Deshalb, liebe Kolleginnen und Kollegen, ist der SDG-
Prozess so wichtig. Deshalb brauchen wir einen Erfolg.
Deshalb brauchen wir die neue zwischenstaatliche Ord-
nung, die es geben wird.

Damit einhergehend werden auch Verantwortlichkei-
ten reduziert, und in diesem Zusammenhang reden wir
iber die oOffentliche Entwicklungsfinanzierung, die
ODA. Die ODA ist nicht mehr die allein selig machende
Finanzierungsquelle. Aber sie ist Teil der Finanzierung,
und deshalb sind wir froh, dass wir die SDGs diskutie-
ren. Wir sind erst am Beginn und miissen uns in irgend-
einer Weise einigen. Ich glaube, dass es fiir die Zukunft
unseres Planeten, unserer Erde, unserer Welt wichtig ist,
dass wir erfolgreich sind hinsichtlich der Finanzierungs-
fragen, hinsichtlich der Gemeinsamkeiten, vor allen Din-
gen aber hinsichtlich der gemeinsamen Verantwortlich-
keiten, die wir haben.

Wir haben mit den Nachhaltigkeitszielen, mit dem
Klimaabkommen in Paris, mit der Finanzierungskonfe-
renz in Addis Abeba die Chance, ein ganz neues Buch zu
schreiben, ein Buch {iber ein kooperatives Verhiltnis der
Staaten untereinander, iiber Fairness, iiber Nachhaltig-
keit in der Zusammenarbeit. Ich glaube, das ist richtig,
selbst wenn uns einige fiir naiv halten in der Frage, ob
uns iliberhaupt der grole Wurf gelingt. Wir miissen daran
arbeiten, weil es fiir die Zukunft, fiir unsere Enkel gut
ist. Die Welt braucht uns. Die Welt braucht nichts ande-
res als die SDGs.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Vizeprasident Peter Hintze:
Als nichstem Redner erteile ich das Wort dem Abge-
ordneten Carsten Triager, SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Carsten Trager (SPD):

Sehr geehrter Herr Prisident! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! In diesen Tagen ist viel die Rede davon, dass
wir der Globalisierung Regeln geben wollen. Das ist
richtig. Wir reden viel — vor allem wir in der SPD reden
unheimlich viel — iiber die anstehenden Freihandelsab-
kommen. Auch das ist richtig und wichtig. TTIP und
CETA sind in aller Munde, und das sollen sie auch sein;
denn hier tun Aufklarung und Transparenz bitter not.

Aber woriiber wir kaum reden, das sind unsere multi-
lateralen Abkommen wie der Weltvertrag fiir nachhal-
tige Entwicklung, tiber den wir heute sprechen, die soge-
nannten Sustainable Development Goals, SDGs. Dabei
haben sie eine vielfach hohere Bedeutung; denn durch
sie werden Ziele festgelegt, auf die sich die gesamte
Staatengemeinschaft verpflichtet — zumindest ist meine
Hoftnung, dass das gelingen wird. Das werden ambitio-
nierte Ziele sein, soweit sich das zum derzeitigen Stand
der Verhandlungen abschétzen ldsst. Es wurden bisher
17 zentrale Verpflichtungen zur Entwicklung unseres
Planeten erarbeitet. Sie gelten fiir Entwicklungslénder,
Schwellenldnder und Industrieldnder gleichermalien.
Alle Léander tragen gemeinsam Verantwortung.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU und der Abg. Claudia Roth
[Augsburg] [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN])

Da geht es nicht um Bevormundung. Welches morali-
sche Recht hitten wir, den Entwicklungslandern Wege
zu verweigern, die wir selbst beschritten haben? Aber es
geht um die schiere Notwendigkeit, dass wir uns die
gleichen Fehler kein weiteres Mal leisten konnen. Wir
stolen schon heute an die planetarischen Grenzen. Zwei
davon scheinen sogar iiberschritten zu sein. Ministerin
Hendricks ist darauf eingegangen; aber ich mdchte die
beiden wichtigsten Forderungen aus dem Umweltbe-
reich wenigstens benennen: Es ist unerlésslich, die glo-
bale Erderwdrmung auf unter 2 Grad zu begrenzen, und
die auf der UN-Konferenz in Siidkorea vereinbarten
Ziele fiir die Biodiversitit miissen erreicht werden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU und des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN)

Ich mache keinen Hehl daraus: Uns SPD-Umwelt-
politikern wére es sehr recht gewesen, wenn wir als Par-
lament noch weiter gehende Forderungen an unsere bei-
den Minister adressiert hétten, die uns auf der Konferenz
in New York vertreten werden. Ich hétte gerne festge-
schrieben, dass sich die Regierung fiir eine Besteuerung
des Ressourcenverbrauchs oder fiir die Beendigung von
umweltschédlichen Subventionen einsetzt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Liebe Ministerin Barbara Hendricks, lieber Herr Minis-
ter Miiller, vielleicht konnen Sie diesen Wunsch aber
auch so mit ins Reisegepack nehmen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU und des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN - Dr. Birbel Kofler [SPD]: Und
dem Finanzministerium {ibermitteln!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, als Sprecher der
SPD im Parlamentarischen Beirat fiir nachhaltige Ent-
wicklung ist mir die Bedeutung der SDGs fiir unsere
deutsche Nachhaltigkeitspolitik wichtig. Da nehmen wir
im internationalen Vergleich eine Vorreiterrolle ein, na-
tiirlich bei Paradeprojekten wie der Energiewende, aber
auch mit Blick auf die Strukturen, in denen wir in
Deutschland Nachhaltigkeitspolitik betreiben. Wir haben
sowohl auf Regierungsebene als auch auf parlamentari-
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Carsten Triger

scher Ebene feste Strukturen, wir haben einen politi-
schen Grundkonsens, und wir haben eine nationale
Nachhaltigkeitsstrategie. Daran miissen wir weiterhin
arbeiten, zum Beispiel an der Messung der Fortschritte
durch Indikatoren. Ich finde, diese miissen wir iiberar-
beiten und an die dann hoffentlich verabschiedeten
SDGs anpassen. Nachhaltige Politik wird eben nur dann
ihrem eigenen hohen Anspruch gerecht, wenn sie auch
iiber den Tellerrand blickt und international Wirkung
entfaltet. Wenn es uns gelingt, unsere Nachhaltigkeits-
systematik schliissig von der globalen iiber die europii-
sche auf die Bundesebene und vielleicht sogar auf die
Landerebene herunterzubrechen, dann ist viel erreicht;
dann kdnnen wir Synergieeffekte heben und internatio-
nal mit noch mehr Glaubwiirdigkeit auftreten. Lassen
Sie uns die Gelegenheit nutzen, die sich jetzt bietet!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es gibt grof3e politi-
sche Prozesse der internationalen Staatengemeinschaft
jenseits der grofen Schlagzeilen. Die SDGs gehodren
dazu. Beharrliche Verhandlungen, die unser Zusammen-
leben verbessern und eine nachhaltige Entwicklung un-
seres Planeten im Blick haben — auch so geht Politik. In
New York kann ein groBer Schritt in eine saubere und
gerechtere Zukunft gelingen. Ich finde, wir sind auf ei-
nem guten Weg.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizeprasident Peter Hintze:

Als nédchstem Redner erteile ich das Wort dem Abge-
ordneten Andreas Jung, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Andreas Jung (CDU/CSU):

Herr Président! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Zu-
néchst einmal darf ich mich der Kollegin Dr. Kofler an-
schlieBen, die bemerkt hat, dass es doch sehr gut ist, dass
diese Debatte iiber nachhaltige Entwicklung heute in der
Kernzeit stattfindet, weil es flir unsere Nachhaltigkeits-
debatten nicht selbstverstiandlich ist; das will ich bestéti-
gen. Gut, dass wir diese Fragen heute quasi in der Herz-
kammer der politischen Debatte behandeln! Oft ist es so,
dass wir Nachhaltigkeitsdebatten bei Mondschein fiih-
ren; das mag auch etwas fiir sich haben. Ich erinnere
mich aber an die letzte Debatte, als kurz vor meinem Re-
debeitrag die letzten Besucher von der Besuchertribiine
verschwunden sind.

(Heiterkeit)

Das mag auch mit mir zu tun gehabt haben. Es waren
aber schon zuvor nicht viele da.

Es ist wichtig, dass wir diese Debatte hier und heute
fiihren, weil in der Tat, wie schon gesagt wurde, das Jahr
2015 ein entscheidendes Jahr fiir Nachhaltigkeit und
Klima ist, vielleicht das Entscheidungsjahr. Deshalb will
ich auf das zuriickkommen, um das es eigentlich geht.

Wir erinnern uns alle an die Konferenz in Rio im Jahr
1992. Damals war es zum ersten Mal so, jedenfalls zum
ersten Mal in dieser Breite, dass man Umwelt und Ent-
wicklung global zusammengedacht hat. Man hatte nach
der Uberwindung des Ost-West-Konflikts, nachdem
diese Konfrontation beendet war, die Hoffnung, dass
man sich gemeinsam der globalen Fragen von Umwelt
und Entwicklung annehmen kann und dass man global in
gemeinsamer Verantwortung Fortschritte erzielt. Es war
so etwas wie Euphorie da. Es war Aufbruchstimmung
da, und die Menschen haben daran Anteil genommen.

Wenn man sich fast 25 Jahre spiter fragt: ,,Was ist er-
reicht worden?*, dann muss man sagen: Natiirlich gibt es
Fortschritte, natiirlich gibt es Initiativen, natiirlich gibt es
Entwicklungen in vielen Bereichen. Es ist nicht an
Deutschland gescheitert. Deutschland hat hier immer
eine dringende, eine Vorreiterrolle gespielt. Aber im
globalen Mafstab, gemessen an der Herausforderung, ist
beschdmend wenig fiir Entwicklung und Klima erreicht
worden. Ich glaube, das gehort zur Ehrlichkeit dazu. Ge-
rade deshalb aber sind diese Initiativen so notwendig, in
einer Zeit, wo ein Riickfall droht, der Riickfall in eine
Ost-West-Konfrontation. Es ist richtig und notwendig,
dass die Bundesregierung Menschenmdogliches tut, um
fiir Frieden einzutreten und diese Konfrontation zu ver-
hindern. Genauso wichtig und notwendig ist es, dass sie
international flir Entwicklung und Klimaschutz eintritt.
Besonders wichtig ist, dass in diesem Jahr die Konferenz
fiir Nachhaltigkeit in New York und die Konferenz fiir
Klimaschutz in Paris stattfinden werden. Ob die Konfe-
renzen in New York und Paris gelingen, hdngt auch von
Berlin ab. Deshalb ist es richtig, wichtig und notwendig,
dass Kanzlerin und Bundesregierung gesagt haben: Diese
Themen machen wir zu einem Kernbereich der G-7-Pra-
sidentschaft, um unserer globalen Verantwortung ge-
recht zu werden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Liebe Kollegin Roth, Sie haben natiirlich recht, wenn
Sie anmahnen, dass es keine technische Diskussion blei-
ben darf. Wir miissen die Kopfe und Herzen erreichen.
Deshalb finde ich es richtig, dass Minister Dr. Miiller
nicht nur von einem Post-2015-Prozess gesprochen hat,
sondern von einem Weltzukunftsvertrag, von einer
neuen globalen Partnerschaft, von fairem Handel, von
gemeinsamer Verantwortung. Er hat zusammen mit der
Bundesregierung bei einem Kongress mit breiter Beteili-
gung der Zivilgesellschaft die Zukunftscharta auf den
Weg gebracht. Es ist vorgesehen, dies in alle Bundeslan-
der weiterzutragen und mit Veranstaltungen und Aktio-
nen die Menschen zu erreichen und sie zu begeistern,
und es ist richtig, dass dies auf konkrete Initiativen he-
runtergebrochen wird. Er hat gesagt, dass den Menschen
in Entwicklungslandern durch eine Ausbildungspartner-
schaft Perspektiven geboten werden kdnnen. So soll zum
Ausdruck gebracht werden, worum es im Kern geht: um
ein Leben in Wiirde. Das ist Armutsbekdmpfung. Es
geht aber auch weit dartiber hinaus, und zwar in die Be-
reiche Bildung und Perspektiven. Es geht um eine ge-
meinsame Verantwortung. Die Initiative fiir faire Texti-
lien soll uns alle ermahnen, uns als Verbraucher, aber
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auch unsere Wirtschaft. Mit dem, was wir tun, iiberneh-
men wir direkte Verantwortung fiir die sozialen Um-
stinde bzw. Missstande in den Entwicklungsldndern.
Wir miissen gemeinsam mehr Verantwortung iiberneh-
men. Fiir diesen Kurs haben Sie, Herr Minister, unsere
Unterstiitzung.

Weiter geht es darum — auch das ist angemahnt wor-
den —, dass wir konkret werden und unserer Vorreiter-
rolle, die wir nicht nur in Deutschland, sondern auch in
Europa in Anspruch nehmen, gerecht werden. Deshalb
kann es nicht sein — ich spreche als Vorsitzender des
Nachhaltigkeitsbeirats im Namen aller Fraktionen —,
dass die Nachhaltigkeitsstrategie in der Européischen
Union aufgegeben, dass sie nicht fortgeschrieben wer-
den soll, dass sie als FuBinote in der Strategie ,,Europa
2020 aufgehen soll. In dieser Woche haben wir mit dem
Vizepréasidenten Timmermans Gespriache gefiihrt. Wir
erhoffen von der neuen Kommission, dass sie Nachhal-
tigkeit institutionell und materiell verankert. Wenn wir
dies in Europa nicht voranbringen, wird es kein anderer
machen. Daran miissen wir uns messen lassen.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Neben diesen institutionellen Fragen haben wir natiir-
lich eine finanzielle Verantwortung; auch das ist gesagt
worden. Wir haben als Bundesrepublik Deutschland Zu-
sagen im Bereich der Entwicklungsfinanzierung ge-
macht. Die miissen — da gibt es kein Vertun — eingehal-
ten werden. Deshalb ist klar, dass es besondere Mittel
zur Erreichung dieser Nachhaltigkeitsziele geben muss.
Es geht nicht nur um Geld, aber es geht auch um Geld.
Das muss klar sein. Auch in diesem Bereich miissen wir
in diesem Jahr Fortschritte erzielen.

Wir befinden uns in diesem Jahr auch im Bereich Kli-
maschutz in einer besonderen Phase; das ist bereits
mehrfach angesprochen worden. Es geht darum, in Paris
endlich einen Durchbruch zu erreichen. Auch hier hiangt
viel an Deutschland und Europa, und wir miissen unsere
Hausaufgaben machen. Das bedeutet, dass wir unsere ei-
genen Klimaziele erreichen miissen. Wir diskutieren zur-
zeit das Paket, das die Bundesumweltministerin vorge-
legt hat. Unsere Liicke muss geschlossen werden, damit
wir glaubwiirdig auftreten kdnnen. Dann miissen wir ge-
meinsam mit der Europdischen Union mehr Ehrgeiz ent-
wickeln. Dariiber haben wir in dieser Woche im Wirt-
schafts- und Energieausschuss mit dem zustindigen
Kommissar gesprochen. Hier muss noch mehr erreicht
werden als bisher. Dann wird es gemeinsam gelingen,
mit unseren Partnerstaaten und in unserer Vorreiterrolle
in Paris einen Abschluss zu erreichen. Es gibt in diesem
Jahr also grofle Herausforderungen. Wir miissen sie ge-
meinsam angehen.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizeprasident Peter Hintze:
Als nichstem Redner erteile ich das Wort dem Abge-
ordneten Matthias Ilgen, SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Matthias ligen (SPD):

Herr Président! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Frau Kollegin Roth hat uns von der Koalition vorhin
vorgeworfen, wir wiirden zu abstrakt und zu virtuell dis-
kutieren. Deswegen dachte ich, ich mache es heute an ei-
nem konkreten Beispiel fest.

(Claudia Roth [Augsburg] [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Guter Mann!)

Herr Dr. Miiller hat das Thema vorhin iiber die Erd-
zeitalter hergeleitet,

(Claudia Roth [Augsburg] [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Und mit Jesus!)

also tiber den Jura und die Kreidezeit, in denen die Dino-
saurier unterwegs gewesen sind. Ich glaube, es reicht in
Wahrheit ein Blick in den Atlas, um deutlich zu machen,
was wir im Bereich nachhaltiger Landwirtschaftspolitik
tun miissen, um in der Post-2015-Agenda voranzukom-
men.

Sie alle kennen vielleicht noch aus dem Erdkundeun-
terricht den Tschadsee. Wenn man auf einer grofen, be-
kannten Internetseite auf das Stichwort ,,Maps“ klickt
und ,,Tschadsee* eingibt, erhilt man dieses Bild.

(Der Redner hilt eine Landkarte hoch)

Wenn man dann auf der Seite dieser bekannten Suchma-
schine im Internet zur Kategorie ,,Earth* wechselt, dann
sieht man, wie die Realitét tatsdchlich aussieht.

(Der Redner hélt ein Satellitenbild hoch)

Die Oberflache des Tschadsees ist seit 1962 um 90 Pro-
zent zurlickgegangen. Das heif3t, der See ist wirklich nur
noch ein Bruchteil dessen, was er einmal gewesen ist, als
Claudia Roth noch Erdkundeunterricht hatte.

(Heiterkeit bei Abgeordneten im ganzen
Hause — Claudia Roth [Augsburg] [BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN]: Da war ich echt
schlecht!)

Wir miissen natiirlich schauen: Wo liegen die Ursa-
chen? Ministerin Hendricks hat zu Recht den Klimawan-
del und die globale Erderwdrmung angesprochen. Die
Ziele sind klar benannt worden. Aber wir miissen auch
etwas bei der nachhaltigen Landwirtschaftspolitik tun.
Denn die Fachleute sagen uns: Die Austrocknung dieses
Sees hingt zu 50 Prozent nicht mit dem Klimawandel
zusammen, sondern mit der extensiven Bewdisserungs-
wirtschaft, die dort betrieben wird. Die vier Anrainer-
staaten Tschad, Kamerun, Nigeria und Niger stehen in
einem harten 6konomischen Wettbewerb um die Bewirt-
schaftung des Tschadsees. Das Auftreten von Boko
Haram und anderen Erscheinungen — sie sind angespro-
chen worden — hat natiirlich auch damit zu tun, dass die
Menschen dort teilweise in bitterer Armut leben und
Landwirtschaft fiir sie immer noch einer der zentralen
Wirtschaftsfaktoren ist. Nun sind immer noch etwa
30 Millionen Menschen vom Wasser des Sees direkt
oder indirekt abhéngig. Wir haben vorhin iiber die Han-
delsabkommen gesprochen; CETA wurde angesprochen.
Kanada hat ungeféhr 30 Millionen Einwohner. Wir spre-
chen hier also tiber eine dhnliche Gréenordnung.
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Wenn die Prognosen der FAO stimmen, wird dieser
See in etwa zehn Jahren ausgetrocknet sein. 30 Millio-
nen Menschen werden ihre Lebensgrundlage verlieren.
Das ist eine Entwicklung, die wir natiirlich ziigig be-
kdmpfen miissen; das konnen wir nicht aufschieben. Wir
Sozialdemokraten jedenfalls kdmpfen dafiir, dass eine
nachhaltige Landwirtschaftspolitik in der Post-2015-
Agenda eine Rolle spielt.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Sibylle
Pfeiffer [CDU/CSU])

Nun wird das nicht von heute auf morgen gehen — das
wissen wir auch —, denn im Konkreten liegt die Schwie-
rigkeit, und wir miissen konkret werden. Man kann den
Menschen natiirlich nicht sagen: ,,Hort von heute auf
morgen auf, dort Bewdésserungswirtschaft zu betrei-
ben!“, denn dann entzieht man ihnen die Lebensgrund-
lage. Wir miissen gemeinsam die Ziele einer nachhalti-
gen, Okologischen Landwirtschaft verfolgen und auf
dem Weg dorthin vorankommen.

Wie unsere frithere Entwicklungsministerin Heidemarie
Wieczorek-Zeul immer betont hat, ist die Friedenspolitik
die Sicherheitspolitik des 21. Jahrhunderts. Ich glaube,
das muss sich nicht nur die Koalition, sondern miissen
sich alle Fraktionen in diesem Parlament auf die Fahnen
schreiben. Nur wenn wir eine solche nachhaltige Ent-
wicklungs- und Landwirtschaftspolitik betreiben, kon-
nen wir diese Ziele erreichen und eine Welt schaffen, die
zunehmend friedlicher wird.

Danke schon.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU und der Abg. Claudia Roth
[Augsburg] [BUNDNIS 90/DIE GRUNENT])

Vizeprasident Peter Hintze:
Als niachstem Redner erteile ich das Wort dem Abge-
ordneten Dr. Andreas Nick, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Andreas Nick (CDU/CSU):

Herr Prasident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Mit
den Millenniumszielen der Vereinten Nationen wurde
ein wichtiger Impuls gesetzt, um das Thema der Armuts-
bekdmpfung und der menschlichen Entwicklung wieder
weit nach oben auf die internationale Agenda zu brin-
gen. Das war zweifellos ein Erfolg; denn obwohl diese
Ziele bewusst hoch gesteckt waren, wurde vieles er-
reicht. Der Anteil der Armen weltweit hat sich halbiert.
Viele Indikatoren fiir Entwicklung weisen deutliche Ver-
besserungen auf.

Die Millennium-Agenda ist aber noch nicht erledigt,
sondern sie muss erfolgreich zum Abschluss gebracht
werden. Nicht zuletzt dank des historisch einmaligen
Aufstiegs der Schwellenldnder wie China, Indien oder
Brasilien gelang Hunderten Millionen von Menschen der
Aufstieg in die Mittelklasse. Gerade der Aufstieg der
Schwellenlénder zeigt jedoch vielfach auch, welche ne-
gativen Auswirkungen ungeziigeltes Wachstum auf die
Umwelt haben kann.

Wenn iiber 100 Millionen Menschen jahrlich zur glo-
balen Mittelklasse hinzukommen, ist das zweifelsohne
eine erfreuliche Entwicklung. Wenn die Ubernahme ei-
nes solchen Lebensstils aber auch kiinftig mit einem
,,okologischen FuBBabdruck® pro Kopf wie in den bisher
entwickelten Landern einherginge, wiirde dies die 6kolo-
gische Tragfahigkeit dieses Planeten iiberfordern. Es ist
aber weder realistisch noch moralisch vertretbar, den
Menschen in den Schwellen- und Entwicklungsldndern
deshalb das Recht auf Teilhabe an Wohlstand und Ent-
wicklung vorzuenthalten.

Mit der Post-2015-Agenda fiir eine nachhaltige Ent-
wicklung gehen wir deshalb einen wichtigen Schritt wei-
ter. Gefordert ist nicht weniger als eine tiefgreifende
Transformation von Wirtschaft und Gesellschaft welt-
weit, um zwei zentrale Ziele miteinander in Einklang zu
bringen: zum einen die endgiiltige Beseitigung extremer
Armut in der Welt, zum anderen aber auch die Beach-
tung der 6kologischen Grenzen unseres Planeten. Des-
halb — das ist neu — richten sich die UN-Nachhaltigkeits-
ziele eben nicht nur an die Entwicklungsldnder, sondern
an uns alle weltweit.

Der frithere Bundesprésident Horst Kohler, der im
hochrangigen Beratergremium des UN-Generalsekre-
tirs zur Post-2015-Agenda mitgewirkt hat, formulierte
den ,kategorischen Imperativ" der Nachhaltigkeit so:
,,Lebe so, dass dein Lebensstil auch von allen anderen
7 Milliarden Menschen auf diesem Planeten {ibernom-
men werden konnte.” Es kann deshalb auch nicht nur um
ein ,,business as usual®, also um ein einfaches Weiter-so
im Sinne der Fortsetzung traditioneller Konzepte der
Entwicklungshilfe gehen, sondern es geht um eine uni-
verselle Agenda, die sich an alle Landergruppen welt-
weit richtet und konkrete Anforderungen stellt.

Fiir die entwickelten Lander geht es vorrangig darum,
tragfihige Konzepte und moderne Technologien zu ent-
wickeln, um wirtschaftliches Wachstum und Ressour-
cenverzehr, Energieverbrauch und CO,-Emissionen
moglichst weitgehend zu entkoppeln. Die Schwellenlan-
der wiederum sind gefordert, mehr internationale Ver-
antwortung zu iibernehmen und sich stiarker als verant-
wortungsvolle Mitglieder in das internationale System
einzubringen. Die Entwicklungslénder selbst miissen zu-
kiinftig einen Schwerpunkt vor allem auf gute Regie-
rungsfithrung, Bekdmpfung von Korruption und Schaf-
fung attraktiver wirtschaftlicher Rahmenbedingungen
legen; entgegen herkommlich vorherrschender Auffas-
sungen entscheiden auf Dauer nicht geografische Lage,
klimatische Verhiltnisse, die Ausstattung mit natiirli-
chen Ressourcen oder kulturelle Pragungen iiber den
Wohlstand eines Landes und den Entwicklungsstand ei-
ner Gesellschaft. Wohlstand und Entwicklung hédngen
vielmehr in erster Linie davon ab, ob sich leistungsfa-
hige, offene und rechenschaftspflichtige Institutionen
herausbilden. Ein solch funktionierender institutioneller
Rahmen ist ausschlaggebend, um die in der Bevolkerung
eines Landes gleichmiaBig verteilten Talente und Poten-
ziale voll auszuschdpfen und den Weg fiir Innovationen
und fairen Wettbewerb um Lebenschancen freizuma-
chen.
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Darauf haben insbesondere zwei Gruppen einen be-
sonderen Anspruch. Da sind zum einen die jungen Men-
schen. Schon heute ist weltweit jeder Vierte zwischen
10 und 24 Jahre alt. 2050 werden mehr als 9 Milliarden
Menschen auf der Welt leben. Gerade in den Entwick-
lungslandern nimmt die Zahl junger Menschen rasant zu.
Junge Menschen bilden das Fundament fiir die zukiinf-
tige Entwicklung der Welt.

Vor allem Méadchen und Frauen haben in vielen Ge-
sellschaften nach wie vor nur eingeschrinkten Zugang
zu Bildung und Lebenschancen. Das muss sich dndern.
Auch ihnen muss iberall die volle Entwicklung ihrer
Potenziale ermdglicht werden.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie
bei Abgeordneten des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN)

Zur Umsetzung all dieser Ziele brauchen wir auch ein
neues Handeln in globaler Partnerschaft. Dies erfordert
—ich rede hier nicht zuletzt auch als Auflenpolitiker mei-
ner Fraktion — in weiten Teilen auch ein neues Para-
digma fiir die internationale Politik. Dazu gehort zualler-
erst ein weiterentwickeltes Verstédndnis von Gemeinwohl
und nationaler Souverénitdt in einer globalisierten und
immer enger zusammenriickenden Welt. Gemeinwohl
lasst sich nicht ldnger begreifen in einem engen Ver-
stindnis zu einem bestimmten Zeitpunkt und bezogen
auf einen geografisch abgegrenzten Raum. Wenn wir
Nachhaltigkeit ernst nehmen, dann muss ein zeitgema-
Bes Verstandnis von Gemeinwohl inzwischen sowohl die
Weltgemeinschaft wie auch die Verantwortung fiir nach-
kommende Generationen miteinbeziehen.

Nationale Souverénitdt kann nur noch im Sinne einer
verantwortlichen Souverdnitidt verstanden werden, die
auch die weltweiten Interdependenzen unseres Handelns
in Entscheidungen einbezieht.

Tragféhige Rahmenbedingungen fiir nachhaltige Ent-
wicklung lassen sich ndmlich nur noch in multilateralen
Losungen erarbeiten. Lassen Sie mich dazu drei zentrale
Beispiele nennen: ein Finanzsystem, das weniger krisen-
anfillig ist, aber auch neue Formen der Entwicklungs-
finanzierung ermoglicht, ein faires und entwicklungs-
freundliches Handelsabkommen, vor allem mit offenen
Markten fiir die Entwicklungslédnder, und nicht zuletzt
belastbare Regelungen zur Eindimmung der Gefahren
des Klimawandels. Dies sind im Ubrigen alles Themen,
die auch fiir die Agenda der Bundesregierung fiir die
G-7-Préasidentschaft 2015 eine zentrale Bedeutung ha-
ben.

Die formulierten Anforderungen an Good Gover-
nance gelten aber auch im internationalen Mafstab. Nur
funktionsfahige und legitimierte globale Institutionen
konnen das Riickgrat einer stabilen internationalen Ord-
nung sein. Das gilt auch und gerade fiir die Bewiéltigung
der Post-2015-Agenda. Die Vereinten Nationen, aber
auch die internationalen Finanzinstitutionen miissen des-
halb die Realitdt der Welt von heute widerspiegeln, wenn
sie dauerhaft globale Wirksamkeit entfalten wollen. Dies
wird nicht gelingen, solange der institutionelle Aufbau

vorrangig die Machtverhéltnisse des Jahres 1945 wider-
spiegelt.

Deshalb ist eine der dringlichsten Aufgaben sicher-
lich weiterhin die Reform des UN-Sicherheitsrates. Ich
verhehle nicht: Personlich habe ich grofe Sympathien
fiir das von Kishore Mahbubani vorgeschlagene Modell
einer ,,Drei Mal sieben“-Losung mit sieben stindigen,
sieben semistdndigen und sieben nichtstandigen Mitglie-
dern, durch das die entwickelten Léander, die Schwellen-
lander und die Entwicklungslinder gleichermaflen an
dieser Struktur beteiligt werden. Gerade in den interna-
tionalen Institutionen muss sich der Gedanke der ,,einen
Welt™ glaubwiirdig widerspiegeln, auch als {iberzeugen-
des und attraktives Gegenmodell zu ethnisch motivier-
tem Nationalismus, zu Grolmachtdenken des 19. Jahr-
hunderts und zu autoritiren Staatsstrukturen, wie sie sich
leider auch in vielen wirtschaftlich aufstrebenden Lén-
dern finden.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Achtung der
universellen Menschenrechte, gute Regierungsfithrung,
Demokratie und Rechtstaatlichkeit sind eben kein Luxus
flir einige wenige, sondern grundlegende Voraussetzung
fiir eine breite Teilhabe an Wohlstand und Entwicklung
weltweit.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizeprasident Peter Hintze:
Als nichstem Redner erteile ich das Wort dem Abge-
ordneten Dr. Sascha Raabe, SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Sascha Raabe (SPD):

Herr Préisident! Meine sehr verehrten Kolleginnen
und Kollegen! Die Vereinten Nationen und wir alle wol-
len uns das Ziel setzen, Hunger und extreme Armut bis
zum Jahr 2030 endgiiltig zu beseitigen. Das ist das
oberste Ziel, das in der neuen Agenda beschlossen wer-
den wird. Das ist gut so. Es soll auch dadurch erreicht
werden, dass Ungleichheit innerhalb von Staaten und
zwischen Staaten verringert wird. Dies ist sowohl in den
UN-Zielen als auch in unserem gemeinsamen Antrag
enthalten.

Noch immer leben 1 Milliarde Menschen in Hunger
und extremer Armut. Angesichts der Tatsache, dass es
hier in den Industrielindern Reiche gibt, die in Geld
schwimmen, aber auch in Lindern wie Indien, China
und Uganda Millionédre und Milliardire zuschauen, wie
die Menschen in ihrem eigenen Land verhungern, ist das
ein Skandal. Das miissen wir beenden, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN sowie bei Abgeordneten der
CDU/CSU)

Ja, gute Regierungsfiihrung innerhalb von Entwick-
lungs- und Schwellenlédndern ist notig. Wahr ist: Auch
die Reichen miissen Steuern zahlen. Gute Regierungs-
fihrung heiBit aber auch, dass wir als reiches Geberland,
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als eine der grofiten Exportnationen der Welt, die grofle
Verantwortung haben, gute Regierungsfithrung vorzule-
ben. Dieser Verantwortung miissen wir nachkommen.

Wenn wir wollen, dass sich die Ungleichheit zwi-
schen Staaten verringert, dann miissen wir unser selbst
gegebenes Versprechen, bis 2015 0,7 Prozent vom Brut-
tonationaleinkommen fiir Entwicklungsarbeit zur Verfii-
gung zu stellen — wozu sich die Europédische Union
schon vor zehn Jahren verpflichtet hat —, endlich erfiil-
len. Es kann nicht sein, dass im Jahr 2015 Linder wie
Grofbritannien, Schweden und Norwegen iiber 0,7 Pro-
zent des Bruttonationaleinkommens zur Verfiigung stel-
len, wir in Deutschland hingegen bei beschdmenden
0,38 Prozent liegen. Wenn wir gute Regierungsfiihrung
ernst nehmen, dann miissen wir unseren Beitrag leisten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der LINKEN und des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN)

Natiirlich ist ODA-Geld nicht alles. Wir haben das
immer als Hilfe zur Selbsthilfe verstanden. Genauso
wichtig, vielleicht sogar noch wichtiger sind gerechte
Handelsbedingungen; denn nur so kann auch das achte
Ziel, das sich die internationale Gemeinschaft gesetzt
hat, ndmlich inklusives und nachhaltiges Wirtschafts-
wachstum und menschenwiirdige Arbeit, erreicht wer-
den, was — Frau Kofler hat es gesagt — uns Sozial-
demokraten sehr wichtig ist. Das wird auch in diesem
Antrag der Koalitionsfraktionen deutlich. Wir haben im
Koalitionsvertrag vereinbart, dass menschenrechtliche,
okologische und soziale Standards wie die ILO-Kern-
arbeitsnormen, Herr Minister Miiller, in allen Handels-
vertrdgen der Europdischen Union verankert werden
sollen. Wir streiten im Zusammenhang mit dem Abkom-
men mit Kanada, CETA, und mit dem Abkommen mit
den USA, TTIP, sehr hart darum, dass das auch umge-
setzt wird.

(Beifall bei der SPD)

— Danke fiir die Unterstiitzung. — Das ist nicht nur wich-
tig in Bezug auf die Rechte der Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer in den USA und Kanada, denen wir helfen
wollen. Wir wollen auch nicht, dass dadurch, dass wir
das nicht durchsetzen, Druck auf die Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer in Deutschland ausgeldst wird.
Gleichzeitig verhandeln wir mit Léndern wie Vietnam
und Indien, weil wir wollen, dass die Kernarbeitsnormen
und die menschenrechtlichen, 6kologischen und sozialen
Standards auch dort gelten, weil sie die unabdingbare
Voraussetzung fiir einen fairen Handel sind.

Der Herr Minister unterstiitzt meine und unsere For-
derung, dass wir sogenannte Fairhandelsabkommen und
nicht Freihandelsabkommen brauchen. Herr Minister,
wir unterstiitzen Ihren Ansatz, im Textilbereich die
Unternehmen im Rahmen eines Textilbiindnisses in die
Verantwortung zu nehmen. Nur so kdnnen wir es ge-
meinsam schaffen: Wir miissen iiber Handelsvertrage
auch Regierungen, die oft mit den Eliten in den Entwick-
lungslandern zusammenarbeiten, in die Pflicht nehmen;
denn wir wissen zum Beispiel, dass die Hilfte der Mit-
glieder des Parlaments in Bangladesch und auch Mitglie-
der der Regierung selbst Textilfabrikbesitzer sind. Wir

miissen denen sagen: Wenn ihr weiter zollfrei in die EU
importieren wollt, dann miisst ihr die Menschenrechte
und die Arbeitnehmerrechte einhalten.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie
bei Abgeordneten des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN)

Gleichzeitig sagen wir unseren Unternehmen: Thr
kdnnt euch nicht zuriickziehen und einfach sagen: Naja,
was konnen wir dafiir, wenn die Behorden vor Ort nicht
die Sicherheit der Fabrikgebdude iiberpriifen oder die
Gewerkschafter ins Gefdngnis sperren? — Nein, auch un-
sere Unternehmen hier haben eine Verantwortung. Des-
wegen halten wir das Textilbiindnis fiir eine gute Sache.
Wir freuen uns, Herr Minister, dass die ersten Unterneh-
men sich zur Mitarbeit bereit erkldrt haben. Das sind
iibrigens nicht nur die Hersteller hochpreisiger Textil-
produkte, sondern auch ein Discounttextilanbieter, ob-
wohl man immer sagt, dass Discounttextilanbieter die
schlechten sind. Wir sagen: Wir wollen den ehrbaren
Kaufmann stiitzen und schiitzen, aber wir wollen dem
Ausbeuter und Menschenschinder das Handwerk legen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie
bei Abgeordneten des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN)

In diesem Sinne wiinsche ich mir, dass wir hier als
Parlament parteiiibergreifend sagen: Wenn wir wollen,
dass in Deutschland der Mittelstand, dass diejenigen, die
anstdndige Lohne, jetzt auch den Mindestlohn zahlen,
dass diejenigen, die sich wirklich um ihre Mitarbeiter
kiimmern, faire Wettbewerbsbedingungen vorfinden,
und zwar hier und auf der ganzen Welt, dann miissen wir
dafiir sorgen, dass der Arbeiter, gleich ob er in Afrika,
Asien oder Deutschland arbeitet, von seiner Hénde
Arbeit anstdndig leben kann. Menschenwiirdige Arbeit
hier bei uns und in der Welt, das gehort zusammen. In
diesem Sinne hoffe ich, dass wir die Armut weltweit be-
enden konnen, vielleicht nicht erst im Jahr 2030. Je frii-
her, desto besser.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizeprasident Peter Hintze:
Ich schlieBe die Aussprache.

Interfraktionell wird Uberweisung der Vorlagen auf
den Drucksachen 18/4088, 18/3604 und 18/4091 an die
in der Tagesordnung aufgefiihrten Ausschiisse vorge-
schlagen. Sind Sie damit einverstanden? — Das ist der
Fall. Dann sind die Uberweisungen so beschlossen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 5 auf:

Erste Beratung des von den Abgeordneten
Volker Beck (Koln), Ulle Schauws, Luise
Amtsberg, weiteren Abgeordneten und der Frak-
tion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN eingebrach-
ten Entwurfs eines Gesetzes zur abschliefen-
den Beendigung der verfassungswidrigen
Diskriminierung eingetragener Lebenspart-
nerschaften

Drucksache 18/3031
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Uberweisungsvorschlag:

Ausschuss fiir Recht und Verbraucherschutz (f)
Innenausschuss

Finanzausschuss

Ausschuss fiir Arbeit und Soziales

Ausschuss fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend
Ausschuss fiir Gesundheit

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind fiir
die Aussprache 60 Minuten vorgesehen. Sind Sie damit
einverstanden? — Das ist der Fall. Dann ist das so be-
schlossen.

Ich er6ffne die Aussprache. Als erstem Redner erteile
ich das Wort dem Abgeordneten Volker Beck, Fraktion
Biindnis 90/Die Griinen.

Ich bitte die Kollegen, die dieser Debatte folgen wol-
len, die Plitze einzunehmen, und die anderen bitte ich,
ihre Pldtze so zu verlassen, dass die iibrigen der Debatte
gut folgen konnen.

Volker Beck (K6In) (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Herr Président! Meine Damen und Herren! 1989, vor
iiber 25 Jahren, begannen wir in der Lesben- und Schwu-
lenbewegung die Debatte iiber die rechtliche Anerken-
nung und Gleichberechtigung schwuler und lesbischer
Lebensgemeinschaften. Unsere Forderung war und ist
das EheschlieBungsrecht fiir gleichgeschlechtliche
Paare.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

1990 brachten die Griinen den ersten Antrag dazu in
den Bundestag ein. Inspiriert hatte uns die Entscheidung
des dénischen Parlaments, eingetragene Lebenspartner-
schaften mit gleichen Rechten und Pflichten wie in der
Ehe fiir gleichgeschlechtliche Paare einzufiihren. 1992
setzte der Lesben- und Schwulenverband dieses Thema
mit der Aktion Standesamt endgiiltig auf die politische
Tageordnung dieser Republik. Das alles ist eine ganze
Weile her.

Seit 2001 gibt es das Lebenspartnerschaftsgesetz in
Deutschland. Lebenspartner haben seither die gleichen
Pflichten wie Ehegatten, aber eben nicht die gleichen
Rechte, weil dies die Union bis 2005 im Bundesrat und
seit 2005 im Deutschen Bundestag immer verhindert hat.
Seit 2009 hat das Bundesverfassungsgericht in sechs
Entscheidungen zu unterschiedlichen Rechtsfragen im-
mer wieder das Gleiche gesagt: Gleiche Pflichten, glei-
che Rechte — nur das ist fair und verfassungskonform.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN,
bei der SPD und der LINKEN)

Im Koalitionsvertrag hat die GroBe Koalition ge-
schrieben:

Rechtliche Regelungen, die gleichgeschlechtliche
Lebensgemeinschaften schlechter stellen, werden
wir beseitigen.

(Johannes Kahrs [SPD]: Genau!)

Im September 2014 habe ich die Bundesregierung ge-
fragt, wann denn etwas kommt und was da kommt. Auch

im Januar 2015 habe ich sie gefragt. Es kam immer
wieder die gleiche Antwort: Die Meinungsbildung der
Bundesregierung zur Umsetzung des Koalitionsvertra-
ges hierzu ist nach wie vor nicht abgeschlossen. — Liebe
Leute, nun wird es aber langsam Zeit!

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der LINKEN)

Zum Regelungsgegenstand verweisen die Koalition
und das Bundesjustizministerium zu Recht auf den hier
vorliegenden Gesetzentwurf. Lassen Sie uns Négel mit
Kd&pfen machen! Machen wir einen Knopf dran! Stim-
men Sie diesem Gesetzentwurf hier und heute zu!

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der LINKEN -—
Johannes Kahrs [SPD]: Heute? Heute schon
mal gar nicht!)

— Doch, verbal diirfen Sie zustimmen. Abstimmen wer-
den wir zu einem anderen Zeitpunkt. Zu- und abstimmen
sind zwei verschiedene Begriffe, Herr Kollege.

(Johannes Kahrs [SPD]: Aha, das haben Sie
also gelernt! Das ist schon mal gut! Lernféhig-
keit ist gut!)

Die Kanzlerin verspiirt ein diffuses Unwohlsein. In
der Wahlarena sagte sie: ,Ich tue mich damit schwer.
Das Problem, meine Damen und Herren von der konser-
vativen Partei hier im Hause, ist: Anders als andere
konservative Parteien in Europa verteidigen Sie Schiit-
zengraben fiir Schiitzengraben seit Jahrzehnten jede
einzelne rechtliche Diskriminierung der Lebenspartner-
schaft und halten das fiir konservative Politik. Das liegt
daran, dass die CDU und die CSU denkfaule program-
matische Parteien sind.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN —
Dr. Volker Ullrich [CDU/CSU]: Das sagt ja
genau der Richtige!)

Sie haben ndmlich versdumt, im zu Bewahrenden das
Bewahrenswerte zu identifizieren. Das wire gute kon-
servative Politik. Einfach nur gedankenlos den Status
quo zu verteidigen, ist schlichtweg reaktionar.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der LINKEN)

Was gibt es denn da zu priifen? Wir haben es aufge-
schrieben: In 54 Gesetzen gibt es iiber 100 Regelungen,
die zwischen Lebenspartnerschaft und Ehe unterschei-
den. Wollen Sie ernsthaft, dass das Bundesverfassungs-
gericht in 100 Urteilen klar Schiff macht? Es geht dabei
um das Adoptionsrecht, Auslandszuschldge, die Ent-
schiddigung bei Impfschidden und das Sprengstoffgesetz.
In der Tat: All das, was in dem Gesetzentwurf steht, ist
kein Sprengstoff, sondern es geht einfach darum, die
gleichen rechtlichen Regelungen, die fiir Ehegatten sinn-
voll sind, iiberall auf Lebenspartnerschaften zu iibertra-
gen. Dafiir ist es jetzt hochste Zeit.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der LINKEN)
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Volker Beck (Kéln)

Beim Adoptionsrecht haben Sie das Bundesverfas-
sungsgerichtsurteil noch nicht einmal umgesetzt. Das
Gericht hat Thnen gesagt:

Unterschiede zwischen Ehe und eingetragener Le-
benspartnerschaft, welche die ungleiche Ausgestal-
tung der Adoptionsmoglichkeiten rechtfertigen
konnten, bestehen nicht ...

(Dr. Volker Ullrich [CDU/CSU]: Und wieder
zitieren Sie unvollstindig!)

Trotzdem bestehen sie im geltenden Recht leider weiter-
hin. Aufgrund der durchgehenden Beschlusslage des
Bundesverfassungsgerichts ist klar, wie entsprechende
Urteile in der nidchsten Zeit ausgehen werden.

Wenn man als Volkspartei, als Regierungspartei
hier steht und sich nicht bewegt, nicht gestaltet,
sondern sich vom Verfassungsgericht iiber jedes
kleine Stockchen tragen lédsst, dann ist das erbarm-
lich.

Das finden Sie doch auch, Herr Kahrs, nicht? Das waren
Thre Worte aus der Bundestagsdebatte im Jahre 2013.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN —
Johannes Kahrs [SPD]: Oh, dann haben Sie ja
doch zugehort!)

Meine Damen und Herren, das Problem sind einer-
seits Thre Sturheit und Ihre geistige Immobilitét, anderer-
seits das Unwohlsein der nicht anwesenden Kanzlerin.

(Beifall des Abg. Kai Gehring [BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN])

Aber ein Problem ist auch die mangelnde Durchset-
zungskraft der SPD. Liebe Kolleginnen und Kollegen,
,,100 Prozent Gleichstellung nur mit uns®, das haben Sie
vor der Bundestagswahl versprochen. 0 Prozent haben
Sie bis zum heutigen Tage erreicht. Es ist Zeit, dass Sie
sich bewegen. Ich wiirde mich freuen, wenn wir heute
von Ihnen horen wiirden, wann Ihr Gesetzentwurf
kommt oder dass Sie sich die Arbeit sparen und unserem
Gesetzentwurf zustimmen.

(Beifall des Abg. Kai Gehring [BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN] — Johannes Kahrs [SPD]:
Aber der ist nicht so toll!)

Das ginge am flottesten und wire am konsequentesten.
Ich bin auf die Debatte gespannt.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Vizepréasident Peter Hintze:

Als néchster Rednerin erteile ich das Wort der Abge-
ordneten Dr. Sabine Siitterlin-Waack, CDU/CSU-Frak-
tion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Dr. Sabine Siitterlin-Waack (CDU/CSU):
Herr Président! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir
beraten heute in erster Lesung einen Gesetzentwurf der

Fraktion Biindnis 90/Die Griinen ,,zur abschlieBenden
Beendigung der verfassungswidrigen Diskriminierung
eingetragener Lebenspartnerschaften®.

(Beifall bei Abgeordneten des BUNDNIS-
SES 90/DIE GRUNEN)

54 Gesetze und Verordnungen — wir haben es eben ge-
hort — sollen damit geéindert werden. Viele Anderungen
sind lediglich redaktionelle Anpassungen im Zivil- und
Verfahrensrecht, in denen Ehe und Lebenspartnerschaft
unterschiedlich behandelt werden. Dem kann man si-
cherlich zustimmen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Wer kann schon etwas dagegen haben, wenn es in § 7
Absatz 2 der Verordnung iiber die Laufbahn, Ausbildung
und Priifung fiir den gehobenen technischen Dienst bei
der Eisenbahn-Unfallkasse unter der Uberschrift ,,Ein-
stellung in den Vorbereitungsdienst™ kiinftig heiflen soll:

Vor der Einstellung haben die Bewerberinnen und
Bewerber Ausfertigungen der Personenstands-
urkunden (Geburtsurkunde, gegebenenfalls Ehe-
urkunde

—und jetzt, meine Damen und Herren, aufgepasst: neu! —

oder Lebenspartnerschaftsurkunde sowie Geburts-
urkunden der Kinder), ein Fiihrungszeugnis nach
§ 30 des Bundeszentralregistergesetzes zur unmit-
telbaren Vorlage bei der Einstellungsbehdrde sowie
eine Erkldrung {iber das Vorliegen geordneter wirt-
schaftlicher Verhéltnisse nachzureichen.

So weit, so gut — zumal CDU/CSU und SPD im Koali-
tionsvertrag vereinbart haben,

... dass bestehende Diskriminierungen von gleich-
geschlechtlichen Lebenspartnerschaften und von
Menschen auf Grund von ihrer sexuellen Identitdt
in allen gesellschaftlichen Bereichen beendet wer-
den.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der SPD)

Rechtliche Regelungen, die gleichgeschlechtliche
Lebenspartnerschaften schlechter stellen, werden
wir beseitigen.

(Steffi Lemke [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Wann? — Volker Beck [K6Iln] [BUND-
NIS 90/DIE GRUNENT: Es waren aber andert-
halb Jahre Zeit!)

Bevor Sie, werte Kollegen der Opposition, mir diese
Sédtze um die Ohren hauen, erlauben Sie mir bitte zwei
Anmerkungen zu den Vereinbarungen im Koalitions-
vertrag:

Derzeit wird im BMJV ein Referentenentwurf erar-
beitet, ein Artikelgesetz, in seiner Art vergleichbar mit
dem Gesetz zur Anpassung steuerlicher Regelungen an
die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts, das
wir im letzten Jahr verabschiedet haben.

(Volker Beck [Koln] [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Wir haben auch ein Artikelge-
setz!)
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Dr. Sabine Siitterlin-Waack

Wir arbeiten also an dem Thema. Der Referentenentwurf
dhnelt Ihrem Gesetzentwurf — den Titel einmal beiseite-
lassend — in vielen Punkten,

(Zuruf von der LINKEN: Na dann!)
aber in wesentlichen Punkten weicht er von ithm ab:

Erstens. Uber eine Anderung von § 9 Lebenspartner-
schaftsgesetz haben wir — viele von Thnen werden sich
erinnern — schon im Rahmen der Regelung zur Sukzes-
sivadoption im Frithjahr 2014 diskutiert. Schon damals
wollten Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen der Griinen,
regeln, dass fiir die Annahme eines Kindes durch Le-
benspartner die Bestimmungen des Biirgerlichen Gesetz-
buches iiber die Annahme eines Kindes durch Ehegatten
entsprechend anzuwenden sind. Schon damals, vor nicht
einmal einem Jahr, hat die CDU/CSU-Fraktion Ihren
Antrag abgelehnt. Das tun wir auch heute, und zwar mit
dem Hinweis darauf, dass es fiir niemanden ein Recht
auf ein Kind gibt

(Volker Beck [Koln] [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Darum geht es in der Regelung
nicht! Das ist wirklich Volksverhetzung, was
Sie da erzihlen!)

und dass wir uns im Rahmen unserer staatlichen Wich-
terfunktion allein am Kindeswohl zu orientieren haben.

(Reinhard Grindel [CDU/CSU], an den Abg.
Volker Beck [K6In] [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN] gewandt: Hey, das ist ja wohl kein par-
lamentarischer Begriff! — Weiterer Zuruf des
Abg. Reinhard Grindel [CDU/CSU]: Also,
Herr Prisident! — Dr. Volker Ullrich [CDU/
CSU]J: Das ist eine Straftat! — Dr. Stephan
Harbarth [CDU/CSU]: Eine schlimme Entglei-
sung von Herrn Beck!)

All das haben wir vor wenigen Monaten diskutiert und
deshalb die Simultanadoption abgelehnt.

Fraglich ist, ob es wirklich eine verfassungsrechtliche
Diskriminierung von eingetragenen Lebenspartnerschaf-
ten gibt. Die Griinen sehen das so und begriinden ihre
Ansicht mit der Entscheidung des Bundesverfassungsge-
richts zur Sukzessivadoption. In der CDU/CSU-Fraktion
wird mehrheitlich die Meinung vertreten, dass dieser
Rechtsstandpunkt der Verfasser des heutigen Gesetz-
entwurfes unzutreffend sei. Wir stiitzen uns dabei auf
Gutachten, die im Rahmen der Anhérung im Rechts-
ausschuss erstellt worden sind, und auf die Kammerent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 23. Ja-
nuar 2014, in der es wortlich heif3t:

. hat das Bundesverfassungsgericht in dieser
Entscheidung offengelassen, ob der Ausschluss der
gemeinschaftlichen Adoption durch zwei eingetra-
gene Lebenspartner mit dem Grundgesetz vereinbar
ist, weil dies nicht Gegenstand des Verfahrens war

Entgegen der Ansicht der Griinen hat der Gesetzgeber
also hier Entscheidungsfreiheit.

Bei dem Verbot der Simultanadoption geht es nicht
— hier drehen wir uns ja im Kreis — um die Diskriminie-
rung von Menschen, die in eingetragenen Lebenspart-
nerschaften leben, sondern — ich weil3, liebe Kolleginnen
und Kollegen aus der Opposition, Sie konnen es nicht
mehr horen — es geht um das Kindeswohl.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Auch eine weitere wesentliche Anderung im Gesetz-
entwurf — damit komme ich zum zweiten Punkt — trifft
nicht auf unsere Zustimmung. Es soll ndmlich Artikel
17 b Absatz 4 des Einfiihrungsgesetzes zum BGB gestri-
chen werden. Dort heif3t es:

Die Wirkungen einer im Ausland eingetragenen Le-
benspartnerschaft gehen nicht weiter, als nach den
Vorschriften des Biirgerlichen Gesetzbuchs und des
Lebenspartnerschaftsgesetzes vorgesehen.

Diese sogenannte Kappungsregelung begrenzt die Wir-
kungen einer im Ausland eingetragenen Lebenspartner-
schaft generell auf den Standard des deutschen Rechts.

(Volker Beck [K&ln] [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Und auch ausldndische Ehen!)

Als Begriindung fiihrt der Gesetzentwurf an, dass es
fiir die Regelung keinen Bedarf mehr gebe. Lebenspart-
ner und Ehegatten wiirden nach den Pldnen der Griinen
durch den jetzt diskutierten Gesetzentwurf ja vollig
gleichgestellt.

In der Begriindung zum Entwurf heif3t es weiter, dass
ausldndisches Recht zukiinftig nicht schrankenlos anzu-
wenden sei, da auch kiinftig der allgemeine Ordre-pub-
lic-Vorbehalt in Artikel 6 BGBEG sozusagen als Ret-
tungsanker greifen wiirde. Danach ist ausldndisches
Recht nicht anwendbar, wenn seine Anwendung im Ein-
zelfall mit wesentlichen Grundziigen des deutschen
Rechts offensichtlich unvereinbar wére. Ob der Ordre-
public-Vorbehalt hier allerdings wirklich greifen und die
Durchsetzung deutschen Rechts im Zweifelsfall garan-
tieren wiirde, wie es in der Begriindung der Griinen
steht, ist in der juristischen Literatur umstritten. Dariiber
kann man sicher diskutieren.

Moglicherweise konnte die Streichung von Artikel 17 b
Absatz 4 BGBEG auch als Signalwirkung fiir die Recht-
sprechung angesehen werden, auslédndische Ehen nicht
mehr als eingetragene Lebenspartnerschaften zu qualifi-
zieren, sondern als Ehen anzuerkennen. Dies trifft nicht
auf die Zustimmung unserer Fraktion, da wir uns der De-
finition des Bundesverfassungsgerichtes anschliefen,
wonach die Ehe die Verbindung zwischen Mann und
Frau ist.

Die namentliche Abstimmung zum Anderungsantrag
der Griinen zur Sukzessivadoption zeigt, dass die ganz
grofle Mehrheit der Koalitionsfraktionen der Volladop-
tion durch Lebenspartner kritisch gegeniibersteht. Des-
halb lehnen wir den Entwurf in der jetzigen Fassung fol-
gerichtig ab.

Danke schon.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Vizeprasident Peter Hintze:

Liebe Kolleginnen und Kollegen, in dieser Debatte ist
eben ein Zwischenruf gefallen, den ich als unparlamen-
tarisch zuriickweise und riige. Ich finde es auch im Hin-
blick auf das kollegiale Verhéltnis nicht in Ordnung,
dass einer Rednerin in einer derartigen Tonlage begegnet
wird.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Als néchster Rednerin gebe ich der Kollegin Ulla
Jelpke, Fraktion Die Linke, das Wort.

(Beifall bei der LINKEN)

Ulla Jelpke (DIE LINKE):

Herr Président! Meine Damen und Herren! Die Frak-
tion Die Linke sagt ganz klar: Kein Mensch darf auf-
grund seiner sexuellen Orientierung in irgendeiner Rich-
tung benachteiligt werden.

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. Ulle
Schauws [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)])

Ich mochte hinzufiigen: Dies sollte eigentlich eine
Selbstverstindlichkeit sein. Zugleich sollte das auch ein
Lackmustest fiir eine demokratische und offene Gesell-
schaft sein. Ich sage in Richtung der CDU/CSU: Wer an-
dere Staaten an diesem Punkt zu Recht kritisiert, muss
mit gutem Beispiel vorangehen.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Realitdt ist leider — auch in Deutschland — eine
andere. Es sind zwar zahlreiche Schritte unternommen
worden, um die Diskriminierung von Lesben und
Schwulen zu beenden — die Einfiihrung des Lebenspart-
nerschaftsgesetzes vor nunmehr 14 Jahren war ein ganz
wesentlicher Schritt dahin —, aber es sind noch immer
gesellschaftliche Ressentiments und Defizite in der Ge-
setzgebung vorhanden.

Fiir die Linke ist ganz klar: Erst wenn Lesben und
Schwule, Transsexuelle, Transgender und Intersexuelle
in allen Teilen Deutschlands — ob in der Stadt oder auf
dem Land, ob im Norden oder im Siiden — allenthalben
nicht nur toleriert, sondern wirklich akzeptiert sind, ist
die Gleichberechtigung endlich erreicht.

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. Ulle
Schauws [BUNDNIS 90/DIE GRUNENT])

Wir wissen natiirlich, dass das noch ein langer und stei-
niger Weg sein wird, aber wir alle miissen daran arbeiten —
hier und auch au3erhalb des Parlaments.

(Beifall bei der LINKEN)

Meine Damen und Herren, wir miissen den Gesetzes-
werken die Reste von Diskriminierung nehmen. Als Bei-
spiel nenne ich hier das eben angesprochene Adoptions-
recht. Es ist lberhaupt nicht nachvollziehbar, Frau
Kollegin, warum das Adoptionsrecht fiir Lesben und
Schwule nicht endlich umgesetzt wird.

(Beifall bei der LINKEN)

Zu dem Gesetzentwurf, den die Griinen heute vorge-
legt haben, muss ich sagen: Ich lobe Sie ja selten, aber
meines Erachtens ist das ein ausgezeichneter Gesetzent-
wurf, dem wir auf jeden Fall zustimmen werden.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Die Gleichberechtigung engagierter Lebenspartner ist
fir uns Linke der erste Schritt, alle Lebensweisen in
gleicher Weise anzuerkennen. Unser Ziel ist die Ab-
schaffung des Eheprivilegs. Privilegien, zum Beispiel
Steuervorteile, sollten eben nicht an den Trauschein ge-
bunden sein. Wer Verantwortung iibernimmt, zum Bei-
spiel fiir ein Kind oder fiir Kranke, sollte immer Unter-
stitzung und Forderung erhalten. Viele Menschen
iibernehmen heute ohne Trauschein Verantwortung. Das
ist wichtig und richtig. Diese soziale Wirklichkeit muss
auch auf der rechten Seite dieses Hauses anerkannt wer-
den.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Aber ich sage auch: Wer heiraten will, soll heiraten
diirfen. Es ist ein Institut fiir alle, egal ob homo-, trans-,
inter- oder heterosexuell. Deshalb hat die Linke zu Be-
ginn dieser Legislaturperiode einen Gesetzentwurf zur
Offnung der Ehe eingebracht. Das Bundesverfassungs-
gericht hat in stdndiger Rechtsprechung die eingetragene
Lebenspartnerschaft der Ehe gleichgestellt. Das ist fiir
den Gesetzgeber bindend.

(Beifall bei der LINKEN)

Es ist eine Farce, dass auch nach langen Diskussionen
immer wieder verlangt und gefordert werden muss, diese
Angleichung endlich zu vollziehen, ohne dass Betrof-
fene bis vor den hochsten Gerichten dafiir klagen miis-
sen.

Ich mochte besonders an die SPD appellieren — wir
haben es eben schon gehort —: Sie haben iibrigens nicht
nur auf den CSDs, sondern auch als Wahlkampfparole
angekiindigt: ,,100 Prozent Gleichstellung nur mit uns®.

(Johannes Kahrs [SPD]: So wird es auch blei-
ben! — Dr. Karl-Heinz Brunner [SPD]: So ist
es, und so ist es auch gut!)

Also, bitte verstecken Sie sich dann nicht hinter der
Koalitionsdisziplin, sondern stimmen Sie diesem Ge-
setzentwurf zu.

(Johannes Kahrs [SPD]: Aber heute geht das
doch gar nicht!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der Union, Ih-
nen muss ich sagen, dass Thr mittelalterliches Weltbild
mit der Mann-Frau-Kinder-Familie nicht mehr in die
Gegenwart passt.

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg.
Volker Beck [K6In] [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN])

Seien Sie einmal lernféhig, selbst auf die Gefahr hin,
Ihre konservativen Wihler zu verschrecken. Geben Sie
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wenigstens die Abstimmung in Threr Fraktion frei, damit
diese Gesetze endlich umgesetzt werden.

Ich danke Thnen.

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg.
Volker Beck [K6In] [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN])

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Vielen Dank, Ulla Jelpke. — Von uns einen schonen,
sonnigen Tag, liebe Kolleginnen und Kollegen, und den
Gasten auf der Tribiine.

Der nichste Redner ist der Illertisser Dr. Karl-Heinz
Brunner.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Dr. Karl-Heinz Brunner (SPD):

Liebe Frau Présidentin! Verehrte Kolleginnen und
Kollegen! Verehrte Damen und Herren auf den Tribii-
nen! Wenn bei Wer wird Milliondr? die Frage kidme:
,,Was haben das Bundesvertriebenengesetz, die ZPO, die
Insolvenzordnung, die Hofeordnung, das Sprengstoffge-
setz und das Heimarbeitsgesetz gemeinsam?*, wieviel
Prozent des Publikums wiirde wohl auf die richtige Ant-
wort: ,,Bereinigung des Rechts der Lebenspartner tip-
pen? Nach den Ausfithrungen der Kollegin Siitterlin-
Waack und des Kollegen Beck hétten das sicherlich et-
was mehr gewusst. Aber ein Blick auf die Tribiinen
zeigt, dass die Mehrheit eher nicht richtig gelegen hitte.
Das ist fiir sich genommen — das sage ich ganz offen —
nicht schlimm und schon allein deshalb nicht verwerf-
lich, weil die genannten Vorschriften bei vielen Men-
schen im téglichen Leben iiberhaupt nicht vorkommen.
Wer hat im Einzelnen schon oft mit dem Heimarbeitsge-
setz, mit dem Sprengstoffgesetz oder der Hofeordnung
Zu tun?

Schlimm ist aber, dass die Mehrheit der Menschen
meist {iberhaupt kein Gespiir dafiir hat, wie verletzend es
sein kann, nach Eingehen einer Lebenspartnerschaft im-
mer und immer wieder aufs Neue begriinden und iiber-
zeugend belegen zu miissen, dass gleichgeschlechtliche
Lebenspartnerinnen oder Lebenspartner nichts anderes
tun als verschiedengeschlechtliche Eheleute auch: Sie
stehen filireinander ein. Sie erziehen Kinder. Sie sichern
den Zusammenhalt der Gesellschaft. Sie leisten einen
wertvollen Beitrag fiirs Gemeinwesen mit all den Pflich-
ten, die dazugehoren. Sie gehen am Sonntagvormittag in
die Kirche oder aber auch nicht, also wie alle anderen
Menschen in diesem Lande auch. Dass die schwulen und
lesbischen Ehepaare dann jedoch zu Recht nichts ande-
res beanspruchen als ihr Pendant, ndmlich alle Rechte,
das ist doch wohl jedem klar; uns Sozialdemokraten
schon lange.

(Beifall bei der SPD)

Genau deshalb haben wir im Koalitionsvertrag unter der
Uberschrift ,,Zusammenhalt der Gesellschaft* die Been-
digung der verfassungswidrigen Diskriminierung einge-
tragener Lebenspartnerschaften aufgenommen. Denn

wir wollen nicht, dass in einem Land wie Deutschland
aufrechte Menschen immer erst zum Bundesverfas-
sungsgericht miissen, um ihr Menschenrecht einzukla-
gen. Denn das ist beschdmend.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des
BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Und wir wissen, dass unsere Gesellschaft ohne vollstin-
dige Gleichstellung eben nicht funktioniert. Wir brau-
chen ihn — wie ich immer sage —, den Kitt, der uns zu-
sammenhélt, der das Leben in Deutschland erst
lebenswert macht.

Deshalb bin ich Heiko Maas, unserem Minister der
Justiz und fiir Verbraucherschutz, aulerordentlich dank-
bar dafiir, dass er und sein Haus diese Aufgabe beherzt
aufnahmen und bereits, Kollege Beck, im Sommer 2014
einen Referentenentwurf vorlegten, in dem mehr als
150 Vorschriften enthalten sind, und zwar vollstindiger,
rechtssicherer, klarer und umfassender, als es der Ge-
setzentwurf von Thnen, den Griinen, vorschlagt.

Meine Damen und Herren, hier kénnte man sich
—und das werden Sie — folgende Fragen stellen: Warum
befinden wir uns dann noch nicht im ordentlichen Ge-
setzgebungsverfahren?

(Zurufe von der LINKEN: Genau! — Volker
Beck [K6ln] [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]:
Das Bundesjustizministerium hat auf unseren
Entwurf verwiesen!)

Wo ist er denn, der Gesetzentwurf? Wie steht es mit der
Ressortabstimmung und der Léanderbeteiligung? Bei
wem hakt es? — Im Kanzleramt, meine sehr verehrten
Damen und Herren.

(Volker Beck [Koéln] [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Warum haben Sie denn dann diese
Kanzlerin gewihlt? Das ist doch Ihre Kanzle-
rin!)

Auch ich will ihn in den Hinden halten, den Gesetz-
entwurf, der die Lebenspartnerschaft der Ehe gleich-
stellt, einen Entwurf, hinter dem wir uns nicht verste-
cken miissen, einen Entwurf in die richtige Richtung.
Dass wir hierzu erfreulicherweise Riickenwind aus
Karlsruhe bekommen, ist schon. Dass wir hierzu mit un-
serem koalitiondren Lebensabschnittspartner noch nicht
richtig weiterkommen, dass sich manchmal der Eindruck
aufdringt, man wiirde das verschleppen, ist nicht beson-
ders gut.

(Volker Beck [Koln] [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Was muss man nach 25 Jahren
Debatte noch tun?)

Dabei haben wir doch noch einiges miteinander vor.
Und deshalb ist es schon, dass sich die Koalition am
Dienstagabend in der Koalitionsrunde darauf geeinigt
hat, diesen Referentenentwurf jetzt als Gesetz auf den
Weg zu bringen. Auch das ist die Wahrheit in dem Ge-
setzgebungsverfahren, und das ist gut so. Denn wir ha-
ben noch einiges vor,

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU —
Volker Beck [K&In] [BUNDNIS 90/DIE GRU-
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NEN]: Dann hat der Druck von uns ja was be-
wirkt!)

sei es die langst fillige Rehabilitierung der nach § 175
StGB in Westdeutschland verurteilten Méanner — heute
im hochsten Alter —, die ein Recht darauf haben, Frieden
mit ihrem Land, mit ihrer Heimat zu machen, oder seien
es die immer noch ungeregelten Fragen der gemeinsa-
men Adoption.

Deshalb ein Appell an alle Anwesenden: Lassen Sie
uns Volksvertreter nicht immer Nachziigler, sondern
Vorreiter sein — zumindest politische Vorreiter. Denn die
Gesellschaft, die Menschen, um die es hier geht, sind
dort schon lédngst angekommen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es ist wahr:
Die Arbeit der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen zu ih-
rem eigenen Gesetzentwurf verdient durchaus Anerken-
nung und Respekt.

(Volker Beck [KdlIn] [BUNDNIS 90/DIE
GRUNENT]: Das ist sehr gonnerhaft!)

Aber es ist ebenso wahr, dass dieser gute Ansatz, lie-
ber Kollege Beck, gleich wieder eingerissen wird — nicht
durch uns, nicht durch die Kolleginnen und Kollegen der
Union, sondern durch Sie selbst. Denn wenn ich in
Queer lesen muss, dass Sie dort den Sozialdemokraten
offentlich vorwerfen, aus ideologischen Griinden homo-
sexuelle Paare weiter zu benachteiligen, ist das mehr als
bloB ein 6ffentlichkeitswirksamer Witz.

(Johannes Kahrs [SPD]: Nein, das ist unrich-
tig!)

Es ist unrichtig und — noch viel schlimmer — es verletzt.
Es dient nicht der Sache und noch weniger den schwulen
und lesbischen Lebenspartnern in unserem Land.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der
CDU/CSU)

Sie wissen ganz genau: Ginge es ganz allein nach uns,
wire das Thema gegessen. Doch Politik ist auch Uber-
zeugungsarbeit. Sie muss auch ein Stiick weit mitneh-
men. Und beim Mitnehmen, méchte ich sagen, ist noch
etwas Luft nach oben.

Zum Schluss mdchte ich sagen: ,,Pacta sunt servanda‘
— Vertrdge sind einzuhalten —, auch Koalitionsvertrige.
Das horen wir sehr oft in diesen Tagen — ob es um das
Hilfspaket fiir Griechenland geht, ob es um den Mindest-
lohn oder die Pkw-Maut geht, aber auch bei der Gleich-
stellung.

Ich freue mich auf die Beratung in den Ausschiissen,
in der Hoffnung, die den Politiker immer erst ganz zum
Schluss verlasst — hoffentlich in diesem Fall nicht —, dass
wir eine gute gemeinsame Losung finden. Denn die
Menschen in diesem Lande haben Gleichstellung ver-
dient. Es ist Zeit dafiir.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Vizeprasidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Karl-Heinz Brunner. Nachster Redner
in der Debatte ist Dr. Volker Ullrich, Augsburg.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Volker Ulirich (CDU/CSU):

Frau Présidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Der Gesetzentwurf der Kollegen von Biind-
nis 90/Die Griinen trégt den Titel: Entwurf eines Geset-
zes zur Beendigung der verfassungsrechtlichen Diskri-
minierung.

(Volker Beck [Koln] [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Verfassungsrechtliche Diskrimi-
nierung ist etwas anderes!)

Das Wort ,,Diskriminierung* beinhaltet die Abwesenheit
von Respekt und Toleranz. Da muss ich ganz ehrlich
sagen, Kollege Beck und auch andere: Wenn Sie hier
Toleranz und Respekt einfordern, dann beweisen Sie mit
Threr Wortwahl das Gegenteil von Toleranz und Respekt.
Das ist einfach erbdarmlich und dieses Hohen Hauses
nicht wiirdig.

(Beifall bei der CDU/CSU — Volker Beck
[K6ln] [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Jetzt
darf man nicht mehr ,,Diskriminierung® sagen,
weil man den Diskriminierer beleidigt, oder
wie?)

Im Lebenspartnerschaftsgesetz ist in vielen rechtli-
chen Bereichen

(Volker Beck [Koln] [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Kein Respekt vor Respektlosig-
keit!)

die Gleichstellung schon vollzogen.

(Johannes Kahrs [SPD]: Ja! Aber nicht wegen
Thnen!)

Wir wollen in anderen Teilen unserer Rechtsordnung,
dort, wo es klarstellend ist, aber auch dort, wo die recht-
lichen Verhiltnisse zweier Partner betroffen sind, die
Gleichstellung juristisch auf eine saubere Grundlage
stellen; das ist gar keine Frage. Fiir uns gilt: Wer seiner
personlichen Bindung ein rechtliches Band gibt und der
Gesellschaft damit in einem besonderen Maf3e Solidari-
tit und Zusammenhalt signalisiert, kann auch mit der be-
sonderen Unterstiitzung des Staates rechnen. Das meint
auch der Schutz von Ehe und Familie. Das ist der Kern
von Unionspolitik. Und da brauchen wir keine Belehrun-
gen.

(Beifall bei der CDU/CSU - Ulle Schauws
[BUNDNIS 90/DIE  GRUNEN]: Doch, da
brauchen Sie Belehrungen!)

Der Gesetzentwurf trifft jedoch Wertentscheidungen,
die tiber die rein rechtliche Gebotenheit hinausgehen. Es
geht wieder um die Frage, vor der wir schon vor einem
Jahr gestanden sind: Folgen wir dem Bundesverfas-
sungsgericht im Bereich der Sukzessivadoption, oder
setzen wir eine eigene gesetzgeberische Wertentschei-
dung, ndmlich die Volladoption zuzulassen? An den Ar-
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gumenten, die wir vor einem Jahr im Hohen Hause aus-
getauscht haben, hat sich bis heute nichts gedndert.

(Volker Beck [K&ln] [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Eine Ungleichbehandlung ist nach
dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts
nicht gerechtfertigt!)

Bei der Sukzessivadoption gewinnt ein Kind ein Mehr
an Rechten, zum Beispiel was das Erbrecht und das
Unterhaltsrecht betrifft, auch ist ein rechtliches sowie
emotionales Band zu einem Partner schon vorhanden,
wihrend bei der Volladoption zwei vollig neue rechtli-
che Bénder entstehen

(Volker Beck [Ko6ln] [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Wie kommt bei der Sukzessiv-
adoption das Kind zur Lebenspartnerschaft?
Durch eine Einzeladoption!)

und eine emotionale Bindung noch nicht vorhanden ist,
die dann erst gekniipft werden muss. Insofern gibt es
hier einen tatsdchlichen Unterschied zwischen der Voll-
adoption und der Sukzessivadoption.

(Volker Beck [Ko6ln] [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Herr Kollege, wir reden nicht iiber
die Stiefkindadoption! Bei der Sukzessivadop-
tion geht es um eine Adoption in Folge! Das
ist grober Unfug!)

— Herr Kollege Beck, auch wenn Sie es nicht hdren wol-
len: Es ist diesem Gesetzgeber unbenommen, in Berei-
chen, in denen Ansatzpunkte fiir eine gesetzgeberische
Wertentscheidung vorhanden sind, diese auch auszufiil-
len. — Entscheidender Ansatzpunkt bei der Frage der
Adoption ist fiir uns immer noch das Kindeswohl und
die Frage: Was ist fiir das Kind das Beste?

(Beifall bei der CDU/CSU)

Im Ubrigen sei auch angesprochen: Wenn Sie eine ge-
sellschaftliche Wertentscheidung treffen wollen und
wenn Sie fiir die Volladoption sind, dann wire es redli-
cher, diesbeziiglich einen eigenen Gesetzentwurf einzu-
bringen

(Volker Beck [Ko6ln] [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Haben wir doch schon gemacht!
Den haben Sie doch schon abgelehnt! Den ha-
ben wir doch schon gemacht!)

— noch einmal einbringen —, statt das Ganze als Annex
zu einer an sich verniinftigen rechtlichen Regelung ein-
zubringen. Damit tduschen Sie auch das Parlament.

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Herr Kollege, erlauben Sie eine Zwischenfrage der
Kollegin Wawzyniak? — Bitte.

Halina Wawzyniak (DIE LINKE):

Herr Kollege Ullrich, konnten Sie mir kurz erklaren,
worin im Hinblick auf das Kindeswohl der Unterschied
besteht, wenn Mann und Frau eine Adoption durchfiih-

ren oder wenn Mann und Mann oder Frau und Frau eine
Adoption durchfiihren?

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN - Johannes Kahrs [SPD]: Das wird
jetzt schwierig, da heil wieder herauszukom-
men!)

Dr. Volker Ulirich (CDU/CSU):

Es geht hier im Grunde genommen um eine gesetzge-
berische Wertentscheidung, die die biologische Realitit
widerspiegelt.

(Beifall bei der CDU/CSU — Volker Beck
[K6In] [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Jetzt
sind wir im Karnickelstall, oder?)

Wir sind nicht gegen die Sukzessivadoption, weil hier
ein Mehr an Rechten fiir Kinder begriindet wird. Wir sa-
gen aber auch, dass die Frage der Neubegriindung von
rechtlichen und emotionalen Beziehungen genau abge-
wogen werden muss.

Der Gesetzgeber ist nicht gezwungen, das zu tun.
Deswegen hat sich der Bundestag letztes Jahr auch mit
groBBer Mehrheit dagegen entschieden. Ich bitte Sie, das
nach parlamentarischem Gebrauch zu akzeptieren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Erlauben Sie eine zweite Zwischenfrage vom Kolle-
gen Mutlu? — Bitte sehr.

(Kai Gehring [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]:
Wollen Sie Alleinerziehenden ihr Kind weg-
nehmen?)

Ozcan Mutlu (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Kollege Ullrich, eigentlich dachte ich, die Frage hétte
sich erledigt, weil die Kollegin das schon angesprochen
hat. Aber nachdem Sie jetzt das mit der ,,Biologie” ge-
sagt haben: Konnen Sie mir einmal in Bezug auf das
Kindeswohl diesen Gedanken der ,,Biologie* noch ein
bisschen ausfiihren? Ich habe das nicht verstanden.

(Heiterkeit bei der SPD und bei der LINKEN)

Als Laie, der ich bin, wiirde ich das von Thnen gern ein-
mal héren.

(Beifall bei Abgeordneten des BUNDNISSES 90/
DIE GRUNEN und der LINKEN)

Dr. Volker Ulirich (CDU/CSU):

Herr Kollege, ich glaube, diese Debatte eignet sich
nicht, um anekdotische und auch ironische Bemerkun-
gen fallen zu lassen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Vizeprasidentin Claudia Roth:
Das war nun wirklich eine Frage.
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Dr. Volker Ulirich (CDU/CSU):

Sie miissen auch einmal zur Kenntnis nehmen, dass
beispielsweise auch nicht verheiratete Paare kein Adop-
tionsrecht haben.

(Volker Beck [Kéln] [BUNDNIS 90/DIE
GRUNENT]: Da liegt es an der familienrechtli-
chen Stabilitat!)

Der Gesetzgeber nimmt eben in diesem Bereich ver-
schiedene Wertungsentscheidungen vor, und diese Wer-
tungsentscheidungen hat dieser Bundestag im letzten
Jahr anerkannt. Daran wollen wir im Augenblick nicht
riitteln lassen.

(Beifall bei der CDU/CSU — Volker Beck
[K6ln] [BUNDNIS 90/DIE  GRUNEN]: Sie
verstolpern sich immer mehr!)

Der zweite Punkt, warum dieser Gesetzentwurf unse-
ren Widerspruch erfahrt, ist die Neuregelung des Arti-
kels 17 b Absatz 4 des Einfithrungsgesetzes zum Biirger-
lichen Gesetzbuch. Nach dieser Regelung diirfen die
rechtlichen Verhiltnisse einer im Ausland geschlossenen
Lebenspartnerschaft nicht iiber die hinausgehen, die man
im Inland den Menschen zugesteht.

(Volker Beck [Koln] [BUNDNIS 90/DIE
GRUNENT]: Bei der Ehe haben wir so etwas
nicht!)

Sie konnen — ich sage es Thnen ehrlich — Rechtssi-
cherheit nicht dadurch bekommen, dass Sie diese klare
Klausel durch eine vage Generalklausel des Ordre public
ersetzen und damit nicht zur Rechtsklarheit und Rechts-
wahrheit beitragen. Dass Sie eine klare Regelung durch
eine Generalklausel ersetzen, das trigt nicht zur Rechts-
sicherheit bei. Deswegen sind wir auch — im Ubrigen ha-
ben das auch das Bundesministerium des Innern und das
Bundeskanzleramt zutreffend bemerkt — gegen diesen
Vorschlag.

Vizeprasidentin Claudia Roth:
Herr Ullrich, erlauben Sie eine Zwischenfrage oder
Bemerkung des Kollegen Beck?

(Zuruf von der CDU: Kontrollieren Sie ein-
mal, dass er nicht wieder ausrastet!)

— Darauf werde ich achten. Da brauche ich Thre Hilfe
nicht.

Volker Beck (K6In) (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Herr Kollege, konnten Sie denn bitte dem Hohen
Haus erldutern, wie wir das beim Eherecht regelten, dass
die ausldndischen Regelungen hier greifen, oder be-
schrinken wir auch die Ehe so, wie wir die Lebenspart-
nerschaft im Lebenspartnerschaftsgesetz in ihren
Rechtswirkungen beschrianken, im internationalen Pri-
vatrecht und im deutschen Familienrecht in dieser Art
und Weise?

Dr. Volker Ulirich (CDU/CSU):
Kollege Beck, wir fiihren jetzt keine juristische De-
batte

(Volker Beck [K6In] [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Es geht einfach um die Wahrheit!)

iiber die Wirkung der Ehe, sondern es geht um Ihren
konkreten Vorschlag, eine Norm, die sich bewédhrt hat
und die einen klaren Rechtsgedanken zum Ausdruck
bringt, abzuschaffen.

(Volker Beck [Koln] [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Wir passen an das an, was bei der
Ehe gilt, Herr Kollege!)

Diese Norm wollen wir beibehalten. Darum geht die
Debatte. Wir haben gute Griinde, diese Norm beizu-
behalten, weil diese Norm — Artikel 17 b BGBEG — zur
Rechtssicherheit und Rechtsklarheit beitrégt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, die Debatte zeigt, dass
hier viele Aufgeregtheiten im Spiel sind, die nicht not-
wendig sind.

(Lachen beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Die Bundesregierung wird in den nichsten Wochen
und Monaten einen Gesetzentwurf vorlegen, in dem alle
diese Punkte, bei denen es geboten ist, die Gleichstel-
lung endgiiltig durchzusetzen, geregelt sein werden.
Dort, wo eine gesetzgeberische Wertentscheidung iiber
diese Gebotenheit hinausgeht — bei der Frage Arti-
kel 17 b und bei der Frage der Volladoption —, wird die-
ser Gesetzentwurf die von Thnen gewiinschten Regelun-
gen nicht beinhalten.

Die parlamentarische Debatte und auch die Abstim-
mung am Ende des Verfahrens werden zeigen, welcher
von den Vorschlagen die Mehrheit bekommt. Aber ich
kann Thnen versichern, dass wir iiberall dort, wo die
Gleichstellung notwendig ist und wo sie auch geboten
erscheint, beherzt und gern zustimmen. Aber dort, wo es
einen gesetzgeberischen Spielraum gibt, werden wir ihn
wahrnehmen, weil wir letztlich nur so unseren verfas-
sungsmaBigen Auftrag erfiillen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU — Volker Beck
[K6ln] [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: So
viel Diskriminierung, wie Sie glauben, dass
moglich sei, mochten Sie gern behalten!)

Vizeprasidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Kollege Ullrich. — Néchste Rednerin in
der Debatte: Caren Lay fiir die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Caren Lay (DIE LINKE):

Frau Présidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Es gibt heute einen guten Anlass, aber es ist
gleichzeitig auch etwas traurig, dass wir 14 Jahre nach
Einfithrung des Lebenspartnerschaftsgesetzes immer
noch iiber Liicken und bestehende Ungleichheiten zwi-
schen Lebenspartnerschaften und Heteroehen diskutie-
ren missen.

(Beifall bei der LINKEN und dem BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN)
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Der Grund dafiir — das ist heute wieder sehr klar gewor-
den — hat im Wesentlichen drei Buchstaben: CDU.

(Beifall bei der LINKEN — Johannes Kahrs
[SPD]: Nicht die CSU diskriminieren!)

— Okay: CDU und CSU tragen aus meiner Sicht die Ver-
antwortung. Denn sie sitzen es mit Riicksicht auf ihre
vermeintlich konservative Wahlerschaft einfach aus, die
Benachteiligung von Lebenspartnerschaften gegeniiber
der Ehe endlich abzuschaffen, und tiberlassen das geflis-
sentlich dem Bundesverfassungsgericht. Aber, meine
Damen und Herren, es ist doch unsere Aufgabe, fiir die
Gleichstellung von Lebenspartnerschaften und Ehen zu
sorgen. Das darf die CDU nicht langer behindern.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir unterstlitzen den vorliegenden Gesetzentwurf.
Das ist schon gesagt worden. Lebenspartnerschaften in
allen gesetzlichen Regelungen der Ehe gleichzusetzen,
muss doch selbstverstdndlich sein.

(Beifall bei Abgeordneten des BUNDNIS-
SES 90/DIE GRUNEN)

Auch der Koalitionsvertrag benennt dieses Ziel.

Mit Verlaub, liebe Griine: So richtig der Gesetzent-
wurf ist, so banal ist er auch. So hitte er auch von der
Koalition kommen kénnen.

(Volker Beck [K6In] [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Alles muss man selber machen!)

Ich finde, Sie konnen sich jetzt die FleiBarbeit in den
Amtsstuben sparen und dem Gesetzentwurf einfach zu-
stimmen.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Aus unserer Sicht wiére es viel einfacher und konse-
quenter gewesen, unserem Vorschlag zu folgen, den wir
— auch in dieser Legislaturperiode — mehrfach einge-
bracht haben, ndmlich die Ehe fiir Lesben und Schwule
zu 6ffnen. Es mag vor 14 Jahren nicht anders durchsetz-
bar gewesen sein, als ein Sondergesetz fiir Lesben und
Schwule zu schaffen; heute ist das nicht mehr zeit-
gemif. Wir miissen die Ehe fiir Lesben und Schwule
Offnen. Das wire das Einfachste.

(Beifall bei der LINKEN)

Meine Damen und Herren, ich kann iiberhaupt nicht
verstehen, warum CDU und CSU sich mit Handen und
FiBen dagegen wehren. Vorhin wurde das Stichwort
,Kindeswohl“ genannt. Ich bitte Sie: Entscheidend ist
nicht, ob die Eltern hetero- oder homosexuell sind. Ent-
scheidend ist vielmehr, wie liebevoll und verantwor-
tungsbewusst sie mit ihren Kindern umgehen. Darauf
kommt es an.

(Beifall bei der LINKEN und dem BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN)

Es konnte so einfach sein. Denn gleiche Rechte fiir
Lesben und Schwule schaden niemandem. Fallt Thnen
ein Zacken aus der Krone, wenn die Lesben und Schwu-
len in Threr Nachbarschaft, in Threr Partei und vielleicht

auch in Threr Fraktion genauso eine Ehe eingehen wie
Sie selbst? Welche Heteroehe oder welches Kind ist in
Gefahr, wenn Lesben und Schwule, seien es Kollegen an
Threm Arbeitsplatz oder jemand aus der Nachbarschaft,
ebenfalls heiraten diirfen? Das konnte Thnen doch véllig
egal sein. Ich finde, wir haben im Bundestag tiberhaupt
nicht zu bewerten, welcher Lebensentwurf der hoher-
wertige ist.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Es wird gerne — auch das ist bereits angeklungen —
das Grundgesetz mit dem besonderen Schutz von Ehe
und Familie bemiiht. Es steht aber nirgendwo geschrie-
ben, dass das eine heterosexuelle Ehe oder eine heterose-
xuelle Familie sein muss. In Artikel 3 Grundgesetz heif3t
es: ,,Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich.” Ich
finde, es ist an der Zeit, das endlich umzusetzen.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Meine Damen und Herren, hétten Sie gedacht — die-
sen Aspekt mochte ich noch erwéhnen —, dass etwa im
Sprengstoffgesetz oder in der Approbationsordnung fiir
Zahnérzte auf Eheleute Bezug genommen wird? Das ist
im Griinen-Gesetzentwurf en détail nachzulesen. Ich
hitte damit allenfalls in der Verfahrensordnung fiir Hofe-
sachen gerechnet.

Abschliefend mochte ich erwdhnen, dass es immer
mehr Menschen, egal welcher sexueller Orientierung,
gibt, die sich dafiir entscheiden, nicht zu heiraten. Sie
leben ohne Trauschein zusammen, als alleinerziechende
Viter oder Miitter, als selbstbewusste Singles oder in
WGs. Sie leben, wie sie wollen, und eben nicht so, wie
sie nach Auffassung der CDU/CSU moglicherweise le-
ben sollen.

Deswegen sage ich: Die Gleichstellung von Le-
benspartnerschaft und Ehe oder — besser noch — die Off-
nung der Ehe fiir alle kann nur ein erster Schritt sein. Die
Gleichstellung aller Lebensweisen muss unser Ziel blei-
ben.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Vielen Dank, Kollegin Lay. — Wir haben uns im Prisi-
dium gerade die Frage gestellt, was es eigentlich mit
dem Sprengstoffgesetz auf sich hat. Vielleicht kann uns
das einer der folgenden Redner erkldren. Wir hier oben
wissen es auf jeden Fall nicht.

(Volker Beck [Koln] [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Entnehmen Sie es der Drucksa-
che!)

Vielleicht macht es Frau Dr. Katarina Barley. Sie ist die
nichste Rednerin in dieser Debatte fiir die SPD.

(Beifall bei der SPD)
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Dr. Katarina Barley (SPD):

Zum Sprengstoffgesetz, meine sehr verehrte Frau Pra-
sidentin, wollte ich jetzt eigentlich nicht ausfithren. —
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe Géste! Die Ge-
sellschaft des 21. Jahrhunderts bei uns in Deutschland ist
bunt, ist vielfdltig, und das ist auch gut so. Es gibt viele
unterschiedliche Formen des Zusammenlebens. Es gibt
verheiratete Paare, unverheiratete Paare, Patchworkfa-
milien, Regenbogenfamilien, gleichgeschlechtliche Le-
benspartnerschaften. All das ist in der Realitét langst ak-
zeptiert. Ich selbst komme aus einem schr katholisch
gepragten Wahlkreis, aus einer kleinen Stadt. Bei uns
existieren all diese Lebensformen sehr friedlich und nor-
mal nebeneinander.

(Monika Lazar [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Und ohne Sprengstoff!)

— Genau, ganz ohne Sprengstoff. — Leider findet diese
Normalitidt noch keine vollstdndige Entsprechung in der
Gesetzgebung. Bei den Rechten und auch bei den Pflich-
ten besteht noch immer Handlungsbedarf, diese gesell-
schaftliche Realitit auch rechtlich abzusichern.

Bei den gleichgeschlechtlichen Lebenspartnerschaf-
ten haben wir schon viel erreicht. Aber von einer hun-
dertprozentigen Gleichstellung sind wir noch immer
entfernt, und das — das ist heute schon mehrfach ange-
klungen —, obwohl das Bundesverfassungsgericht in
Karlsruhe immer wieder entschieden hat, dass Ungleich-
behandlungen von Ehen und eingetragenen Lebenspart-
nerschaften verfassungswidrig sind. Wir alle hier im
Hause wissen das. Aber noch immer findet rechtliche
Diskriminierung aufgrund sexueller Orientierung statt.
Noch immer werden gleichgeschlechtliche Paare in einer
Reihe von Rechtsbereichen gegeniiber Ehepaaren be-
nachteiligt, zum Beispiel bei der Namensgebung des
Kindes, bei der Ubernahme von Mietvertriigen sowie bei
Insolvenz- oder Zwangsversteigerungsverfahren. Noch
immer werden in einigen Vorschriften, vor allen Dingen
im Zivil- und Verfahrensrecht, Lebenspartnerschaften
unterschiedlich behandelt, ohne dass es dafiir einen
iiberzeugenden Grund gébe.

Ich mo6chte nach dem bisherigen Debattenverlauf
noch einmal auf die Adoption eingehen. Das ist ein be-
sonders wichtiges Thema, weil es dabei um das Kindes-
wohl geht. Wir miissen uns ja vor Augen fithren: Wir re-
den hier nicht iiber Rechtsvorschriften, sondern tiber real
existierende Menschen. Schon heute leben viele Kinder
in gleichgeschlechtlichen Familien, gleichgeschlechtli-
chen Partnerschaften; manche von ihnen im Wege der
Sukzessivadoption rechtlich legalisiert als Familie, an-
dere eben nicht. Herr Kollege Ullrich, Sie verwechseln
da vielleicht die Sukzessivadoption mit der Stiefkind-
adoption.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des
BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Auch bei der Sukzessivadoption muss das Kind nicht
von einem Ehepartner stammen.

Wir miissen uns, glaube ich, schon dariiber bewusst
sein, welche Auswirkungen es hat, wenn wir sagen: Wir

gewihren euch das Recht, eine normale Familie zu sein,
eben nicht.

(Zuruf des Abg. Dr. Volker Ullrich [CDU/
CSU))

Auch hier geht es, Frau Siitterlin-Waack, um das Kindes-
wohl. Wir diirfen den Kindern, die in einer gleichge-
schlechtlichen Familie groB werden und nicht unter die
Regelungen einer Sukzessivadoption fallen, nicht den
Eindruck vermitteln, dass sie weniger wert sind und dass
ihre Familie in rechtlicher Hinsicht weniger eine Familie
ist als eine gleichgeschlechtliche Lebenspartnerschaft,
die in den Genuss der Vorteile einer Sukzessivadoption
gekommen ist. Ich bin mir ziemlich sicher, dass auch das
Bundesverfassungsgericht das so sehen wird.

(Zuruf von der CDU/CSU: Glaube ich nicht!)

Auch da liegt ein bisschen das Problem. Ich finde es als
Juristin eher peinlich, wenn wir als Gesetzgeber unsere
Verantwortung nicht wahrnehmen, sondern uns vom
Bundesverfassungsgericht immer wieder sagen lassen
miissen,

(Volker Beck [KéIn] [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Sehenden Auges!)

dass wir unserer Verantwortung nicht gerecht werden.

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Die vollstindige Gleichstellung der eingetragenen
Lebenspartnerschaften ist uns ein Kernanliegen. Wir ha-
ben damit im Wahlkampf Werbung gemacht; das ist
richtig.

(Mechthild Rawert [SPD]: Und das war gut
so!)

— Stimmt, das war auch gut so. — Wenn uns alle lesbi-
schen und schwulen Paare gewihlt hétten, dann hétten
wir vielleicht etwas mehr Durchschlagskraft gehabt, um
das in der jetzigen Koalition durchsetzen zu konnen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Volker
Beck [K&ln] [BUNDNIS 90/DIE GRUNENT:
Dann gibe es den Gesetzentwurf heute nicht!)

Das wire vielleicht ein Appell fiir das ndchste Mal.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Zuruf der
Abg. Monika Lazar [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN])

Wir haben den klaren Auftrag aus dem Grundgesetz
und auch vom Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe,
die Gleichstellung vollstindig umzusetzen. Das steht in
unserem Koalitionsvertrag, und wir lassen dieses Ziel
nicht aus den Augen.

Das Bundesverfassungsgericht ist kein Ersatzgesetz-
geber. Die Pflicht und das Recht zur Gestaltung liegen
beim Parlament. Alles andere wére fiir uns ein Armuts-
zeugnis. Wir werden weiterhin auf die Umsetzung des
Koalitionsvertrags dringen. Der Justizminister hat einen
Referentenentwurf vorgelegt; der Kollege Brunner hat
das schon ausfiihrlich beleuchtet. Wir werden nicht
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nachlassen, bis zum Ende der Legislaturperiode hier
noch Verbesserungen vorzunehmen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Vizeprasidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Frau Kollegin.

Ich darf einmal ganz kurz Weiterbildung betreiben
— danke fiir die Information — Laut Sprengstoffgesetz
gilt die Fortsetzung der Erlaubnis zum Umgang und Ver-
kehr mit explosionsgefahrlichen Stoffen nach dem Tode
des Erlaubnisinhabers oder der Erlaubnisinhaberin fiir
Ehegatten, nicht fiir Lebenspartner bzw. Lebenspartne-
rinnen. — Das war eine Erlauterung, weil Sie alle so un-
wissend geschaut haben.

Nachste Rednerin: Ulle Schauws fiir Biindnis 90/Die
Griinen.

Ulle Schauws (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Sehr geehrte Frau Prisidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Liebe Géste! Vor knapp zwei Jahren hat
meine Fraktion schon einmal einen Gesetzentwurf zur
abschlieBenden Beendigung der verfassungswidrigen
Diskriminierung der eingetragenen Lebenspartnerschaf-
ten in den Bundestag eingebracht. Die Debatte, die, da-
mals noch unter der schwarz-gelben Regierung, in die-
sem Haus gefiihrt wurde, war weil Gott keine
Glanzleistung. Auch heute ist sie es nicht — dank CDU/
csu!

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der Union, Sie
haben gebetsmiihlenartig wiederholt, man konne die Pri-
vilegierung der Ehe nicht aufgeben. Einige weigerten
sich sogar, wegweisende Entscheidungen des Bundes-
verfassungsgerichts anzuerkennen nach dem Motto:
Gleiche Rechte fiir gleiche Pflichten nicht fiir Lesben
und Schwule, ganz egal, was Karlsruhe dazu sagt. — Es
ist aus dem, was wir heute hier schon gehort haben, sehr
deutlich geworden, dass sich Thr Weltbild in diesem
Punkt eigentlich nicht veréndert hat.

(Monika Lazar [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NENT]: Ein Trauerspiel ist das!)

Zwei Jahre spéter, so dachten wir zumindest, diirfte
Ihnen die Zustimmung zu diesem Gesetzentwurf von uns
Griinen eigentlich leichter fallen, weil wir nur das um-
setzen, was Sie im Koalitionsvertrag mit der SPD verab-
redet haben. Wortlich steht da:

Rechtliche Regelungen, die gleichgeschlechtliche
Lebenspartnerschaften schlechter stellen, werden
wir beseitigen.

Wir warten jetzt seit 2013 auf Ihre Vorschldge. Ich
sage Thnen eines: Den Beschluss im Koalitionsausschuss
zum Referentenentwurf in dieser Woche hétte es nicht
gegeben, wenn wir Griine nicht fiir heute diese Debatte
angekiindigt hatten.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN —
Widerspruch bei der SPD — Johannes Kahrs
[SPD]: Uberschitzen Sie sich nicht!)

Ich sage aber auch: Spétestens nach der heutigen De-
batte und nach dem, was Sie, Herr Kollege Ullrich, hier
ausgefiihrt haben, ist klar: Sie haben es immer noch
nicht verstanden. Wenn Sie einen Gesetzentwurf vorle-
gen, der die gemeinschaftliche Adoption nicht vorsieht,
haben Sie es immer noch nicht verstanden.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Darum wende ich mich jetzt noch einmal an die Kol-
leginnen und Kollegen der SPD. Ich will nicht verséu-
men, Sie an die Worte Thres Fraktionsvorsitzenden aus
der Plenardebatte vom Februar 2013 zu erinnern. Ich zi-
tiere Thomas Oppermann:

(Johannes Kahrs [SPD]: Guter Mann!)

Es ist an der Zeit, dass wir Lebenspartnerschaften
umfassend gleichstellen: im Sozialrecht, im Famili-
enrecht, im Steuerrecht. ,,Gleiche Rechte fir alle*
heif}t die Parole in Deutschland.

(Johannes Kahrs [SPD]: Genau! Und so steht
es im Koalitionsvertrag!)

Die Kollegin Steffen, die ich eben hier gesehen habe,
hat im Mérz 2013 gesagt:

Es ist lacherlich, immer noch dagegenzustimmen,
nach dem, was das Bundesverfassungsgericht ent-
schieden hat, nach dem, was die Mehrheit unserer
Bevolkerung sagt, und nachdem aktuelle Umfragen
zeigen, dass selbst die Mehrheit der CDU-Anhén-
ger ... die Homo-Ehe befiirwortet.

Also, Herr Oppermann, Frau Steffen, liebe SPD: Wir
nehmen Sie heute beim Wort.

(Johannes Kahrs [SPD]: Sehr gut!)

Sie koénnen das, was Sie vor zwei Jahren aus Uberzeu-
gung tun wollten, jetzt endlich tun und zustimmen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Sie konnen dafiir Sorge tragen, dass wir mit den Mehr-
heiten in diesem Haus zwei verlorene Jahre auftholen und
endlich die rechtliche Gleichstellung fiir Lesben und
Schwule herstellen.

Zur Union will ich auch noch etwas sagen: Beenden
Sie die Ausgrenzung von eingetragenen Lebenspartner-
schaften und auch von Regenbogenfamilien. Ihre Argu-
mente sind fiir viele Menschen ein Schlag in die Magen-
grube, nicht nur fiir Lesben und Schwule. Da erhoffen
sich wirklich viele von Thnen mehr Mut. Wenn Sie es in
Threr Fraktion nicht schaffen, die ewiggestrigen Ansich-
ten zu revidieren, wird dies am Ende der Wahlperiode
ein Teil Threr politischen Bankrotterklarung sein.

Und noch etwas: Sie sollten sich in Zeiten, wo zu be-
fiirchten steht, dass Homophobie wieder salonfdhig wer-
den konnte, sehr gut iiberlegen, wie Sie Ihre Abgrenzung
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von rechten Kriften und der AfD ausgestalten wollen.
Ich finde, das kann ein sehr schmaler Grat sein.

Wir als Griine stehen ganz klar flir eine moderne,
vielfiltige Gesellschaftspolitik, die sich gegen jede Form
der Diskriminierung stellt; und wir werden hier auch
nicht nachlassen. Darum appelliere ich am Ende noch
einmal an alle hier in diesem Haus und fordere Sie auf:
Unterstiitzen Sie unseren Gesetzentwurf! Es gibt keinen
Grund mehr, dies nicht zu tun! Uberlassen Sie diese Ar-
beit nicht langer dem Bundesverfassungsgericht!

Vielen Dank.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Vielen Dank, Kollegin Schauws. — Nichste Rednerin
in der Debatte: Gudrun Zollner fiir die CDU/CSU-Frak-
tion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Gudrun Zollner (CDU/CSU):

Sehr geehrte Frau Prisidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Gemeinsam durchs Leben zu gehen, fiireinan-
der da zu sein, gegenseitig Verantwortung zu iibernch-
men, das sind Werte, die unsere Gesellschaft ausmachen.
Diese gelebten Werte finden wir besonders im Zusam-
menleben von zwei Menschen, die sich entschlielen, zu
heiraten. Wenn ein Mann und eine Frau diesen Schritt
tun, nennen wir es klassische Ehe. Wenn zwei Frauen
oder zwei Ménner diesen Schritt tun, nennen wir es ein-
getragene Lebenspartnerschaft. Die gelebten Werte fin-
den wir aber hier wie dort.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie
bei Abgeordneten des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN)

Trotzdem: Wenn man bezogen auf die Gleichstellung
von Lebenspartnerschaft und Ehe, wie im Gesetzentwurf
der Griinen angesprochen, von Verfassungswidrigkeit
spricht, mochte ich darauf verweisen, dass die Privile-
gierung der Ehe immer noch im Grundgesetz verankert
ist.

(Volker Beck [Koln] [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Das hat das Bundesverfassungs-
gericht in sechs Entscheidungen anders gese-
hen! Sind Sie des Lesens nicht méchtig? —
Caren Lay [DIE LINKE]: Das stimmt doch gar
nicht!)

Im letzten Familienbericht der Bundesregierung wird
thematisiert, dass die Pluralisierung der Lebensformen
zunimmt. Dazu gehoren neben der klassischen Familie
auch Singles, unverheiratete Paare, Alleinerzichende
und eben auch homosexuelle Paare, Miitter- und Viter-
paare. Die Regenbogenfamilien erobern ihren eigenen
Platz in der Familienlandschaft. Deshalb setzt sich die
Regierungskoalition intensiv mit diesem Thema aus-
einander. Auch interfraktionell wird in den einzelnen Ar-

beitsgruppen sehr professionell diskutiert und miteinan-
der umgegangen.

(Stefan Liebich [DIE LINKE]: Das wissen wir
janicht! Das ist ja geheim!)

Das wiirde ich mir oft auch hier im Plenum wiinschen.
(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Fiir das gute interfraktionelle Arbeiten mochte ich mich
ganz herzlich bei den einzelnen Kolleginnen und Kolle-
gen bedanken.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Seit Inkrafttreten des Lebenspartnerschaftsgesetzes
im Jahre 2001 gibt es eine weitgehende Gleichbehand-
lung von Lebenspartnern und Eheleuten. In vielen we-
sentlichen Bereichen sind Lebenspartner mit Ehegatten
mittlerweile gleichgestellt worden. Noch in der letzten
Legislaturperiode wurde geregelt, dass das Ehegatten-
splitting auch fiir Lebenspartner gilt, womit diese Be-
nachteiligung riickwirkend zum Jahr 2001 behoben
wurde. Damit profitieren auch Lebenspartner und nicht
nur Ehegatten vom Splittingvorteil bei der Einkommen-
steuer.

Erst letztes Jahr wurden die Regelungen zur Sukzes-
sivadoption vom Deutschen Bundestag umgesetzt. Hier
mochte ich etwas ganz Personliches hinzufiigen: Ich bin
alleinerziehende Mutter von zwei S6hnen. Es war nicht
einfach, zwei Kinder ohne ihren Vater grofzuziehen. Die
Funktion des ménnlichen Vorbilds konnte ich als Frau
nicht erfiillen; es fehlte. Das mochte ich zu diesem
Punkt, Kindeswohl, einfach nur anfiihren.

Mit dem bis letztes Jahr laufenden bundesweiten Mo-
dellprojekt ,,Homosexualitdt und Familien® unterstiitzte
das Bundesfamilienministerium Beratungsstellen, damit
heterosexuelle Angehorige beim spiten Coming-out ei-
nes Partners oder Kindes kompetent begleitet werden
konnten.

Ansprechen mochte ich auBlerdem an dieser Stelle die
hervorragende Arbeit der Bundesstiftung Magnus
Hirschfeld, die 2011 von der Bundesrepublik Deutsch-
land errichtet worden ist.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der SPD)

In den vergangenen Jahren ist viel fiir Andersliebende
getan worden. Die Regierungsparteien mochten diesen
Weg fortsetzen und haben deshalb die Anliegen der Ho-
mosexuellen auf der Tagesordnung, insbesondere was
den Bereich Diskriminierung und Homophobie angeht.
Erst gestern war die Auftaktkonferenz des Bundespro-
gramms ,,.Demokratie leben! Aktiv gegen Rechtsextre-
mismus, Gewalt und Menschenfeindlichkeit™. Eine der
Arbeitsgruppen hat sich mit dem Thema beschiftigt, wie
man Akzeptanz fiir geschlechtliche und sexuelle Vielfalt
herstellen kann. In diesem Zusammenhang soll es zum
Abbau von Homophobie ein bundesweites Projekt und
mehrere Modellvorhaben geben.
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Eine tolerante Gesellschaft ldsst sich aber nicht nur
durch Gesetze verordnen. Toleranz kann nur erreicht
werden, wenn wir Vorurteile abbauen, auch gegeniiber
der CSU, Frau Kollegin,

(Beifall bei der CDU/CSU - Heiterkeit bei
Abgeordneten der SPD — Volker Beck [K6ln]
[BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Aber CSU-
Mitglieder diirfen untereinander heiraten?)

wenn wir aufeinander zugehen und wenn wir bereit sind,
andere Lebensentwiirfe zu akzeptieren und zu respektie-
ren, und zwar von allen Seiten. Wie wichtig das ist, wird
deutlich, wenn wir liber die Grenzen Deutschlands hin-
ausblicken. So geht die Diskriminierung und Verfolgung
homosexueller Menschen in mehreren afrikanischen
Léndern ungebremst weiter; im asiatischen Raum wer-
den sie zum Teil sogar mit dem Tod durch Steinigung
bestraft. Weltweit ist Homosexualitit noch in iiber
70 Staaten strafbar. Dazu kommen Linder wie Russland,
wo Homosexualitdt zwar legal ist, Schwule und Lesben
aber dennoch massiv unter Unterdriickung und Repres-
salien leiden. Es gilt daher, Diskriminierung und Homo-
phobie entschieden entgegenzuwirken und fiir Toleranz
und Respekt einzutreten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Es ist unstrittig, dass Lebenspartnerschaften heute zu
unserer Gesellschaft gehoren, dass Regenbogenfamilien
alltiglich und doch anders sind. Wir werden deshalb
,weiterhin bestehende Ungleichbehandlungen®, wie es
im vorliegenden Gesetzentwurf der Griinen heif3t, durch
einen eigenen Entwurf, der aktuell in den Ressorts zur
Abstimmung liegt, aufgreifen. Anderungen im Sozial-
recht, der Zivilprozessordnung, der Insolvenzordnung,
im BGB usw. werden gemél dem Koalitionsvertrag um-
gesetzt, sodass die entsprechenden Regelungen, die
gleichgeschlechtliche Lebenspartnerschaften schlechter-
stellen, zeitnah beseitigt werden.

Vielen Dank fiir Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Vielen Dank, Frau Kollegin Zollner. — Néchster Red-
ner in der Debatte: Johannes Kahrs fiir die SPD-Frak-
tion.

(Beifall bei der SPD — Reinhard Grindel
[CDU/CSU]: Ich bin mal gespannt, ob er voll-
umfanglich aussagt!)

Johannes Kahrs (SPD):

Sehr geehrte Frau Prisidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Seit 1998 bin ich im Deutschen Bundestag.
Seit 1998 diskutieren wir dieses Thema. Seit 1998 gibt
es hier in diesem Hohen Hause von vielen Parteien grofle
Bereitschaft, dieses Thema abzurdumen und ein fiir alle
Mal klar zu sagen, dass der, der die gleichen Pflichten
hat, auch die gleichen Rechte beanspruchen darf.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des
BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Wir sind uns hier in groen Teilen des Hauses einig.

Das Tempo dieser Entwicklung hat sich allerdings
immer an den Entwicklungsfortschritten in der Union
bemessen. Das hat gedauert.

(Ulle Schauws [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Das dauert an!)

Man sieht ja: Wir sind jetzt im Jahr 2015 und sind immer
noch nicht da angekommen, wo wir hinwollen. Aber an
dem, was wir heute von der Kollegin Siitterlin-Waack
und von der Kollegin Zollner gehort haben, siecht man,
wie weit die Union sein kann. Das hitte ich 1998 oder
2005 nie gedacht. Man muss anerkennen: Es geht weiter,
und es gibt Fortschritt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der
CDU/CSU - Michaela Noll [CDU/CSU]: So
sind wir!)

Trotzdem kann ich verstehen, dass es vielen Betroffe-
nen in diesem Land nicht schnell genug geht. Fiir die,
die 16, 20, 25 oder 30 Jahre alt sind, die sich selber fra-
gen, ob sie sich outen mochten, die in diesem Land einen
Arbeitgeber haben, der das vielleicht anders sieht, wére
es schon gut, wenn der Deutsche Bundestag die gesell-
schaftliche Entwicklung vorantreibt und nicht hinterher-
trodelt oder vom Verfassungsgericht geschoben oder ge-
treten werden muss. Das wire der Auftrag des
Deutschen Bundestages. Daran, finde ich, miissen wir
uns messen lassen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Wenn wir uns diese Debatte angucken, stellen wir
fest, dass es immer wieder einige Kolleginnen und Kol-
legen gibt, bei denen die gesellschaftliche Realitét spiter
ankommt. Wir haben das Problem, dass viele die jetzige
Regelung, die jetzige Gesetzeslage, als Diskriminierung
wahrnehmen — ich zum Beispiel.

(Ulle Schauws [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Ich auch!)

In der Union wird das in Teilen anders gesehen. Jeder
hilft sich, wie er kann. Aber am Ende ist es so, dass wir
als Gesetzgeber darauf hinwirken miissen, dass es glei-
che Rechte und gleiche Pflichten gibt fiir jede Frau, fiir
jeden Mann.

Wir miissen uns zum Beispiel der Frage stellen, die
auch eben schon diskutiert worden ist, wie es denn mit
der Privilegierung der Ehe ist. Ich finde, man muss sich
iiberlegen, was man privilegiert, und sollte iiberall da
privilegieren, wo es Kinder gibt, wo Kinder aufgezogen
werden. Die bediirfen der Fiirsorge des Staates. Da ist
das gesellschaftliche Engagement notwendig. Ich per-
sonlich sehe gar nicht ein, warum diejenigen, die in einer
Lebenspartnerschaft leben, und diejenigen, die in einer
Ehe leben, nicht gleichbehandelt werden.

Zum Zwecke, diese Gleichbehandlung sicherzustel-
len, legt Heiko Maas jetzt einen Gesetzentwurf vor, der
das umsetzt, was im Koalitionsvertrag steht, also was
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wir mit der CDU/CSU vereinbart haben. Dieser Gesetz-
entwurf ist iibrigens auch besser als der, den die Griinen
vorgelegt haben. Deswegen freue ich mich, wenn wir
diesen Gesetzentwurf ziigig bekommen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Das heif3t, wir werden rechtliche Regelungen, die gleich-
geschlechtliche Lebenspartnerschaften schlechterstel-
len, beseitigen. Das ist gut so. Das werden wir tun. Ich
glaube, dass es im wahren Leben auch etwas Selbstver-
standliches ist. Traurig ist, dass es bis zum Jahre 2015
gedauert hat, das zu realisieren.

(Beifall der Abg. Ulle Schauws [BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN])

An dieser Stelle ist es allerdings so, dass unser Koali-
tionsvertrag der Union hilft — ich sage einmal —, {iber die
vielbefahrene Strale der modernen Gesellschaft zu kom-
men. Ich lese ja, wie die Union sich bemiiht — ich bin
Hamburger und habe es gerade erlebt —, dass man iiber
sie als eine moderne GroBstadtpartei spricht. Liebe Kol-
leginnen und Kollegen von der Union, ich glaube, das
Thema Grof3stadtpartei hat sich fiir Sie so lange erledigt,
wie die Zielgruppe der Lesben und Schwulen weiterhin
glaubt, dass sie durch Thre Politik téglich diskriminiert
wird. Das mdgen Sie anders sehen, aber es gilt in diesem
Fall der Empfangerhorizont. Es gelten in diesem Fall die
Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts. Es gilt
in jedem Fall — so sehe ich das — die Wahrheit, die Le-
bensrealitit, so wie sie bei den Menschen ankommt.

Das heif3t, wir im Deutschen Bundestag miissen uns
darum kiimmern, dass dieses Thema bald abgerdumt
wird. Wir im Deutschen Bundestag sind in der Pflicht,
dafiir zu sorgen, dass Lesben und Schwule gleichgestellt
werden, und zwar in allen Bereichen. Wenn man sagt,
auf der einen Seite gibt es die Lebenspartnerschaft und
auf der anderen Seite die Ehe, und beide sind rechtlich
komplett gleichgestellt, dann stelle ich mir als ganz
schlichter Mensch, als Hamburger,

(Heiterkeit bei der CDU/CSU)

die Frage: Wie kann es sein, dass man etwas, was gleich
ist, nicht auch gleich nennen kann? Warum ist es, Gott
verdammt noch mal, nicht moglich, dies auch Ehe zu
nennen?

(Beifall bei der SPD und dem BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN sowie der Abg. Halina
Wawzyniak [DIE LINKE])

Es muss doch moglich sein, dass wir uns in diesem Ho-
hen Hause einmal tief ansehen und sagen, dass Men-
schen, die flireinander einstehen, die Pflichten und
Rechte haben, auch in einer Ehe sind. Die Privilegierung
der Ehe ist nicht gefédhrdet, wenn Lesben und Schwule
auch in einer Ehe sind; denn den anderen wird nicht et-
was weggenommen, sondern es gibt dann eine Gleich-
stellung.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Das ist das Ziel, das Sie in unserem Grundgesetz finden
und das sogar im Koalitionsvertrag steht. Ich hoffe, dass

wir es in dieser Legislaturperiode mit der Union schaf-
fen, auch noch tiber diese Hiirde zu kommen.

Seit 1998 nehmen wir hier Hiirden, mal mehr, mal
weniger, mal hilft uns das Verfassungsgericht. Am Ende
werden wir alle in der gesellschaftlichen Realitédt ankom-
men, auch die Kolleginnen und Kollegen der Union. Die
Frage ist: Wie hoch soll der Preis noch sein, den Sie be-
reit sind, dafiir zu zahlen? Hat Thnen Hamburg nicht ge-
reicht? — Warten wir Bremen ab; dann konnen wir uns
die nichsten Landtagswahlen ansehen.

Ich glaube, die gesellschaftliche Realitdt ist weiter. Es
gilt weiterhin: 100 Prozent Gleichstellung nur mit der
SPD.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD — Marieluise Beck [Bre-
men] [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Da war-
ten wir jetzt einmal den Referentenentwurf ab,
und dann gibst du mir eine Runde aus!)

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Vielen Dank, Johannes Kahrs. — Der letzte Redner in
dieser Debatte: Armin Schuster fiir die CDU/CSU-Frak-
tion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Armin Schuster (Weil am Rhein) (CDU/CSU):

Sehr geehrte Frau Préisidentin! Meine sehr verehrten
Damen und Herren! Lieber Herr Kahrs, ich mag die
Hanseaten, weil ich einmal lange in Liibeck gewohnt
habe. Aber unterschitzen Sie bitte nicht die ldndlichen
Réaume. Dort leben auch Schwule und Lesben, und zwar
sehr gerne.

(Dr. Katarina Barley [SPD]: Ich auch, und
zwar wunderbar!)

Das alles an Hamburg und Bremen auszumachen, wiirde
mir nicht reichen.

(Beifall der Abg. Mechthild Rawert [SPD])
Die CDU/CSU setzt sich fiir alle Regionen ein.

(Johannes Kahrs [SPD]: Gleichstellung hat
nichts mit Regionen zu tun!)

Deswegen, Frau Dr. Barley, haben wir auch diese tollen
Wahlergebnisse. Auch Sie miissen noch weiterhin ge-
wihlt werden. Eigentlich sind wir von der Union ganz
zufrieden. Wir haben die Balance aus ldndlichen Regio-
nen und GroBstddten. Sie kdnnen es sich anschauen.

(Volker Beck [Koln] [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Wir sind iibrigens nicht beim
Wahlbarometer!)

— Knapp 42 Prozent ist ja nicht so schlecht, Herr Beck.

Ihr Gesetzentwurf ist wirklich eine FleiBarbeit; das
muss ich sagen. Ich hétte der Fraktion der Griinen vorge-
schlagen, einen anderen Startredner zu schicken. Man
kann einen sehr guten Antrag auch durch die Startrede
schlechter machen.

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der
SPD: Richtig!)
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Sie, Herr Beck, sprachen von Schiitzengrében, reaktio-
nér-geistiger Immobilitit, Denkfaulheit. Meine sehr ver-
ehrten Kolleginnen und Kollegen der Griinen, deshalb
hatten Sie bei der Bundestagswahl so ein miserables Er-
gebnis:

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU —
Monika Lazar [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Jetzt wissen wir es endlich!)

Dieser Absolutismus, dass lhre Meinung in ganz
Deutschland gelten muss, hat zu diesem Ergebnis ge-
fiihrt.

Gott sei Dank, Herr Beck, haben Sie uns noch als
.konservativ* bezeichnet; da fiihlen wir uns ja gechrt.

(Volker Beck [Koln] [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Das habe ich Thnen abgespro-
chen!)

Da mochte ich mal die Definition von Franz Josef Strauf3
nehmen:

Konservativ sein heiflt, an der Spitze des Fort-
schritts marschieren.

Das tun wir hier seit zehn Jahren. Wir sind ziemlich stolz
darauf, dass wir in den zehn Jahren auch beim Thema
Gleichstellung eine Menge getan haben — Frau Zeulner
hat es schon angedeutet —: Wir haben Gleichstellungen
beim BAf6G und im Jahressteuergesetz vorgenommen,
wir haben das Besoldungs- und Versorgungsrecht fiir
Bundesbeamte und Soldaten angepasst.

(Volker Beck [K&ln] [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Alles vom Bundesverfassungsge-
richt aufgegeben!)

Wir haben den Familienzuschlag fiir verpartnerte Be-
amte im Offentlichen Dienst eingefiihrt — nicht ab 2009,
sondern schon ab 2001, von dem Moment an, ab dem
das Lebenspartnerschaftsgesetz galt.

(Volker Beck [Koln] [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Nachdem Sie das Bundesverfas-
sungsgericht dazu verurteilt hatte!)

Die schwarz-rote Koalition hat allein in dieser Wahl-
periode zwei entsprechende Gesetze auf den Weg ge-
bracht.

Frau Dr. Barley, im Prinzip gehe ich hinsichtlich Threr
Bewertung des Bundesverfassungsgerichts mit Thnen ei-
nig. Aber eines muss ich Thnen auch sagen: Es gehort fiir
mich zur politischen Pluralitdt, Richtern in Karlsruhe
politische Meinungssignale zu senden. Das mdchten wir.
Das sind ndmlich auch nur Menschen. Man muss ja nicht
in vorauseilendem Gehorsam permanent zu antizipieren
versuchen, was wohl ein Karlsruher Richter denkt. Wir
versuchen, eine politische Meinung zu formulieren, die
auf dem Meinungsbild der Bevolkerung basiert. Wir fiih-
len uns da sehr gut aufgehoben. Und dann gucken wir
mal, was Karlsruhe daraus macht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU —
Dr. Katarina Barley [SPD]: Verfassungsge-
méB sollte es aber schon sein! — Volker Beck
[K6ln] [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Das
haben Sie jetzt sechsmal ausprobiert! Das Er-
gebnis war immer das gleiche!)

Aus diesem Grund haben wir bei der Sukzessivadop-
tion dafiir gesorgt, dass ein Kind, das bereits von einem
Lebenspartner adoptiert ist, auch durch den anderen ad-
optiert werden kann. Wir haben beim Thema Adoption
allerdings eine ganz andere Meinung als Sie. Wir wollen
keine Gleichstellung um jeden Preis.

(Ulle Schauws [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]:
Was heifit denn ,,um jeden Preis“?)

Das haben alle Vorredner meiner Fraktion bereits erklért.

Das Grundgesetz, meine Damen und Herren, stellt in
Artikel 6 die Ehe und Familie als Gemeinschaft von El-
tern mit ihren Kindern unter besonderen Schutz. Frau
Jelpke, die meisten Menschen in unserem Land, so
glaube ich, leben in einer Familienkonstellation aus
Mann, Frau und Kind. Wenn Sie das als , mittelalterli-
ches Familienbild bezeichnen,

(Ulla Jelpke [DIE LINKE]: Dass es so sein
muss!)

dann empfehle ich allen Menschen in diesem Land, das
sorgfiltig zu beurteilen. Die Linken glauben, dass man
mittelalterlich sei, wenn man in diesem Land in einer
klassischen Familienkonstellation lebt. Herzlichen
Gliickwunsch! Ich hoffe, mit solch einem Meinungsbild
gehen Thre Umfragewerte noch ein paar Prozent herun-
ter. Das ist ja irre!

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir haben mit der SPD vereinbart, die rechtlichen
Benachteiligungen von Lebenspartnerschaften zu besei-
tigen. Diese Vereinbarung werden wir umsetzen. Herr
Dr. Brunner hat es richtig erkldrt. Anhand der beiden
SPD-Redner Brunner und Barley konnen die Griinen se-
hen, wie wir das angehen wollen. Bei uns wird ausgewo-
gen diskutiert

(Michaela Noll [CDU/CSU]: Ja, Herr Brunner
hat das sehr schon gemacht!)

und nicht absolutistisch behauptet, so miisse es sein.

Ich glaube, wir finden einen Weg, auch bei den kriti-
schen Punkten.

(Volker Beck [Ko6ln] [BUNDNIS 90/DIE
GRUNENT]: Mal sehen, ob Sie bei Threm Ge-
setzentwurf mit sich reden lassen oder ob das
wieder absolutistisch durchgezogen wird!)

Deswegen bin ich der Meinung, dass wir den Antrag der
Griinen mit voller Uberzeugung ablehnen konnen. Er ist
namlich sehr schnell gemacht und in Teilen falsch.

(Volker Beck [Koln] [BUNDNIS 90/DIE
GRUNENT]: ,,Schnell gemacht*? Ulle
Schauws [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Sie
widersprechen sich doch selber!)

Herr Kahrs, Sie selbst haben gesagt, seit 1998 gebe es
in diesem Haus Mehrheiten fiir Ihre Form der Gleichstel-
lungspolitik. Ja, verdammt noch mal, warum habt ihr es
denn von 1998 bis 2005 nicht gemacht? Da hittet ihr
doch die Mdglichkeit gehabt.

(Johannes Kahrs [SPD]: Weil ihr es im Bun-
desrat blockiert habt! Zuhoéren und nachden-
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ken! Den Bundesrat braucht man dafiir auch! —
Volker Beck [KoIn] [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Haben Sie schon mal was von zustim-
mungspflichtigen Gesetzen gehort?)

Ja, meine Damen und Herren, deshalb nicht, weil die
Mehrheitsverhéltnisse in Deutschland eben nicht so wa-
ren. Sie haben es ndmlich nicht hinbekommen, und dafiir
gab es auch Griinde.

(Johannes Kahrs [SPD]: Ja, Herr Schuster, Sie
waren der Grund, Thre Truppe! — Volker Beck
[KSln] [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Der
Grund hat drei Buchstaben: C-D-U!)

Wir sind die einzige Fraktion im Deutschen Bundestag,
die noch von entsprechender Balance und Ausgewogen-
heit geprégt ist. Wir vertreten einen Grofteil der Bevdl-
kerung,

(Johannes Kahrs [SPD]: Das tun Sie eben
nicht! In der Frage sind Sie eine erbarmliche
Minderheit, Herr Schuster, und peinlich!)

fiihlen uns wohl damit und glauben trotzdem, dass wir
Schwule und Lesben in diesem Land angemessen gleich-
stellen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU — Johannes Kahrs
[SPD]: So eine peinliche Rede hat man selten
gehort!)

Vizeprasidentin Claudia Roth:
Danke, Herr Kollege. — Damit schlieBe ich diese emo-
tionale Debatte.

Interfraktionell wird Uberweisung des Gesetzent-
wurfs auf Drucksache 18/3031 an die in der Tagesord-
nung aufgefithrten Ausschiisse vorgeschlagen. — Ich sehe
keine anderweitigen Vorschlige. Dann ist die Uberwei-
sung so beschlossen.

Ich rufe jetzt die Tagesordnungspunkte 23 a bis 23 d
sowie den Zusatzpunkt 2 auf:

23 a) Erste Beratung des von der Bundesregierung
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu
dem Beschluss des Rates vom 26. Mai 2014
iiber das Eigenmittelsystem der Européi-
schen Union

Drucksache 18/4047

Uberweisungsvorschlag:

Ausschuss fiir die Angelegenheiten der Europdischen
Union (f)

Finanzausschuss

b) Erste Beratung des von der Bundesregierung
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu
dem Abkommen vom 19. September 2014
zwischen der Bundesrepublik Deutschland
und der Republik der Philippinen iiber
Soziale Sicherheit

Drucksache 18/4048

Uberweisungsvorschlag:
Ausschuss fiir Arbeit und Soziales

c) Erste Beratung des von der Bundesregierung
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur
Neufassung der Anhinge F und G zum
Ubereinkommen vom 9. Mai 1980 iiber den
internationalen Eisenbahnverkehr (COTIF)

Drucksache 18/4049

Uberweisungsvorschlag:
Ausschuss fiir Verkehr und digitale Infrastruktur

d) Beratung des Antrags der Abgeordneten
Elisabeth Scharfenberg, Kordula Schulz-
Asche, Renate Kiinast, weiterer Abgeordne-
ter und der Fraktion BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN

Pflege-TUV hat versagt — Jetzt echte
Transparenz schaffen: Pflegenoten ausset-
zen und Ergebnisqualitit voranbringen

Drucksache 18/3551

Uberweisungsvorschlag:

Ausschuss fiir Gesundheit (f)

Ausschuss fiir Recht und Verbraucherschutz
Ausschuss fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend

ZP 2  Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem
Ubereinkommen vom 11. April 2014 iiber die
Beteiligung der Republik Kroatien am Euro-
péischen Wirtschaftsraum

Drucksache 18/4052

Uberweisungsvorschlag:

Ausschuss fiir Wirtschaft und Energie (f)

Innenausschuss

Ausschuss fiir die Angelegenheiten der Europdischen Union

Es handelt sich um Uberweisungen im vereinfach-
ten Verfahren ohne Debatte.

Interfraktionell wird vorgeschlagen, die Vorlagen an
die in der Tagesordnung aufgefiihrten Ausschiisse zu
iiberweisen. Sind Sie damit einverstanden? — Das ist der
Fall. Dann sind die Uberweisungen so beschlossen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 24 auf. Es handelt
sich um die Beschlussfassung zu Vorlagen, zu denen
keine Aussprache vorgesehen ist.

Tagesordnungspunkt 24 a:

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses fiir Wirtschaft und Ener-
gie (9. Ausschuss) zu dem Antrag der Fraktionen
der CDU/CSU und SPD

Regionale Wirtschaftspolitik — Die richtigen
Weichen fiir die Zukunft stellen

Drucksachen 18/3404, 18/4100

Der Ausschuss empfiehlt in seiner Beschlussempfeh-
lung auf Drucksache 18/4100, den Antrag der Fraktio-
nen der CDU/CSU und SPD auf Drucksache 18/3404
anzunehmen. Wer stimmt fiir diese Beschlussempfeh-
lung? — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Die Beschluss-
empfehlung ist einstimmig von allen Fraktionen in die-
sem Haus angenommen.
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Tagesordnungspunkt 24 b:

Beratung der Zweiten Beschlussempfehlung des
Wahlpriifungsausschusses

zu Einspriichen gegen die Giiltigkeit der
Wahl zum 8. Européischen Parlament am
25. Mai 2014

Drucksache 18/4000 (neu)

Wer stimmt fiir diese Beschlussempfehlung? — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Die Beschlussempfehlung
ist ebenfalls einstimmig, bei Zustimmung aller Fraktio-
nen im Hause, angenommen.

Wir kommen jetzt zu den Beschlussempfehlungen des
Petitionsausschusses.

Tagesordnungspunkt 24 c:

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammeliibersicht 149 zu Petitionen
Drucksache 18/3929

Wer stimmt dafiir? — Wer stimmt dagegen? — Enthal-
tungen? — Sammeliibersicht 149 ist einstimmig ange-
nommen.

Tagesordnungspunkt 24 d:

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammeliibersicht 150 zu Petitionen
Drucksache 18/3930

Wer stimmt dafiir? — Wer stimmt dagegen? — Enthal-
tungen? — Sammeliibersicht 150 ist bei Zustimmung von
CDU/CSU und SPD und Gegenstimmen von Biind-
nis 90/Die Griinen und der Linken angenommen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 6 auf:

— Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Auswirtigen Ausschusses (3. Aus-
schuss) zu dem Antrag der Bundesregierung

Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter
deutscher Streitkrifte an der Militirmission
der Europiischen Union als Beitrag zur Aus-
bildung der malischen Streitkrifte (EUTM
Mali) auf Grundlage des Ersuchens der mali-
schen Regierung sowie der Beschliisse 2013/
34/GASP und 2013/87/GASP des Rates der
Européischen Union (EU) vom 17. Januar
2013 und vom 18. Februar 2013 in Verbin-
dung mit den Resolutionen 2071 (2012), 2085
(2012), 2100 (2013) des Sicherheitsrates der
Vereinten Nationen sowie 2164 (2014) vom
25. Juni 2014

Drucksachen 18/3836, 18/4109

— Bericht des Haushaltsausschusses (8. Ausschuss)
gemil § 96 der Geschéftsordnung

Drucksache 18/4117

Uber die Beschlussempfehlung werden wir, wie Sie
wissen, spater namentlich abstimmen.

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind fiir
die Aussprache 38 Minuten vorgesehen. — Ich hore und
sehe keinen Widerspruch. Dann ist das so besprochen.

Ich erdffne die Aussprache. Als erstem Redner in der
Debatte gebe ich Josip Juratovic das Wort fiir die SPD.

(Beifall bei der SPD)

Josip Juratovic (SPD):

Sehr geehrte Frau Présidentin! Sehr geehrte Damen
und Herren! Heute beraten wir dariiber, ob wir das Man-
dat deutscher Soldatinnen und Soldaten fiir die Ausbil-
dungsmission der Europdischen Union — EUTM - in
Mali verldngern. Ich hore bereits kritische Fragen: Was
soll eine Ausbildungsmission der EU bringen? Wie soll
die malische Armee ohne addquate Waffen, ohne pas-
sende Strukturen und ohne Geld einen Konflikt 16sen?
Das soll heiflen: Die Européische Mission sei unniitz und
rausgeschmissenes Geld.

Diesen Kritikern halte ich entgegen: Wir miissen bei
jedem Konflikt, bei jeder Entscheidung tiber militérische
Fragen die Opfer eines Konflikts im Blick haben und
zum Mafstab fiir unsere Entscheidungen machen. In Mali
gibt es laut Internationaler Organisation fiir Migration ak-
tuell allein 80 000 Binnenvertriebene. 143 000 Menschen
mussten in Nachbarstaaten fliechen. Uber 220 000 Men-
schen sind also ihrer Lebensgrundlage, ihrer Heimat und
ihrer Perspektive beraubt. Viele weitere fiirchten in Mali
ein dhnliches Schicksal. Diesen Menschen will ich nicht
sagen: Wir tun nichts fiir euch.

Um die Situation dieser Menschen zu verbessern,
miissen wir verschiedene Wege beschreiten. Das ist zu-
nichst der zivile Weg. Dazu zihlt die deutsche Entwick-
lungszusammenarbeit. Wir unterstiitzen Mali in den
Bereichen Dezentralisierung, gute Regierungsfiihrung,
produktive Landwirtschaft und Wasserversorgung sowie
bei der Professionalisierung des malischen Staatssenders
ORTM.

Besonders wichtig finde ich aber, dass die Bundesre-
gierung das malische Ministerium fiir Vers6hnung durch
Ausstattung und Beratung unterstiitzt. Ubrigens ist das
auch ein wichtiger Beitrag, wenn wir verhindern wollen,
dass afrikanische Migranten im Mittelmeer ertrinken.
Daneben braucht Mali dringend eine funktionierende
Polizei. Deswegen ist es gut, dass Deutschland Trai-
ningskurse fiir westafrikanische Polizeikréfte unter-
stiitzt, Polizeiexperten und den Leiter der zivilen Mis-
sion EUCAP Sahel Mali stellt und Know-how ins
Grenzprogramm der Afrikanischen Union einbringt.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Dr. Franz
Josef Jung [CDU/CSUY))

Kolleginnen und Kollegen, aus der Erfahrung wissen
wir: Ziviles und polizeiliches Engagement funktionieren
nicht ohne militérischen Schutz.

(Dr. Franz Josef Jung [CDU/CSU]: Da hat er
recht!)
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Hierbei mochte ich betonen: Unser Engagement in Mali
erfolgt immer auf Grundlage von UNO-Entscheidungen.
Militérisch gibt es in Mali die UNO-Mission MINUSMA
und die Europdische Trainingsmission.

Im Rahmen von EUTM Mali ist eine Begleitung der
malischen Streitkréfte in Kampfeinsédtzen von deutscher
Seite nicht vorgesehen. Unser Auftrag ist klar definiert:
Wir arbeiten nachhaltig. Pionierausbildung und sanitéts-
dienstliche Unterstiitzung sind unsere Schwerpunkte. Es
wurden bereits 3 500 Soldatinnen und Soldaten ausge-
bildet. Wir arbeiten europdisch. Damit wird die EU als
geschlossener auBenpolitischer Akteur wahrgenommen.
Wir arbeiten auf allen Ebenen. Neben der Ausbildung
einfacher Soldaten beraten wir das malische Verteidi-
gungsministerium.

Im August 2015 iibernimmt Deutschland die Fiihrung
von EUTM Mali. Dafiir ist es richtig, die Mandatsober-
grenze von 250 auf 350 Soldaten anzuheben. Mit diesem
Engagement verdienen wir uns auch den Respekt unse-
rer europdischen Partner.

Kolleginnen und Kollegen, insgesamt kdnnen sich
unsere Erfolge in Mali sehen lassen. Ich finde unseren
Beitrag zu EUTM Mali wichtig und richtig und mdchte
deshalb fiir die Verldngerung des Mandats eintreten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU und des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN)

Trotzdem sage ich am Ende dieser Rede auch: Wir brau-
chen politische und diplomatische Lésungen, um Mali
langfristig zu befrieden. Nur mit militdrischer Stirke
kann Mali islamistischen Terror und den Aufstand von
Tuareg-Rebellen nicht einddimmen. Die im Juli 2014 be-
gonnenen Friedensverhandlungen miissen weitergefiihrt
werden, um den wieder wachsenden Einfluss radikaler
Islamisten wirksam einzuddmmen.

In dieser fragilen Situation finde ich die Krisenpra-
vention der Bundesregierung genau richtig. Wir bilden
das malische Militér nachhaltig aus und gleichzeitig un-
terstiitzt das Auswirtige Amt das malische Ministerium
fiir Versohnung, um die Riickkehr der Fliichtlinge zu er-
moglichen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Hier sieht man, dass EUTM Teil eines guten Gesamt-
konzepts ist, das wir mit der Verldngerung des Mandats
fortsetzen sollten.

Kolleginnen und Kollegen, meinen Respekt und
meine Anerkennung mdchte ich ausdriicklich jenen
Minnern und Frauen bekunden, die diesen miihevollen
und teilweise gefahrlichen Auftrag jeden Tag umsetzen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie
bei Abgeordneten des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN)

Auch mit der EUTM Mali kdnnen wir leider keine
Garantie flir Frieden schaffen. Nichtsdestotrotz ist un-
sere Vorgehensweise die richtige. Den Bedenkentrigern
mochte ich sagen: Wenn wir verhindern wollen, dass

Menschen im Mittelmeer ertrinken, wenn wir glaubwiir-
dig sein wollen, dann miissen wir die Ursachen der
Flucht bekdmpfen. Mit Maflnahmen wie EUTM Mali
konnen wir eine der Fluchtursachen einddmmen. Deswe-
gen bitte ich um Thre Zustimmung zum Antrag der Bun-
desregierung.

Vielen Dank fiir Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizeprasidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Herr Kollege Juratovic. — Néchste Red-
nerin in der Debatte: Christine Buchholz fiir die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Christine Buchholz (DIE LINKE):

Frau Présidentin! Meine Damen und Herren! Sehr ge-
ehrter Herr Juratovic, wir stimmen hier heute leider nicht
iiber alle moglichen sinnvollen Maflnahmen, die wir als
Linke unterstiitzen, ab, sondern wir stimmen {iber einen
Bundeswehreinsatz ab. Die Bundeswehr soll ihre Pri-
senz im Rahmen der Mission EUTM Mali erhéhen. Die
Obergrenze soll von 250 auf 350 Soldatinnen und Solda-
ten angehoben werden, und die Bundeswehr soll die
Missionsleitung iibernehmen und neben Pionieren in Zu-
kunft auch die malische Infanterie ausbilden.

Diese Absicht reiht sich ein in die von Frau von der
Leyen vorangetriebene neue Ausrichtung der Bundes-
wehr. Letzte Woche sagte die Ministerin bei der Eroft-
nung der Weilbuch-Konferenz, die deutschen Interessen
hétten — ich zitiere — ,,keine unverriickbare Grenze, we-
der geografisch noch qualitativ®. Ich glaube, dieser Kurs
ist teuer, gefahrlich und 16st kein einziges Problem vor
Ort.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich war im November in Mali und bin mit vielen,
auch sehr vielfaltigen Eindriicken wiedergekommen:

Die Ausbildungsmission EUTM Mali ist Teil einer in-
ternationalen Militdrstrategie. Herr Juratovic, das miis-
sen Sie zur Kenntnis nehmen. EUTM Mali ist zum einen
verkniipft mit dem franzdsischen Antiterroreinsatz Ope-
ration Barkhane im Norden Malis und in angrenzenden
Léndern sowie der UN-Mission MINUSMA im Norden.

(Uwe Kekeritz [BUNDNIS 90/DIE  GRU-
NENT]: Ich hoffe doch, dass das verkniipft ist!
Wire blod, wenn es nicht verkniipft wire!)

Uber den Antiterroreinsatz Operation Barkhane wissen
wir so gut wie nichts. Uber MINUSMA wissen wir
schon etwas: Die Truppe, an der sich auch Deutschland
beteiligt, ist im letzten Monat selbst Konfliktpartei ge-
worden. Aus einem Hubschrauber erschossen niederlan-
dische Soldaten mindestens sieben Tuareg-Kampfer, die
sich mit regierungstreuen Milizen einen Konflikt um die
Handelsroute nordlich von Gao lieferten. Einige Tage
spiter kam es in der Stadt Gao zu Protesten gegen
MINUSMA, bei denen Soldaten mindestens drei Zivilis-
ten erschossen. Ich sage Thnen: Deutschland darf sich
nicht an einem solchen Konflikt beteiligen.
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Christine Buchholz
(Beifall bei der LINKEN)

Ich habe mir in Koulikoro das Ausbildungslager der
EU, wo die Mehrzahl der deutschen Soldaten stationiert
ist, angeschaut und mit malischen Militérs und mit Bun-
deswehrsoldaten gesprochen. Ich muss sagen: Auch
nach diesen Gespriachen halte ich es fiir illusorisch und
verantwortungslos, die ausgebildeten Gefechtsverbénde
der malischen Armee nach einem zwdlfwochigen Lehr-
gang in den Krieg zu schicken. Doch genau das wird ge-
macht. Denn nach der Ausbildung gehen die malischen
Soldaten fiir neun Monate in den Norden.

(Kordula Schulz-Asche [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Was schlagen Sie stattdessen vor?
24 Monate, oder was? Drei Jahre Ausbil-
dung?)

Armut und Arbeitslosigkeit im Norden Malis sind die
Griinde dafiir, dass sich junge Menschen den Dschiha-
disten anschlieBen. Aminata Traoré¢, die ehemalige Kul-
turministerin Malis, sagte auf einer zivilgesellschaftli-
chen Konferenz tiber die Sicherheit in der Sahelzone, an
der ich teilnehmen konnte: Wenn es keine Hoffnung auf
reguldre Erwerbsquellen gibt, dann kdénnen 100 Euro
Sold durch eine Miliz einen Unterschied machen. Die
Dschihadisten kimpfen wie andere bewaffnete Gruppen
nicht um die Religion, sondern um Handels- und
Schmuggelrouten durch die Sahara. Es gibt Familien, da
kampft ein Bruder aufseiten einer Tuareg-Miliz oder ei-
ner dschihadistischen Gruppe, ein anderer bei der Ar-
mee. — Ich sage Thnen: Die Armut ist die Kernursache
des bewaftneten Konfliktes. Der européische Militdrein-
satz dndert an diesem Konfliktpotenzial rein gar nichts.

(Beifall bei der LINKEN)

Aber auch im Siiden Malis ist die extreme Armut die
groBite Bedrohung fiir die Sicherheit der Menschen. Es
gibt Menschen, die ihr Gliick als Goldschiirfer suchen.
Doch das groBe Geschéft machen zehn internationale
Konzerne, die in Mali die Goldressourcen ausbeuten. Im
Herbst 2014, so haben mir Biirgerrechtler erklart, haben
Streitkréfte der malischen Armee auf malische Goldsu-
cher geschossen, die einem dieser Bergbauunternechmen
im Weg waren. Das zeigt, dass das Problem der mali-
schen Armee nicht in erster Linie die Ausbildung ist,
sondern es sind die Interessen, zu deren Durchsetzung
sie eingesetzt wird.

(Kordula Schulz-Asche [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Namlich?)

Mali wird von internationalen Konzernen ausgepliin-
dert, und eine korrupte Minderheit macht mit. Mit der
Trainingsmission unterstiitzen Sie diesen Zustand. Dabei
gibt es beeindruckenden Widerstand gegen die korrupte
Politik im Land und auch eine wachsende Ablehnung
der internationalen Militdreinsétze. Nur um lhnen eine
Idee davon zu geben: Gewerkschafter erzdhlten mir, wie
sie im August in einem zweitdgigen Generalstreik die
Anhebung des Mindestlohns von 43 Euro auf 61 Euro
erzwungen haben. Das ist Armutsbekdmpfung. Hundert-
tausende Binnenfliichtlinge aus dem Norden wurden in
den letzten Jahren von Verwandten und Bekannten im
Stiden aufgenommen. Das steht im krassen Gegensatz

zum Versagen der sogenannten internationalen Gemein-
schaft in der Fliichtlingspolitik.

(Beifall bei der LINKEN)

SchlieBlich traf ich Aktivisten, die sich um die zahl-
losen Menschen kiimmerten, die aus Europa oder ande-
ren afrikanischen Landern abgeschoben wurden. In Mali
angekommen, stehen diese Abgeschobenen vor dem
Nichts. Ich sage Thnen: Diese Menschen, die sich gegen
Armut und Unrecht wehren, geben mir Hoffnung auf
Frieden und Gerechtigkeit in Mali, nicht ein Militérein-
satz, fiir den die eigentliche Motivation deutsche und eu-
ropdische Interessen sind, die ,keine unverriickbare
Grenze* kennen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Danke, Frau Kollegin Buchholz. — Néichster Redner
in der Debatte: Dr. Johann Wadephul fiir die CDU/CSU-
Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Dr. Johann Wadephul (CDU/CSU):

Frau Présidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Wir setzen, wenn wir heute diesen Beschluss
fassen, eine Ausbildungsmission der Bundeswehr in
Mali fort. Frau Kollegin Buchholz, ich finde, wir sollten,
wenn wir hier Behauptungen aufstellen, prézise sein.
Wenn es einen Kampfeinsatz der Bundeswehr gibt, dann
sprechen wir von einem Kampfeinsatz der Bundeswehr;

(Christine Buchholz [DIE LINKE]: Sie haben
mir nicht zugehort!)

dafiir brauchen wir dann ein entsprechend robustes Man-
dat, und dann sagen wir das auch. Aber hier geht es um
eine Ausbildungsmission, die eine Art Grundausbildung
der Streitkréfte Malis ermoglicht — nicht mehr und nicht
weniger. Das Verwischen und Vermengen mit anderen
Einsétzen, zum Beispiel mit MINUSMA, halte ich fiir
unzuléssig.

(Zuruf der Abg. Christine Buchholz [DIE
LINKE])

Das sollten wir nicht machen. Das ist ndmlich unprézise.
Die Soldatinnen und Soldaten sollten klar wissen, was
sie machen und wofiir sie eingesetzt werden. In diesem
Fall ist es die Ausbildung.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Im Ubrigen: Wenn Sie einen Teil Thres Pazifismus-
gefiihls, das Sie hier mitschwingen lassen, und einen Teil
Ihres Engagements in die Ukraine-Debatte einbringen
wiirden, wire den Menschen insgesamt sehr geholfen.

(Heike Héansel [DIE LINKE]: Das machen wir
doch!)

Das wire auch ein bisschen aufrichtiger.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)
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Dr. Johann Wadephul

Wie ist die Situation? Es gibt einen schwachen mali-
schen Staat, der kurz davorstand, zu kollabieren. Es gab
in diesem Staat schon vorher Probleme. Schon 2012 kam
es zu einem Militarputsch. Es war in der Mehrheit der
Bevolkerung eine fehlende Akzeptanz der politischen
Machtelite festzustellen. Es gab Korruption, schwache
Staatlichkeit, schwache Sicherheitskrifte. Diese Ent-
wicklung hat sich fortgesetzt, als der klassische malische
Konflikt zwischen den eher nomadisch lebenden
Tuareg-Volkern im Norden und den Vélkern im Siiden,
die eher sesshaft sind — diesen Konflikt gibt es iibrigens
schon seit Jahrzehnten, wenn nicht Jahrhunderten —, er-
neut aufgebrochen ist.

Niemand in diesem Hause sagt — das tut auch die
Bundesregierung in ihrem Antrag nicht — dass durch
diese Ausbildungsmission sdmtliche Probleme Malis ge-
16st wiirden. Der Kollege Juratovic hat dankenswerter-
weise den umfassenden Ansatz, den wir innerhalb der
Europédischen Union verfolgen — der grofite Anteil der
Mittel kommt iibrigens aus der Bundesrepublik Deutsch-
land —, beschrieben. Natiirlich 16st diese Ausbildungs-
mission nicht das Hungerproblem in Afrika; das hat auch
niemand behauptet. Dieses Hungerproblem ist drangend.
Wir alle sind aufgefordert, hier mehr zu machen. Das ist
unstreitig.

Aber man wird die Probleme in Mali nicht 16sen,
wenn man hinnimmt, dass es einen weiteren gescheiter-
ten Staat in dieser Region gibt. Das ist die grofle Gefahr
fiir diese Region. Diese Ausbildungsmission ist ein Bei-
trag dazu — nicht der entscheidende Beitrag, aber ein
wichtiger Beitrag —, die Staatlichkeit Malis zu erhalten.
Dazu gehort auch, dafiir zu sorgen, dass der Staat in der
Lage ist, in einem gewissen Umfang Sicherheitskréfte
und militdrische Kréfte einzusetzen. Dabei helfen wir
dem malischen Staat. Ich glaube, an dieser Stelle ist un-
sere Hilfe richtig, notwendig und angemessen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie
bei Abgeordneten des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN)

Eine weitere Bemerkung dazu. Wir gehen in sehr en-
gem Zusammenwirken mit unseren franzdsischen Freun-
den vor. Ich bedaure, dass die Linksfraktion in vielen
Debatten immer wieder auf die Vergangenheit rekurriert
und meint, dass wir im deutschen Parlament in irgendei-
ner Weise oberlehrerhaft iiber die Kolonialvergangenheit
Frankreichs urteilen oder sie mit diesem Thema in einen
Kontext stellen sollten. Das Engagement Frankreichs hat
seinen historischen Ursprung natiirlich in der Kolonial-
zeit; das ist unbestreitbar.

(Wolfgang Gehrcke [DIE LINKE]: Ja!)

Dass die franzosische Kultur Nordafrika nach wie vor
nicht nur in sprachlicher Hinsicht, sondern auch dariiber
hinaus so sehr prigt, dass es gar nicht zu iibersehen ist,
ist doch vollkommen klar. Aber Président Hollande hat
in einer sehr glaubwiirdigen Art und Weise — ich fand
das schon bemerkenswert — von ,Francafrique® Ab-
schied genommen und das auch deutlich gemacht. Ich
finde, wir sollten uns als Européer freuen, dass wir hier,
untergehakt an dieser Stelle, einmal mehr gemeinsam

mit Paris — die ehemaligen Erbfeinde Deutschland und
Frankreich Seit’ an Seit’ — sicherheitspolitische und
dartiber hinaus natiirlich auch wirtschaftspolitische und
entwicklungspolitische Verantwortung in Afrika iber-
nehmen. Es ist ein gutes Beispiel fiir die deutsch-franzo-
sische Freundschaft, dass wir an dieser Stelle zusammen
wirken. Das sollten wir aus dem Grund auch unterstiit-
zen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN — Christine Buchholz [DIE
LINKE]: Waffenbriiderschaft ist das!)

Letztlich braucht es natiirlich eine Ausséhnung inner-
halb Malis. Die werden wir nicht bewirken konnen; aber
da spielt das Auswirtige Amt — Herr Aulenminister, da
gilt unser ausdriicklicher Dank Threm Hause und allen
dort titigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern — auch im
EU-Rahmen eine wichtige Mittlerrolle, eine wichtige
Unterstiitzungsrolle. Natiirlich werden wir die militari-
schen Konflikte, die Auseinandersetzungen innerhalb
Malis nicht allein mit militdrischen Mitteln bewéltigen
konnen. Entscheidend ist, dass es zu einer Aussohnung
innerhalb Malis kommt, dass man sich versténdigt, ob
und in welchem Umfange Autonomie, Selbstbestim-
mung fiir den Norden vorstellbar ist, ohne die territoriale
Integritidt und die Souverdnitdt des malischen Staates
grundsitzlich infrage zu stellen. Das scheint mir die
Kernfrage zu sein.

Man ist in Mali auf einem guten Weg, und auf diesem
guten Weg sollten wir Mali begleiten. Ich appelliere
nochmals an Sie, dass Sie alle zustimmen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie
bei Abgeordneten des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN)

Vizeprasidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Herr Kollege. — Néchste Rednerin:
Katja Keul fiir Biindnis 90/Die Griinen.

Katja Keul (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Sehr geehrte Frau Prisidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Vielleicht zunédchst noch mal ein Blick zu-
rick, Herr Wadephul: Der Ausloser des Zusammen-
bruchs des malischen Staates war nicht der sogenannte
Putsch vom Marz 2012. Der Ausloser war vielmehr die
Riickkehr von Gaddafis Soldnern nach dem gewalt-
samen Umsturz in Libyen, die aus dem unerschopflichen
Waffenarsenal mitbrachten, was sie tragen konnten.
Diese hochgeriisteten Kdmpfer der Tuareg trafen bei ih-
rer Heimkehr auf eine anstehende Hungerkatastrophe in
den vernachlédssigten Gebieten im Norden Malis. Die
Bevolkerung war enttduscht von der Zentralregierung;
entsprechenden Zulauf hatte die separatistische Bewe-
gung. Die staatliche Armee wiederum war ein armseli-
ger Haufen: barfull oder mit Turnschuhen, quasi ohne
Ausriistung. Im Januar 2012 wurden 100 malische Sol-
daten in ihrer Kaserne brutal massakriert — bis heute ist
unklar, von wem —, und die anderen verweigerten letzt-
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lich den tddlichen Dienst und machten sich auf den Weg
nach Bamako, wo die Regierung sich schon vorsorglich
zurlickzog.

Bei meiner Reise im April 2013 erklérten mir die Ver-
treter der Ubergangsregierung, man habe immer ge-
dacht, es sei gut, die Armee mdglichst schwach zu hal-
ten, damit von ihr keine Gefahr ausgehe. So aber konnte
das Land von einer spontanen Allianz aus kriminellen
Klans, radikalen Islamisten und separatistischen Tuareg
einfach tiberrannt werden. Nach dieser Erfahrung wollte
man doch eine Armee aufbauen, die im Notfall auch die
Souverénitit des Landes verteidigen kann. Dabei werden
die Malier heute auch von Bundeswehrsoldaten — im
Rahmen der EU-Mission EUTM Mali, auf der Grund-
lage eines umfassenden UN-Mandates — unterstiitzt, und
das ist gut so.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE. GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und des
Abg. Dr. Johann Wadephul [CDU/CSU])

Die Ausbildung von Streitkriften ersetzt keine politi-
sche Losung — das ist keine Frage —; ohne die Durchset-
zung des staatlichen Gewaltmonopols wird aber auch
eine noch so gelungene politische Losung nicht lange
Bestand haben. Diese Mission ist daher ein kleiner, aber
nicht unerheblicher Baustein auf dem Weg zum Frieden.

Frieden hort sich heutzutage, wo gerade ein Staat
nach dem anderen in Krieg und Chaos versinkt, fast
schon an wie eine Utopie. Aber nach wie vor gibt es fiir
Mali tatsdchlich ein wenig Hoffnung. Trotz der Gewalt
und der Armut hat Mali auch einige positive Vorausset-
zungen fiir Frieden: eine gewisse demokratische Tradi-
tion und eine lebhafte, aktive Zivilbevolkerung.

Am Freitag erst haben sich die verschiedenen bewaff-
neten Gruppen im Rahmen der Friedensgespriche in
Algier immerhin auf einen Waffenstillstand und auf ei-
nen Gefangenenaustausch einigen konnen. Algerien hat
mit seinen Vermittlungsangeboten eine hilfreiche Rolle
gespielt; das darf man ruhig einmal anerkennen, auch
wenn man deswegen nicht gleich den Export ganzer
Panzerfabriken genehmigen sollte.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Aus griiner Sicht ist das Ausbildungsmandat fiir Mali
eine geeignete MalBinahme, den Friedensprozess zu un-
terstiitzen. Eines ist auch klar: Eine quasi nicht existente
Armee bildet man nicht in sechs Monaten und auch nicht
in zwei Jahren aus. Wir haben dem Mandat von Beginn
an zugestimmt und werden auch der Verlangerung und
der Aufstockung dieses Mandates zustimmen.

Am besten wird das staatliche Gewaltmonopol in ei-
ner Demokratie langfristig natiirlich von ziviler Polizei
und nicht vom Militdr durchgesetzt. Deswegen ist es er-
freulich, dass die EU jetzt auch die zivile Polizeiausbil-
dungsmission EUCAP Sahel Mali auf den Weg gebracht
hat.

Damit die Bundesregierung aber nicht ganz ohne Kri-
tik davonkommt, muss ich noch einmal daran erinnern,
dass man auch einmal Krisenprévention betreiben kann,
bevor die Konflikte eskalieren.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

In Mali hat die Bundesregierung ein ganzes Jahr ver-
streichen lassen, bis man sich tiberhaupt fiir den Konflikt
interessiert hat. Die Terroristen standen da schon kurz
vor Bamako.

Schon 2011 haben wir Griine davor gewarnt, dass
man Libyen nach dem Krieg nicht einfach alleinlassen
darf. Hier hitte die internationale Gemeinschaft schon
aufgrund des umstrittenen NATO-Einsatzes eine ganz
besondere Verantwortung gehabt; denn auch mit viel
Geld kann man sich keine demokratischen Strukturen
kaufen, wenn man vorher noch nie welche gehabt hat.

Jetzt bahnt sich eine Katastrophe im Niger an. Was ist
denn mit unserer zivilen Krisenprévention und mit unse-
rem Frithwarnsystem? Warum gucken wir immer erst
hin, wenn Mord und Totschlag auf der Tagesordnung
stehen?

In der letzten Woche war ich in Algier. Dort habe ich
in einem Gespriach mit dem Berater des Verteidigungs-
ministers, General Mekri, gefragt, was die EU aus seiner
Sicht tun konne, um zu verhindern, dass im Niger das
Gleiche passiert wie in Mali. Seine Antwort war: Ar-
mutsbekdmpfung! Es sei doch absurd, dass ein Land mit
so vielen Bodenschitzen derartig verarmt sei. — Recht
hat der General!

Armee und Polizei auszubilden, ist das eine, an einer
gerechten Weltwirtschaft zu arbeiten, ist das andere.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Verlieren Sie also bitte nie die Ursachen aus den Augen,
wihrend Sie die Symptome bearbeiten.

Vielen Dank.
(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Vielen Dank, Katja Keul. — Néichster Redner in der
Debatte: Florian Hahn fiir die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Florian Hahn (CDU/CSU):

Sehr geehrte Frau Prisidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Die Notwendigkeit des Einsatzes in Mali ist
weitgehend unumstritten — auch hier in diesem Hause.
Die rechtlichen Grundlagen der Mission sind klar: die
Beschliisse des Rates der Europdischen Union von
Februar 2013 und April 2014 sowie verschiedene Reso-
lutionen des VN-Sicherheitsrates.

Trotzdem ist es keine Routine, dieses Mandat zu ver-
abschieden. Das Parlament macht es sich nie leicht,
wenn es darum geht, deutsche Soldatinnen und Soldaten
in Auslandseinsétze zu schicken. Das zeigt auch die heu-
tige Debatte.

In der Siiddeutschen Zeitung vom 19. Februar 2015
wird berichtet, dass Frau Buchholz sagt, sie mochte
grundsitzlich keine Auslandseinsétze und sie wolle die
Bundeswehr insgesamt abschaffen.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)
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Ich muss ganz ehrlich sagen: Die Argumente, die Sie mit
Blick auf Mali vorgetragen haben, sind fiir Sie vermut-
lich nicht wirklich interessant, sondern Thnen geht es vor
allem darum, diese dogmatischen Ziele durchzusetzen.
Das muss man an dieser Stelle einmal sagen.

Mali ist zum Teil sehr gefdhrlich. Die Lage im
Norden ist weiter duBerst instabil. Dort treffen unter
anderem Tuareg-Rebellen, arabische Aufstindische, re-
gierungsfreundliche Milizen, Dschihadisten, Regie-
rungstruppen und Einheiten der Parallelmission
MINUSMA aufeinander. MINUSMA hat im Jahre 2014
30 Soldaten verloren und ist stindig Ziel von Angriffen
mit Raketen und Sprengstoftfallen.

Aber auch der ruhigere Siiden des Landes ist nicht
ohne Gefahren, und der Einsatz dort ist mit vielen alltag-
lichen Strapazen verbunden. So bestand fiir Mali ein
Ebolarisiko, das inzwischen Gott sei Dank wieder besei-
tigt werden konnte. Malaria, Skorpionstiche und héufig
groBe Hitze bei hoher Luftfeuchtigkeit sind beschwerli-
che Bedingungen, und die hohen Temperaturen und der
Staub belasten nicht nur die Menschen, sondern auch das
Material.

Trotz aller Strapazen berichten die meisten Soldaten
sehr positiv vom Mali-Einsatz, den sie als sinnvoll er-
achten und bewerten. Die Soldatinnen und Soldaten leis-
ten hier einmal mehr Beeindruckendes. Dafiir mochte
ich auch an dieser Stelle ganz herzlich Danke schon sa-
gen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Unsere Bundeswehr ist in diesem Einsatz in eine
grofe internationale Gemeinschaft eingebunden. Insge-
samt 26 Nationen sind bei EUTM Mali vertreten. Auch
kleine Partner, wie Estland und Lettland, bringen hier ih-
ren Beitrag ein — genauso wie Griechenland als Teil der
europdischen Familie.

Einsdtze wie EUTM Mali sind fiir die Weiterentwick-
lung der Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungs-
politik in Europa sehr wertvoll. Hier erweist sich, was
schon funktioniert und was nicht. Ab August soll dann
Deutschland die Missionsfiihrung {ibernehmen. Die Er-
héhung der Personalobergrenze auf 350 Soldatinnen und
Soldaten ist gerade auch deshalb sinnvoll.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Sinn des Einsatzes
ist die Ausbildung und Beratung der malischen Streit-
krafte und Ministerien, damit die Malier die territoriale
Integritdt des Landes zukiinftig eigenstindig sichern
konnen. Ein geordneter Neuaufbau von Sicherheitskraf-
ten und Verwaltungsapparat ist Grundlage fiir ein gefes-
tigtes staatliches System. Die EU leistet damit klassische
Hilfe zur Selbsthilfe.

Uns allen ist klar, dass es in Mali keine kurzfristigen
Erfolge geben kann. Der Kollege Dr. Brandl hat in der
ersten Lesung die vielschichtigen Griinde fiir die Kon-
flikte im Norden aufgezeigt. Aber er hat zu Recht auch
auf die bestehenden vorsichtigen Hoffnungszeichen hin-
gewiesen, genauso wie eben die Kollegin Keul. Ich bin
iiberzeugt, die Mission EUTM Mali tragt zur Stabilisie-

rung des Landes und der Region bei. Der deutsche Ein-
satz ist ein wichtiges Element dieser EU-Ausbildungs-
mission. Die europdischen und die malischen Partner
brauchen die Bundeswehr dabei. Die Ubernahme der
Fiihrungsverantwortung der Mission zeigt auch das
grofle Vertrauen, das unsere Partner inzwischen in uns
setzen.

Natiirlich werden wir nicht nur militérisch tétig. Der
EUTM-Einsatz — darauf haben die Vorredner schon hin-
gewiesen — ist in ein umfassendes ganzheitliches Enga-
gement Deutschlands fiir Mali eingebunden, bei dem
gerade auch das Engagement in der Entwicklungszu-
sammenarbeit eine elementare Rolle spielt und in Zu-
kunft noch viel starker spielen sollte.

Die Verldngerung des Einsatzes bis Ende Mai 2016 ist
das richtige Signal an Mali und in unserem eigenen Si-
cherheitsinteresse. Ich bitte daher um Zustimmung zu
diesem Mandat.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Vielen Dank, Kollege Hahn. — Die nichste Rednerin
in der Debatte ist Gabi Weber fiir die SPD.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Gabi Weber (SPD):

Sehr geehrte Frau Préisidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Schon vor einem Jahr habe ich mich an dieser
Stelle zur Beteiligung der Bundeswehr an der EU-Aus-
bildungsmission in Mali gedufBlert. Wenn ich mir an-
schaue, was in diesem Jahr erreicht wurde, stelle ich fest:
Es ist nicht alles gut, aber die Situation in Mali hat sich
wesentlich verbessert und beruhigt.

Die Bundesregierung ist sich der Lage in Mali und ih-
rer Verantwortung fiir die Menschen dort nach wie vor
bewusst. Daher sind wir bereit, das deutsche Engage-
ment im Rahmen von EUTM Mali ab August sichtbar zu
erhdhen und die Fithrung der Mission zu {ibernehmen.

Fiir die weitere Entwicklung Malis ist am Wochen-
ende ein wichtiger Schritt getan worden: Die malische
Regierung hat sich mit mehreren bewaffneten aufstindi-
schen Gruppen des Nordens auf Friedensverhandlungen
geeinigt. Besonders strittige Fragen sind dabei die De-
zentralisierung bis hin zu einer mdglichen regionalen
Autonomie und damit einhergehende Institutionenbil-
dung.

Wenn in hoffentlich wenigen Wochen ein Friedens-
vertrag unterzeichnet wird, kann ein wirklicher Versoh-
nungsprozess im Land beginnen. Dieser Prozess muss
aber langfristig gesichert werden, besonders im Norden.
Dies klappt nicht ohne ausreichend ausgebildete Krifte
sowohl bei der Polizei und Gendarmerie als auch beim
Militar. Aber die entscheidende Frage ist ja immer: Ist
das alles richtig und gut und im Interesse der Menschen?
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(A) Aus meiner Sicht kann ich sagen: Ja, ich denke, das ist

®)

€s.

Ich mochte das ein bisschen untermauern. Laut einer
Umfrage, die die Friedrich-Ebert-Stiftung im vergange-
nen Herbst durchgefiihrt hat, ist fiir 85 Prozent der Ma-
lier — in den ndrdlichen Regionen Gao, Menaka und Ki-
dal sogar fiir 94 Prozent — die schlechte Sicherheitslage
das allergroBte Problem im Land. Die Rebellen haben im
Norden Stadte erobert, staatliche Gewalt zuriickgedréngt
und das 6ffentliche Leben bestimmt.

Hier mochte ich jetzt ganz besonders die jungen Men-
schen auf den Tribiinen ansprechen. Stellen Sie sich vor,
es gibt keine Schule mehr, in der Bildung vermittelt
wird, keine Lehrer, die man fragen kann, keine Ausbil-
dung, keine Richter, keine Polizisten, an die man sich
wenden kann, wenn man in Bedréngnis gerdt. Um eine
weitere nachhaltige Situationsverbesserung im Norden
Malis zu erreichen, ist es notwendig, die Ausbildung der
malischen Sicherheitskrifte weiter zu stirken, damit der
Staat wieder fiir ein sicheres Umfeld fiir seine Biirgerin-
nen und Biirger sorgen kann.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, aufgrund der gerade
skizzierten Umstéinde tiberrascht es auch nicht, dass die
genannte Umfrage feststellt, dass die malische Bevolke-
rung insgesamt, Nord wie Siid, Arbeitslosigkeit — 80 Pro-
zent —, Korruption und das schlechte Gesundheits- und
Bildungssystem — iiber 60 Prozent — sowie, insbesondere
im Norden, die mangelnde Rechtsstaatlichkeit als wei-
tere grofle Probleme identifiziert. Diese lassen sich na-
tiirlich nicht blo durch mehr und besser ausgebildete
Soldaten und Polizisten 16sen. Hier haben wir ein Pro-
blem im Bereich ,,gute Regierungsfiihrung®. Der Kon-
flikt, der das Land in den vergangenen Monaten und Jah-
ren zu zerreiflen drohte, hat hier seinen Ursprung. Somit
schlief3t sich auch da der Teufelskreis.

Um also das Grundproblem zu 16sen, bedarf das Land
unserer umfangreichen Unterstiitzung im Bereich Ent-
wicklungszusammenarbeit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU und des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN)

Es freut mich, dass die Bundesregierung mit einer Unter-
stiitzung fiir Mali in Hohe von 131,5 Millionen Euro in
den letzten beiden Jahren und zusitzlich 25 Millionen
Euro an Ubergangshilfe diese Entwicklungszusammen-
arbeit wieder aufnehmen konnte. Natiirlich kann man
immer noch mehr machen. Eben ist schon der schlaue
Satz gefallen: Wir miissen mehr machen. — Entwick-
lungszusammenarbeit ist immer auch vorausschauende
Sicherheitspolitik. Dieses Geld ist an der Stelle gut und
richtig eingesetzt.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Geehrte Kolleginnen und Kollegen, die Ubernahme
der Missionsfithrung von EUTM Mali, die Beteiligung
an MINUSMA im Stab und im Bereich Logistik, eine

hohere Zahl von Ausbildern in der zivilen Ausbildungs-
komponente EUCAP Sahel Mali sowie eine signifikante
Unterstiitzung im Entwicklungsbereich, in dem BMZ
und Auswirtiges Amt an einem Strang ziehen, verdeutli-
chen den Willen der Bundesregierung, sich hier umfas-
send zu engagieren und damit auch einen Beitrag fiir die
Stabilisierung des gesamten Landstriches zu leisten. An
dieser Stelle ist auch Libyen zu nennen. Wenn wir es
schaffen, mit zur Stabilisierung in Mali beizutragen,
strahlt das auch mehr in andere Bereiche im mittleren
und nordlichen Afrika aus.

Aus diesem Grund bitte ich Sie sehr darum, diesen
Antrag zu unterstiitzen.

Danke.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie
bei Abgeordneten des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN)

Vizeprasidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Frau Kollegin Weber.

Bevor ich dem letzten Redner in dieser Debatte das
Wort gebe, ndmlich Thorsten Frei fir die CDU/CSU-
Fraktion, mochte ich die Kollegen instindig bitten, Platz
zu nehmen und ihm die ihm gebiihrende Aufmerksam-
keit zu geben.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN)

Und damit meine ich wirklich alle Kolleginnen und
Kollegen. Es sind jetzt noch sechs Minuten einer sehr
wichtigen Debatte, an deren Ende Sie namentlich ab-
stimmen. Deswegen: Bitte setzen Sie sich hin, und héren
Sie dem Kollegen zu. Das kann nicht schaden. Ich weif3
zwar nicht, was er sagt, aber ich sage das jetzt einfach
mal so.

(Heiterkeit bei der CDU/CSU)

Der Kollege Thorsten Frei fiir die CDU/CSU-Frak-
tion zum Abschluss der Debatte.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Thorsten Frei (CDU/CSU):
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe Frau Prisi-
dentin, ich versuche, Sie nicht zu enttduschen.

Wenn wir den Blick auf Mali richten — wir haben das
schon in einigen Beitrdgen gehort —, dann sehen wir sehr
viel Schatten, aber doch auch ein wenig Licht. Viel Licht
ist beispielsweise die Vereinbarung der vergangenen
Woche, in der immerhin sechs Kriegsparteien einen
Waffenstillstand vereinbart haben. Ich weif3, dass schon
zwei solcher Waffenstillstinde gebrochen worden sind,;
aber vielleicht ist das jetzt ein erster Schritt auf dem Weg
zu einem umfassenden Friedensvertrag fiir die Region.

Licht ist auch, dass viele internationale Partner im
Land sind: die Vereinten Nationen, die Europédische
Union, aber beispielsweise auch regionale Akteure wie
ECOWAS. Und ich glaube, wichtig ist auch, dass im
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Jahr 2013 Parlamentswahlen stattgefunden haben, die
immerhin den Weg zuriick zu einer verfassungsméafigen
Ordnung gezeichnet haben.

Trotzdem, meine sehr verehrten Damen und Herren,
ist Mali ein gescheiteter Staat. Das zeigen gerade auch
die jiingsten Ereignisse wie die Schiisse auf UN-Blau-
helme im Januar, der Riicktritt der Regierung oder auch
die Scharmiitzel in Tabankort.

Ich bin davon iiberzeugt, solange die Verhiltnisse so
sind, wie sie sind, solange islamistische Terroristen in
der Region eine Basis haben — egal ob sie al-Qaida oder
Ansar Dine heiflen oder wie auch immer —, solange terri-
toriale politische Konflikte nicht gelost, Vers6hnungs-
prozesse nicht initiiert sind, aber auch die Nahrungsmit-
telversorgung nicht gewéhrleistet ist, so lange wird die
Lage prekr bleiben.

Die Mischung aus diesen unterschiedlichen Proble-
men, die Gemengelage aus schwacher Staatlichkeit auf
der einen Seite und inneren ethnischen, sozialen und
politischen Konflikten auf der anderen Seite, verbunden
mit islamistischem Terrorismus, der das ausnutzt, fiihrt
zu einer Situation, die nicht nur ein Land, sondern auch
eine ganze Region destabilisieren kann. Ich glaube, das
ist der Grund, warum wir hier weitergehen miissen auf
dem Weg, den wir in den vergangenen Jahren beschritten
haben.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Auch wenn Mali nicht im Fokus des o6ffentlichen In-
teresses ist: Mali und die Region bleiben der siidwestli-
che Auslaufer des Krisenbogens rund um Europa. Des-
halb ist es, glaube ich, in unserem ureigenen Interesse,
die dortige Situation, die geprégt ist durch Terrorismus,
Kriminalitit und Verarmung, zum Besseren zu wenden.
Auch wenn die Fliichtlingsstrome aus der Region nicht
ganz so zahlreich sind wie beispielsweise aus Irak und
Syrien, auch wenn uns der islamistische Terrorismus
dort nicht ganz so geféhrlich zu sein scheint wie der des
sogenannten ,,Islamischen Staates: Durch diese Region
fiihrt eine wesentliche Route, auf der Drogen aus Siid-
amerika nach Europa gebracht werden, und sie ist Kreu-
zungspunkt und Schnittstelle des internationalen Waf-
fenhandels und -schmuggels. Diese Erkenntnis muss
dazu fiihren, dass wir uns in diesem Bereich engagieren.

Lassen Sie mich zwei weitere Griinde benennen:

Es geht auch um Glaubwiirdigkeit. Deutschland war
bis 2012 nichtstindiges Mitglied des Sicherheitsrates der
Vereinten Nationen. Wir haben dort die Resolutionen
2071 und 2085 unterstiitzt und die internationalen Part-
ner zu Hilfe und Unterstiitzung aufgerufen. Wie kénnten
wir jetzt authoren an einer Stelle, an der die Rahmenbe-
dingungen sich noch nicht grundlegend veréndert ha-
ben?

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

SchlieBlich geht es auch darum, dass wir Strategien
formuliert haben. Zum Beispiel haben wir einen Ak-
tionsplan zur zivilen Krisenprdavention verabschiedet,
die Bundesregierung eine Afrika-Strategie und zusam-

men mit den europdischen Partnern eine Strategie fiir Si-
cherheit und Entwicklung im Sahelraum. All das wiirden
wir letztlich konterkarieren. Ich glaube, uns muss klar
sein: Hier bedarf es eines langen Atems. Mali ist kein
Sprint. Mali ist eher ein Marathonlauf. Dazu brauchen
wir den umfassenden Ansatz, den wir hier gewahlt ha-
ben.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Umfassender Ansatz meint erstens EUTM Mali als
Ausbildungsmission flir die malischen Streit- und Si-
cherheitskréfte, zweitens die EU Capacity Building Mis-
sion, die unter deutscher Fithrung mit zehn Polizisten
und zivilen Instruktoren stattfindet und die wichtig ist,
um Staatlichkeit aufzubauen, und drittens — auch darauf
ist meine Vorrednerin eingegangen — einen umfassenden
entwicklungspolitischen Ansatz. Wir reden heute iiber
den ersten Punkt. Aber alle drei Punkte sind notwendig,
um den Menschen Perspektiven zu geben, um etwas ge-
gen die schleichende Entstaatlichung in diesem Bereich
zu tun und vor allen Dingen auch Rahmenbedingungen
fiir einen Aussohnungsprozess zu liefern. Das, was wir
im Bereich der Entwicklungspolitik machen, hat etwa
das sechsfache finanzielle Volumen von dem, was
EUTM Mali kostet. Ich glaube, das muss man deutlich
machen, damit wir dieses Engagement nicht auf einen
militérischen Einsatz reduzieren und auch nicht dieser
Eindruck entsteht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der SPD)

Ganz zum Schluss mochte ich noch einen Aspekt er-
wihnen und den Blick zuriickwerfen in die Jahre 2012
und 2013. Damals, im Herbst 2012, hat der malische
Président die internationale Gemeinschaft um Hilfe und
Unterstiitzung gebeten. Europa war nicht in der Lage,
eine Antwort zu geben. Es ist Frankreich zu verdanken,
dass der Kollaps des Landes und eine humanitire Kata-
strophe verhindert werden konnten. Ich habe grof3e Hoff-
nung, was den Europdischen Rat im Juni des nichsten
Jahres anbelangt, dass es tatsdchlich gelingt, das Instru-
mentarium, das wir zur Verfiigung haben, ndmlich die
EU Battlegroups, auch entsprechend zum Einsatz zu
bringen. Es ist schlimm, dass wir es in all den Jahren nie
geschafft haben, dass das eine Zukunft hat. Eine Ge-
meinsame Europdische Sicherheits- und Verteidigungs-
politik setzt auch voraus, dass wir durch Akzeptanz und
Funktionsfdhigkeit den Einsatz ermdglichen.

Ich bitte Sie um Zustimmung zum Antrag der Bun-
desregierung.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Vizeprasidentin Claudia Roth:

Vielen Dank, Kollege Frei. Auch vielen Dank dafiir,
dass Sie trotz wachsender Larmkulisse versucht haben,
Ihre Positionen differenziert wiederzugeben.

Ich mochte die Parlamentarischen Geschéftsfiihrer
und Geschéftsfithrerinnen mit Blick auf die politische
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Kultur hier im Haus wirklich bitten, in ihren Fraktionen
noch einmal darauf hinzuweisen, was Respekt in einer
Debatte meint, insbesondere wenn es um wichtige Fra-
gen geht. Ich bitte die Parlamentarischen Geschiftsfiih-
rer und Geschiftsfithrerinnen, in ihren Fraktionen ein-
fach noch einmal zu erdrtern, wie man in Debatten mit
den Kollegen und Kolleginnen respektvoll umgeht.

(Beifall bei Abgeordneten des BUNDNIS-
SES 90/DIE GRUNEN)

Wir kommen nun zur Abstimmung. Mir liegen per-
sonliche Erkldrungen zur Abstimmung geméal § 31 un-
serer Geschéftsordnung vor.D

Wir kommen zur Abstimmung iiber die Beschluss-
empfehlung des Auswirtigen Ausschusses auf Druck-
sache 18/4109 zum Antrag der Bundesregierung zur
Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deutscher
Streitkréafte an der Militdrmission der Européischen Union
als Beitrag zur Ausbildung der malischen Streitkréfte,
EUTM Mali. Der Ausschuss empfiehlt in seiner Be-
schlussempfehlung, den Antrag auf Drucksache 18/3836
anzunehmen.

Wir stimmen, wie Sie wissen, nun iiber die Beschluss-
empfehlung namentlich ab. Ich bitte die Schriftfithrerin-
nen und Schriftfithrer, die vorgesehenen Plitze einzu-
nehmen. Sind die Pliatze an den Urnen besetzt? — Wie
sieht es im hinteren Feld aus? Oben links fehlt noch eine
Schriftfiihrerin oder ein Schriftfithrer — und rechts auch. —
Bevor nicht alle Pldtze an den Urnen eingenommen wor-
den sind, kann ich nicht abstimmen lassen.

Sind jetzt alle Plitze an den Urnen besetzt? — Gut.
Das ist der Fall. Dann er6ffne ich die namentliche Ab-
stimmung tiber die Beschlussempfehlung.

Darf ich die Kollegen auf der rechten Seite, die noch
nicht abgestimmt haben, bitten, in der Mitte abzustim-
men, auch wenn es Ihnen vielleicht schwerfallt?

Gibt es noch Mitglieder des Hauses, die ihre Stimm-
karte nicht abgegeben haben? — Das ist nicht der Fall.
Ich schlieBe die Abstimmung und bitte die Schriftfiihre-
rinnen und Schriftfithrer, mit der Auszahlung zu begin-
nen. Das Ergebnis der namentlichen Abstimmung wird
Thnen spéter bekannt gegeben.?

Jetzt bitte ich die Kollegen — das meine ich wirklich
sehr ernst —, entweder Platz zu nehmen oder den Raum
zu verlassen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 7 auf:

Beratung des Antrags des Bundesministeriums
der Finanzen

Portugal: Vorzeitige teilweise Riickzahlung
der IWF-Finanzhilfe;

Einholung eines zustimmenden Beschlusses
des Deutschen Bundestages nach § 3 Absatz 2
Nummer 2 des Stabilisierungsmechanismus-
gesetzes

Drucksache 18/4030

D Anlage 2
2 Ergebnis Seite 8328 C

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind fiir
die Aussprache 38 Minuten vorgesehen. — Ich hore kei-
nen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.

Ich sage es noch einmal: Bitte nehmen Sie Platz, oder
verlassen Sie den Saal. Vorher er6ffne ich nicht die De-
batte. Das betrifft Herrn Strobl, Herrn Gienger und Frau
Brantner. Herr Strobl, konnten Sie dahinten fiir Ruhe
sorgen? — Alles klar.

Das Wort hat der Parlamentarische Staatssekretir
Steffen Kampeter fiir die Bundesregierung.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Steffen Kampeter, Parl. Staatssekretdr beim Bun-
desminister der Finanzen:

Frau Prdsidentin, herzlichen Dank fiir diese Eisbre-
cherfunktion zur Eréffnung einer Debatte, von der ich
behaupten mdchte, dass sie zu den erfreulicheren Facet-
ten der europdischen Stabilisierungspolitik in dieser Wo-
che zdhlen diirfte. Wir reden iiber Portugal. Die Portu-
giesen haben beantragt, einen Teil ihrer aus Solidaritét
und im Ausgleich gegen wirtschaftspolitische Reformen
erhaltenen Kredite vorzeitig zurlickzuzahlen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich weil3
nicht, wie Sie das sehen, aber im Deutschen Bundestag
und, glaube ich, auch in der europédischen Zusammenar-
beit gilt: Wer einen Kredit vorzeitig zuriickzahlen kann
und mochte, der scheint wirtschaftlich auf einem guten
Kurs zu sein. Die Zusammenarbeit zwischen Portugal,
der Troika und der Euro-Gruppe ist offenkundig ein Er-
folg.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Das geht nicht nur aus dem Antrag, sondern auch aus
den Daten zu Portugal hervor. Portugal wichst wieder,
im Ubrigen stirker als der Durchschnitt der Euro-Zone.
Die Arbeitslosigkeit sinkt. Sie ist immer noch zu hoch,
aber die Richtung stimmt. Die Beschéftigung nimmt zu,
und die Arbeitslosigkeit sinkt.

Die Wettbewerbsfahigkeit der portugiesischen Volks-
wirtschaft gemessen an den Lohnstiickkosten verbessert
sich. Infolgedessen ist das enorme Leistungsbilanzdefi-
zit, das vor einigen Jahren noch ein Indikator fiir die
mangelnde wirtschaftspolitische und wirtschaftliche Per-
formance der Portugiesen war, nahezu ausgeglichen.

Das Vertrauen der Mirkte, also der Geldgeber, die
Portugal anstelle der européischen Steuerzahler Geld lei-
hen mogen, ist zuriickgekehrt. Das ermdglicht diese ent-
sprechende Entwicklung.

Portugal unterscheidet sich von anderen Léndern,
iiber die wir in diesen Tagen diskutieren, auch dadurch,
dass die portugiesische Finanzministerin, Maria
Albuquerque, bei ihrem Besuch in Deutschland in der
vergangenen Woche ein klares Bekenntnis geleistet hat.
Nicht nur, dass sie alles zuriickzahlen mochte, was wir
auf europdischer Ebene den Portugiesen zur Verfiigung
gestellt haben, sondern sie hat auch ein klares Bekennt-
nis geliefert, dass sie die wirtschaftspolitischen Refor-
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men, die auch fiir Portugal schmerzhaft waren und Opfer
gefordert haben, fortsetzt, weil sie gut fiir Portugal und
gut fiir Europa sind. Das ist eine gute Botschaft.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Wenn Portugal nun einen Teil seines IWF-Kredits —
es geht hier immerhin um rund 14 Milliarden Euro — we-
gen aktuell giinstiger Finanzierungsbedingungen zuriick-
zahlen will, sollten wir uns diesem Anliegen positiv na-
hern, und zwar in dem Sinne, wie es die charmante
Prisidentin gesagt hat, ndmlich indem wir gemil3 § 3
Absatz 2 Nummer 2 des Stabilisierungsmechanismusge-
setzes die Zustimmung des Deutschen Bundestages fiir
eine entsprechende Vereinbarung mit den Portugiesen
herbeifiihren. Diese Zustimmung ist vor allen Dingen
deswegen notwendig, weil Portugal von der sogenannten
Parallelitdtsklausel fiir die vorzeitige Tilgung von Darle-
hen der EFSF abweichen will. Diese Abweichung be-
deutet — das will ich in aller Klarheit sagen —, dass Portu-
gal seine IWF-Kredite teilweise vorzeitig tilgen kann,
ohne dass die EFSF eine vorzeitige Riickzahlung ihrer
Kredite verlangt.

Wenn ich sehe, dass der Teil der Kredite, den wir von
der Parallelitdtsklausel ausnehmen, teilweise doppelt so
hoch verzinst wird wie unter derzeitigen finanzmarkt-
wirtschaftlichen Bedingungen, kann ich den Antrag Por-
tugals unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten vollig
nachvollziehen. Damit erh6ht sich die Schuldentragfa-
higkeit Portugals und steigt die Wahrscheinlichkeit, dass
auch die anderen Kredite ordnungsgemafl und vollstan-
dig im Rahmen des Zeitplans bedient werden.

Vor diesem Hintergrund bittet die Bundesregierung
durch den Bundesfinanzminister um lhre unmittelbare
Zustimmung zu dieser Anderung der Vereinbarung mit
Portugal. Wenn Sie zustimmen, signalisieren Sie Res-
pekt vor dem erfolgreichen wirtschaftspolitischen Kurs
der portugiesischen Regierung, die aus einer schwi-
chelnden wieder eine wachsende Volkswirtschaft
gemacht hat. Sie erleichtern die weitere finanz- und wirt-
schaftspolitische Erholung Portugals, wenn Sie gestat-
ten, dass die teuren Teile der Kredite ausgegliedert wer-
den. Mit Threr Zustimmung geben Sie ein Signal, das
nicht nur in Portugal vernommen wird: Anstrengungen
und Reformen lohnen sich. — Wachstum und wirtschaft-
liche Leistungsfahigkeit sind Indikatoren, die Europa zu-
sammenhalten. Sie unterstiitzen eine Regierung, die ih-
ren Reformkurs fortsetzen mochte und zu ihren
Verpflichtungen steht. Die portugiesische Regierung
sagt Ja zu Reformen und Ja zu Europa.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizeprasidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Steffen Kampeter. — Nachster Redner in
der Debatte ist Richard Pitterle fiir die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Richard Pitterle (DIE LINKE):

Sehr geehrte Frau Présidentin! Sehr verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Die Finanzkrise hat Portugal
schwer getroffen. Das Land musste sich vor vier Jahren

unter das Diktat der Troika begeben und hat 78 Milliar-
den Euro als Kredit aufgenommen, jeweils zu einem
Drittel beim Internationalen Wahrungsfonds, IWF, und
den beiden europdischen Institutionen EFSF und EFSM.
Inzwischen konnte sich das Land wegen der niedrigen
Zinsen am Kapitalmarkt gilinstig refinanzieren. Daher
will Portugal einen Teil der aufgenommenen Kredite
vorzeitig tilgen, und zwar nur die vom IWF, weil das am
meisten Zinsen spart. Laut Vereinbarung zu den Finanz-
hilfen darf Portugal die Kredite aller Glaubiger aber nur
gleichzeitig anteilig tilgen und stellt deshalb den Antrag
auf Ausnahme von dieser Regel. Ich kann Thnen gleich
sagen: Die Fraktion Die Linke wird hier zustimmen, da-
mit Portugal wenigstens etwas mehr finanziellen Spiel-
raum erhilt.

Feierlaune ist dennoch vollig fehl am Platz; denn von
den angeblich positiven Wirtschaftsdaten hat die grof3e
Mehrheit der Portugiesinnen und Portugiesen nichts. Im
Gegenteil: Es ist ein Schlag ins Gesicht der Menschen in
Portugal, wenn nun im Hinblick auf Griechenland vom
Bundesfinanzminister behauptet wird, am Beispiel Por-
tugals zeige sich der Erfolg des maBgeblich von der
Bundesregierung vorgegebenen Radikalsparkurses in
Europa. Meine Damen und Herren von der Regierungs-
koalition, empfinden Sie es als Erfolg, dass sich die Le-
bensbedingungen fiir die Menschen in Portugal drastisch
verschlechtert haben? Empfinden Sie es als Erfolg, dass
iiber 2 Millionen Portugiesinnen und Portugiesen, fast
ein Viertel der Bevolkerung, in Armut oder knapp an der
Grenze dazu leben? Empfinden Sie es als Erfolg, dass in
Portugal eine Jugendarbeitslosigkeit von iiber 34 Prozent
herrscht und somit jeder dritte junge Mensch keinen Job
hat? Empfinden Sie es als Erfolg, dass tiber 300 000 Por-
tugiesinnen und Portugiesen auf der Suche nach Arbeit
und einer Lebensperspektive das eigene Land verlassen
mussten? Wer angesichts dieser Zahlen noch von Erfolg
spricht, sollte sich in Grund und Boden schédmen.

(Beifall bei der LINKEN)

Was haben die portugiesischen Regierungen nicht al-
les gemacht, um dem Spardiktat nachzukommen? Ge-
hélter im oOffentlichen Dienst und Renten wurden
gekiirzt, Sozialleistungen wurden gestrichen, auf Ar-
beitslosen- und Krankengeld wurden Steuern erhoben.
Einige dieser Maflnahmen waren sogar so drastisch, dass
sie vom portugiesischen Verfassungsgericht kassiert
wurden. Begriindung: Die Belastungen der Krise waren
ungleich verteilt.

Jetzt diirfen Sie raten: Wen haben all diese Malinah-
men vor allem getroffen? Richtig, die mittleren und un-
teren Einkommensschichten. Es ist und bleibt einfach
eine Schande, dass sich Lehrerinnen oder Handwerker
inzwischen bei der Armenkiiche anstellen miissen, wih-
rend die Reichen und Vermodgenden wieder einmal unge-
schoren davongekommen sind.

(Beifall bei der LINKEN)

Seit dem letzten November sitzt ein Erfiillungsgehilfe
der Troika-Politik, der frithere sozialdemokratische
Ministerprasident Socrates, im Knast. Die Ermittlungen
werden wegen Steuerhinterziehung, Geldwésche und
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Korruption gefiihrt. Das Gleiche gilt fiir den Chef der in-
solventen Bank Espirito Santo. Die herrschenden Eliten
Portugals haben das Land, wie auch die Eliten in Grie-
chenland, unter Aufsicht der Troika ausgepliindert. Viele
Portugiesinnen und Portugiesen fiihlen sich deshalb be-
trogen —und das vollig zu Recht.

Ich frage Sie, meine Damen und Herren von der Re-
gierungskoalition: Wieso lassen Sie zu, dass so viele
Menschen ihrer Lebensperspektiven beraubt werden?
Warum werden die Vermogenden, die, die es sich leisten
konnten, nicht starker zur Kasse gebeten?

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Wenn die Kredite an die Krisenlédnder schon an Aufla-
gen gekniipft sind, warum nicht an die Auflage, die Rei-
chen und Superreichen angemessen an den Krisenkosten
zu beteiligen?

(Beifall bei der LINKEN sowie des Abg.
Sven-Christian Kindler [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN])

Im Herbst wird in Portugal gewihlt. Da kann man fiir
Portugal nur ,,mais CDU* hoffen, iibersetzt: mehr CDU.

Aber bevor Sie auf der rechten Bank frohlocken: CDU
ist das Wahlbiindnis der portugiesischen Kommunistin-
nen und Kommunisten und der portugiesischen Griinen,
dem ich als fithrende Kraft gegen die Austeritétspolitik,
also gegen die Politik des Sparzwangs und der Verar-
mung, mehr Einfluss in Portugal wiinsche,

(Beifall bei der LINKEN)

damit sich endlich auch fiir die breite Masse der Bevol-
kerung, fiir die Krankenschwester oder den Angestellten
im offentlichen Dienst etwas zum Guten dndert.

Vielen Dank fiir Thre geschétzte Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Petra Pau:

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich gebe Ihnen jetzt
das von den Schriftfithrerinnen und Schriftfithrern ermit-
telte Ergebnis der namentlichen Abstimmung be-
kannt: abgegebene Stimmen 580. Mit Ja haben 516 Kol-
leginnen und Kollegen gestimmt, mit Nein 61, und drei
Kolleginnen und Kollegen haben sich enthalten. Die Be-
schlussempfehlung ist damit angenommen.

Endgiiltiges Ergebnis

Abgegebene Stimmen: 580;

davon
ja:
nein:

enthalten:
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BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN

Monika Lazar

Wir fahren in der Debatte fort. Das Wort hat die Kol-
legin Bettina Hagedorn fiir die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Bettina Hagedorn (SPD):

Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen! Liebe Kolle-
gen! Es war gerade so viel von Diktat und von Zwang
die Rede. Ich will wieder auf den eigentlichen Ge-
sprachsgegenstand zuriickkommen. Es handelt sich hier
um einen Antrag, einen selbstbestimmten Antrag, von
Portugal, und wir miissen dem Antrag zustimmen, weil

wir die parlamentarische Beteiligung in Europa sehr
ernst nehmen und unsere Regierung dem Antrag nur zu-
stimmen kann, wenn wir zugestimmt haben.

Portugal hat beantragt, die Hilfte des IWF-Kredits
vorzeitig zuriickzahlen zu kénnen. Das haben die Iren
mit unserer Zustimmung im Herbst 2014 genauso ge-
macht. Dadurch kénnte Portugal in den nichsten Jahren
490 Millionen Euro Zinsen sparen. Die Tragfahigkeit
der offentlichen Finanzen ist schon von anderen attes-
tiert worden, was fiir uns eine wichtige Botschaft ist.

Ich will das nur einleitend sagen, weil das der eigent-
liche Gegenstand ist, wobei ich, soweit ich das erkennen
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kann, sagen darf, dass die Zustimmung zu dem Antrag
weitestgehend unumstritten ist. Das gibt mir aber Gele-
genheit, auf etwas anderes aufmerksam zu machen. Da-
durch finden Sie, Herr Kollege von den Linken, viel-
leicht eine Lektiire, um sich objektiv iiber die Sachlage
zu informieren.

Ich spreche von dem Bericht iiber die Reise einer De-
legation des Haushaltsausschusses vom 16. bis 21. Sep-
tember 2012 nach Spanien und Portugal. Zwei Jahre vor-
her gab es, librigens mit den gleichen Programmpunkten,
eine Reise nach Athen. Auf beiden Reisen haben Ge-
spriche der Haushaltsausschussmitglieder unter den
Aspekten ,,Auflagen als Reaktion auf die Finanz- und
Wirtschaftskrise®, ,,Reformanstrengungen®, ,,Auswir-
kungen auf die Menschen vor Ort* und ,,Belastbarkeit
der Prognosen® stattgefunden.

Ich mochte hier darauf hinweisen, dass alle im Haus-
haltsausschuss vertretenen Fraktionen die Gelegenheit
hatten, daran teilzunehmen; ich war in beiden Fillen die
Delegationsleiterin. Die Linken haben weder an der
Reise nach Athen noch an der Reise nach Madrid und
Lissabon teilgenommen.

(Ralph Brinkhaus [CDU/CSU]: Hort! Hort!)

Eigentlich schade; denn sonst hétten sie vielleicht die
Gelegenheit genutzt, eine andere Rede zu halten.

(Richard Pitterle [DIE LINKE]: Aber ich war
dort und habe in Lissabon jedes zweite Haus
vernagelt gesehen!)

Im Hinblick auf die Reise nach Portugal und Spanien
— darum geht es in diesem Bericht — ist mir eins wichtig:
Unsere Delegation — sie war hochrangig besetzt; die da-
malige Haushaltsausschussvorsitzende, Frau Merkel,
war dabei ebenso wie der Rechnungspriifungsausschuss-
vorsitzende, Herr Luther von der CDU/CSU, aber auch
Priska Hinz, die damalige haushaltspolitische Sprecherin
der Griinen, nahm teil — zog als Fazit dieser Reise — wir
haben es miteinander abgestimmt und haben es alle ge-
meinsam getragen; ich lese einige Sétze daraus vor —:

Die Delegation ist insgesamt besorgt, dass die na-
tionalen Regierungen in beiden Landern bei Abge-
ordneten, Sozialpartnern wie Bevolkerung den Ein-
druck erwecken, dass alle Reformen en détail von
Europa/der Troika vorgeschrieben seien und damit
Europa — und nicht sie selbst — fiir eventuelle so-
ziale Unausgewogenheiten verantwortlich seien.

(Eckhardt Rehberg [CDU/CSU]: Richtig!)

Die Delegation machte gemeinsam deutlich, dass
die verabredeten Konsolidierungsziele im Umfang
zwar verbindlich seien, der eingeschlagene Weg
dorthin aber stets Ausdruck einer souverdnen Na-
tionalregierung sei und keinesfalls ein Diktat aus
Europa darstelle. Europa diirfe bei den Menschen
nicht als ,,Stindenbock* fiir notwendige Reformpro-
zesse diskreditiert werden — sonst laufe man Ge-
fahr, dass Europamiidigkeit und Nationalismus bei
den frustrierten Biirgern verstarkt wiirden.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der
CDU/CSU - Eckhardt Rehberg [CDU/CSU]:
Sehr gut!)

Das ist aber noch nicht alles, was ich hier vortragen
will. Denn die Reise nach Madrid und Lissabon hat un-
sere Delegation veranlasst, zu sagen: Unterschiedlicher
konnen sich zwei Regierungen diesen Herausforderun-
gen eigentlich kaum stellen. Wir waren eindeutig sehr
begeistert davon, wie die portugiesische Regierung mit
den Herausforderungen umgegangen ist. Ein Beispiel:
Als wir dort ankamen, erlebte sie gerade gro3e Demon-
strationen. Man muss wissen: Die Portugiesen gehen
nicht so leicht auf die Strafle; sie demonstrieren eher sel-
ten. Bei diesen Demonstrationen ging es darum, dass die
Regierung, nachdem das Verfassungsgericht bestimmte
MafBnahmen unmdoglich gemacht hatte, neue Vorschlage
zulasten der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und
der Rentner vorgeschlagen hatte. Das hat diese De-
monstrationen provoziert.

(Richard Pitterle [DIE LINKE]: Warum nicht
zulasten der Reichen und Vermogenden?)

— Horen Sie doch einfach einmal zu.
Jetzt zitiere ich wieder etwas:

Bei dem Vergleich beider Lénder war die Delega-
tion von der Konsensorientierung und ernsthaften
Bereitschaft zur Mitverantwortung auch fiir un-
populdre MaBinahmen bei Sozialpartnern ebenso
wie bei der grofen Oppositionspartei in Portugal
positiv tiberrascht. PM Passos Coelho hat diesen
positiven Eindruck nach Riickkehr der Delegation
nach Deutschland dadurch bestitigt, dass er — be-
eindruckt von den anhaltenden Demonstrationen —
seine neuen Sparvorschldge teilweise zuriickge-
nommen und durch Steuererhdhungen ersetzt hat,
die offenbar der Konsensfindung und Aufrechter-
haltung des Sozialen Dialoges dienen sollen.

Ein Ergebnis unserer Reise war: Der Soziale Dialog
ist in Landern wie Spanien ein traditionell vorhandenes
Instrument. In den damit verbundenen Prozess werden
Arbeitnehmer, Arbeitgeber, aber auch Oppositionspar-
teien eingebunden. Dergleichen gibt es auch in Portugal
bis heute. Das hat eine im Hinblick auf Konsensorientie-
rung wichtige Rolle gespielt. Dieses Instrument haben
die Spanier unter dem jetzigen Ministerprisidenten
abgeschafft. Angesichts der in Spanien sehr wohl zu
beobachtenden Radikalisierung kénnen wir hier gemein-
sam das Fazit zichen: Das Ziel ist, die Konsolidierungs-
vorgaben zu erreichen. Alle angesprochenen Lander sind
da durchaus auf einem beachtlichen und guten Weg. Was
Portugal ganz offensichtlich auszeichnet, ist, dass es da-
bei wichtige gesellschaftliche Partner mitgenommen hat.

Darum will ich hier von ganzem Herzen sagen: Wir
als SPD sagen Ja zu dem Antrag Portugals, und wir dri-
cken den Portugiesen die Daumen, dass sie auf diesem
Weg weitergehen und bei diesen Reformanstrengungen
auch den sozialen Frieden in ihrem Land wahren kon-
nen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
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Vizeprasidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Sven-Christian Kindler fiir
die Fraktion Biindnis 90/Die Griinen.

Sven-Christian Kindler (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN):
Sehr geehrter Herr Prasident!

(Ewald Schurer [SPD]: Frau!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Um es gleich zu sa-
gen: Dieser Antrag ist richtig. Wir Griine werden ihm
heute hier im Plenum zustimmen. Wir haben das im letz-
ten Oktober auch mit Irland so gemacht: vorzeitige
Riickzahlung der IWF-Kredite, dafiir eine bessere
Marktfinanzierung von Irland. So soll das jetzt auch im
Fall Portugals geschehen mit dem Ziel, Zinszahlungen
zu sparen und die Schuldentragféhigkeit zu verbessern.
Das ist richtig. Das macht 6konomisch Sinn. Das macht
haushalterisch Sinn. Dadurch gibt es Spielrdume im
Haushalt, auch um Zukunftsinvestitionen zu finanzieren.

Aber klar ist: Erstens. Natiirlich ist dieser Spielraum
begrenzt und reicht nicht. Zweitens. Das ist fiir die wirt-
schaftliche Erholung in Portugal zu wenig, aber auch
insgesamt fiir Europa zu wenig. Fiir uns als Griine ist ei-
gentlich klar: Wir brauchen mehr Investitionen; wir
brauchen jetzt nicht nur fiir Portugal, sondern fiir ganz
Europa eine soziale, eine 6kologische Investitionsstrate-

gle.
(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Konkret noch einmal zu Portugal. Es ist richtig: Es
gab 6konomische Verbesserungen. Das zeigt jetzt der
Riickzahlungsantrag von Portugal. Die Marktfinanzie-
rung ist besser, wobei das viel mit der Politik der EZB zu
tun hat; das muss man wissen. Es gibt eine leichte Ver-
besserung der wirtschaftlichen Lage in Portugal, obwohl
sie sehr fragil ist. Es gab 2013 und 2014 einen leichten
Primériiberschuss im Haushalt. Portugal hat das Anpas-
sungsprogramm verlassen. Das alles sollte man anerken-
nen; das machen wir auch.

Herr Staatssekretdr Kampeter, Sie haben gerade von
einem Erfolgskurs geredet. Ich finde, es gibt hier keinen
Grund zum Jubeln, auch keinen Grund, die Lage jetzt
schonzureden. Die Armut in Portugal ist immer noch
sehr grof3. Die Armenkiichen in Lissabon und Porto ha-
ben riesigen Zulauf, werden iiberrannt. Ich finde, das
darf man nicht verschweigen. Man darf die Lage, die
groBBe Armut in Portugal, nicht schonreden.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Es ist richtig: Die Arbeitslosigkeit sinkt nach offiziel-
len Zahlen in Portugal. Aber der Gewerkschaftsverband
in Portugal geht davon aus, dass die reale Arbeitslosig-
keit inzwischen eigentlich bei 25 Prozent liegt, weil es
viele Scheinselbststindige gibt, weil sich viele Men-
schen gar nicht mehr arbeitslos melden, weil sie die
Hoftnung verloren haben, weil es zum Teil sinnlose
Fortbildungskurse gibt, in denen Menschen geparkt wer-
den, und auch weil es eine hohe Auswanderung gibt. Je-
des Jahr verlassen 100 000 Portugiesen das Land. Ge-

rade viele junge Menschen wandern aus, weil sie keine
Perspektive, keine Chancen in Portugal sehen. Man
spricht dort schon von einer verlorenen Generation. Den
Ausdruck ,,verlorene Generation*“ kennen wir nicht nur
aus Portugal, sondern auch aus Irland, aus Italien, aus
Spanien, aus Griechenland. Man muss sagen: Es ist lei-
der ein Armutszeugnis fiir Europa, dass wir so viele per-
spektivlose junge Menschen haben. Das muss sich drin-
gend dndern. Wir diirfen in Europa keine verlorene
Generation zulassen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE. GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der LIN-
KEN)

Ich finde, man darf jetzt nicht nur iiber Portugal re-
den. GroBe Armut, grofle Arbeitslosigkeit, hohe Schul-
denquoten durch die Banken- und Euro-Krisen in
Europa — das ist nicht nur ein spezifisches Problem von
Portugal; das gibt es in mehreren Landern.

Wenn man das einmal mit der Entwicklung in den
USA seit der Krise vergleicht, dann sieht man, dass in
den USA die Arbeitslosigkeit halb so hoch ist, dass man
dort bessere Wachstumszahlen und geringere Schulden-
quoten hat — bei einer lockeren Geldpolitik und einer
lockeren Fiskalpolitik. Ich finde, das zeigt, dass die Aus-
teritatspolitik, die die deutsche Bundesregierung maf-
geblich vorangetrieben hat, eigentlich im Kern geschei-
tert ist und wir jetzt einen Kurswechsel fiir mehr
Gerechtigkeit in Europa und fiir mehr Investitionen in
Europa brauchen.

(Beifall bei Abgeordneten des BUNDNISSES 90/
DIE GRUNEN und der LINKEN)

Mehr Investitionen in Europa, gerade in Zukunftsbe-
reichen, in die Energiceffizienz, in erncuerbare Ener-
gien, in den Klimaschutz, aber auch in Bildung, in junge
Menschen, muss man nicht unbedingt dadurch finanzie-
ren, dass man neue Schulden macht; man kann sie auch
dadurch finanzieren, dass man zum Beispiel an umwelt-
schéddliche Subventionen in Deutschland und Europa
rangeht oder dass man die Einnahmeseite verbessert. Die
Europédische Kommission schitzt, dass jedes Jahr 1 Bil-
lion Euro, also 1 000 Milliarden Euro, an Steuern hinter-
zogen werden, hdufig auch vermieden werden, meist le-
gal. Deswegen, finde ich, muss klar sein, dass zum
Beispiel die Skandale, die es um Steuerhinterziehung
gibt, jetzt in Luxemburg, bei der Commerzbank, voll
und riicksichtslos aufgekléart werden miissen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Gleichzeitig ist klar: Dieses Geld brauchen wir drin-
gend fiir Zukunftsinvestitionen in Europa. Wir brauchen
endlich einen europdischen Steuerpakt, der Steuerhinter-
ziehung konkret angeht; denn das ist ein Angriff auf das
Gemeinwohl. Das diirfen wir uns nicht gefallen lassen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Das Uberschuldungsproblem, das wir in Europa
haben, miissen wir im gesamteuropéischen Kontext dis-
kutieren. Da kann man nicht immer nur {iber einzelne

©

(D)



(A)

(B)

Deutscher Bundestag — 18. Wahlperiode — 88. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 26. Februar 2015

8333

Sven-Christian Kindler

Liander diskutieren. Wir brauchen grofe Losungen. Wir
haben in der Wahrungsunion gemeinsame Regeln zur
Haushaltspolitik. Wir miissen uns auch dariiber unterhal-
ten, warum wir keine gemeinsamen Regeln bei den
Schulden haben und wie wir mit Schulden, konkret mit
dem Zins und der Finanzierung, umgehen. Wir brauchen
einen Altschuldentilgungsfonds, wie ihn der Sachver-
standigenrat vorgeschlagen hat. Dort legt man gemein-
same Regeln fiir einen Abbaupfad fest, aber auch fiir die
gemeinsame Finanzierung von Schulden. Zugegeben:
Momentan sind die Zinsen in Europa wegen der EZB-
Politik sehr niedrig. Mittelfristig wird das hoffentlich
nicht so bleiben, weil sich die Lage wieder stabilisiert
und erholt. Dann brauchen wir gemeinsame Regeln. Der
Altschuldentilgungsfonds ist dafiir ein verniinftiger Vor-
schlag.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasidentin Petra Pau:

Kollege Kindler, auch wenn vor Thnen aufleuchtet,
dass der Prisident etwas von IThnen mochte, so macht Sie
die Présidentin jetzt darauf aufmerksam, dass Sie zum
Schluss kommen miissen und einen Punkt setzen miis-
sen.

Sven-Christian Kindler (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN):

Ich komme zum Schluss, Frau Prisidentin. — Wenn
man iiber Schulden redet, muss man auch iiber Vermo-
genskrisen und Schuldenkrisen reden. Das heifit man
muss einen Altschuldentilgungsfonds verniinftig finan-
zieren. IWF und Bundesbank schlagen zum Beispiel
Vermogensabgaben vor. Das ist ein richtiger Vorschlag,
um das Uberschuldungsproblem in Europa anzugehen;
denn auch hier brauchen wir Gerechtigkeit bei der Fi-
nanzierung.

Vielen Dank.
(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasidentin Petra Pau:
Fiir die CDU/CSU-Fraktion hat der Kollege Volkmar
Klein das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Volkmar Klein (CDU/CSU):

Frau Présidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Dass wir diese Debatte fiihren und eine Ent-
scheidung zu treffen haben, illustriert vor allen Dingen
noch einmal die weitgehenden Rechte, die wir uns als
Deutscher Bundestag vorbehalten haben. Das Stabilisie-
rungsmechanismusgesetz macht dieses notig, weil es um
eine Verdnderung der Regeln geht, vollig unabhingig
davon, dass es in diesem Fall zu einer Verbesserung fiir
alle kommt. Fiir uns besteht die Verbesserung darin, dass
unser Risiko sinkt, die spiirbarsten Verbesserungen erle-
ben aber die Menschen in Portugal. Spielrdume, die sich
die Menschen in Portugal unter Fiihrung einer guten Re-
gierung hart erarbeitet haben, konnen hier identifiziert

und genutzt werden. ,,Das lohnt sich® ist eine der wichti-
gen Botschaften.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Deshalb sind die Zinseinsparungen in Hohe von
490 Millionen Euro, iiber die wir jetzt reden, wirklich
der Ausweis eines groflen Erfolges: zum einen fiir
Portugal, zum anderen aber auch fiir unsere Euro-Politik.
Natiirlich ist das auch mit schweren Entscheidungen, die
in Portugal zu treffen waren, verbunden gewesen. Aber
lasst uns doch einmal zuriickschauen. Ohne das Pro-
gramm, das wir 2011 beschlossen haben, wire Portugal
doch nach Jahren sozialistischer Misswirtschaft insol-
vent und am Ende gewesen.

(Beifall bei der CDU/CSU — Richard Pitterle
[DIE LINKE]: Meinen Sie sozialdemokrati-
sche Politik?)

Genau in diesem Fall wiren die Folgen erst recht die-
jenigen gewesen, die wir eben an die Wand gemalt be-
kommen haben: Renten ausgefallen, Lohne reduziert.
Vor allen Dingen wire Portugal — insofern war es auch
unser Interesse —, aber moglicherweise auch der Rest
Europas, in eine schwere Krise der Realwirtschaft gefal-
len. Das hatten wir kurz vorher noch beim Fall Lehman
Brothers erlebt. Dort war es weniger wahrscheinlich als
beim Ausfall eines Landes. Deswegen war es im Inte-
resse der Menschen in Portugal, aber auch, um Krisen
flir uns zu vermeiden, richtig, dass dieses Programm
2011 in Ho6he von 79,5 Milliarden Euro beschlossen
wurde, an dem sich mit 27,5 Milliarden Euro — umge-
rechnet nach heutigen Werten — der IWF beteiligt hat.

2014 wurde dieses Programm abgeschlossen. Portu-
gal hat sich stabilisiert, hat sich besser entwickelt, hat
2014 sowohl bei der Beschiftigung als auch beim
Bruttoinlandsprodukt deutlich zugelegt. Das Vertrauen
ist zurtickgekehrt. Das wird durch die Zinsentwicklung
an den Mirkten gespiegelt. Genau das ermoglicht es
jetzt, die IWF-Gelder friiher als geplant zuriickzuzahlen;
denn der IWF verlangt iiber 4 Prozent Zinsen fiir die
oberste Kreditmarge. Stattdessen kann sich Portugal
heute am Markt sehr viel giinstiger finanzieren. Das
fiihrt zu einer Einsparmdglichkeit von moglicherweise
490 Millionen Euro, und zwar deswegen, weil es die
Nominalwerte verteilt iiber die kiinftigen Jahre sind.
Man konnte es vielleicht diskontieren. Das wire dann
ein etwas niedrigerer Betrag.

Auf der anderen Seite wird in diesem Antrag mit
einem neuen, quasi an den Mérkten zu realisierenden
Refinanzierungszins in Hohe von 2,64 Prozent kalku-
liert. Die tatsachliche Rendite fiir zehnjihrige portugiesi-
sche Staatsanleihen liegt aber heute bei rund 2,0 Prozent.
Das heifit, eventuell ist die Einsparung fiir Portugal so-
gar noch deutlich hoher. Das schafft zusitzliche Spiel-
rdume gegeniiber den bisherigen Plénen.

Wir miissen dem zustimmen, weil es ein Absehen von
der Parallelitéitsklausel ist, von der wir eben schon ge-
hort haben. Diese Klausel war damals, 2011, wirklich
wichtig, weil sichergestellt werden sollte, dass — erstens —
alle an Bord bleiben und sich — zweitens — nicht das
Risiko fiir die Zuriickbleibenden erhoht.
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Erstens. Dass alle an Bord bleiben, ist sichergestellt.
Die Hilfte der IWF-Kredite wird zwar getilgt; aber der
IWF bleibt automatisch an Bord, solange die Kredite fiir
ein Land mehr als 200 Prozent der eigenen Beitrags-
quote betragen. Das hei3it, der IWF bleibt dabei.

Zweitens. Das Risiko fiir die Verbliebenen wird nicht
groBer. Im Gegenteil: Die jetzt nicht mehr zu leistenden
Zinszahlungen sorgen natiirlich dafiir, dass die Schul-
dentragfihigkeit Portugals steigt und damit unser Risiko
sinkt.

Dabher ist die Entscheidung klar: Wir stimmen diesem
Antrag zu. Nach einer dhnlichen Entscheidung zu Irland
im vergangenen Jahr, meine Damen und Herren, ist das
ein weiterer Meilenstein erfolgreicher Euro-Politik.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizeprasidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Ewald Schurer fiir die SPD-
Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Ewald Schurer (SPD):

Sehr geehrte Frau Présidentin! Werte Kolleginnen
und Kollegen! Meine Damen und Herren! Entscheidend
ist, dass Portugal in der Tat in der Lage ist, sich wieder
am Kapitalmarkt zu verniinftigen, bezahlbaren Bedin-
gungen zu refinanzieren; darauf hat Staatssekretir
Kampeter richtigerweise hingewiesen. Portugal kann es
sich jetzt im Prinzip leisten, mit leichten wirtschaftlichen
Gewinnen den teuersten der drei Kredite, ndmlich den
des IWF, vorzeitig iiber 30 Monate hinweg zu tilgen.
Das ist ein gutes Zeichen. — Das war der erste Punkt.

Zweiter Punkt. Wir diskutieren manchmal ein biss-
chen im luftleeren Raum. Man darf eine Analogie nicht
vergessen. Wir reden morgen iiber Griechenland. Dort
gab es von 1967 bis 1974 angesichts der schweren Aus-
wirkungen des Zweiten Weltkrieges — das ist auch un-
sere Verantwortung — ein Obristenregime. Portugal hatte
bis 1974 ein faschistoides Regime. Darin liegt die Ana-
logie. Wir wissen aus der Wirtschaftswissenschaft und
aus der Praxis, dass Lénder, in denen lange Zeit keine
zivilen Krifte regieren, bei den Investitionen im 6ffentli-
chen Sektor wie auch im privaten Sektor schlecht daste-
hen. Dies hat die beiden Léander sicherlich schwer ge-
troffen. Da haben sich die Potenziale einer sozialen
Marktwirtschaft nicht wirklich entwickeln koénnen.

Der néchste Punkt. Die Weltwirtschaftskrise von
2008 — erst einmal die Finanzkrise, in der Folge die
Wirtschaftskrise — hat den Léndern, die eh schon riesige
strukturelle Defizite hatten, auf brutale Weise — in einer
Art Reality Check — gezeigt, wo sie stehen. Sie sind
dann besonders hart getroffen worden. Insofern sind die
Kritiken, zum Beispiel die Einlassungen des Kollegen
Kindler, ein Stiick weit richtig. Da wurde dann so hart
gespart — in Portugal hat es zu einer Korrektur durch das
dortige Verfassungsgericht gefithrt —, dass man schon
sagen muss: Man sollte mit einer gewissen Nachdenk-

lichkeit tiber dieses Thema diskutieren. Insofern werden
kritische Sequenzen von mir durchaus anerkannt.

Jetzt geht es darum: Portugal hat sich jetzt ein Stiick
weit erholt; ich wiirde das gern auch {iber Griechenland
sagen konnen. Wenn man die Makrookonomie Portugals
betrachtet, dann erkennt man, dass es bisher vor allen
Dingen Zuwichse in der Binnenwirtschaft gibt, weil die
Kaufkraft im Lande gestiegen ist.

Im Ubrigen ist Folgendes interessant: Weil Portugal
immer noch Probleme bei der Wettbewerbsfahigkeit
innerhalb der EU hat, hat das Land versucht, die alten
Kolonialstrukturen zu restrukturieren und zum Beispiel
mit Brasilien mehr Handel zu betreiben. Portugal hat
versucht, dariiber kleine Vorteile zu akquirieren. Das ist
dem Land in bedingtem MafBe gelungen; das ist interes-
sant. Es hédngt also mit der Binnenkonjunktur und mit
den alten Strukturen der Kolonialwelt zusammen, die
— wie alle kolonialen Strukturen — nicht sehr schiedlich-
friedlich und demokratisch waren.

Noch immer — lieber Steffen Kampeter, das wissen
wir — leidet Portugal darunter, dass seine Konkurrenz-
fahigkeit innerhalb der EU nicht optimal ist. Um es ganz
vorsichtig zu sagen: Portugal hat, was Produktivitit an-
geht, viel aufzuholen.

Wenn junge Leute mit einer Ausbildung — was wir
nicht wollen — das Land verlassen, ist das fur die
Zukunftsfahigkeit dieses Landes nicht gut. Deswegen
sind diese Zeichen, die jetzt im Hinblick darauf gesetzt
werden, dass man sich wieder selbst entschulden kann,
verdammt wichtig fiir die Psychologie und — wie es der
Herr Staatssekretir gesagt hat — das Vertrauen. Insofern
ist es auch wichtig fiir die Fahigkeit, im Land zu inves-
tieren.

Im Rahmen des 300 Milliarden-Euro-Plus-Programms,
das in Briissel mit unserer Hilfe konstruiert und gezeich-
net wird — das miissen sowohl die Bundesregierung als
auch Union und SPD beachten —, muss ganz gezielt —
auch das hat der Kollege Kindler angesprochen — inves-
tiert werden. Es muss in neue Projekte und Wertschop-
fungen investiert werden, um Chancen gerade fiir die
junge Generation zu erdffnen, damit deren Angehdrige
wieder im Lande bleiben konnen.

Was Bildung und Ausbildung anbelangt, wire unser
dualer Weg, bei dem sich die Sozialpartner, die Gewerk-
schaften und die Arbeitgeber auf belastungsfihige Kon-
strukte einigen, von grofiter Wichtigkeit. Wir sollten
nicht nur klagen, sondern sagen: Junge Menschen brau-
chen eine profunde Berufsausbildung, damit sie im
Lande investieren kdnnen. — Das sind filir mich die ganz
grof3en Projekte, um die es an der Stelle geht.

(Beifall bei der CDU/CSU)

— Herzlichen Dank! — Meine letzte Aussage lautet: Es ist
ein guter Deal, dass EFSF und EFSM der Konstruktion
zustimmen, sodass innerhalb von 30 Monaten im Rah-
men der einzelnen Teilschritte der Tilgung eine halbe
Milliarde Euro gespart werden kann. Wenn diese halbe
Milliarde Euro in wirtschaftliches Leistungsvermdgen
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investiert werden wiirde, wiaren wir schon wieder auf
dem richtigen Weg.

Insgesamt kann und muss man sagen: Portugal hat
jetzt wirklich das Schlimmste hinter sich. Es ist in der
Lage, sich wieder ein Stiick weit frei zu refinanzieren. Es
gibt die Hoffnung, dass die Europdische Union und wir
mit unserer grofen Verantwortung als Partner Portugal
auf einen guten Weg in die Zukunft fiihren, indem wir
das Land massiv unterstiitzen.

Herzlichen Dank fiir die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Petra Pau:
Fir die CDU/CSU-Fraktion hat nun der Kollege
Alois Karl das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Alois Karl (CDU/CSU):

Liebe Frau Prisidentin! Meine sehr geehrten Damen
und Herren! Ich lag gestern noch ohne Stimme im Bett
und konnte kein Wort hervorbringen. Ich bitte — fiir den
Fall, dass es mir jetzt die Stimme verschldgt —, gleich
zum Ergebnis kommen zu diirfen. Die CDU/CSU, meine
Fraktion, und auch ich werden natiirlich dem Antrag des
Finanzministeriums beziiglich der vorzeitigen Riick-
zahlung des Kredits durch Portugal sowie auch des Ver-
zichts auf die Parallelitdtsklausel zustimmen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Herr
Pitterle, im Strafrecht gibt es den Begriff des Wieder-
holungstiters. Wenn sich jemand eine erste milde Strafe
nicht besonders zu Herzen gehen ldsst und schon bald
wieder beim Strafrichter mit &hnlichen Vergehen auf-
taucht, wird er viel hérter angefasst. Bei uns ist das et-
was anders. Wir befassen uns in periodischen Abstdnden
fast immer mit dhnlichen Themenstellungen, Tatbestin-
den und Sachverhalten. So geschah es auch vor vier
Monaten, als wir uns mit Irland befassten. Irland befand
sich zu der Zeit ebenfalls in der Situation, vorzeitig Kre-
dite zurilickzahlen zu wollen. Auch da haben wir auf die
Parallelititsklausel verzichtet.

Anstelle von Wiederholungstétern sind wir also Wie-
derholungswohltiter, weil wir es zum wiederholten Male
einem Partner in Europa erlauben, sich auf bessere Beine
zu stellen. Durch unser Zutun ermoglichen wir es, dass
ein europdischer Partner — ndmlich Portugal — wieder auf
gute und sichere finanzielle Beine kommen kann, nach-
dem er sich in den letzten Monaten und Jahren auf3eror-
dentlich angestrengt und gute Arbeit geleistet hat. Wir
stehen mit groBem Respekt vor dieser Arbeit, welche die
portugiesische Regierung in den letzten Monaten und
Jahren geleistet hat. Sie verdient unsere Sympathie und
Solidaritit. Wir wollen sie mit den heutigen Beschliissen
in der Tat auch honorieren, meine sehr geehrten Damen
und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Es ist gut, dass wir als Bundestag gefragt sind. Ohne
unser Zutun kénnte der Bundesfinanzminister im Kreise

seiner Kollegen nicht zustimmen. Das Stabilisierungs-
mechanismusgesetz erlaubt es uns, uns abschlieBend
eine Meinung iiber den Sachverhalt zu bilden. Wir geben
hiermit dem Bundesfinanzminister die Order mit auf den
Weg, seine Zustimmung zu geben.

Die Situation in Irland habe ich erwdhnt. Dort waren
der Bauboom und die damit verbundene Immobilien-
blase Ursache fiir die Krise. In Portugal hingegen gab es
ganz andere Griinde fiir die Krise. Dort haben sich die
Lohnstiickkosten iiber Jahre hinweg deutlich schneller
nach oben entwickelt als die Arbeitsproduktivitdt. Die
Wirtschaft blieb riickstindig. Auch die offentliche Ver-
schuldung hatte zugenommen. Die Regierung versuchte,
gegenzusteuern. Aber das Leistungsbilanzdefizit konnte
nicht gesenkt werden, sondern es hat sich weiter erhoht.
Die Ratingagenturen haben Portugal schlechter einge-
stuft. Portugiesische Staatsanleihen wurden nur noch mit
einem Risikoaufschlag von 10 Prozent verkauft. Diese
Situation konnten die Portugiesen natiirlich nicht lange
durchhalten. Aus diesem Grunde haben sie 2011 die So-
lidargemeinschaft um Hilfe gebeten. Das war kein Dik-
tat, Herr Pitterle, wie Sie das behauptet haben, sondern
das war ein freiwilliges und auch richtiges Unterfangen,
dem sich die portugiesische Regierung notgedrungen ge-
stellt hat.

Niemand wire auf die Idee gekommen, den Portugie-
sen schnell mal 78 Milliarden Euro hiniiberzuschieben,
weil wir erkannt hétten, dass sie sich in einer Notlage be-
finden. Nein, es lag in ihrem richtig verstandenen Inte-
resse, hier gegenzusteuern. Sie haben Verantwortung fiir
ihr Land iibernommen, und wir haben gerne geholfen.
Wir sind gemeinsam mit der portugiesischen Regierung
dabei, Portugal wieder auf einen guten Weg zu fiihren.
Wir reichen unsere helfende Hand. Wir haben viel Posi-
tives erreicht, in erster Linie in Portugal selbst, aber auch
durch unser Zutun hier. Das haben wir gut und richtig
gemacht.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Es verdient groBen Respekt, was in Portugal geleistet
worden ist. In der Tat, es wurden Auflagen gemacht. So
mussten beispielsweise die Mehrwertsteuer und auch die
Kapitalertragsteuer erh6ht werden.

(Richard Pitterle [DIE LINKE]: Und warum
nicht die Vermégensteuer?)

Es ist noch anderes hinzugekommen. Die Portugiesen
sind auch pfiffig gewesen. Ich habe in einem Zeitungsar-
tikel gelesen, dass Portugiesen, die Quittungen mit den
Steuernummern des Verkdufers und des Kéufers einrei-
chen, an einer monatlichen Auslosung teilnehmen und
einen A4 gewinnen kdnnen, und das blof3, weil sie nach-
weisen, dass sie eine Rechnung geschrieben bzw. ord-
nungsgemdfl bezahlt haben. Lieber Staatssekretér
Kampeter, wenn man das hier umsetzen wiirde, dann
konnte man die Dienstwagenflotte der Bundesregierung
deutlich reduzieren.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU
und der SPD)
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Vizeprasidentin Petra Pau:

Kollege Karl, diese weiter gehenden Vorschliage miis-
sen wir an anderer Stelle debattieren.

Alois Karl (CDU/CSU):

Okay. — Bevor meine Stimme versagt, weise ich da-
rauf hin, dass wir dem vorliegenden Antrag mit groem
Respekt zustimmen. Er schadet niemandem, und er nutzt
den Portugiesen. Was kann man unter Freunden Besseres
machen, als die Zustimmung — wie ich gehort habe, so-
gar einhellig — zu erteilen.

Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizeprasidentin Petra Pau:
Ich schliee die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung {iber den Antrag des
Bundesministeriums der Finanzen auf Drucksache 18/4030
mit dem Titel ,,Portugal: Vorzeitige teilweise Riickzah-
lung der IWF-Finanzhilfe; Einholung eines zustimmen-
den Beschlusses des Deutschen Bundestages nach § 3
Absatz 2 Nummer 2 des Stabilisierungsmechanismusge-
setzes®. Wer stimmt fiir diesen Antrag? — Wer stimmt da-
gegen? — Wer enthilt sich? — Der Antrag ist einstimmig
angenommen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 8 auf:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Kerstin
Kassner, Susanna Karawanskij, Caren Lay, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE

Verbindliches Mitwirkungsrecht fiir Kommu-
nen bei der Erarbeitung von Gesetzentwiirfen
und Verordnungen sowie im Gesetzgebungs-
verfahren

Drucksache 18/3413

Uberweisungsvorschlag:

Innenausschuss (f)

Ausschuss fiir Wahlpriifung, Immunitit und
Geschiftsordnung

Ausschuss fiir Recht und Verbraucherschutz

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind fiir
die Aussprache 38 Minuten vorgesehen. — Ich hore kei-
nen Widerspruch. Dann ist so beschlossen.

Ich er6ffne die Aussprache. Das Wort hat die Kolle-
gin Kerstin Kassner fiir die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Kerstin Kassner (DIE LINKE):

Sehr geehrte Frau Préisidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Ich bleibe bei meiner These: Wenn es in die-
sem Hohen Hause mehr praktizierende Kommunalpoliti-
ker gébe, als es in der Tat sind, dann wiirden wir nicht
nur iiber die Belange der Kommunen reden, sondern
wirkungsvoll und schnell etwas zur Verbesserung der Si-
tuation tun.

(Beifall bei der LINKEN)

Der Verbesserung der Situation dient unser Antrag.
Die Kollegen in der ersten bis fiinften Legislaturperiode
hatten einen Kommunalausschuss, in dem sie alle Be-
lange, die die Kommunen betrafen, erértert und gemein-
sam nach Wegen und Losungen gesucht haben. Ich finde
das gut. Ich sage es ganz deutlich: Ich bin mit der jetzt
praktizierten Losung eines Unterausschusses Kommuna-
les nicht so gliicklich. Ich wiirde mir wiinschen, wir hat-
ten einen eigenstandigen Ausschuss, der ein Selbstbefas-
sungsrecht hitte und sich wirklich den Dingen, die die
Kommunen betreffen, stellen konnte.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN)

Das wire mein allerwichtigster Wunsch fiir dieses Hohe
Haus.

Dass 2007 im Rahmen der Foderalismusreform das
Aufgabeniibertragungsverbot in der Verfassung veran-
kert wurde, dndert an der Notwendigkeit der Einrichtung
eines solchen Ausschusses nichts, weil das keine wirkli-
che Hilfe ist; denn viele Dinge konnten gar nicht bis ins
Letzte erortert werden. Dass in der letzten Legislatur-
periode den kommunalen Spitzenverbédnden in unserer
Geschéftsordnung die Moglichkeit zur Stellungnahme
eingerdumt wurde, dndert ebenfalls nichts an dieser Not-
wendigkeit. Das reicht nicht; denn es ist eine Ausle-
gungsfrage, ob ihnen diese Mdoglichkeit eingerdumt
wird. Wir wissen auch gar nicht, in welcher Form und
mit welcher Konsequenz diese Stellungnahme beriick-
sichtigt wird. Das ist zu wenig.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich habe 2005 gespiirt, was es bedeutet, wenn der
Bundestag Gesetze erldsst. Damals war ich Landrétin
auf der schonen Insel Riigen, als das SGBII, sprich:
Hartz IV, eingefithrt wurde. Vorher, bis zum Ende des
Jahres 2004, betrugen die Ausgaben fiir Sozialhilfe in
diesem Landkreis etwa 5 Millionen Euro jahrlich. Da-
nach waren wir verantwortlich fiir die Ubernahme der
Kosten der Unterkunft. Die Ausgaben sind von einem
Jahr auf das andere auf das Dreifache explodiert. Mit ei-
nem Mal mussten von uns 15 Millionen Euro aufge-
bracht werden. Man kann sich vorstellen, was fiir eine
riesige Herausforderung das war. Das bedeutete in der
Konsequenz, dass iiber Jahre weniger Ausgaben getétigt
werden konnten und den Gemeinden, die zu unserem
Landkreis gehdrten, liber die Kreisumlage kréftig in die
Tasche gegriffen werden musste. Das hie3 dort wiede-
rum weniger Gestaltungsspielraum, so er iiberhaupt
noch vorhanden war. Daher lautet meine Forderung:
Lassen Sie die Kommunen richtig mitreden! Das wiirde
an vielen Stellen eine wirkliche Hilfe bedeuten.

(Beifall bei der LINKEN)

Das wiirde im Ubrigen auch bei der Frage nach den
Mietzuschiissen, die jetzt heif3 diskutiert wird, helfen;
denn die kommunalen Spitzenverbénde steuern schon
jetzt kraftig dagegen. Liebe Kolleginnen und Kollegen,
das haben wir doch einfach nicht ndtig. Wir miissen jetzt
im Nachhinein anpassen und korrigieren. Wenn wir vor-
her mit den Betroffenen, mit denen, die diese Gesetze
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Kerstin Kassner

umsetzen missen, reden, dann kénnen wir Erkenntnisse
gewinnen, sodass uns solche Irritationen erspart bleiben.
Ich denke, das wire der Wiirde unseres Amtes und des
Hohen Hauses angemessen.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich glaube, alle Kommunalpolitiker hatten in dieser
Woche Besuch vom Aktionsbiindnis ,,Fir die Wiirde un-
serer Stiadte”. Die Kolleginnen und Kollegen haben uns
ihre Situation nahegebracht. Die ist, glauben Sie mir, be-
denklich. Wenn der Oberbiirgermeister einer Stadt du-
Bert — ich sage jetzt nicht, welcher Stadt; es war keine
ostdeutsche —, dass die Ausgaben fiir soziale Lasten in
seiner Stadt hoher sind als die Einnahmen, dann ist doch
etwas faul.

(Alexander Ulrich [DIE LINKE]: Das ist iiber-
all so!)

Das geht nicht. Es muss die Moglichkeit gegeben
werden, dass noch ein Spielraum bleibt, dass das Gestal-
ten von Politik in der Kommune tatséchlich Spa3 macht,
dass man, wie gesagt, Spielrdume hat und dadurch natir-
lich auch etwas gegen die allgemeine Politikverdrossen-
heit tun kann, und zwar durch aktives Mittun, durch
wirkliches Gestalten auf kommunaler Ebene. Das wiin-
sche ich mir.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich wiirde mir, um es ganz deutlich zu machen, wiin-
schen, dass es tatséchlich einen Schuldenschnitt gibt. Ich
habe mir einmal angesehen, wie es in Stralsund, der
Stadt, in der ich gerade um das Amt des Oberbiirger-
meisters kampfe, aussieht. Dort haben sich im Laufe der
Jahre Schulden in Héhe von 100 Millionen Euro ange-
sammelt. Das bedeutet, auf absehbare Zeit gibt es kei-
nerlei Gestaltungsspielraum mehr. Das macht das Leben
in so einer Stadt auerordentlich schwierig. Das tragt na-
tiirlich, wie ich vorhin erwidhnte, auch zur Politikver-
drossenheit bei. Also: Wir miissen fiir alle Kommunen,
die so gebeutelt sind, einen Schuldenschnitt erreichen,
und wir missen neue Strategien fahren. Das heifit zual-
lererst, dass wir uns mit denjenigen, die dort die Verant-
wortung tragen und wissen, wie es geht, an einen Tisch
setzen und versuchen miissen, die richtigen Losungen zu
finden. Dafiir werbe ich. Bitte unterstiitzen Sie unseren
Antrag.

Vielen Dank.
(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Dr. Tim Ostermann fiir die
CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Dr. Tim Ostermann (CDU/CSU):

Sehr geehrte Frau Présidentin! Meine sehr geehrten
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ein Blick in die Plenarprotokolle zeigt, dass dieser An-
trag zum Evergreen-Repertoire der Linksfraktion gehort.

(Katrin Kunert [DIE LINKE]: Ja, und?)

In jeder Wahlperiode wird dieser Antrag aufs Neue aus-
gemottet und auf die Tagesordnung gesetzt. Quantitit
spricht allerdings nicht immer fiir Qualitét, auch in die-
sem Fall nicht.

(Susanna Karawanskij [DIE LINKE]: Doch, weil
er einfach gut ist!)

Zunichst einmal mochte ich Thnen in Erinnerung ru-
fen, dass die Kommunen keine dritte staatliche Ebene
darstellen. Unser Bundesstaat ist zweistufig aufgebaut.
Das heifit, dass die Kommunen, wie auch das Bundes-
verfassungsgericht mehrfach bestétigt hat, verfassungs-
rechtlich Teil der Lander sind. Daraus folgt, dass die
kommunale Ebene nicht mitentscheidend in das Gesetz-
gebungsverfahren des Bundes einbezogen werden kann.
Dies geht aus verfassungsrechtlichen Griinden nicht.
Denn eine solche Mitentscheidungsbefugnis wére mit
dem zweistufigen Staatsaufbau des Grundgesetzes nicht
vereinbar. Gleichwohl hat der Bund den Kommunen ver-
schiedene Moglichkeiten eingerdumt, damit sich diese in
das Gesetzgebungsverfahren einbringen kénnen — wohl-
gemerkt erginzend zum Unterausschuss Kommunales.

(Zuruf von der LINKEN: Am Katzentisch!
Jal)

Bereits im Jahr 2012 hat der Bundestag unter der
christlich-liberalen Koalition eine Verbesserung der
kommunalen Mitspracherechte in den §§ 69 und 70 der
Geschéftsordnung des Bundestages vorgenommen.

(Mahmut Ozdemir [Duisburg] [SPD]: Auf Ini-
tiative von uns!)

Seitdem muss den kommunalen Spitzenverbénden eine
Moglichkeit zur Stellungnahme eingerdumt werden, so-
fern ein Ausschuss ein Gesetz berit, das wesentliche Be-
lange der Kommunen beriihrt. Das ist gut und richtig.

(Kerstin Kassner [DIE LINKE]: Aber trotz-
dem nicht ausreichend!)

Trotz des von mir beschriebenen verfassungsrechtlichen
Rahmens sollte der externe Sachverstand aus den kom-
munalen Verbanden in den Gesetzgebungsprozess mit
einflieBen. Das erhoht die Akzeptanz eines Gesetzes und
erleichtert die spatere Umsetzbarkeit in der Praxis.

Des Weiteren hat die letzte Grof3e Koalition im Zuge
der Foderalismusreform im Grundgesetz ein Aufgaben-
iibertragungsverbot normiert. Damit wurde die Ubertra-
gung von Aufgaben durch den Bund an die Kommunen
unterbunden. Stattdessen sind nun die Ladnder Adressa-
ten dieser Aufgabenzuweisungen. Gleichzeitig — dies ist
ein iiberaus wichtiger und in der Praxis problematischer
Punkt — miissen sie den Kommunen eine fiir diese Auf-
gaben addquate Finanzausstattung zukommen lassen.

(Caren Lay [DIE LINKE]: Das ist ja interes-
sant!)

— Wohlgemerkt, die Lander miissen den Kommunen eine
addquate Finanzausstattung mitliefern; das nur zur Klar-
stellung. — Die Mitsprachemdglichkeit und das Ubertra-
gungsverbot sind deutliche Signale. Der Bund schopft
damit die verfassungsrechtlichen Moglichkeiten im
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Sinne der kommunalen Ebene vollstindig aus. Er macht
das, was ihm rechtlich mdéglich ist.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Bund agiert
aber auch in der Praxis iiberaus kommunalfreundlich.

(Zuruf von der LINKEN: Ach herrje!)

Hier nur einige wenige Beispiele dafiir, was die Kommu-
nen erhielten und erhalten: fiir die Grundsicherung im
Zeitraum 2012 bis 2017 etwa 30 Milliarden Euro, zu-
sitzlich fiir die Kosten der Unterkunft von 2011 bis 2017
nochmals etwa 5,4 Milliarden Euro, fiir Investitions- und
Betriebskosten bei der Kinderbetreuung bis 2013 4 Mil-
liarden Euro und ab diesem Jahr 845 Millionen Euro per
annum. Hinzu kommen weitere finanzielle Leistungen in
Milliardenhéhe:

(Katrin Kunert [DIE LINKE]: Die Kommunen
wissen gar nicht, wohin mit dem Geld!)

Dazu zéhlen die finanzielle Entlastung der Kommunen
von 2015 bis 2017 um jéhrlich 1 Milliarde Euro sowie
weitere Entlastungen: bei der Eingliederungshilfe — hier
reden wir iiber 5 Milliarden Euro —, beim weiteren Aus-
bau der Kinderbetreuung und bei Aufnahme, Unterbrin-
gung und Versorgung von Asylbewerbern; das sind, wie
gesagt, nur einige wenige Beispiele.

(Alexander Ulrich [DIE LINKE]: Sagen Sie
uns doch, wie hoch die Kosten sind in den
Kommunen dafiir!)

Diese Unterstiitzung des Bundes fiir die Kommunen
kommt nicht von ungeféhr: Viele Bundestagskollegen
kommen aus der Kommunalpolitik, und vielfach sind sie
zusétzlich zu ihrer Tatigkeit hier im Parlament auch
noch auf kommunaler Ebene tdtig. Fiir mich selbst gilt
dies auch. Ich kann Thnen sagen, Frau Kollegin Kassner,
dass beispielsweise der AG Kommunalpolitik der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion 179 Abgeordnete und damit
57 Prozent der Fraktionsmitglieder angehdren.

(Caren Lay [DIE LINKE]: Und was habt ihr
erreicht? — Kerstin Kassner [DIE LINKE]:
Jetzt ran!)

Das heifit, wir gehen da mit sehr gutem Beispiel voran.

(Caren Lay [DIE LINKE]: Was ist denn das
Ergebnis?)

Ich animiere Sie, es uns gleichzutun. Liebe Kolleginnen
und Kollegen, diese Verwurzelung in der Kommunal-
politik ist die beste Gewihr fiir die Beriicksichtigung der
kommunalen Belange; da kann keine gesetzliche Vor-
schrift mithalten.

Ich darf daher zusammenfassen: Thr Vorschlag ist ver-
fassungsrechtlich bedenklich. Es bestehen derzeit schon
geniigend Regelungen, die eine Mitwirkung der Kom-
munen gewéhrleisten. Und vor allem — das ist fiir die
Kommunen der wichtigste Punkt —: Der Bund hilft den
Kommunen dariiber hinaus bei der Finanzierung ihrer
Aufgaben und tut dabei erheblich mehr, als er eigentlich
tun misste. Darum wird es Sie nicht verwundern, wenn
wir auch in diesem Jahr und in dieser Legislaturperiode
Ihren Antrag ablehnen werden.

(Beifall bei der CDU/CSU — Kerstin Kassner
[DIE LINKE]: Dann stellen wir ihn wieder
neu!)

Vizeprasidentin Petra Pau:

Fiir die Fraktion Biindnis 90/Die Griinen hat die Kol-
legin Katja Keul das Wort.

(Alexander Ulrich [DIE LINKE]: Katja, jetzt
gib’ mal Feuer!)

Katja Keul (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Sehr geehrte Frau Prisidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Der Antrag der Linken greift erneut ein zen-
trales Problem auf, iiber das wir nicht erst seit der Fode-
ralismusreform 2006 intensiv diskutieren und das bis
heute nicht befriedigend gelost ist.

(Beifall der Abg. Sigrid Hupach [DIE
LINKE])

Herr Ostermann, Sie haben gerade selber deutlich ge-
macht, warum das Aufgabeniibertragungsverbot im
Grundgesetz nicht reicht: Wenn der Bund den Kommu-
nen eine Aufgabe nicht {ibertragen kann, der Bund sie je-
doch den Léandern und diese sie dann den Kommunen
iibertragen konnen — ohne dass Letztere an der Einnah-
menschraube drehen konnen —, dann hilft uns das Ganze
natiirlich nicht weiter.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Bund und Lénder konnen Steuerrechts- oder Sozial-
rechtsdnderungen beschlieBen, ohne dass hinreichende
Informationen {iber die finanziellen Auswirkungen auf
die Kommunen vorliegen. Gerade im Bereich der sozia-
len Pflichtaufgaben hat dies zu einer erheblichen Belas-
tung gefiihrt, die vor allem Kommunen in struktur-
schwachen Regionen immer mehr ins Abseits befordert.
Gesetzesinitiativen wie das berithmte Wachstumsbe-
schleunigungsgesetz inklusive der beriihmten Md&ven-
pick-Steuer senken die kommunalen Steuereinnahmen
jahrlich um 1,3 Milliarden Euro und schwichen die fi-
nanzielle Basis der Kommunen nachhaltig.

(Sven-Christian Kindler [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Das war Schwarz-Gelb!)

Ohne eine entsprechende finanzielle Grundlage wird das
Selbstverwaltungsrecht der Kommunen aus Artikel 28
Absatz 2 Grundgesetz aber zunehmend ausgehohlt.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie der Abg. Caren Lay [DIE LINKE])

Es ist deshalb wichtig und richtig, sich dafiir einzuset-
zen, dass die Kommunen stirker in die Gesetzgebung
von Bund und Léndern einbezogen werden. Wir Griine
haben uns im Rahmen der Gemeindefinanzreform fiir
verbriefte Anhorungsrechte der Kommunen starkge-
macht, mussten allerdings feststellen, dass sowohl die
Bundesregierung als auch die Lander keine Bereitschaft
zeigten, sich flir entsprechende Initiativen starkzuma-
chen.
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Am Ende ist leider nur die Anderung der Geschiifts-
ordnung des Bundestages umgesetzt worden. Aber eine
Gelegenheit zur Stellungnahme im Ausschussverfahren
reicht nicht. Die kommunalen Spitzenverbiande werden
auf diesem Wege wie jeder beliebige andere Verband be-
handelt. Hier wéren dringend weitere Verbesserungen
erforderlich.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN sowie
der Abg. Katrin Kunert [DIE LINKE])

Im Antrag der Linken bleibt allerdings offen, was sie
mit dem verbindlichen Mitwirkungsrecht konkret meint.

(Zuruf von der CDU/CSU: Das stimmt!)

Sollen nur die Anhérungsrechte verbessert werden, oder
soll den Kommunen ein einklagbares Mitwirkungsrecht
eingeraumt werden? Neben verbesserten Anhorungs-
rechten kommt es aus unserer Sicht besonders auf eines
an: Wir brauchen eine verbesserte Gesetzesfolgenab-
schitzung, bei der auch der Erfiillungsaufwand von Ge-
setzen fiir die Kommunen friihzeitig ermittelt wird, da-
mit dieser auch beriicksichtigt werden kann.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Bei der Erstellung von Gesetzen, die die Kommunen be-
treffen, muss ein Kommunencheck obligatorisch wer-
den. Dafiir miissen die Lander als iibergeordnete Instan-
zen ins Boot geholt werden. Sowohl fiir die verbesserten
Anhorungsrechte als auch fiir den notwendigen Kommu-
nencheck in der Gesetzesfolgenabschitzung miissen
Bund, Lander und Kommunen gemeinsam eine Losung
finden.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Ein konkreter Punkt, den die Linke fordert, ist die
Einsetzung eines selbststédndigen Ausschusses fiir Kom-
munen anstelle des bisherigen Unterausschusses, der nur
ein Anhingsel des Innenausschusses ist. Die Kritik der
Linken an der Stelle ist richtig.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Die Losung ist aus unserer Sicht aber nicht ein neuer
Ausschuss mit Querschnittsaufgaben, sondern die rich-
tige thematische Zuordnung des Unterausschusses. Wir
finden, dass der Unterausschuss dem Finanzausschuss
zugeordnet werden muss.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie des Abg. Bernhard Daldrup [SPD])

Letztlich teilen wir also das Anliegen, die Rechte der
Kommunen zu verbessern. Nach den Debatten und An-
derungen in der letzten Legislaturperiode hitten wir es
jetzt aber gerne schon etwas konkreter als nur ,,verbind-
liche Mitwirkungsrechte. Vielleicht kann es ja noch ge-
lingen, gemeinsame Verfahrensvorschlige zu entwi-
ckeln.

Vielen Dank.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Vizeprasidentin Petra Pau:

Fiir die SPD-Fraktion hat der Kollege Ozdemir das
Wort.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Dr. Tim
Ostermann [CDU/CSU])

Mahmut Ozdemir (Duisburg) (SPD):

Sehr geehrte Frau Prisidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Es ist ein gutes Signal dieser Wahlperiode,
dass im Plenum des Deutschen Bundestages so oft iiber
unsere 11 200 Stidte und Gemeinden und die 295 Land-
kreise gesprochen wird. Im Hinblick auf den Besuch von
42 Oberbiirgermeistern und Stadtkimmerern als Vertre-
ter des Kommunalen Aktionsbiindnisses ,,Fiir die Wiirde
unserer Stiadte” in dieser Woche betone ich aber, dass
nicht nur iiber die Kommunen gesprochen wird, sondern
vor allem mit den kommunalen Vertretern.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Kerstin
Kassner [DIE LINKE])

Damit ermuntern wir die Kommunen, mit uns als Bun-
destagsabgeordneten, aber auch in den zustidndigen
Landtagen zielgerichtete Gespréche fiir eine bessere Fi-
nanzausstattung zu fiihren.

Vorwegschicken mochte ich aber auch — hier rede ich
ganz im Sinne des Antrages —, dass es viele Gesetzge-
bungsbereiche gibt, die unsere Kommunen treffen und
deren Auswirkungen teilweise selbst die Fachpolitiker
nicht erkennen, bevor sie nicht tatsdchlich eintreten. Ich
verweise beispielsweise auf die Gesetzgebungsprozesse
bei der Energiewende oder beim Vergaberecht, die mit-
unter stark europarechtlich geprégt sind und die Kom-
munen vor allem personell, aber auch wegen der Kom-
plexitdt von Landes- und Bundesbestimmungen treffen.

Der Antrag greift also ein durchaus diskussionswiirdi-
ges Thema auf, ndmlich die verbindliche Mitwirkung
der Kommunen auf Bundesebene im weitesten Sinne,
um sich dann aber sogleich zwischen der Riige iiber un-
zureichende gesetzliche Mittel und der Kritik am Grund-
gesetz zu verlieren. Der letztgenannten Kritik — dazu
komme ich spiter — kdnnte man in der Konsequenz nur
durch eine entsprechende Verfassungsinderung begeg-
nen.

Bereits jetzt haben wir mit dem Deutschen Stidtetag,
dem Deutschen Stidte- und Gemeindebund und dem
Deutschen Landkreistag freiwillige stdndige Vertretun-
gen der Kommunen. Diese werden durch eine notwen-
dige Anzahl von Aktionsbiindnissen erginzt. Die kom-
munalen Spitzenverbdnde haben bereits jetzt gemél
§ 69 Absatz5 der Geschiftsordnung des Deutschen
Bundestages — das ist eine Ist-Vorschrift — die Gelegen-
heit zur Stellungnahme, wenn Aufgaben ganz oder teil-
weise von Kommunen auszufiihren oder zu finanzieren
sind bzw. in die grundgesetzlich garantierte Organisa-
tionshoheit eingreifen. Dasselbe gilt im Ubrigen auch fiir
Anhoérungen.

Diese Regelung einfach als unzureichend zu verwer-
fen, zeigt ein unbegreifliches Politik- und Selbstver-
stindnis. Freilich kann man nach Verbesserungen und
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Verdnderungen streben, wenn es um die kommunale
Mitwirkung auf Bundesebene geht, man darf sich dann
aber auch den bestehenden Moglichkeiten zunéchst nicht
verschlielen.

(Beifall bei der SPD)

Das wire so, als wenn ein Ful3baller das Abseits fiir eine
unzureichende Regelung halten wiirde und deshalb nicht
mehr mitspielen mdchte. Mit der inhaltsleeren Forde-
rung nur nach Formalien ist uns an dieser Stelle auch
nicht geholfen.

Was also sind unsere Spielrdume? Hier ist die beste-
hende Geschéftsordnungsregelung zu beachten, die es
uns nicht nur ermdglicht, sondern uns sogar dazu ver-
pflichtet, bei jeder kommunalpolitisch relevanten Geset-
zesberatung durch den federfilhrenden Ausschuss die
Spitzenverbande zu beteiligen. Aufgrund dieser Befug-
nis kénnen wir {iber Fraktionen hinweg schon jetzt etwas
bewegen. Fiir mich personlich als iiberzeugtes Mitglied
im Unterausschuss Kommunales des Deutschen Bundes-
tages hat der Antrag in dieser Hinsicht durchaus einen
groBBen Mehrwert erbracht, auch wenn wir ihn in erster
Linie wegen der verfassungsrechtlichen Bedenken ab-
lehnen werden.

Genug des Lobes! Liebe Kolleginnen und Kollegen
von den Linken, ich werde es Thnen nicht ersparen kon-
nen, wiederholt darauf hinzuweisen, was ohne eine wie
auch immer geartete kommunale Mitwirkung und ohne
entsprechende Bemithungen in Bezug auf die Geschéfts-
ordnung von dieser Regierungskoalition — nicht immer
einvernehmlich — bundesseitig fiir die Kommunen be-
reits getan worden ist. Ich nenne die Eingliederungshilfe
fiir Arbeitsuchende — 1,4 Milliarden Euro wurden etati-
siert und sind geflossen — und die Grundsicherung im
Alter mit vollstindiger Ubernahme der Kosten im Haus-
haltsjahr, wofiir 5,9 Milliarden Euro voll dynamisiert
veranschlagt wurden. AuBlerdem stellen wir als Bund
den Léndern knapp 1 Milliarde Euro fiir Schulsozialar-
beit und Kitas zur Verfiigung, und der Etat fiir das Pro-
gramm ,,Soziale Stadt wurde mit 150 Millionen Euro
auf das urspriingliche Niveau angehoben und verstetigt.

Stédte, die vom Zuzug aus Siideuropa stark betroffen
sind, wurden mit knapp 100 Millionen Euro fiir dringend
notwendige ordnungspolitische Malnahmen bedacht.
Fir die besonderen Herausforderungen rund um die
Fliichtlingspolitik — als Duisburger weif3 ich, wovon ich
rede — konnen wir die 1 Milliarde Euro in 2015 und 2016
gut gebrauchen.

Bei der Eingliederungshilfe fiir Menschen mit Behin-
derung bin ich mir sicher, dass wir mit dem notwendigen
parlamentarischen Druck ziigig einen Gesetzentwurf auf
den Tisch legen werden, um die im Koalitionsvertrag
avisierten 5 Milliarden Euro an die Kommunen durchzu-
reichen.

(Beifall bei der SPD)

Bei diesen Entlastungen darf noch lange nicht Schluss
sein; das flige ich hinzu.

Ubrigens darf es nicht nur um parlamentarische Be-
teiligung gehen. So zeigt sich tiberdeutlich, dass die zu-

vor genannten kommunalen Spitzenverbinde vom
BMAS beim Bundesteilhabegesetz bereits von Beginn
an beteiligt worden sind, und zwar noch bevor der erste
Buchstabe in den Referentenentwurf gekommen ist.

Jetzt konnte man diese Millionen und Milliarden aus
den Hilfen addieren und feststellen, dass all diese, bis
auf die letzte Mallnahme, innerhalb von etwas mehr als
einem Jahr beschlossen worden sind und sich aktuell in
Umsetzung befinden. Genauso gut konnte man aber
auch feststellen, dass bei all diesen Verfahren eine kom-
munale Mitwirkung auf Augenhdhe bestanden hat: im
Ergebnis nicht immer zur vollen Zufriedenheit der Kom-
munen — das gebe ich gerne zu —, wohl aber als gangba-
rer Mittelweg, den wir gemeinsam weiter beschreiten
konnen.

Gerade deshalb stiinde es uns bei unseren Beratungen
gut zu Gesicht, bestehende Instrumente auszureizen.
Nicht immer garantieren mehr Vorschriften eine bessere
Qualitdt. Auch die beste Verfahrensvorschrift, die Betei-
ligungsrechte sichern soll, garantiert nicht, dass diese
auch in den Ausschussberatungen wirksam zum Tragen
kommen. Ich bin der Meinung, dass die Regelungen, die
uns in der Geschéftsordnung des Bundestages zur Verfii-
gung stehen, geniigen.

Fakt ist jedoch iiber alle Fraktionen hinweg, dass wir
hiervon stirkeren Gebrauch machen kénnten und sogar
miissten. Damit mochte ich zum Ausdruck bringen, dass
wir liberhaupt kein Problem damit hétten, mehr kommu-
nale Mitwirkungsrechte bei Beratungen des Deutschen
Bundestages zu beschlieen. Immerhin waren es die
Abgeordneten der SPD-Bundestagsfraktion, die eine
fraktionsiibergreifende Initiative zu der heutigen Formu-
lierung der §§ 69 Absatz 5 und 70 Absatz 2 der Ge-
schiftsordnung ergriffen hatten.

Gleichzeitig rufe ich Thnen zu: Statt uns ewig in For-
malien dahin gehend iibertreffen zu wollen, wer der bes-
sere Anwalt der Kommunen sei, sollten wir uns als Ab-
geordnete in unseren jeweiligen Ressorts bei jeder
Berichterstattung in der gesetzgeberischen Praxis diese
Aufgabe, nimlich Anwalt der Kommunen zu sein, zu ei-
gen machen.

(Beifall bei der SPD)

Deshalb macht die Wiederauflage dieses Antrags aus der
17. Wahlperiode in der aktuellen Wahlperiode schlicht-
weg keinen Sinn. Das mdochte ich Thnen aber auch an-
hand von verfassungsrechtlichen Griinden gerne erldu-
tern.

Hier gibt es zwei Ebenen, die im Antrag betroffen
sein konnten: einerseits die verfahrensrechtliche Ebene
im Bundestagsbetrieb und andererseits die verfassungs-
rechtliche Verortung der Kommunen im Staatsorganisa-
tionsrecht. Vermengt man aufgrund von politischen Ziel-
vorstellungen beide Ebenen und fordert eine Art
kommunales Mitwirkungsgesetz, so hilft man dem Fun-
dament unserer bundesstaatlichen Verwaltung tiberhaupt
nicht weiter.

Die Forderung nach einem kommunalen Mitwir-
kungsgesetz wire, systematisch korrekt, die Weiterent-
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wicklung im Rahmen der Geschéftsordnung des Bundes-
tages. Eine materiell-gesetzliche Initiative im Hinblick
auf ein von Ihnen gefordertes Gesetz wiirde zugleich den
siebten Abschnitt des Grundgesetzes und mithin die Ge-
setzgebung zwischen Bund und Landern und die Rolle
der Kommunen an sich betreffen und kédme daher einer
Grundgesetzanderung gleich.

Die Kommunen besitzen aufgrund des zweigliedrigen
Bundesstaatssystems zwar verfassungsrechtlich garan-
tierte Hoheiten, aber eben keine Gesetzgebungshoheit.
Damit wiirde der Antrag implizit einen Drei-Ebenen-Fo-
deralismus fordern. Das heif3t, der Bund, 16 Léinder und
die Vertretungen von Tausenden Gemeinden und Hun-
derten Landkreisen miissten demnéchst eine Einigung
finden. Das ging uns in der 17. Wahlperiode zu weit, und
das geht uns auch heute noch zu weit.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die Kommunen sind geméaf Artikel 28 Grundgesetz
Gliederungen der Lander, und dies wollen wir auch bei-
behalten. Deshalb muss der Bund, aber miissen auch die
Lénder, bevor Gesetze zur Ausfiihrung iibertragen wer-
den, die Belastbarkeit der Kommunen iiberpriifen. Das
Ministerium fiir Inneres und Kommunales in Nordrhein-
Westfalen hat hierzu auf eine Kleine Anfrage eine sehr
dezidierte Ubersicht aller kommunal erbrachten Aufga-
ben vorgelegt, in der deutlich wird, dass nahezu alle bun-
des- und landesgesetzlichen Aufgaben durch Kosten-
iibernahme und/oder Gebiihren aufgefangen werden.

Jedoch besteht in den Sozialhaushalten aufgrund der
dynamisch wachsenden Kosten erheblicher Regelungs-
bedarf. Diesen unter anderem punktuellen Regelungsbe-
darf hingegen darf man nicht als groBes Systemproblem
hinstellen und dabei die kleinen Hausaufgaben verges-
sen. Zusitzliche Gelder, etwa in Form eines nationalen
Investitionspaktes fiir Kommunen in zweistelliger Mil-
liardenhohe, wie Vizekanzler Gabriel ihn vorschlagt,
werden weder durch solche Antrdge noch durch irgend-
welche Mitwirkungsrechte geschaffen. Denn unterm
Strich braucht man politische Mehrheiten in diesem
Haus, um so hohe Betrige fiir unsere Kommunen bewe-
gen zu konnen. Ich sage: Das lohnt sich. Es lohnt sich,
sich dafiir einzusetzen und nicht immer auf Landesregie-
rungen zu schimpfen, bei denen das Geld angeblich fiir
Haushaltssanierungen verwendet wird. Diejenigen, die
gemeint sind, mogen sich jetzt bitte hoflichst angespro-
chen fiihlen.

Die bestehenden Regelungen in Verbindung mit der
Arbeit des Unterausschusses Kommunales sind ausrei-
chend. Thnen zur Wirksamkeit zu verhelfen, ist eine par-
lamentarische Pflicht. Im Unterausschuss Kommunales,
der beim Innenausschuss angesiedelt ist, ist es im Ubri-
gen Praxis, dass die kommunalen Spitzenverbédnde stets
von der Vorsitzenden eingeladen werden. Die Forderung
nach einem eigenstindigen Kommunalausschuss auf
Bundesebene klingt fiir mich personlich sehr sympa-
thisch. Aber manchmal muss man mit dem leben, was ei-
nem zur Verfligung steht.

Zusammenfassend: Alle Abgeordneten haben eine
Verantwortung fiir das gesamte Bundesgebiet, aber auch

fiir den eigenen Wahlkreis im Einzelnen. Wenn wir die-
ser Verantwortung als Bundestag gemeinsam nachkom-
men, werden wir sicherlich {iber solche Antrdge — unab-
hiangig davon, aus welcher Fraktion sie kommen —
demnéchst nur noch miide lacheln, weil wir materiell, in
der Sache gemeinsam bessere Arbeit leisten, als es uns
manche formale Geschiftsordnung gestatten wiirde.

Hinsichtlich des Antrages mochte ich mit einem Zitat
von Bertolt Brecht schlieBen:

Ja, mach nur einen Plan!/Sei nur ein groBes
Licht! / Und mach dann noch nen zweiten Plan, /
Gehn tun sie beide nicht.

Aus den dargelegten verfassungsrechtlichen und politi-
schen Griinden, und nicht aus mangelnder grundsétzli-
cher Sympathie, werden wir den Antrag ablehnen.

Vielen Dank fiir Thre Aufmerksamkeit und ein herzli-
ches Gliickauf!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU/CSU)

Vizepréasidentin Petra Pau:
Der Kollege Helmut Brandt hat fiir die CDU/CSU-
Fraktion das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Helmut Brandt (CDU/CSU):

Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Sehr verehrte Damen und Herren Zuschauerinnen und
Zuschauer! Angesichts der zentralen Bedeutung der
Kommunen gibt es durchaus gute Griinde, Frau Kassner,
sich mit ihrer Lage auseinanderzusetzen — heute und
auch kiinftig. Insofern stimme ich mit Thnen durchaus
iiberein. Die Kommunen sind tatsdchlich in einer nicht
ganz einfachen Lage. Immer wieder sehen sie sich Ent-
scheidungen des Bundes, aber auch der Lénder gegen-
iiber, die ihnen Aufgaben aufbiirden, insbesondere im
Bereich der kommunalen Daseinsvorsorge, die sich na-
tiirlich auch auf die Steuereinnahmen der Kommunen
auswirken.

Ich verstehe, dass sich mancher Kommunalpolitiker
gelegentlich mehr Einflussmoglichkeiten bei Entschei-
dungen von Bund und Landern wiinscht. Das war wih-
rend meiner Zeit als Kommunalpolitiker nicht anders.
Wir haben in den letzten Jahren — das ist hier mehrfach
gesagt worden — finanziell sehr viel fiir die Kommunen
getan und deutlich gemacht, dass eine Beteiligung der
kommunalen Spitzenverbédnde an politischen Entschei-
dungen, die die Kommunen betreffen, notwendig, aber
eben auch gewollt ist.

So haben wir im Zuge der Foderalismusreform die
Forderung der kommunalen Spitzenverbinde, dass den
Kommunen kiinftig keine Bundesaufgabe mehr direkt
iibertragen wird, eins zu eins umgesetzt. Der Weg neuer
Aufgabeniibertragungen auf Stidte und Gemeinden fiihrt
seitdem nur uber die Linder, und es wére schon, wenn
die Lander bei dieser Debatte hier starker vertreten wé-
ren. Aufgrund der in den jeweiligen Landesverfassungen
verankerten Konnexititsregelungen ist die Ubertragung
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von Aufgaben auf die Kommunen ohne eine entspre-
chende Finanzierung dem Grunde nach ausgeschlossen.

Wir haben die Vorschlige der Gemeindefinanzkom-
mission, der selbstverstdndlich auch Vertreter der kom-
munalen Spitzenverbande angehoérten, umgesetzt. Auch
diese Vorschriften wurden bereits benannt. Die Sollvor-
schrift in § 69 Absatz 5 Satz 1 der Geschéftsordnung des
Bundestages wurde in eine Istvorschrift umgewandelt,
sodass die kommunalen Spitzenverbdnde seitdem ein
Recht auf Stellungnahme im federfithrenden Ausschuss
haben, und zwar immer dann, wenn wesentliche Belange
der Kommunen beriihrt werden. Das wird auch so ge-
handhabt. Der Kollege hat ein gutes Beispiel dafiir schon
im vorbereitenden Gesetzgebungsverfahren aufgezeigt.

Daneben wurde in § 70 Absatz 4 der Geschiftsord-
nung geregelt, dass den kommunalen Spitzenverbdanden
Gelegenheit zur Teilnahme an einer 6ffentlichen Anho-
rung zu entsprechenden Gesetzentwiirfen zu geben ist.
Damit weiB jeder, dass die Einbindung der kommunalen
Ebene in unsere Entscheidungen auf Bundesebene ge-
wihrleistet ist.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen der Fraktion Die
Linke, was soll noch mehr an Verbindlichkeit hergestellt
werden? Ich habe Threr Rede, Frau Kassner, offen ge-
sagt, nicht genau entnehmen konnen, worauf Thr Antrag
abzielt. Geht es lediglich um die FEinfilhrung eines
selbststindigen Ausschusses oder auch um dariiber hi-
nausgehende Modelle? Das ist weder in Threr Antrags-
schrift noch in Thren Ausfiihrungen klar geworden.
Deshalb vermisse ich konkrete Vorstellungen Ihrerseits,
was eigentlich gedndert werden soll.

Wir miissen zur Kenntnis nehmen — auch Sie; das hat
der Kollege Ozdemir zu Recht sehr schon ausgefiihrt —,
dass die Kommunen gemaf3 unserer Verfassung nun ein-
mal keine eigenstindige staatliche Ebene darstellen.
Vielmehr haben wir nach der Wertung des Grundgeset-
zes einen zweigliedrigen Bundesstaat. Ich denke, dass
das gut ist, und zwar aus folgendem Grund: Wir haben
auf der einen Seite — das ist erwidhnt worden — den
Unterausschuss Kommunales, also einen Ausschuss, der
sich durchaus mit kommunalen Belangen beschiftigt.

(Christian Kiithn [Tibingen] [BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN]: Ohne Selbstbefassungs-
recht!)

— Bisher ist noch kein einziger Antrag, den Ausschuss
anzurufen, abgelehnt worden, Herr Kollege. Lassen Sie
sich das im Innenausschuss einmal bestédtigen. — Ande-
rerseits belegt die Einrichtung dieses Unterausschusses,
dass wir — das ist wirklich so — uns im Innenausschuss
jedes Mal sehr dafiir einsetzen, dass bei kommunaler Be-
troffenheit auch die kommunale Ebene in das Entschei-
dungsverfahren einbezogen wird. Aber neben Bundestag
und Bundesrat noch eine dritte Kammer einzufiihren,
wiirde im Grunde genommen — da muss ich dem Kolle-
gen Ozdemir uneingeschriinkt recht geben; er hat das
sehr gut dargestellt — das Aus fiir unser Gesetzgebungs-
verfahren bedeuten. Man stelle sich einmal vor, dass an
dem ohnehin komplexen Verfahren neben Bundestag
und Bundesrat, zudem noch unter Beriicksichtigung

von EU-Einfliissen, auch die Kommunen mit {iiber
11 000 Stadten und Gemeinden, Kreistagen und Kreis-
riten beteiligt sind. Wie soll das funktionieren? Wir
brachten kein Gesetz mehr zustande. Das wire die Kon-
sequenz. Deshalb lehnen wir das ab.

Niemand hier bestreitet, dass die finanzielle Situation
der Kommunen in bestimmten Bereichen und Landes-
teilen immer noch besonders schwierig ist. Eine ausrei-
chende und zuverlédssige Finanzausstattung ist die ent-
scheidende Voraussetzung fiir eine funktionierende
kommunale Selbstverwaltung. Dies sicherzustellen, ist
das Anliegen der CDU/CSU in den vergangenen Jahren
gewesen und wird es auch in Zukunft sein. Ich bedaure
sehr — das hat gerade die in dieser Woche stattfindende
Versammlung der Oberbiirgermeister gezeigt, die, sofern
ich das beurteilen konnte, iiberwiegend aus Nordrhein-
Westfalen kamen —, dass die Mittel, die wir von der
Bundesebene auf die Ebene der Kommunen leiten wol-
len, oft nicht zu 100 Prozent bei den Kommunen ankom-
men. Mit diesem Sachverhalt miissten sich die Landtage,
aber auch die Stidte und Gemeinden vor Ort einmal et-
was intensiver beschéftigen.

Letzte Bemerkung: Wir kennen die Spitzenverbiande
der kreisfreien Kommunen, der Kommunen und der
Kreise und wissen, dass selbst dort oft sehr unterschied-
liche Auffassungen bei Gesetzesvorhaben bestehen. All
dies zeigt, wiec schwierig die Umsetzung Thres Vorha-
bens ist. Deshalb lehnen wir Thren Antrag ab.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD — Alexander Ulrich [DIE
LINKE]: Schade eigentlich!)

Vizeprasidentin Petra Pau:
Zum Abschluss dieser Debatte hat der Kollege
Dr. Volker Ullrich fiir die CDU/CSU-Fraktion das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Volker Ullrich (CDU/CSU):

Frau Présidentin! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Vom ehemaligen Bundesprésidenten Theodor
Heuss stammt der Satz: Ohne Stédte ist kein Staat zu
machen. — Dieser Satz umschreibt sehr plastisch nicht
nur die Garantie der kommunalen Selbstverwaltung in
unserem Grundgesetz, sondern auch die Verpflichtung
aller staatlichen Ebenen, bei ihren Gesetzgebungsvorha-
ben und der politischen Beurteilung vor allem die Ebene
im Blick zu haben, bei der diese gesetzgeberischen Mal-
nahmen ankommen und von der sie konkret vollzogen
werden miissen; das ist gar keine Frage. Die Union ist
eine Partei, die in den vergangenen Jahrzehnten die
Frage der kommunalen Selbstverwaltung und die We-
sensgehaltsgarantie dieser Vorschrift zu ihrem Marken-
kern gemacht hat. Trotzdem sei angemerkt, dass es bei
der Frage einer moglichen Mitwirkung der Kommunen
auf Bundesebene auch um unser Grundgesetz und die
verfassungsgemife Ordnung geht. Angemahnt sei, dass
wir eine gewisse Sorgsamkeit gegeniiber dem Gesetzge-
bungsprozess haben. Der Gesetzgebungsprozess in
Deutschland ist sehr wohl austariert zwischen dem Bund
und den Léndern — mit klaren Mitwirkungsrechten dort,
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wo die Lander tangiert sind, und der Moglichkeit des
Einspruches dort, wo ausschliellich der Bund die Kom-
petenz hat. Ich warne davor, dieses im Grunde genom-
men konsensuale und gut funktionierende System ohne
Not aufzubrechen und die Kommunen in den Gesetzge-
bungsprozess einzubeziehen, ohne konkret zu sagen, wie
es denn funktionieren soll? Wie sollen sich die Kommu-
nen im Rahmen des Gesetzgebungsprozesses intern eini-
gen, wenn sich Hunderte von Landkreisen, kreisfreien
Stadten und Bezirken auf eine Meinung festlegen miis-
sen? Deswegen ist der viel bessere Ansatz, dass die
Kommunen bei der Gesetzgebung auf Landesebene be-
teiligt werden. In einigen Bundeslédndern sind die ent-
sprechenden Vorschriften so weit fortgeschritten, dass
dort ohne Kommunen tatséchlich kein Staat zu machen
1st.

Ein weiterer entscheidender Punkt ist die finanzielle
Ausstattung der Kommunen. Das scheint mir fiir die
Funktionsfahigkeit der Stddte und Gemeinden entschei-
dend zu sein. Es sind hier diejenigen Lander angespro-
chen, etwas mehr fir die Kommunen zu leisten, bei
denen das noch nicht ausreichend der Fall ist, wo bei-
spielsweise die Leistungen filir Asylbewerber und Fliicht-
linge nicht spitz abgerechnet werden, sondern die Kom-
munen nur pauschal Anteile bekommen und damit auf
einem Teil ihrer Kosten sitzen bleiben. Der Bund hat in
den letzten Jahren in diesem Bereich die Hausaufgaben
gemacht. Mit den Entlastungen bei der Grundsicherung,
bei den Betriebskosten fiir die Kinderbetreuungseinrich-
tungen, aber auch im Bereich der Wiedereingliederungs-
hilfe ist so viel fiir die Kommunen getan worden, dass
die Kommunen insgesamt zufrieden sein konnen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU — Mahmut
Ozdemir [Duisburg] [SPD]: Das ist ein An-
fang!)

Meine Damen und Herren, es gibt aber auch einen
Bereich, der rechtlich gar nicht abschlieend geregelt
werden kann. Bei der Frage von gesetzgeberischen Wert-
entscheidungen geht es auch um Respekt und Versténd-
nis. Wir alle sind aufgerufen, im Bereich unserer Gesetz-
gebung Respekt und Verstindnis fiir die Aufgaben der
Kommunen zu haben, sich in sie hineinzuversetzen und
zu hinterfragen, wie die Norm auf kommunaler Ebene
ankommt. Deswegen ist es gut, dass viele Kolleginnen
und Kollegen hier im Bundestag aus der kommunalen
Schule stammen, und es ist auch richtig und zielfiihrend,
wenn sich — wie in der Union — iiber die Hélfte der Ab-
geordneten ganz konkret zu kommunalpolitischen Zielen
bekennen.

Respekt und Verstindnis fiir die Aufgaben der
Kommunen lassen sich nicht allein durch rechtliche Re-
gelungen verordnen, sondern muss man im Sinne eines
funktionierenden Gemeinwesens im Herzen tragen. Des-
wegen heifit unser Leitspruch: Suchet der Stadt Bestes!

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Vizeprasidentin Petra Pau:
Ich schliee die Aussprache.

Interfraktionell wird die Uberweisung der Vorlage auf
Drucksache 18/3413 an die in der Tagesordnung auf-
geflihrten Ausschiisse vorgeschlagen. Sind Sie damit
einverstanden? — Das ist der Fall. Dann ist die Uberwei-
sung so beschlossen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 9 auf:

—  Zweite und dritte Beratung des von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zur Steigerung der Attraktivitit des
Dienstes in der Bundeswehr (Bundeswehr-
Attraktivititssteigerungsgesetz — Bw-Attrakt-
StG)

Drucksache 18/3697

Beschlussempfehlung und Bericht des Verteidi-
gungsausschusses (12. Ausschuss)

Drucksache 18/4119

— Bericht des Haushaltsausschusses (8. Ausschuss)
gemal § 96 der Geschéftsordnung

Drucksache 18/4120

Hierzu liegt ein EntschlieBungsantrag der Fraktion
Biindnis 90/Die Griinen vor.

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind fiir
die Aussprache 38 Minuten vorgesehen. — Ich hore kei-
nen Widerspruch. Dann ist so beschlossen worden.

Wenn alle zustindigen Kolleginnen und Kollegen aus
den Fraktionen eingetroffen sind und einen Platz gefun-
den haben, kann ich die Aussprache eroffnen. — Ich er-
offne die Aussprache. Das Wort hat der Kollege Henning
Otte fiir die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Henning Otte (CDU/CSU):

Sehr geehrte Frau Présidentin! Meine sehr verehrten
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Die Bundeswehr ist der Garant fiir die Sicherheit und
Freiheit unseres Landes. Dabei dndern sich die Heraus-
forderungen fiir die Sicherheit. Daher gilt es, neben den
Grundsatzentscheidungen einen stetigen Anpassungs-
prozess durchzufiihren, um fiir jede Situation eine rich-
tige Antwort zu finden.

Es gibt drei Sdulen, die fiir uns von besonderer Be-
deutung sind: Erstens. Wir brauchen den richtigen si-
cherheitspolitischen Kurs. Dafiir erarbeiten wir ein
Weillbuch. Zweitens. Wir brauchen modernes Material.
Dafiir befinden wir uns in einem Prozess der Beschaf-
fung. Drittens. Vor allem brauchen wir die richtigen
Menschen. Weil dieser Bereich, Human Resources, ein
ganz wesentlicher, wenn nicht sogar der entscheidende
Punkt ist, haben wir den Gesetzentwurf zur Steigerung
der Attraktivitit des Dienstes in der Bundeswehr vorge-
legt. Mit diesem Gesetz machen wir einen riesigen
Sprung, um auch zukiinftig die richtigen Menschen fiir

©

(D)



(A)

(B)

8344

Deutscher Bundestag — 18. Wahlperiode — 88. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 26. Februar 2015

Henning Otte

den Dienst fir unser Land und in der Bundeswehr zu be-
geistern.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Streitkréfte konnen immer nur so gut sein wie ihr ei-
genes Personal. Die Herausforderungen sind grof3: Die
Geburtenjahrgéinge sind nicht mehr so stark wie friiher,
und die Bundeswehr muss mit anderen Arbeitgebern
konkurrieren. Die Wehrpflicht gibt es richtigerweise
nicht mehr; sie hat uns aber zugegebenermafen frither in
der Nachwuchswerbung einen Vorsprung gewdhrt.
Hinzu kommt: Der Dienst in der Bundeswehr ist for-
dernder geworden. Auslandseinsitze sind heute ein nor-
maler Bestandteil des Soldatenlebens, und das bringt
zweifelsohne erhebliche Belastungen auch fiir die Ange-
horigen und Familien mit sich. Die Soldatinnen und Sol-
daten sind bereit, im Einsatz Leib und Leben einzubrin-
gen. Deswegen heiit es zu Recht: Der Beruf des
Soldaten ist kein Beruf wie jeder andere.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Es war daher der richtige Zeitpunkt, dass unsere Vertei-
digungsministerin, Frau Dr. Ursula von der Leyen, dazu
eine Attraktivititsoffensive ins Leben gerufen hat. Es
war gut, dass diese Initiative auch im parlamentarischen
Bereich beherzt unterstiitzt worden ist. Die Bundeswehr
wird damit noch besser und einsatzbereiter.

Der Gesetzentwurf beinhaltet insgesamt 22 Einzel-
mafnahmen, mit denen wir die Attraktivitdt der Bundes-
wehr steigern werden. Dort, wo es mdglich ist, orientie-
ren wir uns am zivilen Arbeitsmarkt. Insgesamt sollen
fiir diese MaBBnahmen allein 2015 120 Millionen Euro
zur Verfiigung gestellt werden. Ich nenne einige davon
exemplarisch: Wir steigern die Vereinbarkeit von Dienst
und Familie mit einer regelmifBigen Arbeitszeit von
41 Stunden pro Woche auferhalb der Einsdtze. Wir er-
weitern die Moglichkeit der Teilzeitarbeit und schaffen
Regelungen fiir die Elternzeit. Wir erhdhen die Vergii-
tung mit einer Reihe von Verbesserungen bei den Stel-
lenzulagen ebenso wie beim Wehrsold. Wir verbessern
die soziale Absicherung. Bei Soldaten auf Zeit erhdhen
wir bei der Nachversicherung in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung die Beitragsbemessungsgrundlage. Bei
der Nachversicherung haben wir im parlamentarischen
Verfahren noch gemeinsam eine Verbesserung erzielt,
indem wir eine Erhéhung von urspriinglich 15 auf
20 Prozentpunkte vorgenommen haben.

Wir haben eine Expertenanhérung durchgefiihrt, bei
der dieser Gesetzentwurf als weiter Sprung sehr gelobt
worden ist. Allen voran danken wir dem Bundeswehr-
Verband, der uns mit Rat und Tat unterstiitzt hat.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN)

Herzlichen Dank fiir die Hinweise aus der Praxis fiir die
Praxis!

In einigen Bereichen hitten wir uns weiter gehende
Verbesserungen vorstellen konnen. Diese wurden nicht

umgesetzt, und trotzdem bleiben sie richtig. So werden
wir beispielsweise eine Kommission einsetzen, um eine
bessere Orientierung bei den Zulagen zu bekommen.
Wir wollen die Hinzuverdienstgrenzen noch einmal be-
leuchten, um nach Mdglichkeit einen kompletten Weg-
fall zu erreichen; denn Soldatinnen und Soldaten, die die
Bundeswehr verlassen, sind willkommene Fachkrifte
auf dem Arbeitsmarkt. Das wollen wir honorieren. Auch
das ist ein Beitrag fiir unser Land.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Mit dem Gesetz gelingt uns ein wesentlicher Wurf hin
zu einer Bundeswehr, die auf gesellschaftspolitische und
sicherheitspolitische Herausforderungen noch besser re-
agieren kann. Attraktiv ist aber auch, wer modern ausge-
stattet ist. Aktuell sehen wir, wie sich die Bedrohungs-
lage wandelt. Es war ein Trugschluss, zu glauben, dass
die konventionelle Bedrohung nicht mehr auf der Tages-
ordnung steht. Die offensive AuBenpolitik Russlands
stellt auf beunruhigende Art und Weise eine Herausfor-
derung fiir uns dar. Dieser werden wir begegnen. Dazu
muss der Sicherheitsdeich an den osteuropéischen
NATO-Grenzen angepasst werden. Vor allem brauchen
wir in der Bundeswehr weiterhin ein breites Fahigkeits-
spektrum. Wir miissen zu einer Vollausstattung der
Truppe kommen. Moderne Armee bedeutet auch mo-
derne Technik. Deswegen ist die sogenannte MINT-Ini-
tiative bei der Bundeswehr langst angekommen.

Wir brauchen den richtigen sicherheitspolitischen
Kurs und modernes Material. Vor allem brauchen wir
motivierte, begeisterte und von ihrem Dienst iiberzeugte
Soldatinnen und Soldaten, die ihren Auftrag souveridn
erfiillen konnen. Die Union steht ein fiir die Sicherheit
unseres Landes. Dazu gehort in allererster Linie die
Wertschédtzung gegeniiber unseren Soldatinnen und Sol-
daten. Das Bundeswehr-Attraktivititssteigerungsgesetz
ist ein Ausdruck dieser Wertschétzung. Daher bitten wir
herzlich um Unterstiitzung.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizeprasidentin Petra Pau:
Das Wort hat die Kollegin Christine Buchholz fiir die
Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Christine Buchholz (DIE LINKE):

Frau Présidentin! Meine Damen und Herren! Als Frau
von der Leyen in der letzten Woche den Prozess fiir die
Erstellung eines neuen Weillbuches eroffnete, stand eine
Ausweitung der Militdreinsitze im Zentrum; denn deut-
sche Interessen kennen — so die Ministerin — ,,keine un-
verriickbare Grenze, weder geografisch noch qualitativ®.
Kaum wahrgenommen wurde der Satz am Ende der
Rede, dass das Gesagte fiir die Bundeswehr eine ,,zeitge-
mifBe Personalpolitik® bedeuten wiirde. Demografische
Probleme hat Frau von der Leyen dabei angefiihrt. Herr
Otte wurde eben deutlicher. Human Resource, junge
Ménner und Frauen sind gefragt. Im Klartext heif3t das:

©

(D)



(A)

(B)

Deutscher Bundestag — 18. Wahlperiode — 88. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 26. Februar 2015

8345

Christine Buchholz

Die Bundeswehr braucht im Jahr 60 000 neue Bewerbe-
rinnen und Bewerber, um ihr Soll zu erfiillen. Es geht
um Rekrutierung, also darum, den Dienst bei der Bun-
deswehr jungen Ménnern und Frauen schmackhaft zu
machen. Wir sind der Auffassung, dass neben demogra-
fischen Faktoren gerade die Auslandseinséitze der Bun-
deswehr der eigentliche Grund fiir die Rekrutierungspro-
bleme sind.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir sagen an dieser Stelle ganz deutlich: Wir wollen
nicht, dass junge Ménner und Frauen fiir eine Armee im
Einsatz rekrutiert werden. Das heif3t, wir teilen das iiber-
geordnete Ziel von Frau von der Leyens Attraktivitdtsof-
fensive nicht.

(Beifall bei der LINKEN)

Uns liegt nun ein Gesetz vor, das einige Aspekte aus
Frau von der Leyens Attraktivititsprogramm regeln soll.
Dabei geht es um Arbeitsbedingungen, Vergiitung und
soziale Absicherung von Soldatinnen und Soldaten. Es
wird Sie vielleicht iiberraschen, aber es gibt einige As-
pekte in diesem sogenannten Artikelgesetz, denen wir
durchaus zustimmen konnen; denn sie betreffen eine An-
gleichung an allgemeine Standards bzw. iiberfillige so-
ziale Verbesserungen fiir Soldatinnen und Soldaten. Zu
begriilen sind unserer Meinung nach zum Beispiel Teile
des Artikels 2, der das Bundesbesoldungsgesetz dndert.
So stellt die Mehrarbeitsvergiitung fiir Soldaten eine
iiberfillige Angleichung an Standards dar, die fiir alle
Beschiftigten gelten.

(Beifall bei der LINKEN)

Ebenso zu begriiflien sind Teile des Artikels 5, der die
Anderung des Soldatengesetzes vorsieht. Darin ist unter
anderem geregelt, dass die regelmifBige Arbeitszeit der
Soldaten im Grundbetrieb auf wochentlich 41 Stunden
reduziert wird. Auch das begriiBen wir selbstverstind-
lich. Wir bedauern aber, dass das nicht fiir alle Bereiche
der Bundeswehr gelten soll.

(Beifall bei der LINKEN)

Wiirde iiber die betreffenden Artikel und ihre Bestand-
teile einzeln abgestimmt werden, wiirden wir uns dem
nicht in den Weg stellen und an dieser Stelle durchaus
zustimmen.

Aber iiber das Artikelgesetz wird als Ganzes abge-
stimmt. Es gibt andere Aspekte, die wir fiir falsch halten
und die Grund fiir unsere Ablehnung sind. So driickt sich
die Einsatzorientierung unter anderem in den Zulagen
aus. Wir sehen nicht ein, dass es Lockpramien und Zula-
gen fiir Sondereinsatzsoldaten wie Soldaten des KSK in
Héhe von 900 Euro monatlich gibt. Das lehnen wir ab.

(Beifall bei der LINKEN)

Ja, wir sind fiir eine gute Rente fiir alle, aber gegen
die Besserbehandlung von gut verdienenden Zeitsolda-
ten in der Nachversicherung; denn das widerspricht dem
Prinzip einer solidarischen Rentenversicherung und ist
ungerecht.

(Ingo Gadechens [CDU/CSU]J: Jetzt reden Sie
aber volligen Quatsch!)

Die Nachversicherung fiihrt in bestimmten Féllen dazu,
dass die Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen
Rentenversicherung durchbrochen wird. Ungerecht ist
das, weil diese Ausnahme zum Beispiel beim Zusam-
mentreffen der Miitterrente mit der Erwerbstétigkeit
kiinftig nicht gemacht wird. Hier wird also der Anspruch
auf die Miitterrente gnadenlos an der Beitragsbemes-
sungsgrenze gekappt. Wir sagen: Die Beitragsbemes-
sungsgrenze soll fiir alle angehoben werden. Das wére
gut fiir die Soldatinnen und Soldaten und fiir alle ande-
ren Beschéftigten auch.

(Beifall bei der LINKEN)

Dieses Artikelgesetz betrifft vor allem die Soldatin-
nen und Soldaten der Bundeswehr und nur zu 2 Prozent
die Beamten der Bundeswehr und iiberhaupt nicht die
angestellten zivilen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.
Das sind 72 000 Menschen, die nicht erfasst werden,
trotz teilweise gleicher oder dhnlicher Belastungen.

Unter dem Strich sind wir fiir die soziale Verbesse-
rung fiir Soldatinnen und Soldaten und auch andere Be-
schiftigte der Bundeswehr. Aber wir sind dagegen, dass
die Bundeswehr als Einsatzarmee zu einem attraktiven
Arbeitgeber gemacht wird, wie es sich letztendlich in
diesem Artikelgesetz ausdriickt. Deswegen werden wir
heute hier mit Nein stimmen.

(Beifall bei der LINKEN — Ingo Gédechens
[CDU/CSUJ: Das ist eine Uberraschung!)

Vizeprasidentin Petra Pau:
Der Kollege Dr. Fritz Felgentreu hat fiir die SPD-
Fraktion das Wort.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Dr. Fritz Felgentreu (SPD):

Frau Présidentin! Meine Damen und Herren! Kolle-
gin Buchholz, was die Linke hier als Kritik an dem Ge-
setz vortrigt, kann nicht iiberzeugen.

(Michaela Noll [CDU/CSU]: Das stimmt! —
Christine Buchholz [DIE LINKE]: Ich dachte,
ich hétte Sie heute liberzeugt! Schade!)

Dieses Gesetz regelt lauter Dinge, fiir die sich die Linke
an anderer Stelle, in anderen Ausschiissen vehement in
die Bresche wirft. Wir kdmpfen hier fiir bessere Rege-
lungen bei der Vereinbarkeit von Familie und Dienst, fiir
soziale Standards fiir Soldatinnen und Soldaten, fiir ver-
besserte Teilzeitregelungen, fiir all die Dinge, die den
Linken sonst wichtig sind.

(Christine Buchholz [DIE LINKE]: Dagegen
habe ich auch nicht gesprochen!)

An dieser Stelle lehnen Sie sie ab. Verehrte Kollegin
Buchholz, das kann nur daran liegen, dass der wahre
Grund fiir Thre Ablehnung ist, dass Sie keine attraktive
Bundeswehr wollen.
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(Christine Buchholz [DIE LINKE]: Keine
attraktive Einsatzarmee!)

Wer keine attraktive Bundeswehr will, der will gar keine
Bundeswehr.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Bei Thnen ist das Bekenntnis zur Landesverteidigung nur
ein Lippenbekenntnis, nicht mehr. Sie kdnnen ohne eine
Armee das Land nicht verteidigen. Wenn Sie behaupten,
Sie wollten das dennoch tun, dann muss das falsch sein.
Letztlich geht es Thnen darum, das Land ohne eine Bun-
deswehr biindnisunfahig und wehrlos zu machen.

(Christine Buchholz [DIE LINKE]: Reden Sie
doch zur Sache!)

Meine Damen und Herren, ich freue mich, dass wir
mit unserer Debatte heute auf der Zielgeraden sind. Wir
werden in wenigen Minuten ein Gesetz beschlielen, das
es fiir junge Menschen deutlich attraktiver machen wird,
sich fiir den Soldatenberuf zu entscheiden als bisher. Das
ist zunéchst einmal und vor allen Dingen ein Grund zur
Freude. Dazu haben viele beigetragen. Die Grundlage
dafiir ist ein guter, solide durchdachter Gesetzentwurf
aus dem Bundesverteidigungsministerium.

Aber wie das so ist: Obwohl es sich um einen guten
Gesetzentwurf handelt, hat es sich die Koalitionsmehr-
heit auch in diesem Fall nicht nehmen lassen, fiir die
zweite Lesung noch die eine oder andere Verbesserung
vorzunehmen. Zur Begriindung will ich an dieser Stelle
nicht auf kleinere Details eingehen, sondern zwei Punkte
ansprechen, die im Zentrum unserer gesetzgeberischen
Ziele stehen.

Ein Hauptthema des Attraktivititssteigerungsgesetzes
ist die Vereinbarkeit von Familie und Dienst. In der par-
lamentarischen Beratung haben wir in diesem Zusam-
menhang festgestellt, dass der Gesetzentwurf die letzten
Verbesserungen bei der Planung der Elternzeit noch
nicht nachvollzieht, die der Bundestag im vergangenen
Jahr zusammen mit der Einfiihrung des ElterngeldPlus
beschlossen hat. Ab dem 1. Juli werden ndmlich Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer 24 Monate der Eltern-
zeit auch zwischen dem dritten und dem achten Lebens-
jahr ihres Kindes nehmen kénnen, zum Beispiel um das
Kind in den ersten beiden Schuljahren auf dem Weg in
die Schule ein bisschen enger zu betreuen und zu beglei-
ten. Das gleiche Recht miissen Soldatinnen und Soldaten
natiirlich auch haben. Deshalb fiigen wir in den Gesetz-
entwurf einen zusitzlichen Artikel ein und regeln bei
dieser Gelegenheit gleich mit, wie wir damit umgehen,
dass eine Soldatin wihrend ihrer Elternzeit erneut
schwanger wird. Es ist logisch, dass die Elternzeit unter-
brochen werden muss, wenn der Mutterschutz einsetzt.

Das andere grofle Thema ist die soziale Absicherung
der Bundeswehrangehdrigen. Schon bei der ersten Le-
sung hat die SPD-Fraktion gefordert, die Basis fiir die
Nachversicherung der Zeitsoldaten nach ihrem Aus-
scheiden um mehr als die im Gesetzentwurf vorgesehe-
nen 15 Prozent anzuheben. Die Experten haben in der
Anhorung unsere Einschétzung einhellig bestatigt. Des-
halb sind wir besonders froh dariiber, dass es uns gelun-

gen ist, die Kolleginnen und Kollegen, die im Haushalts-
ausschuss mit Argusaugen tiiber die schwarze Null
wachen, davon zu iiberzeugen, dass der Bund hier in der
Pflicht ist.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Dr. Franz
Josef Jung [CDU/CSUYJ)

Mit unserem Anderungsantrag erhdhen wir die vorgese-
hene Steigerung der Berechnungsgrundlage von 15 Pro-
zent um ein Drittel auf 20 Prozent. Damit kommen wir
bei der Altersvorsorge fiir Soldatinnen und Soldaten auf
Zeit einen groflen Schritt weiter.

Meine Damen und Herren, die Fachleute fiir Sicher-
heit und Verteidigung in der Koalition hétten sich auch
beim Versorgungsausgleich und bei den Hinzuverdienst-
grenzen fiir pensionierte Angehorige der Bundeswehr
noch mehr vorstellen kdnnen als die Gleichstellung mit
den Beamten der Bundespolizei.

(Michaela Noll [CDU/CSU]: Ja, viel mehr!
Das ist ein grofer Wurf! Aber ein bisschen
mehr wire eigentlich schon angemessen gewe-
sen!)

Die Anhérung am Montag hat jedoch gezeigt: Weitere
Verbesserungen werfen Fragen auf, die den 6ffentlichen
Dienst auch auBlerhalb der Bundeswehr betreffen. Diese
Fragen kdnnen deshalb nur in einem Gesamtkonzept und
im Einklang mit der Innenpolitik geldst werden. Die Ko-
alition hat sich vorgenommen, in der zweiten Hélfte der
Legislaturperiode auch dazu Vorschldge zu machen. Fiir
die Soldatinnen und Soldaten bringt das heute beschlos-
sene Gesetz gegeniiber dem bisherigen Zustand schon
jetzt grofle Verbesserungen und wird deshalb einen
wichtigen Beitrag zu mehr Arbeitszufriedenheit und ei-
ner positiven Stimmung in der ganzen Truppe leisten.

Ein Wort zu den Anderungsantrigen der Griinen, die
viele gute Anregungen enthalten, mit denen sich der Ver-
teidigungsausschuss sicherlich intensiver befassen wird.
Ich mochte heute als Beispiel nur die Freiheit der Wahl
zwischen Trennungsgeld und der Vergiitung der Um-
zugskosten herausgreifen. In diesem Punkt ist die Koali-
tion derselben Auffassung wie die Griinen. Wir haben
die Einfithrung der Wahlfreiheit deshalb auch im Koali-
tionsvertrag beschlossen. Die SPD wird ihr Augenmerk
darauf richten, dass wir hier in den ndchsten Monaten zu
Ergebnissen kommen. Die notwendige Uberzeugungsar-
beit, zum Beispiel beim Bundesministerium des Innern,
braucht aber noch ein wenig Zeit. Eine Regierungsmehr-
heit muss ja iiber Fraktions- und Ressortgrenzen hinweg
geschlossen und einig handeln und bei Gesetzentwiirfen
auch auf die notige Genauigkeit achten.

(Dr. Tobias Lindner [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Deshalb ist es schade, dass das BMI
heute hier im Hause nicht anwesend ist!)

Deshalb greifen wir gerne auf, was die Griinen mit ihrem
Anderungsantrag erreichen wollen. Dem Antrag selbst
koénnen wir uns heute aber nicht anschlieen.

Meine Damen und Herren, das Attraktivitétssteige-
rungsgesetz bringt uns ein grof3es Stiick weiter. Wir soll-
ten aber nicht dem Missverstindnis erliegen, alle Pro-
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bleme seien damit gelost. Damit die Bundeswehr
wirklich die attraktivste Arbeitgeberin im Lande wird,
bleibt viel zu tun. Wir miissen Kasernen sanieren. Wir
miissen die Bedingungen fiir die Ausbildung und den
Ubergang in zivile Berufe weiter verbessern, und wir
miissen vor allen Dingen die Ausriistung auf einen Stand
bringen, der der Bundeswehr unndtige Ausgaben und
auch peinliche Berichterstattungen dauerhaft erspart.
Unsere Armee bleibt vorerst eine sprode Schonheit. Die
Freude dariiber, dass wir ihrer Attraktivitit heute be-
trichtlich aufhelfen konnen, wollen wir uns davon aber
nicht verderben lassen.

Ich danke Thnen fir Thre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizeprasidentin Petra Pau:

Der Kollege Dr. Tobias Lindner hat fiir die Fraktion
Biindnis 90/Die Griinen das Wort.

Dr. Tobias Lindner (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN):

Frau Pridsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich mdchte
dem Kollegen Felgentreu danken, dass er sich mit der
Linken auseinandergesetzt hat; dann muss ich das nicht
mehr tun, und kann mich zum vorliegenden Gesetzent-
wurf dulern.

(Alexander Ulrich [DIE LINKE]: Trau dich
doch!)

Ich habe schon vieles iiber den Gesetzentwurf gehort:
Von einem groBen Sprung war die Rede. Man kdnnte
auch sagen, wir haben es mit einem Wortungetiim, wie
es im parlamentarischen Betrieb iiblich ist, zu tun: ,,Bun-
deswehr-Attraktivitatssteigerungsgesetz®. Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, ich mochte in den kommenden
Minuten vor allem herausarbeiten, warum aus Sicht mei-
ner Fraktion vieles von dem, was in dem Gesetzentwurf
steht, schlichtweg notwendige Schritte sind, die wir hier
heute gehen; denn die Wehrpflicht wurde ausgesetzt. Ich
hoffe, dass sie abgeschafft ist — aus Sicht meiner Frak-
tion: zu Recht und endlich. Wenn wir das Bild des
Staatsbiirgers in Uniform erhalten wollen, wenn wir si-
cherstellen wollen, dass sich nach wie vor junge Frauen
und Minner, die motiviert, staatsbiirgerlich aufgeklart
und personlich geeignet sind, fiir den Dienst in der Bun-
deswehr entscheiden, dann ist es unsere Verpflichtung,
die notwendigen Voraussetzungen dafiir zu schaffen.
Deshalb ist der vorliegende Gesetzentwurf — ich wiirde
es anders sagen als der Kollege Otte — nicht unbedingt
ein grofler Sprung, aber in weiten Teilen durchaus ein
richtiger und notwendiger Schritt in die richtige Rich-
tung.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Sie setzen in diesem Gesetzentwurf in vielen Fillen
auf finanzielle Anreize, wenn es um Vergiitung geht,
wenn es um Versorgung geht. Gestatten Sie mir eine Be-
merkung, zumindest im Namen vieler Kolleginnen und
Kollegen hier im Hohen Hause: Wir entsenden als Parla-

mentarier oft genug Soldaten der Bundeswehr in Aus-
landseinsitze.

(Alexander Ulrich [DIE LINKE]: Zu oft!)

Damit laden wir eine hohe Verantwortung auf uns, liebe
Kolleginnen und Kollegen. Wir sollten den Soldatinnen
und Soldaten dann auch versichern, dass wir als Deut-
scher Bundestag gewillt sind, alles zu tun und unsere So-
lidaritét zu zeigen, wenn Soldaten unverschuldet in Not
geraten.

(Alexander Ulrich [DIE LINKE]: Am besten
hierlassen!)

Deswegen ist es richtig, dass der Stichtag fiir die Ent-
schidigung fiir Einsatzunfille noch weiter zuriickdatiert
wurde. Ich will aus Sicht meiner Fraktion sagen: Wir
hitten ihn gern ganz gestrichen gewusst.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Finanzielle Anreize, meine sehr geehrten Damen und
Herren, sind aber nicht alles. Ich wiirde keiner Frau und
keinem Mann, die oder der sich fiir den Dienst in der
Bundeswehr entscheidet, unterstellen, dass sie oder er
nur aus finanziellen Griinden zur Bundeswehr geht. Es
geht vielfach um die Frage: Welche berufliche Laufbahn
kann ich beim Arbeitgeber Bundeswehr haben? Aber
—ich finde, da mussen wir noch mehr tun; da miissen
Sie, Frau von der Leyen, noch mehr tun — es wird auch
darum gehen, dass wir Bewerberinnen und Bewerbern
sagen, was sie denn im Berufsleben nach ihrer Zeit bei
der Bundeswehr tun konnen. Wir miissen den Dienst
bei der Bundeswehr noch stirker unter dem Aspekt be-
trachten: ,,Wie kann man erworbene Qualifikationen
zertifizieren, dokumentieren, und wo kann man Berufs-
ausbildungen anschlieBen oder wihrend des Dienstes
ableisten?*, damit der Dienst bei der Bundeswehr wirk-
lich in neue Erwerbsbiografien hineinpasst.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Es kommt aber noch ein weiterer Punkt hinzu, wenn
ich sage, das ist heute hier nicht unbedingt der groB3e
Sprung, aber ein notwendiger Schritt in die richtige
Richtung. Attraktivitit macht sich noch an viel mehr
fest. Sie macht sich an der Frage des Materials und des
Gerits fest. Da mochte ich Thnen, Herr Kollege Otte,
durchaus widersprechen. Es geht nicht in erster Linie da-
rum, ob es modernes Material ist, ob es das modernste
Material ist oder ob wir jetzt wieder deutsche ,,Gold-
randlésungen® bestellen. Die Soldatinnen und Soldaten
sind vor allem darauf angewiesen, dass sie funktionie-
rendes Material in ihren Handen halten, dass wir ihnen
funktionierendes Material anvertrauen. Da passt es nicht,
dass diese Koalition vor allem auf neue Riistungsgrof3-
vorhaben setzt und den Materialerhalt bei bestehenden
Systemen vernachléssigt.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Der zweite Punkt. Es passt auch nicht zu mehr Attrak-
tivitdt, wenn die Ministerin verspricht, dass fiir Unter-
kunftsgebdude und andere Gebdude der Bundeswehr
mehr getan wird, aber noch im Herbst bei den Haushalts-
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beratungen Mittel ab dem Jahr 2016 umgeschichtet wur-
den.

Gestatten Sie mir, zuletzt einen dritten Punkt zu nen-
nen. Es passt auch nicht, wenn wir {iber mehr Attraktivi-
tat reden, dass wir Uiber Monate liber Probleme bei der
Bundeswehr Bekleidungsgesellschaft hinweggesehen
haben und nun mit teurem Steuergeld diese Gesellschaft
retten miissen, damit die Einkleidung im April gesichert
ist.

(Michael Brand [CDU/CSU]: Wer hat das ver-
ursacht?)

Wenn Sie es mit der Attraktivitit der Bundeswehr
ernst meinen, dann miissen Sie auch an diesen Punkten
liefern.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, in diesem Gesetz sind viele MaB-
nahmen enthalten. Einige sehen wir Griine nicht unkri-
tisch; das haben unsere Anderungsantrige im Ausschuss
gezeigt, und das zeigt auch unser EntschlieBungsantrag.
Manches wiren wir anders angegangen. Bei anderen
Punkten gehen Sie uns nicht weit genug. Aber wir moch-
ten an den Punkten, die uns notwendig erscheinen, die
uns wichtig erscheinen, Dinge nicht blockieren. Man
muss das Gesetz nicht in den Himmel loben, wie Sie es
getan haben, Herr Otte; man muss die Dinge, die richtig
sind, aber auch nicht in Bausch und Bogen verdammen.
Das wird nachher Richtschnur fiir unser Abstimmungs-
verhalten sein.

Ich danke Thnen.
(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasidentin Petra Pau:
Der Kollege Robert Hochbaum hat fiir die CDU/
CSU-Fraktion das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Robert Hochbaum (CDU/CSU):

Sehr geehrte Frau Prisidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Heute ist ein guter und wichtiger Tag fiir die
Bundeswehr. Heute ist ein guter und wichtiger Tag fiir
alle Soldatinnen und Soldaten, die bei der Bundeswehr
ihren Dienst tun und zukiinftig tun werden. Heute ist
aber auch ein wichtiger Tag fiir fast alle hier im Parla-
ment; denn das vorliegende Gesetz ist im Rahmen der
Neuausrichtung der Bundeswehr die logische und konse-
quente Fortfithrung dessen, wofiir wir in den zuriicklie-
genden Jahren den Grundstein gelegt haben, zum Bei-
spiel mit dem Einsatzversorgungs-Verbesserungsgesetz
und mit dem Bundeswehrreform-Begleitgesetz.

Der heute hier vorliegende Gesetzentwurf ist — so die
Worte des Vorsitzenden des BundeswehrVerbandes,
Oberleutnant André Wiistner, den ich auf der Tribiine
sehr herzlich begriilen darf — einer der ,,groten Wiirfe
in der Geschichte der Bundeswehr*. Wir setzen damit ei-
nen zentralen Meilenstein fiir eine leistungsfahige und
effiziente Bundeswehr der Zukuntft.

Ich mochte es in diesem Zusammenhang nicht ver-
sdumen, allen Beteiligten, vor allen Thnen, liebe Frau
Ministerin, und dir, lieber Henning Otte, aber auch allen
anderen Kolleginnen und Kollegen aus dem Bereich
Verteidigung, fiir ihren hohen personlichen Einsatz zu
danken.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

,,Wir. Dienen. Deutschland®. Diese drei Worte brin-
gen das Selbstverstdndnis der Soldatinnen und Soldaten
der Bundeswehr treffend zum Ausdruck. Meine Damen
und Herren, fast alle wissen nur zu gut: Der Beruf des
Soldaten ist kein Beruf wie jeder andere. Das mdchte ich
hier, gerade auch weil dies doch scheinbar noch nicht
alle so sehen, einmal ganz besonders unterstreichen. Es
sind unsere Soldatinnen und Soldaten, die tiber viele
Monate hinweg oft fern der Heimat die Last der Einsétze
tragen, die in heftigen Gefechten standen und stehen,
von denen manche an Leib und Seele verwundet in die
Heimat zuriickkamen und zuriickkommen. Einige von
ihnen sind sogar gefallen. Es gibt meines Erachtens kei-
nen Berufszweig, der damit vergleichbar wére. Niemand
muss bei jeder Fahrt, ob in Berlin, in Hamburg, in Miin-
chen oder anderswo, mit der stindigen Angst leben, je-
derzeit auf eine Mine oder einen Sprengsatz zu fahren.
Aber unsere Soldatinnen und Soldaten im Einsatz waren
und sind diesen stindigen Bedrohungen ausgesetzt und
leisten trotzdem eine ausgezeichnete Arbeit. Dafiir
mochte ich ihnen gerade von dieser Stelle aus noch ein-
mal ausdriicklich danken.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist also keine
leichte Entscheidung, sich als junger Mensch fiir die
Bundeswehr zu entscheiden. Sie ist eben kein Arbeitge-
ber wie jeder andere, und diese Entscheidung ist eine
Entscheidung fiir ein Lebensmodell, das sich von vielen
anderen unterscheidet, eine Entscheidung, die das Le-
ben, nicht zuletzt das Familienleben, nachhaltig beein-
flusst — heute iibrigens mehr denn je zuvor; denn die
Bundeswehr ist eine Freiwilligenarmee, und sie ist eine
Armee im Wandel. Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf
schaffen wir darum einerseits eine immense Verbesse-
rung der Rahmenbedingungen fiir den Dienst in der Bun-
deswehr und andererseits sorgen wir fiir ein Stiick mehr
Anerkennung und Gerechtigkeit fiir die Soldatinnen und
Soldaten.

Wie viele von Thnen wissen, habe ich mich dabei
schon seit einigen Jahren besonders fiir zwei Punkte ein-
gesetzt. Ich freue mich natiirlich dariiber, dass sie mit
dem vorliegenden Gesetzentwurf und den ergénzenden
Antrdagen fast vollkommen abgearbeitet sind. Das ist
zum einen die Frage der gerechten Nachversicherung fiir
Zeitsoldaten und zum anderen die Frage der Hinzuver-
dienstgrenze fiir ausgeschiedene Soldatinnen und Solda-
ten — im letzteren Fall natiirlich besonders die Regelung
fiir die ehemaligen NVA-Angehorigen, die nach der
Wende von der Bundeswehr {ibernommen worden sind.
Fiir diese Ergebnisse noch einmal meinen recht herzli-
chen Dank an alle Beteiligten. Ich bin mir sicher, dass
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wir demnéchst eine abschlieBende Regelung dazu noch
finden werden.

Meine Damen und Herren, seien Sie versichert: Wir
werden nicht mide, die Stimme fiir unsere Soldatinnen
und Soldaten zu erheben und uns weiterhin nach besten
Kriften fiir ihr Wohl einzusetzen. Wir alle leben hier un-
ter anderem nur deshalb in Frieden und Sicherheit, weil
unsere Soldatinnen und Soldaten téglich ihren Dienst
tun.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizeprasidentin Petra Pau:
Die Kollegin Heidtrud Henn hat fiir die SPD-Fraktion
das Wort.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Heidtrud Henn (SPD):

Sehr geehrte Frau Prdsidentin! Sehr geehrte Frau
Ministerin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir bera-
ten heute abschlieend iiber das Gesetz zur Steigerung
der Attraktivitit des Dienstes in der Bundeswehr. Ich
mochte zuerst allen Danke sagen, die mitgeholfen haben,
dieses Gesetz fiir unsere Bundeswehrangehorigen auf
den Weg zu bringen. Insbesondere danke ich unserer
Kollegin Michaela Noll und unserem Kollegen Fritz
Felgentreu, die als Berichterstatter fiir dieses Gesetz zu-
standig sind.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

,Der Mensch steht im Mittelpunkt®, dies war Ihre
Aussage, sehr geehrte Frau Ministerin, als Sie Thr Amt
angetreten haben. Angesichts des Gesetzes, das wir auf
den Weg bringen, weil3 ich, dass Thnen die Menschen
wirklich am Herzen liegen.

,,Der Mensch steht im Mittelpunkt.” Die Bundeswehr
wird in diesem Jahre 60 Jahre alt. Es ist an der Zeit,
diese besondere Arbeitgeberin fiir die jetzigen und
kiinftigen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer fit zu
machen. Eine geregelte Arbeitszeit finde ich gut. Die
Arbeitszeit muss sich dennoch flexibler gestalten. Es
geht bei dem Gesetz auch darum, Kinderbetreuung,
Familie und Arbeit unter einen Hut zu bringen. Hier ein
Beispiel aus der Praxis: Dienstbeginn 7.15 Uhr, Dienst-
ende 16.30 Uhr. Die meisten Kitas sind von 7.00 bis
17.00 Uhr gedffnet. Die Zeitspanne von 7.00 Uhr bis
7.15 Uhr langt nicht, um den Dienst piinktlich anzutre-
ten. Wegen zehn Minuten muss man Teilzeit beantragen.
Wiirde der Dienst um 7.30 Uhr beginnen, wiirde man
vielen Soldatinnen und Soldaten den Druck nehmen.

Uberstunden konnen nicht vermieden werden. Aber
wir miissen Sorge dafiir tragen, dass beispielsweise im
Sanitétsdienst geniigend Personal da ist, um Vakanzen
auszugleichen. Wer einen hohen Einsatz zeigt, muss
auch Gelegenheit haben, sich auszuruhen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie
des Abg. Dr. Tobias Lindner [BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN])

Attraktivitdt bedeutet auch, einen angemessenen
Wohnraum zu schaffen. Ich will zwei Anmerkungen
dazu machen: Erstens sollten die Unterkiinfte grofer
sein als eine Abstellkammer. Zweitens sollte man
dariiber nachdenken, dass Soldatinnen und Soldaten
auch nach ihrem 24. Lebensjahr die Unterkiinfte in der
Kaserne nutzen konnen. Die Kosten fiir eine Zweitwoh-
nung sind hiufig nicht mit dem Trennungsgeld abge-
deckt.

Damit die Attraktivitdt nicht nachlédsst, werden wir
uns in Zukunft Gedanken iiber die Regelungen des
Bundesmeldegesetzes machen miissen. Unverheiratete
Soldatinnen und Soldaten miissen ihren Erstwohnsitz am
Standort, an dem sie ihren Dienst leisten, anmelden. Die
meisten Soldatinnen und Soldaten haben ihren Lebens-
mittelpunkt aber in ihrem Heimatort. Viele haben dort,
wo sie zu Hause sind, Kinder, eine Partnerin oder einen
Partner. Dort wiirden sie gerne wihlen und ihrem ehren-
amtlichen Engagement nachgehen. Die jetzige Regelung
trennt Menschen von ihren Wurzeln.

Das Gesetz ist auf den Weg gebracht. Nun geht die
Arbeit fiir uns Fachpolitikerinnen und Fachpolitiker wei-
ter. Ich werde weiter unterwegs sein, um mir direkt an
den Standorten ein Bild zu machen. Es ist wichtig, das
Ohr an der Basis zu haben.

Liebe Soldatinnen und Soldaten, ich freue mich, Sie
auf der Besuchertribiine zu sehen. Sie sind mit Thren
Uniformen gleich zu erkennen. Es geht uns aber um alle
Angehorigen der Bundeswehr. Wir wollen auch im Inte-
resse der zivilen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dafiir
Sorge tragen, dass das sozialdemokratische Bild von
»guter Arbeit® fiir die Bundeswehr gilt.

(Beifall bei der SPD)

Es kommt nicht oft vor, dass ein Gesetzentwurf das
Wort ,, Attraktivitdt™ im Titel fithrt. Ich bin ganz sicher:
Mit dem Gesetz zur Steigerung der Attraktivitdt des
Dienstes in der Bundeswehr machen wir die Bundes-
wehr attraktiver: fiir die Menschen, die bereits ihren
Dienst fiir uns leisten, fiir die Neuen und die Neugieri-
gen, die ihren beruflichen Weg mit der Bundeswehr und
fiir uns alle gehen wollen.

Meine Damen und Herren, nun gilt es, die Worte in
Taten umzusetzen.

Ich danke Thnen fiir Ihre Aufmerksamkeit und wiin-
sche Thnen Gottes Segen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizeprasidentin Petra Pau:
Die Kollegin Julia Obermeier hat fiir die CDU/CSU-
Fraktion das Wort.

Julia Obermeier (CDU/CSU):

Sehr geehrte Frau Prisidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Weltweit bedrohen zahlreiche Krisenherde
Freiheit und Sicherheit. Der Frieden muss verteidigt, in
manchen Fillen gezwungenermaflen auch erkdmpft
werden. Mit der deutschen Sicherheitspolitik setzen wir
uns aktiv fiir eine bessere und sichere Welt ein. Hierzu
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nutzen wir die gesamte Bandbreite der politischen
Instrumente: Neben der Diplomatie und der Entwick-
lungszusammenarbeit stellen unsere Streitkrifte eines
dieser Instrumente dar. Sie sind dabei unentbehrlicher
Bestandteil des vernetzten Ansatzes.

Die Bundeswehr muss, wenn alle anderen politischen
Mittel versagen, in der Lage sein, der Politik ein breites
Handlungsspektrum zu erdffnen. Unsere Frauen und
Mainner in Uniform setzen sich fiir eine bessere, eine ge-
rechtere, eine freie und sichere Welt ein. Die militéri-
schen wie auch die zivilen Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter leisten eine gute, ja eine hervorragende Arbeit. Es
ist ein Dienst am Frieden, der als solcher mehr als ehren-
voll ist.

Unsere Soldatinnen und Soldaten sind das Beste, was
unser Land zu bieten hat, um die sicherheitspolitischen
Herausforderungen unserer Zeit zu bestehen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir sind angewiesen auf das Engagement der Soldatin-
nen und Soldaten und auch auf ihre Bereitschaft, in den
Einsatz zu gehen. Eine moderne Armee im Einsatz stellt
ihre ganz besonderen Herausforderungen. Entsprechend
hat sich auch der Soldatenberuf gewandelt. Diesen Ver-
anderungen triagt das Gesetz Rechnung, das wir heute
beschlielen wollen.

Damit der Soldatenberuf attraktiv bleibt, miissen wir
unsere Streitkréfte stirken. Mit den 22 Maflnahmen, die
wir heute beschlieBen wollen, gehen wir einen groflen
Schritt in diese Richtung. Das Gesetz umfasst drei Teil-
bereiche: bessere Arbeitsbedingungen und Dienstgestal-
tung, eine attraktive Vergiitung sowie eine bessere so-
ziale Absicherung der Bundeswehrangehdrigen. Es freut
mich sehr, dass wir in der parlamentarischen Beratung
noch weitere Verbesserungen erreicht haben, etwa bei
der Nachversicherung der Soldatinnen und Soldaten auf
Zeit in der gesetzlichen Rentenversicherung. Diese
haben wir von 15 auf 20 Prozent aufgestockt. Zudem
haben wir den Stichtag fiir die Entschiadigung von
Einsatzunfillen auf den 1. November 1991 riickdatiert,
sodass auch der Einsatz in Kambodscha abgedeckt ist.
Dariiber hinaus konnen Soldatinnen und Soldaten
kiinftig die Weiterbildungsméglichkeiten des Berufsfor-
derungsdienstes auch nach dem Ende ihrer Dienstzeit
nutzen.

Wir haben mit dem Gesetz viele Verbesserungen fiir
unsere Soldatinnen und Soldaten erreicht. Ich danke an
dieser Stelle dem BundeswehrVerband fiir seine wichti-
gen Anregungen aus der Praxis.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Aber, meine Damen und Herren, Sie kdnnen versichert
sein: Weitere Schritte werden folgen. So werden wir das
gesamte Zulagenwesen noch in dieser Legislaturperiode
unter die Lupe nehmen. Auch wollen wir im Bereich der
Ausriistung noch weitere Anstrengungen stemmen. Un-
sere Bundeswehr bedarf besten Gerdts und moderner
Technologien. Um diesen Bedarf zu decken, brauchen
wir auch eine Erhdhung des Wehretats.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die Attraktivitdt der Bundeswehr hiangt aber nicht nur
an den Arbeitsbedingungen und an der Ausriistung. Sie
ist auch eng mit dem Riickhalt in der Gesellschaft ver-
kniipft. In § 1 des Soldatengesetzes heilit es: ,,Staat und
Soldaten sind durch gegenseitige Treue miteinander ver-
bunden.” Dies ist eine klare Aufforderung an den Staat,
an die Gesellschaft und auch an uns Parlamentarier. Fiir
meine Fraktion, die CDU/CSU-Fraktion, und fiir mich
personlich ist klar: Wir stehen an der Seite der Truppe.

Der vorliegende Gesetzentwurf ist auch Ausdruck
unserer Verbundenheit mit der Bundeswehr und ihren
Angehdrigen. Ich bitte Sie deshalb um IThre Zustimmung.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizeprasidentin Petra Pau:
Ich schliefe die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung iiber den von der
Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes
zur Steigerung der Attraktivitit des Dienstes in der
Bundeswehr. Der Verteidigungsausschuss empfiehlt in
seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache 18/4119,
den Gesetzentwurf der Bundesregierung auf Drucksache
18/3697 in der Ausschussfassung anzunehmen. Ich bitte
diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der Ausschussfas-
sung zustimmen wollen, um das Handzeichen. — Wer
stimmt dagegen? — Wer enthélt sich? — Der Gesetzent-
wurf ist damit in zweiter Beratung mit den Stimmen der
Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der Fraktion
Die Linke bei Enthaltung der Fraktion Biindnis 90/Die
Griinen angenommen.

Dritte Beratung

und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. —
Wer stimmt dagegen? — Wer enthélt sich? — Der Gesetz-
entwurf ist mit den Stimmen der CDU/CSU-Fraktion
und der SPD-Fraktion gegen die Stimmen der Fraktion
Die Linke bei Enthaltung der Fraktion Biindnis 90/Die
Griinen angenommen.

Wir kommen zur Abstimmung {iber den Entschlie-
Bungsantrag der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen auf
Drucksache 18/4121. Wer stimmt fiir diesen Entschlie-
Bungsantrag? — Wer stimmt dagegen? — Wer enthalt
sich? — Der EntschlieBungsantrag ist mit den Stimmen
der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der Frak-
tion Biindnis 90/Die Griinen bei Enthaltung der Fraktion
Die Linke abgelehnt.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 10 auf:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Maria
Klein-Schmeink, Corinna Riiffer, Elisabeth
Scharfenberg, weiterer Abgeordneter und der
Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN

Die gesundheitliche Versorgung von Men-
schen mit Behinderung menschenrechtskon-
form gestalten

Drucksache 18/3155
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Uberweisungsvorschlag:

Ausschuss fiir Gesundheit (f)

Ausschuss fiir Arbeit und Soziales

Ausschuss fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend
Ausschuss fiir Menschenrechte und Humanitére Hilfe

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind fiir
die Aussprache 38 Minuten vorgesehen. — Ich hére kei-
nen Widerspruch. Dann ist so beschlossen.

Ich bitte, die notwendigen Umgruppierungen in den
Fraktionen ziigig vorzunehmen und Platz zu nehmen und
gegebenenfalls notwendige Gespriche vor den Plenar-
saal zu verlagern.

Ich erdffne die Aussprache. Das Wort hat die Kolle-
gin Klein-Schmeink fiir die Fraktion Biindnis 90/Die
Griinen.

Maria Klein-Schmeink (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN):

Sehr geehrte Frau Prisidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen hier im Bundestag! Wir bringen heute einen
Antrag zur Verbesserung der gesundheitlichen Versor-
gung von Menschen mit Behinderung ein. Wir haben
diesen Antrag genannt: ,,Die gesundheitliche Versorgung
von Menschen mit Behinderung menschenrechtskon-
form gestalten®.

Das allein besagt, worum es geht: Sechs Jahre nach
Inkrafttreten der UN-Behindertenrechtskonvention miis-
sen wir uns auch den Bereich der gesundheitlichen Ver-
sorgung vornehmen. Immerhin kénnen Menschen mit
Behinderung gemédl Artikel 25 der UN-Behinderten-
rechtskonvention an unsere Gesellschaft sowohl den An-
spruch auf einen diskriminierungs- und barrierefreien
Zugang zur allgemeinen gesundheitlichen Versorgung
stellen als auch den Anspruch auf Angebote, die ganz
genau auf ihre spezifischen Gesundheitsbedarfe und kor-
perlichen und geistigen Beeintrachtigungen ausgerichtet
sind. Beides ist ein groBer Anspruch, und beides wird
trotz unseres sehr ausgefeilten und sehr umfangreichen
Gesundheitswesens in der Praxis nicht eingehalten. Des-
halb sind wir als Gesellschaft und wir als Parlament ge-
fordert, hier etwas zu veriandern. Wir sind wirklich in der
Pflicht, diese Versorgung tatsdchlich zu verbessern.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Wir sind nicht nur gefordert, weil dies seit sechs Jah-
ren geltendes Recht ist, sondern auch, weil zurzeit ein
Gesetzgebungsverfahren 1duft, mit dem wir uns der Ver-
sorgungsstiarkung annehmen wollen. Das wird in der
nichsten Plenarwoche Thema sein. Kann es einen bes-
seren Rahmen geben, um iiber eine menschenrechts-
konforme Ausgestaltung des Gesundheitswesens nach-
zudenken, als diesen Kontext? Wenn es um Versor-
gungsstiarkung gehen soll, dann muss es auch um die
Stiarkung der Versorgung derjenigen gehen, die in beson-
derem MaBe auf unser Gesundheitswesen angewiesen
sind. Immerhin 17 Millionen Menschen haben eine kor-
perliche oder andere Beeintrichtigung oder eine chroni-
sche Erkrankung. Wir sind aufgefordert, genau hinzu-
schauen und eine Ausgestaltung hinzubekommen, die
diesen Menschen gerecht wird.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Es geht nicht darum, zu sagen: ,,Unser Gesundheits-
wesen ist schlecht”, oder: ,.Unser Gesundheitswesen
wird den Menschen mit Behinderung in Génze nicht ge-
recht. Darum geht es nicht. Aber wir wissen, dass wir
zahlreiche Versorgungsliicken haben, dass wir hohe Bar-
rieren haben, dass wir Hiirden haben, die gerade diejeni-
gen, die eine besondere Beeintrdchtigung haben, nicht
nehmen konnen, was zum Teil zu einer eklatanten Fehl-
und Unterversorgung fiihrt. Das kénnen wir nicht weiter
zulassen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Ich will eine kleine Palette von Themen aufzeigen.
Zum Beispiel ist nur ein ganz kleiner Teil der Praxen von
niedergelassenen Arztinnen und Arzten oder anderen
Gesundheitserbringern wirklich barrierefrei. Ich spreche
dabei noch gar nicht von technischen Barrieren, die et-
was mit Verstdndigungs- bzw. Kommunikationsproble-
men zu tun haben, zum Beispiel von Horhilfen. Die
Uberwindung all dieser Barrieren ist in der Regel heute
nicht gewihrleistet. In ganz wenigen Praxen und Kran-
kenhdusern haben wir Personal, das iiber kommunika-
tive Kompetenzen im Umgang mit beispielsweise horge-
schiadigten Menschen verfiigt. Auch in Bezug auf
sehbeeintrichtigte Menschen mangelt es an vielem. Zu-
sitzlich fehlen barrierefreie Informationen zu allen Ge-
sundheitsleistungen, die es gibt. Auch diesbeziiglich
herrscht Fehlanzeige. Wir haben einen groflen Mangel
im Bereich der Fort- und Ausbildung in Bezug auf die
Bedarfe von besonderen Personengruppen; diesbeziig-
lich haben wir groBe Mingel. Auch die erwachsenen
Menschen mit geistiger und mehrfacher Behinderung
finden bei ihren komplexen Bedarfslagen wenig ad-
dquate Versorgungsangebote. Es fehlen medizinische
Versorgungszentren, die sich auf genau diese Gruppe
eingerichtet haben.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Die Liste konnte unendlich fortgefiihrt werden. Wir se-
hen: Es gibt einiges zu tun.

Herr Kollege Hiippe hat in der letzten Wahlperiode
umfangreiche Anhdrungen von Verbdnden, auch Patien-
tenverbanden, durchgefiihrt. Er hat die Daten erhoben
und weill genau, wo die Defizite sind. Angesichts des-
sen miissen wir uns heute fragen: Wo hat das eigentlich
seinen Niederschlag gefunden? Jedenfalls nicht in dem
jetzt geplanten Versorgungsstirkungsgesetz. Von den
155 Anderungen, die in diesem Gesetzentwurf vorgese-
hen sind — wir haben sie gezéhlt —, beziehen sich gerade
einmal fiinf materielle Anderungen speziell auf Men-
schen mit Behinderung. Wir sagen: Das ist zu wenig.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der LINKEN)

Wir legen Thnen heute einen sehr umfangreichen An-
trag vor. Sie konnen damit in der Beratung machen, was
Sie wollen. Sie kdnnten im Versorgungsstarkungsgesetz
ein neues, eigenstandiges Kapitel fiir die Menschen mit
Behinderung einfiigen.
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(Maria Michalk [CDU/CSU]: Das wire keine
Inklusion!)

Das wire ein Weg; da sind wir offen. Wir konnten auch
sagen: Wir bringen ein eigenstéindiges Versorgungsstér-
kungsgesetz fiir die Menschen mit Behinderung auf den
Weg. — Das wire ebenfalls ein Weg; auch da sind wir of-
fen. Aber wir wiinschen uns, dass Sie sich unsere Vor-
schlédge, die schon sehr umfangreich sind, anschauen und
dazu einladen, dass die Verbdnde einbezogen werden,
damit wir wirklich dem Anspruch ,,Nicht ohne uns iiber
uns“ gerecht werden. Auch das fehlt in dem jetzigen
Verfahren. Da sollten wir hinkommen. Wir meinen, dass
das aller Miihe wert wire. Wir wiren sehr froh, wenn Sie
sich dieses Themas wirklich annehmen und nicht so ver-
fahren wiirden wie in der letzten Wahlperiode, als dann
mal eben alles vom Tisch gewischt worden ist. Das wird
dem Problem, mit dem wir es hier zu tun haben, nicht
gerecht. Wir wiinschen uns eine wirklich detaillierte Be-
fassung mit unseren Vorschlagen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Vizeprasidentin Ulla Schmidt:
Vielen Dank. — Néchste Rednerin ist die Kollegin
Maria Michalk, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Maria Michalk (CDU/CSU):

Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ja, nicht jedem Menschen ist es vergoénnt, vom Anfang
seines Lebens bis zu seinem Ende — vielleicht mit ein
bisschen Grippe zwischendurch — gesund durch das Le-
ben zu kommen. Das ist ein groBes Geschenk, an dem
man selbst arbeitet und an dem viele Leistungserbringer
arbeiten. Leider gibt es in unserem Land zunehmend
mehr Menschen, die nicht gesund zur Welt gekommen
sind, die das Ungliick eines Unfalls erleben mussten
oder die an einer Krankheit leiden. Uns um diese Men-
schen zu kiimmern, ist unser aller Anliegen. Das eint uns
zundchst einmal; das will ich sagen. Aber so zu tun, als
hitten wir seit Inkrafttreten der UN-Behindertenrechts-
konvention in Deutschland nichts getan, ist schlichtweg
falsch. Sie wissen ganz genau, dass wir in einem miihe-
vollen, breit angelegten Prozess einen nationalen Ak-
tionsplan fiir Deutschland verabschiedet haben, der im-
mer noch gilt und der sukzessive, Punkt fiir Punkt,
umgesetzt werden kann.

Die neue Qualitdt dieser Sache liegt darin, dass wir
dieses Thema nicht separat denken — Sie, liebe Kollegin,
haben ja gerade vorgeschlagen, vielleicht sogar ein sepa-
rates Gesetz zur besseren medizinischen Versorgung von
Menschen mit Behinderung auf den Weg zu bringen —,
sondern dass wir es immer im Ganzen denken.

(Maria Klein-Schmeink [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Das ist ein volliges Fehlverstind-
nis!)

Wenn wir flichendeckend eine gute Versorgung in der
Medizin haben — bei der Arzteschaft, in Krankenhéu-
sern, in Apotheken, bei Physiotherapeuten und in sonsti-

gen fachiibergreifenden Zentren —, dann kommt das al-
len zugute, Menschen mit Behinderung genauso wie
Menschen ohne Behinderung. Das muss doch unser An-
liegen sein.

(Maria Klein-Schmeink [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Gerade einmal 10 Prozent der
Praxen!)

Natiirlich braucht man spezielle Kenntnisse, vielleicht
auch eine besondere Sensibilitit im Umgang. Aber es
muss in unserer Gesellschaft eigentlich zum Allgemein-
gut werden, dass jeder hilfsbereit ist. Ganz konkret ge-
sagt: Es gibt nur wenige Zwischenfille, bei denen Be-
schwerden gefiihrt werden miissen, weil Menschen mit
Behinderung nicht richtig behandelt worden sind.

Ich habe mir in Vorbereitung auf diese Debatte extra
die Zusammenfassung unserer Aktivititen der letzten
Legislaturperiode zur Hand genommen. Allein im Be-
reich Gesundheit haben wir sieben Gesetzentwiirfe ver-
abschiedet, in denen ganz konkrete Dinge im Hinblick
auf die gesundheitliche Versorgung von Menschen mit
Behinderung geregelt sind. Ich will gleich ein paar As-
pekte nennen, damit sie nicht in Vergessenheit geraten.

Was ich an Threm Antrag grundsétzlich kritisiere, ist,
dass Sie mit Thren 21 Forderungen den Eindruck erwe-
cken, als sei bisher nichts gemacht worden.

(Maria Klein-Schmeink [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Dann gehen Sie doch mal auf
diese 21 Forderungen ein!)

Allein der Titel IThres Antrags suggeriert, dass in
Deutschland derzeit eine nicht menschenrechtskonforme
Versorgung stattfindet. Das kann doch niemand ernsthaft
glauben.

(Maria Klein-Schmeink [BUNDNIS 90/DIE
GRUNENT]: Es ist aber so!)

Trotz aller Probleme, die hier und da noch zu I6sen sind
— wir brauchten ja keine Gesetze zu machen, wenn alles
in Ordnung wire und wir nicht den Anspruch hétten, es
noch besser zu machen —, muss man doch anerkennen,
dass wir ein hochmodernes, breit aufgestelltes, innovati-
ves, fiir jedermann zugéngliches, solidarisches Gesund-
heitssystem haben.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Deshalb widerspreche ich Thnen, wenn Sie behaupten,
dass Menschen mit Behinderung schlecht versorgt wiir-
den.

(Maria Klein-Schmeink [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Nicht generell, sondern zum Teil!)

Sie haben angesprochen, dass nicht jede Arztpraxis
barrierefrei ist. Das ist tatséchlich ein Punkt.

(Birgit Wollert [DIE LINKE]: 22 Prozent sind
es nur!)

Aber schauen Sie sich vielleicht noch mal an, was das
Projekt ,,Barrierefreie Praxis® leistet, bei dem, im Ehren-
amt ibrigens, Leistungserbringer selbst fiir jedermann
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zuginglich eine Ubersicht fiihren — und diese stindig ak-
tuell erginzen — in welchen Praxen etwas verbessert
wurde, welche barrierefrei sind und wo bei einem Neu-
bau von vornherein an die Barrierefreiheit gedacht wird.

(Maria Klein-Schmeink [BUNDNIS 90/DIE
GRUNENT]: Das ist bestehendes Recht!)

Wir sind uns einig, dass in Altbauten, im Bestand, die Si-
tuation schwieriger ist. Es gibt in Sachen Barrierefreiheit
aber nicht nur baurechtliche Verbesserungen: Firmen
lassen die Beipackzettel fiir ihre Arzneimittel in leichter
Sprache erstellen oder beriicksichtigen iiberhaupt die
Barrierefreiheit. Diese Fortschritte kann man doch nicht
einfach ignorieren, nur weil sie, sage ich mal, auf das
Engagement von Einzelnen zuriickzufiihren sind.

Wir als Gesetzgeber haben die Aufgabe, die Rahmen-
bedingungen zu setzen. Die sind nicht schlecht. Ich
werde noch zwei Punkte ansprechen, wo wir vielleicht
noch etwas verbessern konnen. Aber wichtiger ist es
doch, die Rahmenbedingungen so zu nutzen, dass auf die
speziellen Konstellationen vor Ort eingegangen werden
kann und eingegangen wird. Wie sonst im Leben auch ist
gerade bei Menschen mit Behinderung eine besondere
Komplexitit zu beachten — im Umgang, in der Sprache,
in der Behandlung —, und das alles interdisziplinér.

(Maria Klein-Schmeink [BUNDNIS 90/DIE
GRUNENT]: Heif}t das, Sie vertrosten die Men-
schen mit Behinderung?)

Sie wissen, dass wir in unserem Land gut funktionie-
rende Zentren mit speziellen Angeboten gerade fiir Kin-
der haben. Wir haben damit gute Erfahrungen gemacht,
beklagen allerdings auch, dass es dann einen gewissen
Bruch gibt, wenn die Kinder 18 Jahre werden; Menschen
mit Behinderung werden heutzutage ja dank guter medi-
zinischer Versorgung élter als friiher. Wir wollen die gu-
ten Angebote fiir Kinder jetzt auch um Angebote fiir Er-
wachsene erweitern; das, zum Beispiel, ist ein ganz
konkreter Punkt aus dem GKV-Versorgungsstiarkungsge-
setz.

(Maria Klein-Schmeink [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Haben Sie letzte Wahlperiode ab-
gelehnt! Haben wir Thnen schon einmal vorge-
legt!)

Ich will auch darauf hinweisen, dass wir zum Beispiel
in der Heilmittelversorgung Verbesserungen durchge-
setzt haben: Wir haben ganz konkret gesagt, dass bei
langwierigen Behandlungen und auch bei entsprechen-
den Heilmitteln eine ldngerfristige Verordnung stattfin-
den kann, damit die Menschen nicht so oft zum Arzt ge-
hen miissen.

(Maria Klein-Schmeink [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Ja, gut!)

Sie wissen, dass die Antrdge innerhalb von vier Wochen
beschieden werden miissen; andernfalls gelten sie als be-
willigt. Auch das ist eine Verbesserung.

Wir haben im Assistenzpflegegesetz unter anderem
geregelt, dass Menschen mit Behinderung, die nach dem
Arbeitgebermodell ihre téglichen Dinge ordnen, die As-

sistenz ins Krankenhaus oder in Rehabilitierungseinrich-
tungen mitnehmen konnen. Die Griinen wollen das mit
ihrem Antrag jetzt auf alle ausdehnen. Zu diesem Thema
hatten wir eine umfangreiche Anhérung. Da empfehle
ich Thnen: Bitte lesen Sie sich die Argumente, die dort
vorgebracht wurden, noch einmal durch!

(Maria Klein-Schmeink [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Haben wir gemacht!)

Es ist wichtig, sie noch einmal zur Kenntnis zu nehmen.

Ich erinnere auch daran, dass wir zum Beispiel in der
Zahnheilkunde den Ansatz der aufsuchenden Medizin
eingefiihrt haben und fiir die zusétzlichen Wege, die
Zahnérzten durch die Versorgung von Menschen mit Be-
hinderung entstehen kdnnen, zusétzliche Mittel zur Ver-
fligung stellen. Da ist eine Verbesserung erfolgt. Wir
wollen jetzt in der Zahnmedizin fiir Menschen mit Be-
hinderung starker noch, als das bisher der Fall war, den
praventiven Gedanken einfiihren, weil wir wissen, dass
im Grunde die gesamte korperliche Fitness sehr davon
abhingt, wie die Mundhygiene funktioniert. Wenn sich
da Geschwiire entwickeln, konnen die den ganzen
Korper auBler Kraft setzen, und das ist tragisch, wenn
man schon multifunktionale Stérungen ertragen muss.

Auch fiir seltene Erkrankungen erhilt man bei uns
eine medizinische Versorgung. Wir haben in die Arznei-
mittelversorgung mit dem AMNOG ein Prinzip einge-
fiihrt, das seinesgleichen sucht und gelobt wird, damit
genau diesen Patienten die notwendigen neuen Medika-
mente ziemlich unkompliziert, fiir jedermann zugéng-
lich, zur Verfiigung stehen und genutzt werden konnen.

So kann ich die Reihe fortfiihren. Ich wiirde Thnen
wirklich vorschlagen, dass wir uns lieber darum bemii-
hen — auch bei dem jetzt anstehenden Gesetz —, nicht nur
die einzelnen Dinge im Blick zu haben, sondern vor al-
lem an die Gesamtheit zu denken; daran kann jeder von
uns hier im Raum in seinem Wahlkreis, in seinem Wir-
kungsumfeld mitarbeiten.

Frau Priasidentin, das darf ich mit Threr Genehmigung
sagen: Sie haben sich dafiir eingesetzt, dass in unserer
Parlamentszeitung immer wieder Artikel in Leichter
Sprache publiziert werden. Das war nicht einfach, und
mancher versteht auch die Leichte Sprache nicht, weil
sie zu leicht ist. Jeder sollte einmal fiir seinen Bereich
iiberlegen, wo man auflerhalb der gesetzlichen Regelun-
gen Dinge des téglichen Lebens fiir die Menschen mit
Behinderung erleichtern kann. Das gilt erst recht in Be-
zug auf die medizinische Versorgung und die Regelun-
gen im Pflegebereich.

Zum Schluss mochte ich versdhnlich werden: Ich
hoffe, dass wir es schaffen, genau dies im Blick zu haben
und ein menschenwiirdiges Dasein fiir jedermann zu ge-
stalten. Wir sollten aber nicht so tun, als ob wir in
Deutschland quasi noch in der Urzeit sind. Das ist nim-
lich nicht der Fall.

(Maria Klein-Schmeink [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Das habe ich ausdriicklich nicht

gesagt!)
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Wir konnen uns sehr freuen, dass wir eine Menge
Leistungserbringer haben, die sich weit iiber ihre tigli-
che Arbeit hinaus engagieren und Erleichterungen fiir
die betroffenen Menschen organisieren und auch verord-
nen. In diesem Sinne mdchte ich mich gerade bei diesen
Menschen herzlich bedanken.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD — Maria Klein-Schmeink
[BUNDNIS 90/DIE  GRUNEN]: Sie haben
alles abgelesen!)

Vizeprasidentin Ulla Schmidt:

Vielen Dank. — Frau Kollegin, es ist immer gut, wenn
moglichst viele darauf hinweisen, dass viele unserer De-
batten und auch vieles von dem, was wir publizieren,
auch in Leichter Sprache veroffentlicht wird; denn es
gibt eine zunehmende Zahl von Menschen, die nicht die
komplizierten Texte lesen, aber trotzdem am gesamten
Leben teilhaben wollen. Deswegen — da kdnnen Sie sich
sicher sein — diirfen Sie das hier mit meiner Erlaubnis
immer ansprechen.

Die néchste Rednerin ist Birgit Wollert, Fraktion Die
Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Birgit Wéllert (DIE LINKE):

Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Liebe Zuschauerinnen und Zuhorerinnen auf den Tribii-
nen, einige von Thnen haben vielleicht schon einmal im
Rollstuhl vor einer Praxis gestanden und sind nicht al-
leine hineingekommen, was in Deutschland leider im-
mer noch nicht selten vorkommt. Gerade deshalb sind
wir Thnen recht dankbar, liebe Kolleginnen und Kollegen
von den Griinen, dass Sie diesen Antrag zu diesem Zeit-
punkt eingereicht haben.

Ich denke, das hat gar nichts mit Schwarzmalerei und
damit zu tun, dass noch nichts getan wurde. Wenn man
sich die Zahlen des Teilhabeberichts anschaut und sieht,
was seit 2011 nach dem Beschluss des Nationalen Ak-
tionsplanes erreicht wurde, dann erkennt man: Es geht
zu langsam, und wir miissen einfach einen Zahn zulegen.

(Beifall bei der LINKEN und dem BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN)

Im Nationalen Aktionsplan der Bundesregierung zur
Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention von
2011, der hier in Deutschland giiltig ist, steht:

Alle Menschen mit Behinderungen sollen einen un-
eingeschriankten ... Zugang zu allen Gesundheits-
diensten und Gesundheitsdienstleistungen haben.
Dabei sind die unterschiedlichen Voraussetzungen
von Frauen und Ménnern mit Behinderungen und
deren spezifischer Bedarf — sowohl in Bezug auf
Erkrankungen, Medikamente und therapeutische
Versorgung als auch in Bezug auf Umgang, Assis-
tenz und Kommunikation — zu beriicksichtigen.

Daher wird die Bundesregierung gemeinsam mit
den Léndern und der Arzteschaft in 2012 ein Ge-
samtkonzept entwickeln, das dazu beitrdgt, einen
barrierefreien Zugang oder die barrierefreie Aus-
stattung von Praxen und Kliniken zu gewahrleisten.

Ich habe 2014 nachgefragt, wie es mit dem Konzept
aussieht, das 2012 erstellt werden sollte. Die Antwort,
die ich bekommen habe, lautete:

Vorgesehen ist, dass die Bundesregierung gemein-
sam mit der Arzteschaft hierfiir ein Gesamtkonzept
vorlegt.

— Zwei Jahre spéter! —

Derzeit priift die Bundesregierung, welche Anreize
gesetzt werden konnen, um die Anzahl barriere-
freier Einrichtungen zu erhdhen. Die ... Fachres-
sorts befinden sich hierzu im Dialog. Die Beratun-
gen sind noch nicht abgeschlossen.

Ihr Antrag hétte eigentlich schon viel eher behandelt
werden miissen, liebe Kolleginnen und Kollegen von der
Fraktion Biindnis 90/Die Griinen.

(Beifall bei der LINKEN und dem BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN)

Nach dem Teilhabebericht der Bundesregierung von
2013, den wir im Fachausschuss behandelt haben, sind
nach Selbstauskunft von 44 380 allgemeinmedizinischen
Praxen lediglich 22 Prozent mit einem rollstuhlgerech-
ten Zugang zu den Praxisrdumen ausgestattet, 2 Prozent
haben eine barrierefreie Toilette, und 2 Prozent verfiigen
iiber flexible Untersuchungsmobel. Auch bei anderen
Arztgruppen unterscheiden sich diese Zahlen nicht we-
sentlich. Fiir andere Zuginge zu Gesundheitsberatungen,
Sexualberatung, Logopidie oder Ergotherapie, liegen
erst gar keine Zahlen vor.

Ohne Zahlen kann man natiirlich kein Gesamtkonzept
erstellen. Diese Zahlen — das hat die Bundesregierung
selbst gesagt — hat sie nicht. Das Bundesministerium fiir
Gesundheit will sie im Unterschied zum Bundesministe-
rium fiir Arbeit und Soziales auch kiinftig gar nicht erhe-
ben. Das beifit sich doch, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, wenn man es mit dem, was man plant, wirklich
ernst meint.

(Beifall der Abg. Maria Klein-Schmeink
[BUNDNIS 90/DIE GRUNENT])

Der vorliegende Antrag dagegen greift die Probleme
zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention
wirklich auf. Das betrifft die technische Barrierefreiheit
fir behinderte Menschen, aber auch barrierefreie Infor-
mation. Denn Informationen miissen allen zuginglich
sein.

Nach Auffassung der Linken haben wir dariiber hi-
naus Handlungsbedarf:

Erstens. Das Recht auf freie Arztwahl muss fiir jeden
und jede gelten, auch fiir Menschen mit Behinderung.

(Beifall bei der LINKEN)
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Zweitens. Fiir einen behinderungsspezifischen Be-
handlungsbedarf sind Behandlungszentren ein Weg. Hier
gibt es bisher keine seriésen Forschungen. Deshalb be-
steht auch hier unbedingt Forschungsbedarf. Auch das
ist eine Forderung der Linken.

Nach Auffassung der Linken besteht auch Handlungs-
bedarf in Finanzierungsfragen. Die aus der Spezifik der
Behinderung auftretenden zusétzlichen Behandlungs-
bedarfe miissen sich in der ambulanten wie in der statio-
ndren Versorgung widerspiegeln.

Leider habe ich jetzt nicht mehr genug Redezeit, noch
andere Vorschldge zu unterbreiten. Aber ich denke, diese
Zeit haben wir dann in der Diskussion. Wir werden die-
sem Antrag bei der Uberweisung unsere Stimme selbst-
verstandlich nicht verweigern. Ich freue mich auf viele
gute Ideen und auf hoffentlich schnelle Ergebnisse.

Danke.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasidentin Ulla Schmidt:
Vielen Dank. — Néchste Rednerin ist die Kollegin
Heike Baehrens, SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Heike Baehrens (SPD):

Sehr geehrte Frau Prisidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Liebe Zuhdrerinnen und Zuhdrer! Es ist ein
wichtiges Anliegen, iiber das wir hier heute beraten.

Als Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten set-
zen wir uns nachdriicklich dafiir ein, die gesundheitliche
Versorgung von Menschen mit Behinderung weiter zu
verbessern. Darum haben wir bereits im Herbst 2011 ei-
nen umfassenden Antrag mit konkreten Vorschldgen un-
ter einer dhnlichen Uberschrift auf den Weg gebracht:
,UN-Konvention jetzt umsetzen — Chancen fiir eine
inklusive Gesellschaft nutzen*. Einige wesentliche Vor-
schldge daraus haben wir im Rahmen der Koalitionsver-
handlungen als konkrete Gesetzesvorhaben vereinbart.
Jetzt setzen wir diese Vorhaben Schritt fiir Schritt um.

So ist ein modernes Bundesteilhabegesetz in Vorbe-
reitung. Ein Referentenentwurf fiir das Préventionsge-
setz liegt dem Parlament bereits vor. Weitere zentrale
Punkte des heute vorgelegten Antrags werden in einem
zweiten GKV-Versorgungsstirkungsgesetz, das bereits
in der parlamentarischen Beratung ist, tatséchlich direkt
angegangen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU - Maria Klein-Schmeink
[BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Véllig unzu-
langlich, groBtenteils!)

Insofern freuen wir uns durchaus dariiber, dass Sie uns
als Griinenfraktion in diesem Vorhaben mit Threm heuti-
gen Antrag unterstiitzen, den Sie am Ende der letzten
Legislaturperiode fast wortgleich schon einmal gestellt
haben.

In den Artikeln 25 und 26 der UN-Behindertenrechts-
konvention werden volle Teilhabe und Selbstbestim-
mung fliir Menschen mit Behinderung in unserem
Gesundheitssystem gefordert. Sie fordern einen diskri-
minierungsfreien Zugang zu allen Leistungen sowie an-
gepasste Beratungs-, Hilfs- und Betreuungsstrukturen.

Das ist tatsdchlich noch immer eine grof3e Herausfor-
derung und Aufgabe vor allem fiir alle handelnden
Akteure im Gesundheitswesen — und eben nicht nur,
Frau Wéllert, fiir die Politik —, fiir Arzte und Kranken-
hiuser, fiir Leistungserbringer, aber eben auch fiir die
Kranken- und Pflegekassen. Da haben Sie als Griine mit
Threm Antrag durchaus den Finger in die richtige Wunde
gelegt.

Menschen mit geistiger oder mehrfacher Behinderung
brauchen Arzte und Therapeuten verschiedener Fachdis-
ziplinen, die erfahren sind im Umgang mit deren speziel-
len Bedarfen und den jeweils individuellen Anforderun-
gen auch in der Kommunikation.

Fiir Kinder und Jugendliche gibt es ein solches Ange-
bot der koordinierten und integrierten Versorgung mit
den etablierten sozialpddiatrischen Zentren. Komplexe
Bedarfslagen enden jedoch nicht mit der Volljahrigkeit,
sondern erfordern weiterhin ein spezialisiertes Versor-
gungsangebot.

Aus dieser Erkenntnis heraus werden wir im Versor-
gungsstarkungsgesetz die gesetzliche Grundlage dafiir
schaffen, dass auch erwachsene Menschen mit geistiger
Behinderung oder schwerer Mehrfachbehinderung
zukiinftig in sogenannten medizinischen Behandlungs-
zentren ein auf sie abgestimmtes Versorgungsangebot er-
halten.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Entsprechend qualifizierte multiprofessionelle Teams
konnen in solchen medizinischen Behandlungszentren
individuell auf jeden einzelnen Menschen in seiner
speziellen Situation eingehen. Gleichzeitig sollen die
Fachkrifte dort aber auch eine Lotsenfunktion iiberneh-
men, damit Menschen mit geistiger Behinderung — wo
immer moglich — die in der Region vorhandenen fach-
arztlichen und psychotherapeutischen Regelangebote
adédquat nutzen konnen.

Auch das Entlassmanagement in Krankenhéusern und
damit der Ubergang in die ambulante Versorgung wird
mit dem Versorgungsstarkungsgesetz verbessert.

Ich méchte dazu ein kurzes ermutigendes Beispiel aus
der Praxis aus Stuttgart erzéhlen. Dort ist eine Koopera-
tion zwischen Krankenhiusern und Fachleuten der Be-
hindertenhilfe auf den Weg gebracht worden. So haben
das Diakonieklinikum Stuttgart und das Behindertenzen-
trum Stuttgart aktuell eine Vereinbarung zur besseren
Versorgung von Menschen mit Behinderung miteinander
geschlossen. Zukiinftig wird es am dortigen Klinikum
einen Beauftragten fiir die Belange der Patienten mit
Behinderung sowie einen regelmiBigen Austausch der
Mitarbeiter beider Einrichtungen und vor allem auch
Fortbildungen fiir Arzte und Pflegekriifte geben.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
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Diese beiden Partner leisten diesen Mehraufwand zu-
nichst auf eigene Kosten, weil sie zeigen wollen, wie es
gehen kann. Ich finde, das ist ein gutes Vorbild, das uns
Denkanstofe fiir strukturelle Losungen liefern kann.

Bisher noch nicht im Versorgungsstirkungsgesetz,
aber doch in unserem Bewusstsein verankert, ist die Not-
wendigkeit der besseren Versorgung im Rahmen der
hiuslichen Krankenpflege nach § 37 SGB V. So ist zwar
heute bereits geregelt, dass Versicherte in ihrem Haus-
halt, ihrer Familie oder an sonst einem geeigneten Ort,
insbesondere in betreuten Wohngruppen, in Schulen und
Kindergirten, bei besonders hohem Pflegebedarf Be-
handlungspflege als Leistung der Krankenkasse erhal-
ten.

Auflen vor aber sind jene Menschen mit Behinderung,
die ihren Lebensmittelpunkt in einer stationdren Einrich-
tung haben. Hier wird die Ubernahme der Kosten fiir die
héusliche Krankenpflege von den Krankenkassen in der
Regel abgelehnt und auf die Leistungen der Eingliede-
rungshilfe verwiesen, die ja auch Pflege umfasst. Aber
medizinische Behandlungspflege ist keine Leistung der
Eingliederungshilfe und wird deshalb auch nicht durch
die Vergiitungen der Eingliederungshilfe finanziert. Hier
braucht es, wie Sie zu Recht in Threm Antrag angespro-
chen haben, dringend eine gesetzliche Klarstellung. Mit
diesen Schnittstellenproblemen werden wir uns weiter
beschéftigen und einen Losungsvorschlag erarbeiten.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Zuversichtlich bin ich zudem, dass wir weitere
Schritte zur Umsetzung der Ziele der UN-Behinderten-
rechtskonvention im Rahmen der zweiten Stufe des
Pflegestirkungsgesetzes gehen konnen. Denn mit der
Einfihrung des teilhabeorientierten Pflegebediirftig-
keitsbegriffs werden die Barrieren zwischen den Sozial-
gesetzbiichern zumindest ein Stiickchen kleiner. Damit
werden die Chancen grofler, unser Hilfesystem durchlis-
siger zu machen. Ich denke, es wird vielleicht auch ein
wenig der Boden gelockert, auf dem das noch zarte
Pflinzchen eines modernen Teilhabegesetzes in mog-
lichst naher Zukunft seinen Wurzelgrund finden kann.

Insofern danke fiir den Antrag. Wir hoffen auf Ihre
konstruktiv-kritische Begleitung der anstehenden Ge-
setze und auf Thre Zustimmung zu diesen Maflnahmen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizeprasidentin Ulla Schmidt:
Vielen Dank, Frau Kollegin Baehrens. — Néchster
Redner ist Tino Sorge, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Tino Sorge (CDU/CSU):

Frau Présidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Frau Klein-
Schmeink, Sie haben ja dann das Ganze zum Schluss
noch ein bisschen relativiert. Aber als ich Thren Antrag
gelesen habe, da dachte ich: Wir leben hier in einem
Land, in dem gerade in dem Bereich, der Menschen mit

Behinderungen betrifft, nur menschenunwiirdige Zu-
stande herrschen.

(Maria Klein-Schmeink [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Vorher lesen wiirde helfen!)

Sie haben es ja zumindest am Schluss noch ein bisschen
relativiert. Ich fand die Uberschrift bereits absolut de-
platziert, weil Sie damit wieder ein Zerrbild entworfen
haben, das absolut nicht der Realitit entspricht.

(Thomas Stritzl [CDU/CSU]: Hort! Hort!)

Sie wissen ja auch, dass wir gerade unter CDU-ge-
fiihrten Bundesregierungen seit 2005 kontinuierlich
Leistungen verbessert und zusitzliche Regelungen ein-
gefiihrt haben, die gerade in diesem Bereich Verbesse-
rungen herbeifithren sollen und auch schon herbeige-
fithrt haben.

(Maria Klein-Schmeink [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Fiir die Behinderten ist der Fort-
schritt eine Schnecke!)

Die Initialziindung 2008 im Zusammenhang mit der
UN-Behindertenrechtskonvention ist ja schon angespro-
chen worden. Sie wurde von allen Fraktionen unter-
stiitzt. Infolgedessen gab es ja den Nationalen Aktions-
plan, den die damalige Arbeitsministerin Ursula von der
Leyen auf den Weg gebracht hat. Sie wissen ja auch: Die
Laufzeit von zehn Jahren bis 2021 muss man erst einmal
wirken lassen. Bei allem Engagement, bei allen Antra-
gen, die Sie ja gern schreiben, haben Sie vielleicht iiber-
sehen, dass diese MalBinahmen auch Zeit brauchen, um
zu wirken.

(Beifall bei der CDU/CSU — Maria Klein-
Schmeink [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Wa-
rum brauchen diese Mallnahmen so lange? —
Weiterer Zuruf der Abg. Birgit Wollert [DIE
LINKE])

Das bedeutet fiir uns als Regierungskoalition natiirlich,
dass wir geeignete Mallnahmen umsetzen, damit Men-
schen mit Behinderung Zugang zu Gesundheitsdiensten
einschlieBlich Rehabilitation haben, dass Gesundheits-
leistungen angeboten werden, die speziell auf Menschen
mit Behinderung zugeschnitten sind, und dass wir dafiir
sorgen, dass diese Gesundheitsleistungen eben auch
wohnortnah erreichbar sind.

Das alles sind Themenbereiche, die wir alle hier ken-
nen, und zwar nicht deswegen, weil dartiber nicht ge-
sprochen wird, sondern deswegen, weil die Bundesregie-
rung von Anfang an hier titig geworden ist und sich
intensiv damit beschaftigt hat. Die Verbesserungen, die
in diesen Bereichen erfolgt sind, hétten Sie ja auch ein-
mal ansprechen konnen. Aber Sie haben hier wieder ar-
gumentiert nach dem Motto ,,Das Glas ist halb leer und
nicht halb voll“. Sie haben nicht gesagt, was Sie wollen;
Sie haben nur gesagt: Man sollte mal, man miisste mal,
man konnte mal. — Konkretes haben Sie aber dazu nicht
gesagt.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Teile Threr Forderungen, insbesondere hinsichtlich
ortsnaher Versorgung, stehen ja schon im Versorgungs-
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stairkungsgesetz. Das hétten Sie doch einmal sagen kon-
nen. Das haben Sie aber nicht gemacht. Das Beispiel der
medizinischen Versorgungszentren haben Sie dann in ei-
nem Halbsatz angesprochen. All das sind doch Dinge,
die bereits im Koalitionsvertrag vereinbart worden sind.
Also konnen Sie doch hier nicht das Bild zeichnen, als
wiirde iiberhaupt nichts getan.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Sie haben dann auch die Barrierefreiheit angespro-
chen: Natiirlich ist es so, dass diesbeziiglich viel Nach-
holbedarf besteht. Aber schauen Sie sich doch einmal
die Zahlen an. Allein der Etat 2015 im Gesundheitsbe-
reich

(Birgit Wollert [DIE LINKE]: Mit dem Etat
kommt aber keiner die Treppen hoch!)

weist — das wissen Sie doch auch — einen Anstieg um
9 Prozent auf 12 Milliarden Euro auf; in der Pflege sind
das konkret 82 Millionen Euro mehr. Private Pflegever-
sicherung, Verbesserung der Leistungen der Pflegeversi-
cherung, Kurzzeit- und Verhinderungspflege, Tages- und
Nachtpflege, Ausbau der Wohnraumzuschiisse, Anschub-
finanzierung fiir ambulant betreute Wohnformen sind
doch Aspekte, die Sie nicht einfach negieren konnen. Da
konnen Sie doch auch einmal sagen, dass das Verbesse-
rungen sind, die allen zugutekommen, aber eben auch
den Menschen mit Behinderung.

In diesem Zusammenhang will ich nur drei der
21 Punkte ansprechen, die Sie explizit in Threm Antrag
formuliert haben.

Eine Forderung lautet, in § 43 a SGB XI eine Rege-
lung hinsichtlich der Feststellung des Wohnortes im
rechtlichen Kontext der Behindertenhilfe vorzulegen.
Sie wissen: Wir werden das iberpriifen. Wir werden
schauen, dass Benachteiligungen, die eventuell existie-
ren, abgebaut werden und dass der Zugang zu Leistun-
gen der hduslichen Pflege erleichtert wird.

Ein weiterer Schwerpunkt, den Sie angesprochen ha-
ben, betrifft die Mitarbeiter in Gesundheitsberufen, das
heiflt Studentinnen und Studenten an Hochschulen und
all diejenigen, die sich tagtiglich um Menschen mit Be-
hinderungen kiimmern. Ich wére froh, wenn wir dahin
gehend Konsens erzielen konnten, dass wir diesen Men-
schen gar nicht geniigend Respekt, Dankbarkeit und ge-
sellschaftliche Wertschitzung entgegenbringen kdnnen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD — Maria Klein-Schmeink
[BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Das wollen
Sie mir doch hoffentlich nicht absprechen!)

— Nein, ich rede ja nicht nur von Thnen. Aber Sie sitzen
da wie so ein Orgelpfeifengebirge und tun so, als sei
iiberhaupt nichts passiert.

(Katja Dérner [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Das ist ja unverschamt!)

Sie miissen doch in dem Kontext auch einmal anerken-
nen, dass da viel passiert ist. Wir diskutieren ja hier auch
iiber die gesellschaftliche Wertschitzung. Sie wissen
doch selbst, dass wir aktuell Regelungen im Rahmen der

Neuordnung der Pflegeberufe diskutieren. Bei der Re-
form des Medizinstudiums sind wir doch auf einem gu-
ten Weg.

(Maria Klein-Schmeink [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Wir sprechen jetzt gerade iiber die
Menschen mit Behinderung und deren An-
spriiche!)

Also, dann konnen Sie hier doch nicht immer behaupten,
dass nichts passiert. Deshalb ist Thr Antrag in der Form
absolut nicht zielfiihrend und nicht wirklich hilfreich.

Dann noch zu dem Thema der Situation in den Arzt-
praxen. Frau Wollert, Sie haben das angesprochen. Sie
haben gesagt, dass natiirlich gerade im Bereich der Bar-
rierefreiheit mehr gemacht werden kdnnte.

(Birgit Wollert [DIE LINKE]: Gemacht wer-
den muss, nicht konnte!)

—Ja, ja, konnen, miissen, sollen. Okay. — Aber Sie konn-
ten doch auch einmal sagen: Fast ein Viertel der Praxen
ist barrierefrei.

(Birgit Waollert [DIE LINKE]: ,,Fast ein Vier-
tel*!)

Die Arztinnen und Arzte sind nicht dumm.

(Birgit Wollert [DIE LINKE]: Das hat doch
gar keiner gesagt!)

Die wissen doch auch, dass das ein Wettbewerbsvorteil
ist. Die werden sich darum kiimmern.

(Birgit Wollert [DIE LINKE]: Dann hétten wir
ja mehr, wenn das so vorteilhaft ist! — Zurufe
vom BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Da jetzt immer so zu tun, als miisse man alles regulieren,
das ist doch nicht zielfiihrend.

Zur Wertschatzung gehort auch dazu, dass Sie nicht
immer unterschwellig suggerieren, dass diejenigen, die
in dem Bereich tdtig sind, zu dumm seien, mit Menschen
mit Behinderung zu sprechen,

(Birgit Wollert [DIE LINKE]: Wer hat denn so
etwas gesagt? Unglaublich! Unverschiamtheit!
Das finde ich jetzt eine Frechheit! — Maria
Klein-Schmeink [BUNDNIS 90/DIE  GRU-
NEN]: Wer hat das gesagt?)

mit den Leuten, die sich darum kiimmern, auch entspre-
chend umzugehen.

Dass bei der Krankenhausfinanzierung — die Bund-
Lander-Arbeitsgruppe kennen Sie ja — viel passieren
soll, wissen Sie ja auch.

Zu den Arztpraxen nur noch ein konkretes Beispiel:
In der Bedarfsrichtlinie des G-BA ist, wie Sie wissen,
seit 2014 ausdriicklich das Kriterium der Barrierefreiheit
als wichtiges Zulassungskriterium geregelt.

Vizeprasidentin Ulla Schmidt:

Kollege Sorge, gestatten Sie eine Zwischenfrage des
Kollegen Kurth?
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Tino Sorge (CDU/CSU):
Ja natiirlich, wenn er sich so schon meldet.

Vizeprasidentin Ulla Schmidt:
Bitte schon, Herr Kollege Kurth.

Markus Kurth (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Herr Sorge, Sie haben gerade gesagt, es sei fiir die
Arzte ein Wettbewerbsvorteil, wenn sie ihre Praxen bar-
rierefrei gestalten. Erkennen Sie an, dass die Wirklich-
keit in den Arztpraxen ganz anders ist, dass ndmlich
Arztinnen und Arzte Probleme kriegen, wenn sie viele
Menschen mit Behinderung behandeln, da diese einen
erhohten Zeitaufwand benétigen, aber in der Verglitung
nicht mehr bringen? Erkennen Sie auch an, dass es im
Gegenteil im Moment in unserem System leider eher ei-
nen Anreiz gibt, ab einer bestimmten Zahl von Men-
schen mit Behinderung, die in Behandlung sind, die
dann noch kommenden Patientinnen und Patienten abzu-
wimmeln?

(Thomas Stritzl [CDU/CSU]: Nein, das wider-
spricht dem é&rztlichen Ethos!)

Sehen Sie nicht, dass die Arzte — wie kann man denen
Dummbheit unterstellen? — in der Aus- und Fortbildung
nicht {iber addquate Angebote verfiigen, wie man zum
Beispiel mit Menschen mit geistigen Beeintriachtigungen
kommuniziert? Sehen Sie also nicht, dass faktisch diese
Hiirden, wie wir sie in unserem Antrag ansprechen, im
System bestehen?

(Maria Klein-Schmeink [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Genau!)

Tino Sorge (CDU/CSU):

Also, die eine Frage ist ja, dass man sie anspricht, und
die andere Frage ist, welche konkreten Losungsmdoglich-
keiten man entwickelt.

(Maria Klein-Schmeink [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Ja, genau! Setzt man sich iiber-
haupt damit auseinander?)

Das, was Sie ganz konkret gemacht haben, ist ja, einfach
zu behaupten, dass sie dazu nicht in der Lage seien. Die
Darstellung der Probleme ist ja etwas anderes, als zu sa-
gen, das ist so und es werde sich daran nichts dndern.
Aber gerade bei Neubauten wird doch darauf hingewie-
sen, dass Barrierefreiheit ein wichtiges Thema ist.

(Zurufe vom BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Insofern ist das Beispiel, das Sie jetzt wieder konstruie-
ren — ich will das nicht weiter kommentieren —, dass sich
ein Arzt ganz bewusst in der ersten Etage Praxisrdume
sucht, damit bestimmte Patienten nicht zu ihm kommen,
absolut neben der Sache. Das sind doch Zerrbilder, die
Sie entwickeln.

(Beifall bei der CDU/CSU — Markus Kurth
[BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Das hat doch
gar keiner gesagt!)

Vizeprasidentin Ulla Schmidt:

Herr Kollege Sorge, Sie hétten jetzt noch einmal die
Gelegenheit, auf eine Frage oder Zwischenbemerkung
der Kollegin Wéllert zu antworten, sofern Sie ihr dies
gestatten wiirden.

Tino Sorge (CDU/CSU):

Ich schitze sie sehr, und natiirlich darf sie das ma-
chen.

Vizeprasidentin Ulla Schmidt:
Bitte schon, Frau Kollegin Wollert.

Birgit Wéllert (DIE LINKE):

Vielen Dank, Frau Présidentin. — Danke, Herr Sorge,
dass ich Sie jetzt etwas fragen darf. Aber vielleicht gab
es hier ein Missverstindnis. Ich glaube, da spreche ich
auch fiir Frau Klein-Schmeink. Keiner von uns hat die
Arbeit der Menschen, die im Gesundheitswesen tétig
sind, schlechtgeredet — an keiner Stelle. Da sollten Sie
noch einmal das Protokoll lesen.

(Beifall bei der LINKEN und dem BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN)

Ich unterstelle einmal: Sie haben da irgendetwas falsch
verstanden, sodass da ein groBles Missverstindnis vor-
liegt.

Meine Nachfrage zielt ganz konkret auf Fragen des
Wettbewerbs ab. Ich war gestern Abend beim Parlamen-
tarischen Abend der ACHSE. Das ist ein Dachverband
von Organisationen fiir Menschen mit sehr seltenen Er-
krankungen. Kollege Hiippe war ebenfalls dort. Da ka-
men gerade solche Fragen, die wir hier heute erdrtern,
zur Sprache. Da kam zur Sprache, dass bei speziellen
Behandlungen der groBe Aufwand nicht finanziert wer-
den kann — so viel zum Wettbewerb — oder jetzt nicht fi-
nanziert wird.

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist Selbstver-
waltungssache!)

Was halten Sie — damit komme ich zu meiner Frage —
von folgendem Vorschlag: Wir kénnten uns vorstellen,
neben dem Kriterium der Barrierefreiheit fiir die Zulas-
sung von gesundheitlichen Einrichtungen auch zusétzli-
che Vergiitungen einzufiihren. Das heif3it also, es konnte
Zuschlédge fiir Barrierefreiheit geben, indem die Men-
schen, die Menschen mit Behinderungen behandeln, zu-
sdtzliche Vergiitungen erhalten, um einen Ausgleich fiir
die aufgewandte Zeit zu schaffen, zum Beispiel wenn sie
Tiiren 6ffnen, um jemanden weiterzuleiten. All das kos-
tet Zeit. Konnten Sie sich vorstellen, dass wir gemein-
sam versuchen, hier etwas auf den Weg zu bringen?

Tino Sorge (CDU/CSU):

Liebe Frau Kollegin Wollert, ich finde es immer
schon, wenn wir gemeinsam Ideen entwickeln, und ich
finde es vor allen Dingen schén, wenn mein Beitrag bei
Ihnen zur mentalen Erhellung beigetragen hat. Zumin-
dest habe ich das so empfunden.
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(Dr. Wolfgang ~ Strengmann-Kuhn [BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN]: Was soll denn die Ar-
roganz? Kommen Sie mal von Threm hohen
Ross runter!)

Aber statt an weitere Reglementierungen, die Sie jetzt
wieder vorschlagen, zu denken, wire es schon, wenn Sie
sich vielleicht dem Gedanken annidhern konnten, auf die
freie Entscheidung freiberuflicher Arzte zu vertrauen.

(Birgit Wollert [DIE LINKE]: Anreize! —
Markus Kurth [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]:
Anreize schaffen!)

— Anreize schaffen hat nicht nur etwas mit Reglementie-
rung zu tun. — Entwickeln Sie doch auch einmal ein biss-
chen Vertrauen in die Betreiber der 130 000 Arztpraxen,
statt ihnen alles vorschreiben zu wollen, von der Ge-
schiftsausstattung bis zur Infrastruktur, und am besten
danach noch zu fordern, dass der Bund all das finanziert.

Insofern ist es, glaube ich, gut, wenn wir gemeinsam
an Losungsvorschldgen arbeiten. Ich wiirde mich beson-
ders freuen, wenn Sie dabei eine gewisse Konstruktivitét
an den Tag legen wiirden.

(Maria Klein-Schmeink [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Die Union ist gerade mal wieder
ziemlich unchristlich unterwegs!)

Vizeprasidentin Ulla Schmidt:

Herr Kollege Sorge, Sie haben so viel Begeisterung
im Publikum ausgel6st, dass die Kollegin Schulz-Asche
auch noch gerne die Gelegenheit zu einer Zwischenfrage
oder Zwischenbemerkung hétte. Aber ich mache darauf
aufmerksam: Wenn Sie dazu Ja sagen, dann wére das die
letzte, die ich in diesem Redebeitrag zulassen wiirde.

Tino Sorge (CDU/CSU):

Ich glaube, das wére der Frau Kollegin Schulz-Asche
gegeniiber ein bisschen unfair, ihre Zwischenfrage nicht
zuzulassen.

Vizeprasidentin Ulla Schmidt:
Aber dann sollte sich keiner mehr melden. — Danke.

Tino Sorge (CDU/CSU):

Ich weil} nicht, wie viel Redezeit ich jetzt noch zu-
sdtzlich habe.

Vizeprasidentin Ulla Schmidt:

Solange Sie antworten, wird Thre Redezeit gestoppt.
Deswegen haben Sie die Gelegenheit gehabt, IThre Rede-
zeit ungefahr finf bis sechs Minuten zu verldngern; und
das reicht dann.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN — Hei-
terkeit bei Abgeordneten der SPD)

Tino Sorge (CDU/CSU):
Danke, Frau Prasidentin.

Kordula Schulz-Asche (BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN):

Herr Kollege Sorge, Sie konnen sich sicherlich vor-
stellen, dass gerade wir Griinen in der Vorbereitung ei-
nes solchen Antrags sehr viele Gespréiche auch mit Men-
schen mit Behinderung fiihren, weil sie Experten in
eigener Sache sind. Viele der Forderungen, die von die-
sen Menschen erhoben werden, sind auch in unseren An-
trag eingeflossen. Glauben Sie, dass Sie mit der Arro-
ganz, mit der Sie in dieser Diskussion auf die Themen
eingegangen sind,

(Zuruf von der CDU/CSU: Hallo?)

den Menschen mit Behinderung in unserem Land einen
Gefallen tun?

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Tino Sorge (CDU/CSU):

Frau Kollegin Schulz-Asche, was Sie hier wieder un-
terschwellig suggerieren, entspricht absolut nicht den
Tatsachen. Ich habe lediglich darauf hingewiesen, dass
gerade den Menschen mit Behinderung viel mehr ge-
dient wére, wenn Sie sagen wiirden, was Sie sich konkret
vorstellen, statt immer nur Kataloge zu entwerfen, was
man tun sollte, miisste oder konnte, ohne dabei auch die
Realitdten im Blick zu behalten.

(Maria Klein-Schmeink [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Sie sollten mal den Antrag lesen!
Dann wiirden Sie das sehen!)

Sehr interessant ist auch — ich habe mir das einmal an-
geschaut — im Zusammenhang mit dem Thema Barriere-
freiheit: Sie haben in NRW eine Gesundheitsministerin,
Frau Steffens. Wenn sie das so gut findet, dann hétte sie
das alles machen kdnnen. Aber sie ist seit 2010 im Amt,
und ich habe nicht vernehmen koénnen, dass sie eine wie
auch immer geartete Zwangsbarrierefreiheitsverord-
nung oder irgendwas in der Richtung geschaffen hitte.

(Katja Dérer [BUNDNIS 90/DIE  GRU-
NEN]: Das ist ja auch eine Frage der Zustin-
digkeiten!)

Deshalb finde ich es ehrlicher — Frau Klein-
Schmeink, ich nehme Sie ausdriicklich davon aus —, in
den Diskussionen auch zu sagen: Da ist schon etwas pas-
siert. Weiterhin gibt es Dinge, die wir 16sen miissen. —
Aber dann machen Sie bitte auch einen konkreten Lo-
sungsvorschlag, statt immer nur zu kritisieren und dann,
wenn die Sprache auf Dinge kommt, die teilweise schon
in Gesetzentwiirfen enthalten sind, so zu tun, als gébe es
sie nicht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU —
Maria Klein-Schmeink [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Lesen hilft!)

So, das war die Antwort auf die dritte Zwischenfrage.

Vizeprasidentin Ulla Schmidt:
Jetzt beginnen Thre letzten zwei Minuten zu laufen.
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Tino Sorge (CDU/CSU):
Die letzten zwei Minuten meiner Redezeit? — Gut.

Das Thema Versorgungsforschung ist auch angespro-
chen worden. In dem griinen Potpourri IThres Antrags
—ich weil}, Sie mdgen die Bezeichnung nicht — haben
Sie gefordert, auch da miisse mehr getan werden. Ich
weil} nicht, ob die Regelungen im Innovationsfonds vol-
lig an Thnen vorbeigegangen sind. Von den jahrlich zur
Verfiigung stehenden 300 Millionen Euro sind 75 Millio-
nen Euro fiir Versorgungsforschung eingeplant.

Wenn Sie sich konkreter damit befasst hétten — ich
unterstelle einmal, dass Sie das nicht getan haben —,
dann hétte Thnen auffallen miissen, dass das Bundes-
ministerium fiir Bildung und Forschung schon einen Ak-
tionsplan zur Versorgungsforschung vorgelegt hat. Es
gibt also ein konkretes MaBnahmenpaket mit punktge-
nauen Forderungen zum Wohle der Patienten sowohl mit
Behinderung als auch ohne. Da flieBen zwischen 2015
und 2018 50 Millionen Euro. Das ist, glaube ich, keine
kleine Summe.

Meine Damen und Herren, meine Kollegin Maria
Michalk hat bereits konstatiert, dass sie zum Schluss
wieder versohnlicher wurde. Ich hoffe, dass ich nicht un-
vers6hnlich gewirkt habe.

(Maria Klein-Schmeink [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Doch! Das haben Sie ganz klar!)

Natiirlich moéchte auch ich vers6hnlich wirken. So
mochte ich Thnen von den Griinen zum Schluss wirklich
ein ganz groBes Kompliment machen.

(Zurufe von BUNDNIS 90/DIE GRUNEN:
Oh! Oh!)

Denn Sie bleiben sich zumindest treu: Sie fordern in Ih-
rem Antrag bzw. auf Threm Wunschzettel erneut die Ein-
fiihrung der Biirgerversicherung und stellen sie als All-
heilmittel dar. Sie sollten eigentlich wissen, dass die
Biirgerversicherung kein Allheilmittel ist, weder fiir
Menschen mit Behinderung noch fiir Pflegebediirftige
und auch nicht fiir andere Versicherte. Ich glaube, dass
diese Strukturdiskussion vollkommen fehl am Platz ist.

Ich wiirde es begriilen, wenn wir die Dinge konstruk-
tiv auf den Weg bringen wiirden und wenn Sie abwarten
wiirden, welche Wirkung der Nationale Aktionsplan im
Realisierungszeitraum von zehn Jahren entfaltet. Inso-
fern: Horen Sie doch bitte auf, pessimistisch schwarz-
bzw. griinzumalen!

(Maria Klein-Schmeink [BUNDNIS 90/DIE
GRUNENT]: Das erzdhlen Sie einmal den Men-
schen mit Behinderung!)

Lassen Sie uns gemeinsam Ldsungen erarbeiten! Thr An-
trag, den Sie heute gestellt haben, stellt jedenfalls kein
passendes Mittel dar, um den Menschen mit Behinde-
rung in unserer Gesellschaft zu helfen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizeprasidentin Ulla Schmidt:

Vielen Dank. — Letzte Rednerin zu diesem Tagesord-
nungspunkt ist die Kollegin Helga Kiithn-Mengel, SPD-
Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Helga Kiihn-Mengel (SPD):

Sehr geehrte Frau Prisidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Liebe Zuhorerinnen und Zuhorer! Es sind
jetzt so viele Reizworter gefallen, dass es schwerfillt, ei-
nen Einstieg zu finden. Das ist also nicht so einfach.

(Maria Klein-Schmeink [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Das ist wahr! — Weiterer Zuruf
vom BUNDNIS 90/DIE GRUNEN: Ja, das
glaube ich!)

Herr Kollege Sorge, wir sind ja Partner in der Koali-
tion und deshalb jetzt auch Freunde.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD — Lachen
bei Abgeordneten der LINKEN)

Trotzdem muss ich sagen, dass in Nordrhein-Westfalen
unter dem Gesichtspunkt Teilhabe bzw. Barrierefreiheit
sehr viel passiert, zum Teil umgesetzt von den Land-
schaftsverbénden. Ich habe aber in meinen knapp fiinf
Minuten Redezeit nicht ausreichend Zeit, das alles zu
vertiefen.

Kollegin Wallert, ich unterstiitze Thren Beitrag. Die
Kollegin Kiihn-Mengel war iibrigens gestern Abend
auch anwesend; das nur nebenbei.

(Birgit Wollert [DIE LINKE]: Entschuldigen
Sie!)

Die Gesetzgebung fiir Menschen mit Behinderung hat
einen Vorlauf, an den ich noch einmal erinnern méchte,
ndmlich das WHO-Konzept der Gesundheitsférderung,
das 1986 formuliert und bis heute immer weiterentwi-
ckelt wurde. Diese sogenannte Ottawa-Charta hat ja ei-
nen ganz neuen Blick auf Gesundheit und Gesundheits-
versorgung gerichtet. Krankheit ist danach eben nicht
nur das Fehlen von Gesundheit und umgekehrt.

(Beifall der Abg. Mechthild Rawert [SPD])

Vielmehr hat Gesundheit mit vielen Faktoren zu tun, bei-
spielsweise mit seelischen, 6konomischen und 6kologi-
schen, aber auch — damit bin ich beim Thema — mit Par-
tizipation und der Stirkung von Gesundheitskompetenz.
Das hat uns in der Folgezeit bei Gesetzgebungsschritten
immer wieder geleitet, zumal es in der damaligen Charta
um einen weiteren wichtigen Begriff ging, ndmlich das
Verringern der sozialen und der gesundheitlichen Un-
gleichheit. Auch das interessiert uns ja in diesem Zusam-
menhang. Ganz sicher ist noch nicht genug mit Blick auf
die Menschen mit Behinderung geschehen. Aber — das
kann man schon sagen — es wurde doch eine Menge be-
wegt.

Ich darf daran erinnern, dass nach 1998 parteiiiber-
greifend viele Gesetze beschlossen wurden, etwa das
Gleichstellungsgesetz

(Thomas Stritzl [CDU/CSU]: Zum Beispiel!)
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Helga Kiihn-Mengel

oder das SGB XI — Rehabilitation und Teilhabe behin-
derter Menschen —, dem ein wirklich emanzipatorischer
Ansatz zugrunde liegt. Das alles muss weiterentwickelt
werden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Manches ist allerdings in der Umsetzung noch nicht so
weit. Aber all das hat Bewusstsein verdandert, vor allem
der Gedanke, dass es nicht um mehr staatliche Fiirsorge,
sondern um mehr Selbstbestimmung geht, und dass der
Blick nicht immer nur auf die Defizite der Menschen ge-
richtet werden darf, sondern auf deren Potenziale und
Ressourcen gerichtet werden muss.

(Beifall bei der SPD — Maria Klein-Schmeink
[BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Das ist alles
richtig!)

Die UN-Behindertenrechtskonvention beinhaltet noch
einmal einen anderen Anspruch, den wir auch in der
Fortschreibung der Gesetze aufgreifen.

Wir miissen aber auch kritisch sagen, dass Partizipa-
tion und Potenziale manchmal — jetzt werde ich einmal
trivial — an den fiinf Stufen vor dem Aufzug zur Arzt-
praxis enden oder an Untersuchungsgeriten, die nicht
barrierefrei sind, oder an mangelhaftem Wissen iiber
Krankheitsbilder und Behinderungsbilder sowie iiber
Alltagssituationen von Menschen. Aber nicht alles kann
die Politik regeln,

(Mechthild Rawert [SPD]: Ja!)

manches muss auch die Selbstverwaltung regeln und
manches auch andere Gruppen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Wir stellen eben fest, dass auch Menschen mit Behin-
derung all das erleben, was die anderen Nutzer und Nut-
zerinnen im System erleben, ndmlich ungeniigende Zu-
sammenarbeit der verschiedenen Sektoren, die nicht
immer optimale Kommunikation und zusétzliche Barrie-
ren, architektonische, aber auch die in den Kopfen, wie
wir immer sagen.

Vor allem aber — den Eindruck habe ich aus Gespra-
chen, und den haben wir auch auf der Basis der kargen
Daten, die es gibt — haben wir einen speziellen Hand-
lungsdruck etwa in der zahnirztlichen Versorgung von
Menschen mit Behinderung — da wird auch etwas veran-
dert werden — und in der Gynékologie. Es gibt ganze
flinf Praxen in der Bundesrepublik, die so spezialisiert
sind, dass sie den Kinderwunsch von Frauen mit Behin-
derung aufzugreifen in der Lage sind. Wir sehen hin-
sichtlich der Belange psychisch kranker Menschen und
auch bei den Menschen mit seltenen Erkrankungen Ver-
anderungsbedarf. Das haben wir gestern Abend ja ge-
hort.

Vor diesem Hintergrund ist es gut, dass das GK'V-Ver-
sorgungsstirkungsgesetz viele innovative Versorgungs-
formen aufgreift und starkt und endlich auch Behand-
lungszentren schafft. Die Kollegin Baehrens hat das

bereits erwihnt. Hier konzentriert und biindelt sich Wis-
sen, und das verdndert die Lebenswelt der Menschen.
Auflerdem gibt das Préventionsgesetz — nur ganz kurz,
Frau Présidentin, ich sehe Ihr Signal — die Mdglichkeit,
sehr stark in den Lebenswelten der Menschen etwas zu
verandern. Ist denn nicht eine Werkstatt, ist denn nicht
auch ein Wohnheim fiir Menschen mit Behinderung ein
Setting, in dem wir betriebliche Gesundheitsférderung
stattfinden lassen konnen?

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Da miissen die Werkstétten mitmachen.

Wir kénnen in der Kommune gemeinsam mit den
Menschen und mit den Selbsthilfeorganisationen barrie-
refreie Rdume schaffen. Wir konnen vieles umsetzen,
was wir politisch wollen, und das werden wir auch.

Der Antrag — das wurde schon gesagt — hat viel mit
einem Antrag der SPD vor einigen Jahren zu tun. Das
leitet uns bei der Politik und hat uns auch schon geleitet.
Diesen Weg werden wir fortsetzen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Vizeprasidentin Ulla Schmidt:

Vielen Dank. — Frau Kollegin Kiihn-Mengel, es ist
schon, dass Sie das Signal sehen, aber in der Regel sollte
man dann auch zum Ende kommen. Auch die anderen,
die das Signal sehen, mdchte ich noch einmal darauf hin-
weisen.

Ich schliee die Aussprache.

Interfraktionell wird Uberweisung der Vorlage auf
Drucksache 18/3155 an die in der Tagesordnung aufge-
fithrten Ausschiisse vorgeschlagen. Sind Sie damit ein-
verstanden? — Ich sehe, das ist der Fall. Dann ist die
Uberweisung so beschlossen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 11 sowie Zusatz-
punkt 3 auf:

11 Zweite und dritte Beratung des von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurfs eines Fiinf-
ten Gesetzes zur Anderung des Vierten Bu-
ches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze
(5. SGB IV-AndG)

Drucksache 18/3699

Beschlussempfehlung und Bericht des Aus-
schusses fiir Arbeit und Soziales (11. Ausschuss)

Drucksache 18/4114

ZP 3 Zweite und dritte Beratung des von den Abge-
ordneten Kordula Schulz-Asche, Ulle Schauws,
Elisabeth Scharfenberg, weiteren Abgeordneten
und der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ent-
lassung der Pille danach aus der Verschrei-

bungspflicht und zur Erméglichung der kos-
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Vizeprisidentin Ulla Schmidt

tenlosen Abgabe an junge Frauen (Anderung
der Arzneimittelverschreibungsverordnung
und des Fiinften Buches Sozialgesetzbuch —
Gesetzliche Krankenversicherung)

Drucksache 18/3834

Beschlussempfehlung und Bericht des Aus-
schusses fiir Gesundheit (14. Ausschuss)

Drucksache 18/4116

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind fiir
die Aussprache 25 Minuten vorgesehen. — Ich hore kei-
nen Widerspruch. Dann ist so beschlossen.

Ich erdffne die Aussprache. Das Wort hat Gabriele
Hiller-Ohm, SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Vielleicht konnen die notwendigen Gesprache auller-
halb des Saales gefiihrt werden, damit die Kollegin
Hiller-Ohm Thre ganze Aufmerksambkeit hat.

Bitte schon.

Gabriele Hiller-Ohm (SPD):

Frau Présidentin! Meine Damen und Herren! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Ich freue mich sehr, dass wir
heute gemeinsam ein ganz besonderes Gesetz auf den
Weg bringen werden. Im Kern geht es um die Vereinfa-
chung und Verbesserung der Meldeverfahren in der so-
zialen Sicherung. Keine grofle Sache, kdnnte man mei-
nen. Das Ausmal} wird jedoch deutlich, wenn man sich
vor Augen hélt, welch riesige Mengen an Formularen
zwischen Arbeitgeberinnen, Arbeitgebern, Biirgerinnen
und Biirgern, den Krankenkassen, den Pflegekassen, der
Rentenversicherung, den Unfallkassen und der Arbeits-
losenversicherung hin- und hergeschickt werden.
400 Millionen Meldevorgénge kommen so in nur einem
einzigen Jahr zustande.

Stellen Sie sich einmal vor, jede dieser Meldungen
wiirde nur ein einziges DIN-A4-Blatt umfassen. Es
wiirde eine 120 000 Kilometer lange Papierschlange ent-
stehen, die man dreimal um die Erde wickeln konnte.
Christo wiirde sich vielleicht freuen. Wir kiindigen die-
sen Papier- und Datenmengen jedoch mit geballter parla-
mentarischer Kraft den Kampf an.

(Karl Schiewerling [CDU/CSU]: Genau!)

Wie ernst es uns damit ist, meine Damen und Herren, er-
kennen Sie schon daran, dass wir bis zur letzten Minute
um weitere Verbesserungen gerungen und sie in den Ge-
setzentwurf aufgenommen haben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

16 engbeschriebene Seiten mit zusdtzlichen guten Vor-
schlagen sind seit der Expertenanhdrung Anfang Februar
noch als Anderungsantrag hinzugekommen.

Zum Beispiel machen wir das Leben der vielen Klein-
unternechmerinnen und Kleinunternehmer leichter. Sie
miissen jetzt nicht mehr tdglich in ihren Computer

schauen, ob Meldungen von den Sozialversicherungen
fiir sie vorliegen. Einmal die Woche ist genug.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Da
klatscht noch nicht einmal irgendwer aus der
Koalition! — Beifall der Abg. Kerstin Griese
[SPD])

Endlich ist auch Schluss mit veralteten Papierformu-
laren beim Nachweis von Lohnen fiir die Unfallversiche-
rung. Das funktioniert demnéichst per Mausklick.

Unsere Kraftanstrengung zahlt sich in barer Miinze
aus. Fast 200 Millionen Euro und Berge an Biirokratie
werden mit dem vorliegenden Gesetz Jahr fiir Jahr ein-
gespart.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Solche Entlastungsgesetze, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, sollten wir wirklich viel 6fter machen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Nun ist es aber nicht so, dass wir uns mit der Entriim-
pelung und Modernisierung der Meldeverfahren zufrie-
dengegeben hétten. Nein, uns hat dieser Gesetzentwurf
geradezu befliigelt, auch in anderen Bereichen nach Ver-
besserungen zu suchen und sie gleich mit umzusetzen.

So sorgen wir jetzt fiir Rechtssicherheit beim Unfall-
versicherungsschutz, zum Beispiel fiir die vielen deut-
schen Ebolahelferinnen und -helfer.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU und der LINKEN)

Das, meine Damen und Herren, ist ein kleines Danke-
schon von uns an diese tollen Heldinnen und Helden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU, der LINKEN und des BUND-
NISSES 90/DIE GRUNEN)

Im Rentenrecht verbessern wir die Situation fiir un-
sere Biirgerinnen und Biirger, die im Ausland wertvolle
Entwicklungsarbeit leisten.

Sehr wichtig ist mir, dass wir den rezeptfreien Zugang
zur sogenannten Pille danach durchgesetzt haben.

(Beifall der Abg. Mechthild Rawert [SPD] —
Zuruf der Abg. Brigitte Pothmer [BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN)])

Heute regeln wir, dass junge Frauen unter 20 Jahren die
Pille danach auch zukiinftig kostenlos erhalten kénnen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/
CSU und der LINKEN - Brigitte Pothmer
[BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Das war aber
die Européische Kommission!)

Die Griinen haben genau zu diesem Thema einen ei-
genen Gesetzentwurf vorgelegt. Liebe Kolleginnen und
Kollegen, ziehen Sie ihn zuriick! Wir haben das bereits
erledigt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)
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Gabriele Hiller-Ohm

Wer nun meint, liebe Frau Prisidentin, das war’s mit
unserer Schaffenskraft, der irrt gewaltig. Wir haben auch
an unsere Jugendlichen gedacht. Mein Kollege Michael
Gerdes wird gleich noch darauf eingehen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich bin begeistert
von diesem gewaltigen Kraftakt, den wir heute unter Be-
weis stellen.

(Beifall bei der SPD — Ulli Nissen [SPD]: Su-
per!)

Ich bedanke mich bei den vielen Miittern und Vitern
dieses Gesetzes und hoffe, dass uns auch zukiinftig ver-
gleichbar Gutes gelingen wird.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizeprasidentin Ulla Schmidt:

Vielen Dank. — Néchster Redner ist der Kollege
Matthias W. Birkwald, Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Matthias W. Birkwald (DIE LINKE):

Sehr geehrte Frau Présidentin! Meine Damen und
Herren! Selten waren von einem Gesetzentwurf so viele
unterschiedliche Menschen betroffen wie von diesem.
Urspriinglich ging es um einfachere, computergestiitzte
Meldeverfahren zwischen den Unternehmen und den So-
zialversicherungstriagern; Kollegin Hiller-Ohm hat da-
riiber eben gesprochen. Aber jetzt sind zum Beispiel
auch betroffen: die volljahrige Waise, das junge Paar, bei
dem es einen Verhiitungsunfall gab, der Schulabgéinger
ohne Hauptschulabschluss, der jetzt eine berufliche Aus-
bildung anstrebt, und die langzeitarbeitslose Verkéufe-
rin, die vom Jobcenter in das Programm ,,Soziale Teil-
habe®“ aufgenommen werden wird. Diese Liste der
Betroffenen liee sich iibrigens beliebig verldngern.

Aber all diese Menschen haben iiberhaupt gar keine
Chance, die parlamentarischen Beratungen auch nur im
Ansatz nachzuvollziehen. Warum? Weil die Bundesregie-
rung ohne erkennbaren Grund sachlich vollig unzusam-
menhédngende Gesetzesdnderungen in ein sogenanntes
Omnibusgesetz gepackt hat. Transparenz, Biirgernihe
und gute Debattenkultur, meine Damen und Herren von
der Koalition, kriegen Sie mit einem Sammelsuriumge-
setz wie diesem nicht hin. Darum, meine Damen und
Herren, lehnen wir Linken ein solches Omnibusverfah-
ren grundsétzlich ab.

(Beifall bei der LINKEN — Zurufe von der
CDU/CSU und der SPD: Oh!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen von CDU/CSU und
SPD, schauen wir uns dennoch einmal Ihren bunten
StrauB3 an Gesetzesédnderungen an!

(Karl Schiewerling [CDU/CSU]: Bunt ist er
schon mal!)

Zuerst die guten Punkte:

(Ulli Nissen [SPD]: Hort! Hort!)

Erstens. Sie verbessern den Unfallversicherungs-
schutz fiir die Ebolahelferinnen und Ebolahelfer. Das ist
gut.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD)

Zweitens. Es ist gut, dass Sie Waisen, die in einer
Ausbildung sind, die Waisenrente kiinftig nicht mehr
kiirzen wollen, auch wenn ihr Einkommen oberhalb von
500 Euro liegt. Gut!

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Drittens. Sie strukturieren die assistierte Ausbildung
fiir hochstens 10 000 sozial- und bildungsbenachteiligte
Jugendliche neu. Das ist zwar ein richtiger Schritt,

(Karl Schiewerling [CDU/CSU]: Und auch
gut!)

aber er ist viel zu klein angesichts von 260 000 Jugendli-
chen, die in UbergangsmafBnahmen stecken statt in einer
ordentlichen Ausbildung. Und: Dieses befristete Pro-
gramm wird von der Bundesagentur fiir Arbeit und von
den Jobcentern finanziert. Die Arbeitgeber miissen kei-
nen Cent dazubezahlen, und das, meine Damen und Her-
ren, ist ungerecht.

(Beifall bei der LINKEN — Karl Schiewerling
[CDU/CSU]: Das stimmt nicht!)

Aber wenn es den Jobcentern und den Arbeitsagenturen
wirklich gelingen sollte, 10 000 Jugendliche in eine or-
dentliche Ausbildung zu bekommen, dann wére das rich-
tig und gut.

Meine Damen und Herren, kommen wir zur Pille da-
nach. Zehn Jahre hat der peinliche Eiertanz um die Pille
danach gedauert,

(Heiterkeit bei der LINKEN sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

zehn Jahre auf dem Riicken von jungen Frauen, die nach
einem Verhiitungsunfall Angst vor einer ungewollten
Schwangerschaft haben. Nun ist er zu Ende, und die Ver-
schreibungspflicht fiir die Pille danach wird endlich ab-
geschafft. Das findet die Linke gut.

(Beifall bei der LINKEN)

Aber warum ist der Eiertanz zu Ende? Zu Threm Ver-
gniigen, liebe Kolleginnen und Kollegen von der Union,
zitiere ich die FAZ von gestern:

Die ,,Pille danach* ohne arztliche Beratung wiirde
er

— gemeint ist Gesundheitsminister Hermann Grohe —

gern verhindern, kann es aber gegen das Votum der
EU nicht.

Stimmt! Deshalb sollten die Bundesregierung und die
Koalition sich bei diesem Thema auch nicht vor Stolz
auf die Brust klopfen; denn dafiir gibt es keinen Grund.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)
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Matthias W. Birkwald

Lassen Sie mich zum Schluss noch zu einem beson-
ders kritischen Punkt kommen. Frau Staatssekretirin
Losekrug-Moller, Langzeiterwerbslose, die demnéchst
tiber das neue Programm ,,Soziale Teilhabe* einen Job
erhalten, sollen keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld I
erwerben diirfen. Das heif3t auf Deutsch: Wenn die Teil-
nehmenden nach der Maflnahme keinen reguldren Job
auf dem ersten Arbeitsmarkt ergattern, dann schicken
Sie sie sofort wieder zuriick in Hartz IV. Diesen Drehtiir-
effekt in Hartz IV lehnen wir Linken ab.

(Beifall bei der LINKEN)

Ja, wir brauchen offentlich geforderte Beschéftigungs-
verhiltnisse. Aber sie miissen gleichwertig und voll so-
zialversicherungspflichtig sein.

Meine Damen und Herren, unter dem Strich finden
sich in Threm bunten Straul von Gesetzesédnderungen ei-
nige wenige rote Rosen,

(Gabriele Hiller-Ohm [SPD]: Es waren ganz
schon viele!)

manche Nachtschattengewéchse, viele Zwiebelbliiten
und eine Distel. Deswegen enthalten wir uns bei Threm
Gesetzentwurf.

Danke schon.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Ulla Schmidt:

Vielen Dank. — Fiir die CDU/CSU-Fraktion spricht
jetzt die Kollegin Gabriele Schmidt.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Gabriele Schmidt (Uhlingen) (CDU/CSU):

Frau Présidentin! Meine Damen und Herren! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Biirokratieabbau, Rechts-
klarheit, Rechtssicherheit und vor allem Entlastung fiir
die Arbeitgeber — das ist nicht wenig, was wir mit dem
SGB-IV-Anderungsgesetz vorhaben.

Das Formular- und Meldewesen durchdringt die tigli-
che Arbeit aller Unternehmen bis zur kleinsten Firma.
Das ist kein Wunder bei den schon geschilderten
400 Millionen Meldevorgdngen jédhrlich im Bereich der
sozialen Sicherung. Die Informationspflichten sind da,
miissen auch weitestgehend sein. Aber durch optimierte
und vereinfachte Meldeverfahren wollen und werden wir
die Arbeitgeber entlasten. Das steht in diesem Gesetz
und den Anderungsantriigen.

Die Verbesserung technischer und organisatorischer
Abldufe in den elektronischen Meldeverfahren zwischen
Sozialversicherungstragern und Arbeitgebern wird die
Biirokratiekosten im dreistelligen Millionenbereich sen-
ken.

(Karl Schiewerling [CDU/CSU]: Hort! Hort!)

Der vorliegende Gesetzentwurf fufit auf den Ergebnissen
der gemeinsamen Projektarbeit OMS, an der sich alle
beteiligten Praktiker und Anwender eingebracht haben.

Welche konkreten Anderungen und Verbesserungen
gibt es, die von der CDU/CSU-Fraktion und dem Koali-
tionspartner angestoflen worden sind? Den tdglichen Da-
tenabgleich, der von meinem Kollegen Strengmann-
Kuhn in der ersten Lesung kritisiert worden ist, haben
wir in eine wochentliche Abruffrist umgewandelt.

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Wolfgang
Strengmann-Kuhn [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Gut so!)

Die kleinen Arbeitgeber werden dadurch sinnvoll entlas-
tet. Die wochentliche Abruffrist fithrt auch nicht zu einer
Verschlechterung des Meldewesens.

(Karl Schiewerling [CDU/CSU]: Wichtig fiir
die Betriebe! Richtig!)

Uberaus wichtig und richtig sind die Anderungen im
Rentenrecht, zum Beispiel die Angleichung des Waisen-
rentenrechts an das Steuer- und Kindergeldrecht, Herr
Schiewerling. Der Wegfall der Einkommensanrechnung
fiihrt bei volljdhrigen Waisen definitiv zur Verwaltungs-
vereinfachung. Ich erinnere mich gut: Wie Kollegin
Hiller-Ohm habe auch ich zwei Waisenkinder, die als
Studenten gearbeitet haben, was einen ziemlichen Pa-
pierkrieg zwischen dem Schwarzwald und der Berliner
Rentenzentrale ausgelost hat.

Weitere Anderungen gibt es beim elektronischen
Lohnnachweis. Anstatt einer anlassbezogenen Sozial-
versicherungsmeldung erstellt der Unternehmer einen
jéhrlichen Lohnnachweis und iibermittelt die Daten di-
rekt an den Unfallversicherungstrager. Ob das mit einem
einfachen Mausklick getan ist, wage ich zu bezweifeln.
Es wird aber auf jeden Fall ein vereinfachtes Verfahren
sein. Diese Methode beugt natiirlich Fehlern vor und re-
duziert den zeitlichen und damit finanziellen Aufwand
fiir die Arbeitgeber ganz erheblich.

Beim Omnibusgesetz — unabhingig davon, ob das be-
liebt ist oder nicht — habe ich noch weitere Anderungen
zu kommentieren. Ein aktuelles Thema, das die ganze
Welt in Atem hélt, ist die Ebolafieberepidemie in West-
afrika, bei der es bereits iiber 9 000 Tote gegeben hat.
Hier haben sich viele freiwillige Helfer aus Deutschland
bereitgefunden, ehrenamtlich helfend einzugreifen. Fiir
diese stillen Helden wollen wir den gesetzlichen Unfall-
versicherungsschutz ausweiten, bis zur geplanten Schaf-
fung einer UVB-eigenen Auslandsversicherung.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Die Pille danach ist auch schon erwéhnt worden. Sie
ist aufgrund einer Entscheidung der EU-Kommission
nicht mehr verschreibungspflichtig. Es soll aber die Kos-
teniibernahme durch die Krankenkassen filir junge
Frauen im Alter bis zu 20 Jahren fortgefiihrt werden. Ein
Werbeverbot soll eingefiihrt werden. Das halte ich fiir
vollkommen richtig.

(Brigitte Pothmer [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Wenn Sie kdnnten, wiirden Sie die auch
weiterhin verbieten!)
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Auch der Deutsche Apothekerverband und der GKV-
Spitzenverband haben bei einer Anhérung im Februar
die Sinnhaftigkeit dieses Werbeverbots bestétigt. Wir
wollen der Gefahr einer unsachgeméfen Selbstmedika-
tion entgegenwirken. Das Selbstbestimmungsrecht von
jungen Frauen wird nicht tangiert. Das respektieren wir,
aber es geht um die Gesundheit von jungen Frauen. Die
Pille danach ist eine Notfallverhiitung und soll es auch
bleiben.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die letzte wichtige Anderung ist die Einfiihrung des
Instruments der assistierten Ausbildung. Im Koalitions-
vertrag wurde vereinbart, Chancen der assistierten Aus-
bildung zu nutzen. Sie ist ein wichtiger Baustein neben
den sogenannten ausbildungsbegleitenden Hilfen. Mit
dem neuen, befristeten Instrument der assistierten Aus-
bildung sollen lernbeeintrichtigte und sozial benachtei-
ligte junge Menschen eine individuelle und kontinuierli-
che Unterstiitzung erhalten und zum erfolgreichen
Abschluss einer betrieblichen Berufsausbildung im dua-
len System gefiihrt werden.

Ja, das ist ein Instrument, das fiir die Ausbildung im
dualen System in Betrieben eingerichtet wird, wo die
weit liberwiegende Zahl der Berufsausbildungen stattfin-
det. Selbst auf eine Ausbildung in einer Vollzeitschule,
etwa bei Erzieherinnen und Erziehern, bei Altenpflege-
rinnen und Altenpflegern, folgt — jedenfalls in meinem
Bundesland Baden-Wiirttemberg — zwingend eine Aner-
kennungszeit in einer entsprechenden Einrichtung. Diese
Ausbildungen sind also auch dual.

Das Instrument soll in besonderer Weise den Arbeit-
gebern dienlich sein. Wir wollen auch den Arbeitgebern
Unterstiitzung zur Seite stellen, nicht nur den jungen
Menschen. Damit werden die Erfolgschancen fiir beide
Seiten verbessert. Die Betriebe sind wichtig fiir den Er-
folg; das diirfen wir nicht vergessen. Wir wollen auch
neue Betriebe ermuntern, ihrer Verantwortung und ihrem
Ausbildungsauftrag gerecht zu werden. Daher haben wir
uns auf die duale Ausbildung konzentriert.

Der Paritdtische Gesamtverband sammelt seit Jahren
Praxiserfahrungen mit der assistierten Ausbildung in
meinem Bundesland Baden-Wiirttemberg, von 2004 bis
2008 im Rahmen des Projekts ,,diana®, seit 2008 im da-
rauffolgenden, umfassenderen Projekt ,.carpo®. Beide
Projekte wurden von CDU-gefiihrten Landesregierungen
initiiert. Bei der bundesweiten gesetzlichen Verankerung
konnen wir jetzt von dieser langjéhrigen Praxiserfahrung
profitieren.

Noch eine Stimme aus der Praxis: Norbert Sedlmair,
der Vorsitzende der Geschéftsfiihrung der Agentur fiir
Arbeit in Lorrach, die fiir einen Teil meines Wahlkreises
zustandig ist, hat mir bestdtigt, dass assistierte Ausbil-
dung eine sinnvolle Ergénzung des bereits vorhandenen
Instrumentariums ist, und das in einem Bezirk, der seit
Jahren die zweitniedrigste Jugendarbeitslosigkeit in ganz
Deutschland hat.

Dank der Bemiihungen und des Einsatzes der Arbeits-
gruppe Arbeit und Soziales der CDU/CSU-Bundestags-

fraktion wird der Personenkreis nun erweitert, was wir
flir sehr sinnvoll erachten.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Der Wunsch nach einer Erweiterung der Zielgruppe
wurde tibrigens in der schon erwahnten Anhdérung auch
vom DGB geéuBert.

(Kerstin Griese [SPD]: Ja, und die SPD fand
das auch gut!)

— Und die SPD findet es auch gut. Sehr gut, wir sind uns
einig.

Unser erstes Ziel ist die Erweiterung der Zielgruppe
um junge Menschen mit einem Abschluss und éltere Ju-
gendliche mit Vermittlungshemmnissen und sogenannter
geringer Affinitdt zur Berufsausbildung. Dies betrifft
junge Menschen, bei denen vielleicht ein Elternteil ge-
storben ist, eine Beziehung in die Briiche gegangen ist
oder es einen Drogenabsturz gab; selbst alleinerziehende
Frauen und Minner sind davon betroffen. Vielleicht
muss eine zweite Ausbildung gemacht werden. All die-
jenigen werden jetzt von diesem Programm erfasst. Sie
konnen eine betriebliche Ausbildung beginnen, fortset-
zen oder erfolgreich zu Ende bringen, sofern Landeskon-
zeptionen existieren und Dritte sich mindestens mit
50 Prozent an der Forderung beteiligen; ich komme
gleich darauf zu sprechen.

Unser zweites Ziel ist die Schaffung eines angemesse-
nen und offen gestaltbaren konzeptionellen Rahmens,
um auf individuelle Lebenslagen, Unterstiitzungsbedarfe
und Vermittlungshemmnisse eingehen und mit jeweils
addquaten Angeboten flexibel reagieren zu konnen.
Auch dieses Ziel wird erreicht.

Das dritte Ziel ist die Offnung der Gestaltungs- und
Finanzierungsoptionen fiir Dritte. Ich meine, die Lander
und Kommunen haben genauso wie wir ein vitales Inte-
resse daran, dass kein Jugendlicher verloren geht. Die
Wirtschaft wird sich ebenfalls an der assistierten Ausbil-
dung beteiligen — sie sucht doch hénderingend nach
Fachkréften. Einige IHKs und Handwerkskammern ha-
ben hier bereits entsprechende Signale gesetzt. Das soll-
ten bitte auch Sie zur Kenntnis nehmen, Herr Kollege
Birkwald.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg.
Kerstin Griese [SPD])

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir stellen die as-
sistierte Ausbildung auf solide Fiile; das wollen wir mit
diesem Gesetz erreichen. Der Start erfolgt bereits zum
nichsten Lehrjahr 2015/16.

Mein letzter Punkt. Eine weitere Anderung — dariiber
freue ich mich besonders; ich mochte es hervorheben —
ist die Aufnahme der assistierten Ausbildung in den
Leistungskatalog des § 115 SGB III. Dort geht es um die
Forderung der Berufsausbildung und damit Teilhabe jun-
ger Menschen mit Behinderung am Arbeitsleben. Die as-
sistierte Ausbildung stellt eine weitere wichtige Mog-
lichkeit zur Forderung inklusiver Berufsausbildung im
Betrieb fiir Menschen mit Behinderung dar. Sie ist damit
eine Alternative zu einer auflerbetrieblichen Ausbildung

©

(D)



(A)

(B)

8366

Deutscher Bundestag — 18. Wahlperiode — 88. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 26. Februar 2015

Gabriele Schmidt (Uhlingen)

oder zur beruflichen Bildung in Werkstitten fiir Men-
schen mit Behinderung. Damit greifen wir ein ganz
wichtiges Ziel des Nationalen Aktionsplans der Bundes-
regierung zur Umsetzung der UN-Behindertenrechts-
konvention auf.

Alles in allem ist das ein gelungener Abschluss eines
Gesetzgebungsverfahrens. Ich bitte Sie alle um Ihre Zu-
stimmung.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizeprasidentin Ulla Schmidt:

Vielen Dank. Das war eine punktgenaue Landung. —
Nichste Rednerin ist Brigitte Pothmer, Biindnis 90/Die
Grlinen.

Brigitte Pothmer (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Frau Présidentin! Meine Damen und Herren! Herr
Birkwald hat recht: Dieses Omnibusgesetz enthélt ein
ganzes Konglomerat von unterschiedlichen Regelun-
gen. Ich will hier zu zwei Punkten etwas sagen: erstens
zur assistierten Ausbildung und zweitens zur Pille da-
nach.

Frau Schmidt, wir halten die assistierte Ausbildung
fiir ein sinnvolles Instrument. Deswegen werden wir die-
sem Gesetzentwurf auch zustimmen. Ich will hier aber
betonen: Angesichts von 1,5 Millionen Menschen unter
35 Jahren ohne berufsqualifizierenden Abschluss ist die
assistierte Ausbildung in dem angestrebten Umfang na-
tiirlich nur ein Tropfen auf den heiflen Stein und kann
nicht ausreichen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der LINKEN)

Angesichts der Tatsache, dass wir in den Betrieben eine
historisch niedrige Ausbildungsquote haben, ist es das
Minimum, was Sie tun miissen. Aber es ist ein Schritt in
die richtige Richtung.

Sie haben jetzt — nicht auf Ihre eigene Initiative hin,
Frau Schmidt, sondern nach einer massiven Kritik der
Sachverstindigen bei der Anhorung — jedenfalls formal
eine Ausweitung der Zielgruppe vorgenommen. Das fin-
den wir richtig. Ich finde es richtig, dass jetzt nicht nur
sozial benachteiligte oder lernbehinderte Jugendliche da-
von profitieren, sondern dass es eine Ausweitung auf die
Gruppe gibt, deren Angehdrige aufgrund besonderer Le-
benslagen, wie Sie es nennen, Schwierigkeiten haben,
eine Ausbildung durchzuhalten oder zu beginnen.

Warum aber setzen Sie dann die Hiirden so verdammt
hoch? Die Voraussetzungen fiir die Angehoérigen dieser
Gruppe, dass sie von diesem Instrument profitieren,
sind: Erstens. Sie miissen in einem Bundesland leben,
das ein eigenes Landeskonzept hat, welches diese beson-
deren Lebenslagen konkretisiert. Zweitens. Es muss eine
eigene Landeskonzeption fiir diese assistierte Ausbil-
dung geben. Drittens. Es muss einen Dritten geben, der
mindestens 50 Prozent gegenfinanziert. Meine Damen

und Herren, jetzt seien Sie doch einmal ehrlich: Das ist
eher ein Verhinderungsprogramm, als dass es tatsdchlich
mehr Jugendliche in die Ausbildung bringt.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der LINKEN)

Was ich — auch nach Threm Beitrag, Frau Schmidt —
iiberhaupt nicht verstehe: Warum sollen Jugendliche, die
eine vollzeitschulische Ausbildung machen, davon nicht
profitieren? Das ist ein Drittel aller Auszubildenden.
Glauben Sie wirklich, dass es in dieser Gruppe keine so-
zial Benachteiligten, keine Lernbehinderten oder keine
Jugendlichen gibt, die sich in besonders schwierigen Le-
benslagen befinden? Also, es macht wirklich keinen
Sinn, so hohe Hiirden zu setzen und diese Gruppe auszu-
schlieBen. Das kritisiere ich noch einmal ausdriicklich.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der LINKEN)

Ich habe es schon in der Ausschussberatung gesagt:
Bitte legen Sie an dieses Instrument nicht die Ausschrei-
bungsregelung der BA an. Wenn Sie das tatsédchlich ma-
chen, werden Sie in der assistierten Ausbildung weder
Qualitdt noch Kontinuitdt sicherstellen. Damit machen
Sie ein sinnvolles Instrument kaputt.

Jetzt noch ein paar Sdtze zu der Pille danach. Liebe
Kolleginnen und Kollegen von der CDU/CSU — Herr
Birkwald hat es schon gesagt —: Zehn Jahre lang haben
Sie aus rein ideologischer Verbohrtheit verhindert, dass
Frauen auch in Deutschland — wie in anderen européi-
schen Landern — nach einer Verhiitungspanne oder — viel
schlimmer noch — nach einer Gewaltanwendung einen
schnellen und unkomplizierten Zugang zu der Pille da-
nach bekommen. Sie haben damit das Selbstbestim-
mungsrecht der Frau behindert.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der LINKEN)

Frau Hiller-Ohm, Sie brauchen es sich iiberhaupt
nicht an die Brust zu heften, dass sich das jetzt dndert.
Das haben die Frauen nicht etwa einem Sinneswandel
der GroBlen Koalition zu verdanken — da hat die CDU/
CSU ndmlich eine interessensgeleitete Einsichtsbarriere —,

(Heiterkeit beim BUNDNIS 90/DIE  GRU-
NEN sowie bei Abgeordneten der SPD und
der LINKEN — Matthias W. Birkwald [DIE
LINKE]: Sehr schon!)

sondern das haben Sie ausschlieBlich der Européischen
Kommission zu verdanken.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Ich sage Thnen: Wie gut, dass Deutschland ein Teil Euro-
pas ist; denn wenn sich die Frauen auf Sie verlassen
miissten, dann wéren sie verlassen.

Ich danke Thnen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE. GRUNEN
und bei der LINKEN — Widerspruch bei Abge-
ordneten der CDU/CSU)
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Vizeprasidentin Ulla Schmidt:

Vielen Dank. — Fiir die SPD-Fraktion erhélt jetzt
Michael Gerdes das Wort.

(Beifall bei der SPD)

Michael Gerdes (SPD):

Frau Prasidentin! Meine Damen und Herren! Ich habe
drei Minuten, in denen ich auch auf die assistierte Aus-
bildung eingehen will. Frau Pothmer, Sie behaupten, die
Sache mit der Pille danach ist nur auf Threm Mist ge-
wachsen — wenn ich das so formulieren darf —, aber das
ist falsch. Auch die SPD hat einiges dafiir getan.

(Beifall bei der SPD)

Ich kann mich an viele Diskussionen erinnern, die wir
gefiihrt haben, und auch an viele Probleme, die an uns
herangetragen wurden. Von daher war das auch unser
Verdienst.

In der Politik sind wir gut, wenn wir Chancen eroff-
nen und Wege ebnen. Das tun wir mit dem vorliegenden
Gesetzesentwurf. Er beinhaltet ndmlich unter anderem
das Instrument der assistierten Ausbildung. Dahinter
verbergen sich umfangreiche Hilfen fiir benachteiligte
junge Menschen. Von daher wiirde ich das nicht ganz so
negativ sehen, Herr Birkwald. Es geht um verstirkte Be-
rufsorientierung, Hilfe bei der Suche nach einem Ausbil-
dungsplatz, Hilfe beim Lernen und auch um sozialpéda-
gogische Begleitung. Das sind aus meiner Sicht sehr
sinnvolle Hilfestellungen. SchlieBlich wissen wir alle:
Ausbildung ist ein Schliissel zum Erfolg. Junge Men-
schen miissen von Anbeginn an alle Chancen auf Bil-
dung erhalten, damit sie gar nicht erst von Arbeitslosig-
keit betroffen sind.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Deswegen sage ich: Wenn wir heute gut ausbilden, si-
chern wir die Fachkréftebasis von morgen. Wir sprechen
also auch iiber Arbeitsforderung und iiber Fachkrifte-
sicherung.

(Beifall bei der SPD — Matthias W. Birkwald [DIE
LINKE]: Aber 10 000 sind zu wenig!)

— Ja, 10 000 Plitze mogen zu wenig sein, aber es ist ein
erster Schritt.

Erste Erfahrungen mit der assistierten Ausbildung ha-
ben wir zum Beispiel in Baden-Wiirttemberg gemacht;
iibrigens ESF-finanziert, das mochte ich dazusagen. Sie
machen uns Mut. Sozialférderungsbediirftige junge
Menschen haben es leichter, in eine betriebliche Ausbil-
dung zu kommen, wenn sie kontinuierlich und gezielt
begleitet werden, und das tun wir.

Ich will tibrigens nicht die auerbetriebliche Ausbil-
dung diskreditieren, aber unsere Stirke ist gerade das
duale Ausbildungssystem. Das Lernen im laufenden Be-
trieb, praxisorientiert, macht viel aus, und dabei sollte es
bleiben.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie des
Abg. Heinz Wiese [Ehingen] [CDU/CSU])

Im Rahmen dieses Gesetzgebungsverfahrens habe ich
etwas Wichtiges gelernt: Ein Und kann auch ein Oder
sein,

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU)

und in diesem Fall lege ich Wert auf das Oder. Damit er-
weitern wir die Zielgruppe fiir die assistierte Ausbildung
fiir diejenigen, die dafiir infrage kommen. Wir kénnen
damit also recht vielen ausbildungswilligen Jugendli-
chen eine Briicke bauen. Lernbeeintréchtigte junge Men-
schen sollen ebenso wie sozial benachteiligte junge
Menschen unterstiitzt werden. Das Angebot der assis-
tierten Ausbildung gilt zunichst — das haben wir gerade
schon gehdrt — von 2015 bis 2018. Das entspricht dem
Zeitraum, den wir fiir die Allianz fiir Aus- und Weiter-
bildung vereinbart haben.

(Beifall des Abg. Karl Schiewerling [CDU/
CSU))

Fiir die praktische Arbeit vor Ort brauchen die Mitar-
beiter in den Agenturen, die Lehrer und Sozialpddago-
gen an den Schulen, die Betriebe und selbstversténdlich
auch die Jugendlichen selbst klare Konzepte. Es muss
schliissig und transparent werden, wer wann was und
wen fordert. Langfristig ist ein vergleichbares, gleich gu-
tes Angebot fiir alle, die sich am Ubergang von der
Schule zur Ausbildung befinden, wichtig.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir beraten heute
ein Omnibusgesetz, in dem eine Menge drinsteckt. Lei-
der steckt nicht drin die Modernisierung der Sozialwah-
len. Wir hétten gerne den Weg dafiir freigemacht. Leider
ist dieser Omnibus ohne die Selbstverwalter abgefahren.
Ich hoffe, dass — auch wenn es aktuell nicht absehbar
ist— das Ziel einer starken Selbstverwaltung erreicht
wird. Daran wollen wir gemeinsam arbeiten.

Herzlichen Dank und Gliickauf!
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizeprasidentin Ulla Schmidt:
Vielen Dank. — Ich schliefle die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung iiber den von der Bun-
desregierung eingebrachten Gesetzentwurf zur Ande-
rung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch und anderer
Gesetze. Der Ausschuss fiir Arbeit und Soziales emp-
fiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache
18/4114, den Gesetzentwurf der Bundesregierung auf
Drucksache 18/3699 in der Ausschussfassung anzuneh-
men. Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der
Ausschussfassung zustimmen wollen, um das Handzei-
chen. — Wer stimmt dagegen? — Wer enthilt sich? — Der
Gesetzentwurf ist damit in zweiter Beratung bei Enthal-
tung der Fraktion Die Linke angenommen.

Dritte Beratung

und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. —
Wer stimmt dagegen? — Wer enthélt sich? — Der Gesetz-
entwurf ist mit den Stimmen der Fraktionen von CDU/
CSU, SPD und Biindnis 90/Die Griinen bei Enthaltung
der Fraktion Die Linke in dritter Beratung angenommen.
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Zusatzpunkt 3. Abstimmung iiber den Gesetzentwurf
der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen zur Entlassung der
Pille danach aus der Verschreibungspflicht und zur Er-
moglichung der kostenlosen Abgabe an junge Frauen.
Der Ausschuss fiir Gesundheit empfiehlt in seiner Be-
schlussempfehlung auf Drucksache 18/4116, den Ge-
setzentwurf der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen auf
Drucksache 18/3834 abzulehnen. Ich bitte diejenigen,
die dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, um das
Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? —
Der Gesetzentwurf ist in zweiter Beratung mit den Stim-
men der Fraktionen von CDU/CSU und SPD gegen die
Stimmen der Fraktionen Die Linke und Biindnis 90/Die
Griinen abgelehnt. Damit entfdllt nach unserer Ge-
schéftsordnung die weitere Beratung.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 12 auf:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Ulla
Jelpke, Jan Korte, Dr. André Hahn, weiterer Ab-
geordneter und der Fraktion DIE LINKE

Aufhebung des Betitigungsverbots fiir die
Arbeiterpartei Kurdistans PKK und Strei-
chung der PKK von der EU-Terrorliste

Drucksache 18/3575

Uberweisungsvorschlag:

Innenausschuss (f)

Auswirtiger Ausschuss

Ausschuss fiir Recht und Verbraucherschutz

Ausschuss fiir Menschenrechte und Humanitére Hilfe
Ausschuss fiir die Angelegenheiten der Europdischen Union

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind fiir
die Aussprache 25 Minuten vorgesehen. — Ich hore kei-
nen Widerspruch. Dann ist so beschlossen.

Ich eroffne die Aussprache. Das Wort hat die Kolle-
gin Ulla Jelpke, Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Ulla Jelpke (DIE LINKE):

Frau Présidentin! Meine Damen und Herren! Liebe
Giste vom Kurdischen Nationalkongress auf der Besu-
chertribiine!

(Beifall bei der LINKEN)

Die heutige Debatte iiber das PKK-Verbot ist ldngst
iiberfillig. Es ist nach iiber 20 Jahren an der Zeit, Bilanz
zu ziehen und den Weg des Dialogs zu gehen. Zu den
Folgen des Verbots gehoren Tausende Strafverfahren,
Razzien, Vereins- und Versammlungsverbote. Allein in
den letzten zehn Jahren gab es bundesweit 4 500 Strafta-
ten mit PKK-Bezug.

(Marian Wendt [CDU/CSU]: Sehen Sie mal,
warum wir sie verbieten miissen!)

Dabei handelt es sich in der Masse eben nicht um Ge-
waltdelikte, Herr Kollege. Es geht um Spenden, um ver-
botene Symbole und Parolen.

(Marian Wendt [CDU/CSU]: Drogengeld!
Menschenhandel! Unterschlagung!)

Ausloser von Polizeieinséitzen bei Demonstrationen sind
oft PKK-Fahnen oder Bilder von Ocalan. In der Tiirkei
werden diese iibrigens langst gezeigt. Das ist doch wirk-
lich absurd.

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg.
Corinna Riiffer [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN])

Ein Gro8teil der fast 1 Million Kurden in Deutschland
sicht sich infolge des PKK-Verbots von Grundrechtsein-
schrinkungen und Kriminalisierung, von Diskriminie-
rung, Ausgrenzung und Misstrauen betroffen. Durch das
PKK-Verbot wurde in der hiesigen Gesellschaft ein Ne-
gativbild von Kurden erzeugt, mit gravierenden Folgen
im Alltagsleben. Tausenden Fliichtlingen wurde das
Asyl wieder aberkannt. Tausende hier aufgewachsene
Jugendliche werden nicht eingebiirgert, weil sie sich fiir
die Rechte der Kurden einsetzen.

Ein Beispiel ist die junge Kurdin Sultan Karayigit,
besser bekannt als Leyla. Zu ihrem 18. Geburtstag be-
kam sie, die seit acht Jahren bei ihrer Familie in Nirn-
berg lebte, einen Ausweisungsbescheid. Sie sei — ich zi-
tiere — ,,eine abstrakte Gefahr*. Straftaten hat diese junge
Frau nie begangen. Aber als Jugendliche beteiligte sie
sich an kurdischen Demonstrationen und war in einem
Kurdenverein aktiv. Aufgrund von Aufenthaltsbeschrén-
kungen verlor Leyla zwei Ausbildungsstellen. Sie
musste in Deutschland Asyl beantragen. Nach vier Jah-
ren wurde Leyla schlieflich als Fliichtling anerkannt — in
Deutschland, wo sie seit ihrer Kindheit lebt. Das zeigt,
dass das PKK-Verbot auch ein Hindernis bei der Integra-
tion ist.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Entstehung der PKK war eine Reaktion auf die
jahrzehntelange blutige Unterdriickung der Kurden in
der Tiirkei und auf das Verbot ihrer Sprache und Kultur.
Das PKK-Verbot in Deutschland wurde wiederum mit
Riicksicht auf den NATO-Partner Tiirkei begriindet.
Doch heute verhandelt die Tiirkei mit dem PKK-Chef
Ocalan iiber eine politische Lésung. Die Waffen schwei-
gen seit zwei Jahren weitgehend.

(Clemens Binninger [CDU/CSU]: Ja, weitge-
hend!)

Die Aufhebung des PKK-Verbots wire ein wichtiges
Signal an Ankara, den Friedensprozess weiterzuent-
wickeln.

(Beifall bei der LINKEN)

Meine Damen und Herren, im Nahen Osten kdmpft
die PKK heute gemeinsam mit Peschmerga und syri-
schen Kurden gegen die Massenmorder des sogenannten
,Islamischen Staates”. Die PKK und ihre Verbiindeten
haben dadurch Hunderttausenden das Leben gerettet, un-
ter anderem vielen Jesiden.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Selbst Herr Kauder dachte laut dariiber nach, der
PKK Waffen zu liefern. Doch in Deutschland wird jede
Sympathiekundgebung fiir die PKK weiterhin strafrecht-
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lich verfolgt. AuBerdem steht die PKK auf der EU-
Terrorliste. Mit dieser Doppelmoral muss endlich
Schluss sein!

(Beifall bei der LINKEN)

Wer die Kurden im Nahen Osten als Partner umwirbt,
sollte ihnen auch in Deutschland die Hand zum Dialog
reichen. Deswegen muss das PKK-Verbot endlich aufge-
hoben werden.

Ich danke Thnen.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasidentin Ulla Schmidt:

Vielen Dank. — Das Wort hat jetzt der Kollege
Clemens Binninger, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Clemens Binninger (CDU/CSU):

Frau Présidentin! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Die PKK wurde 1993 durch den Bundesminister
des Innern verboten. Vorausgegangen war eine ganze
Reihe schwerer Straftaten, Autobahnblockaden und Ge-
waltaktionen, bei denen viele Polizeibeamte verletzt
wurden; das weil} ich deshalb so genau, weil ich als jun-
ger Polizeibeamter bei solchen Einsdtzen selber dabei
war. Das Verbot wurde in den Folgejahren bestitigt,
auch 2004 beim Verbot einer Teilorganisation. Allein
seit 2004 gab es — Sie haben es selber gesagt, Frau
Jelpke — mehr als 4 500 Strafverfahren gegen Anhénger
der PKK.

(Ulla Jelpke [DIE LINKE]: Innerhalb von
zehn Jahren, Herr Kollege! — Gegenruf des
Abg. Marian Wendt [CDU/CSU]: Jedes ist ei-
nes zu viel!)

Angesichts dieser Menge und angesichts des Verbotes
noch im Jahr 2004 halte ich Thre Forderungen, das PKK-
Verbot aufzuheben, die PKK von der EU-Terrorliste zu
streichen und eine Amnestie fiir alle in der Vergangen-
heit ermittelten Straftiter zu erwirken, fiir wirklich nicht
realistisch. Das ist rundherum abzulehnen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Ich habe Ihren Antrag genau gelesen. Sie sind in Threr
Rede aber gar nicht so sehr auf Thren Antrag eingegan-
gen. In Threr Rede haben Sie sich mehr auf Einzelfille
konzentriert. Ich werde mich mit Threm Antrag aus-
einandersetzen. Entscheidend ist doch, ob die PKK auf
dieser Wegstrecke irgendwann von ihrer Agenda, die
sich gegen die Volkerverstindigung richtet, abgeriickt
ist. Dazu gibt es ein Urteil des Bundesverwaltungs-
gerichts aus dem Jahr 2012 — das ist also noch nicht so
lange her —, in dem festgestellt wurde, dass sich die PKK
von ihrer Ideologie und ihrer Agenda her unverdndert
gegen den Gedanken der Volkerverstandigung richtet.

(Marian Wendt [CDU/CSUJ: Richtig!)

Deshalb kann es nicht in Betracht kommen, dass wir das
Verbot aufheben.

Ein weiterer Punkt ist: Sie heben stark auf die aullen-
politischen Argumente ab. Es ist wahr, dass sich die
Ereignisse in Syrien iiberlagern; aber das allein kann
keine Rechtfertigung sein.

Vizeprasidentin Ulla Schmidt:

Herr Kollege Binninger, gestatten Sie eine Zwischen-
frage oder -bemerkung der Kollegin Jelpke?

Clemens Binninger (CDU/CSU):
Ja, gestatte ich.

Vizeprasidentin Ulla Schmidt:
Bitte schon.

Ulla Jelpke (DIE LINKE):

Danke, Herr Kollege. — Wenn Sie sagen, die PKK
verstofle gegen den Gedanken der Vélkerverstdndigung,
bzw. das Gerichtsurteil zitieren, wiirde ich Sie bitten,
doch einmal zu konkretisieren: Was sind die konkreten
Fakten Threr Meinung nach, die dazu gefiihrt haben, dass
dieses Urteil so gefallen ist?

Clemens Binninger (CDU/CSU):

Weil im Prinzip nicht erkennbar ist, dass die PKK von
ihrer bisherigen Ausrichtung glaubhaft und dauerhaft ab-
riickt.

(Dr. Diether Dehm [DIE LINKE]: Selbst der
Erdogan sieht das anders!)

Das war wohl die Grundlage auch fiir dieses Urteil. Ich
kenne es im Detail nicht; aber entscheidend ist, dass es
ein Urteil gibt, das aus jlingster Zeit stammt und das wir
nicht tibergehen konnen.

(Zuruf von der CDU/CSU: Genau! Wir sind ja
in einem Rechtsstaat!)

Der Punkt ist: Wir kénnen doch nicht so tun, als ob sich
alles gedndert hdtte, wenn ein hochstes deutsches Ge-
richt dies anders bewertet. Man muss das doch zumin-
dest einbringen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der SPD)

Vizeprasidentin Ulla Schmidt:

So, jetzt mochte noch die Kollegin Dagdelen eine
Zwischenfrage stellen. Gestatten Sie die auch?

Clemens Binninger (CDU/CSU):
Ja, ich gestatte alle Zwischenfragen.

Sevim Dagdelen (DIE LINKE):

Vielen Dank. Mein Kollege Birkwald sagt: netter
Kollege. — Das kann ich nur bestétigen aus der Arbeit im
Innenausschuss.
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Clemens Binninger (CDU/CSU):
Man kann trotzdem unterschiedlicher Meinung sein.

Sevim Dagdelen (DIE LINKE):

Ja, das kann man, Herr Binninger. — Ich mochte Sie
trotzdem fragen, was Sie unter Volkerverstdndigung ver-
stehen. Nehmen Sie vielleicht zur Kenntnis, dass es die
PKK war, die sich sehr erfolgreich gegen den barbari-
schen ,Islamischen Staat gestellt hat, Jesiden gerettet
hat, Christen gerettet hat, Araméer gerettet hat, andere
Minderheiten in der Region gerettet hat? Wenn das nicht
konkrete Volkerverstandigung ist, was, bitte, verstehen
Sie dann unter Volkerverstandigung?

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg.
Corinna Riiffer [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN])

Clemens Binninger (CDU/CSU):

Ich wére sowieso noch darauf eingegangen. Jetzt
miisst ihr euch ein bisschen verstdndigen: Wenn ich je-
dem eine Frage gestatte, dauert das. Ich mache das
— kein Problem —; aber es dauert dann halt.

(Dr. Diether Dehm [DIE LINKE]: Wird Thre
Redezeit langer!)

Ich bin darauf eingegangen, und ich wére auch in der
Folge noch darauf eingegangen: Natiirlich kann man die
aktuelle Entwicklung und die Uberlagerung der Ereig-
nisse in Syrien nicht ausblenden; das wére unredlich. Es
ist dort unten ein schreckliches Kriegsgebiet, wo eine
Terrorarmee — des IS — Schrecken verbreitet und Verbre-
chen begeht, die wirklich unfassbar sind. Wenn dort Par-
teien sich gegen diese Terrorarmee stellen, wer wollte
dagegen jetzt etwas sagen! Aber ich frage Sie ernsthaft:
Kann man aus dieser Volkerverstindigung, die in dem
Fall ja eher Waffenhilfe bedeutet,

(Dr. Diether Dehm [DIE LINKE]: Ja!)

ableiten — das ist doch der Punkt —, dass die PKK ihre
Ideologie, ihre Agenda komplett gedndert hatte?

(Ulla Jelpke [DIE LINKE]: Dariiber muss man
doch zumindest nachdenken! — Dr. Diether
Dehm [DIE LINKE]: Das sagt sogar Erdogan!)

Das halte ich fiir nicht zuldssig, und das ist, glaube ich,
auch nicht ausreichend.

Jetzt wiirde ich gern fortfahren; vielleicht erklért sich
manches.

Vizeprasidentin Ulla Schmidt:
Wieso bleiben Sie stehen, Frau Kollegin Dagdelen? —
Herr Binninger, Sie waren fertig?

Clemens Binninger (CDU/CSU):
Ich war fertig und in Erwartung der niachsten Frage.

Vizeprasidentin Ulla Schmidt:
Okay, dann hat jetzt die Kollegin Leidig noch die
Chance, etwas zu sagen, und dann geben wir dem Kolle-

gen Binninger bitte die Chance, seine Rede zu Ende zu
fithren.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Clemens Binninger (CDU/CSU):
So lange konnen 2 Minuten 31 Sekunden dauern.

Sabine Leidig (DIE LINKE):

Ich habe mich jetzt nur gemeldet, weil Sie gesagt ha-
ben, Sie sind offen dafiir. Ich mochte jetzt weniger eine
Frage stellen, sondern eigentlich eine Kurzintervention
machen. Und zwar finde ich es bedeutsam, dass spétes-
tens seit Mai 2013, als Ocalan aus dem Geféingnis heraus
eine sehr bedeutsame Friedensbotschaft gesendet hat,
sich die Situation in der Tiirkei selber grundlegend ver-
andert hat. Die Friedensgespriche zwischen Ocalan und
Erdogan finden statt. Wenn Sie sich das Modell der de-
mokratischen Autonomie in der Region Rojava, aber
auch in den kurdisch verwalteten Kommunen auf der
tirkischen Seite anschauen, dann sehen Sie, dass dort in
der PKK, in den befreundeten Organisationen, ein wirk-
lich fundamentaler — auch was die Theorie angeht — Ver-
anderungsprozess stattgefunden hat. Ich finde es ausge-
sprochen wichtig, sich auch mit diesem — ich nenne es
einmal so — demokratietheoretischen Ansatz zu beschéf-
tigen.

Ocalan, ein Mann, der seit iiber einem Jahrzehnt in
Einzelhaft sitzt und einen groBlen Einfluss ausiibt, hat
diese Verdnderungen sehr massiv vorangetrieben. Ich
mdchte einfach sagen: Die Position von Ocalan und der
PKK hat sich fundamental veréndert. Sie ist ganz stark
auf Kooperation, Volkerverstindigung und Friedens-
prozess ausgerichtet.

(Beifall bei der LINKEN)

Clemens Binninger (CDU/CSU):

Frau Kollegin, wir sind damit bei der Bewertung der
Gespriche. Ich wire jetzt ohnehin auf diese Gespriche
zwischen der Tiirkei und der PKK zu sprechen gekom-
men. — Da es eine Zwischenbemerkung war, diirfen Sie
sich von mir aus gerne setzen.

Vizeprasidentin Ulla Schmidt:

Ich verstehe Sie jetzt so, dass Sie Thre Rede fortset-
zen; das ist jetzt keine Antwort mehr. Dann muss ich die
Zeit laufen lassen.

Clemens Binninger (CDU/CSU):
Irgendwann l4uft die Zeit; das ist so. Das diirfen Sie.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasidentin Ulla Schmidt:
Es kommt nachher also keine Beschwerde.

Clemens Binninger (CDU/CSU):
Nach unserer Bewertung dieser Gespriche ist man
weit davon entfernt, dass man wirklich sagen konnte: Es
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gibt substanziell Bewegung in der Sache und bei der in-
haltlichen Ausrichtung der Agenda. Deshalb sagen wir
an dieser Stelle: Das ist nicht ausreichend. Man kann
diese Argumente nicht heranziehen.

Ein weiterer Punkt: Es wird immer unterschwellig
suggeriert, wir wiirden Waffen in diese Region liefern.
Dies sei doppelziingig und scheinheilig.

(Abg. Hans-Christian Strébele [BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN] meldet sich zu einer Zwi-
schenfrage)

— Jetzt kommt der auch noch.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU —
Volker Beck [K6In] [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Sie miissen auch mit uns reden!)

Wir liefern keine Waffen an die PKK, sondern nur an die
kurdische Regionalregierung, die uns zugesagt hat, sie
eben nicht an die PKK weiterzugeben.

(Katja Keul [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]:
Das wissen Sie doch gar nicht!)

Das ist ein kolossaler Unterschied.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Vizeprasidentin Ulla Schmidt:

Durfte ich Threr Bemerkung entnehmen, dass Sie dem
Kollegen Strobele auch die Gelegenheit zu einer Zwi-
schenfrage oder Bemerkung geben?

(Britta HaBelmann [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Zwischen die beiden passt kein Blatt!)

Clemens Binninger (CDU/CSU):

Ich habe ihm in 13 Jahren noch nie eine Zwischen-
frage verweigert. Damit werde ich jetzt auch nicht an-
fangen.

(Beifall bei Abgeordneten des BUNDNIS-
SES 90/DIE GRUNEN - Sevim Dagdelen
[DIE LINKE]: Bravo! Anerkennung! — Britta
HaBelmann [BUNDNIS 90/DIE  GRUNENT:
Vorbildlich!)

Hans-Christian  Strébele  (BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN):

Das ist sehr nett, Herr Kollege. Ich konnte erst etwas
spéter in den Plenarsaal kommen, weil ich noch im Un-

tersuchungsauschuss war.

Clemens Binninger (CDU/CSU):
Ich habe gedacht, ich sei vorher fertig.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU
und des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Hans-Christian  Strobele (BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN):
Ich habe hierzu auch einen Vorhalt zu machen: Sie

sind Polizeibeamter von Beruf. Haben Sie als Polizeibe-

amter nicht ein Problem damit, dass man in Deutschland
wegen einer Tatigkeit strafrechtlich verfolgt wird — es
erfolgen Festnahmen, bei denen den Betroffenen manch-
mal alles mdgliche Ubel zugefiigt wird, sie kommen ins
Gefdngnis, und es wird ermittelt —, die eigentlich nichts
Boses ist? Ich denke beispielsweise an das Sammeln von
Geld. Dieses Sammeln von Geld soll nur bose sein, weil
das Geld fiir die PKK bestimmt ist.

Die Justiz und der Staat gehen also gegen Personen
vor, die eigentlich etwas viel weniger Boses als die Bun-
desregierung tun, die namlich Waffen liefert. Das ist ja
schlimmer, als Geld fiir dieselbe Organisation zu sam-
meln. Sie konnen auch nicht sagen, dass Sie sie gar nicht
dorthin liefern wollen. Wenn man abends vor dem
Fernseher sitzt, kann man beispielsweise Berichte aus
Wohnungen im Irak sehen. Dort sitzen PKK-Kéampfer
mit den Peschmerga zusammen. Sie haben deutsche
Waffen und rithmen sich damit, dass sie den ISIS damit
in die Flucht geschlagen haben.

Das muss doch fiir jeden Biirger und jede Biirgerin in
diesem Land — auch fiir Sie als Polizeibeamten — ein
unertriglicher Zustand sein, weil der ganze Strafgrund
dadurch infrage gestellt wird. Unsere Rechtsordnung
wird damit grundsétzlich angegriffen. Man muss doch
konsequent sein: Entweder ist die Unterstiitzung einer
solchen Organisation etwas Bdses und Strafbares oder
nicht. Eine Unterstiitzung muss dann aber auch fiir dieje-
nigen strafbar sein, die Waffen liefern. Oder es ist umge-
kehrt und so, wie wir sagen: Auch das Geldsammeln
darf nicht strafbar sein, weil das im Vergleich zu Waffen-
lieferungen ja als wesentlich milder anzusehen ist.

(Beifall bei Abgeordneten des BUNDNISSES 90/
DIE GRUNEN und der LINKEN)

Vizeprasidentin Ulla Schmidt:

Herr Kollege Strobele, bleiben Sie bitte stehen. Der
Kollege Binninger darf jetzt antworten.

Clemens Binninger (CDU/CSU):

Ich glaube, so einfach, wie Sie manchmal die Dinge
sehen, ist das Leben nicht, und so romantisch, wie Sie
manches sehen, ist es eben auch nicht. Ich habe keinen
Grund, an der RechtméBigkeit dieser Strafverfahren zu
zweifeln, die hier in Deutschland laufen.

Ich sage es noch einmal: Wir liefern keine Waffen an
die PKK. Deshalb ist dieser Vergleich, den Sie gerade
gebracht haben, nicht zuléssig.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Wir liefern Waffen an die kurdische Regionalregierung,
die uns wiederum zusagt, sie nicht weiterzugeben. Ihre
Verkniipfung ist deshalb so nicht zuldssig.

(Dr. Petra Sitte [DIE LINKE]: Dann kam das
Leben daher, und es kam anders!)

Frau Kollegin Jelpke, Sie sagen — das haben Sie in Th-
rem Antrag beschrieben —, dadurch wiirde die Mei-
nungsfreiheit der hier lebenden Kurden eingeschrankt
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und sie konnten ihre Grundrechte hier nicht in Anspruch
nehmen.

(Ulla Jelpke [DIE LINKE]: Ich habe Thnen ein
schones Beispiel von einer jungen Frau gelie-
fert!)

— Einzelfalle konnen wir hier schlecht bewerten. In
Deutschland leben rund 800 000 Kurden. Davon haben
bestimmt 95 Prozent keine Beziehung zur PKK. Diese
Menschen sind in ihren Rechten und in ihrer Meinungs-
freiheit tiberhaupt nicht eingeschrénkt. So eine Behaup-
tung aufzustellen, fithrt deshalb véllig in die Irre.

Wer in Deutschland unsere Verfassung respektiert,
wer keine Gewalt anwendet und wer fiir die Volkerver-
staindigung ist, der hat in unserem Land alle Rechte, egal
woher er kommt, egal welche Nationalitét er hat.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Wer aber diese Dinge nicht respektiert, wer nicht glaub-
haft der Gewalt abschwort und ein Problem mit der Vol-
kerverstindigung hat, bleibt verboten.

Danke schon.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Vizeprasidentin Ulla Schmidt:
Vielen Dank. — Das Wort hat Irene Mihalic, Biind-
nis 90/Die Griinen.

Irene Mihalic (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Sehr geehrte Frau Prisidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Selbstverstindlich ist ein Vereinsverbot in ei-
nem Rechtsstaat nicht in Stein gemeif3elt; denn Situatio-
nen und Menschen konnen sich natiirlich dndern. Aber
auch nach Threr Rede, liebe Kollegin Jelpke, finde ich,
dass Sie es sich mit Threm Antrag doch ein ganz klein
wenig zu einfach machen.

(Marian Wendt [CDU/CSU]: Richtig!)

Sie wollen das PKK-Verbot hier in Deutschland auf-
heben, begriinden das aber in Threm Antrag und auch in
weiten Teilen Threr Rede fast ausschlieBlich mit den Ver-
héltnissen im Ausland. Eine Bewertung der Aktivititen
der PKK im Inland bleibt dabei aber auflen vor. Das
finde ich schon erstaunlich, weil wir hier iiber ein inner-
staatliches Verbot sprechen.

Die Bundesregierung verhilt sich hier leider nicht
minder widerspriichlich; mein Kollege Strobele hat das
vorhin an einem schonen Beispiel illustriert. Es ist zwar
richtig, Herr Binninger, dass die Waffen an die kurdische
Regionalregierung geliefert werden. Aber Sie nehmen
doch dabei billigend in Kauf, dass die Waffen auch in die
Héande der PKK gelangen. Das muss man einfach einmal
so festhalten.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Auf der anderen Seite werden Menschen kriminali-
siert, die in einer FuB3gdngerzone in Deutschland Geld
fiir die PKK sammeln. Mit diesem Widerspruch miissen

wir irgendwie klarkommen. Dariiber miissen wir reden.
Aber sind das jetzt auch gute Griinde dafiir, das PKK-
Verbot aufzuheben? Das ist doch die entscheidende
Frage. Ich personlich habe da erst einmal einige Fragen;
denn allein der Kampf der PKK gegen den gemeinsamen
Feind ,,Islamischer Staat“ reicht dafiir meines Erachtens
nicht aus.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE. GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der SPD)

Wir miissen uns natiirlich auch den Friedensprozess
in der Turkei anschauen. Ich finde aber, dass dieser Frie-
densprozess duflerst fragil ist. Gerade Erdogan spielt in
diesem Zusammenhang keine rithmliche Rolle und
agiert immer wieder als Brandstifter. Auch setzt er wich-
tige Schritte im Friedensprozess praktisch nicht um. Wir
konnen also nicht davon ausgehen, dass dieser Konflikt
in der Tiirkei bald beigelegt ist.

Auch fiir einen Gewaltverzicht der PKK gibt es mei-
ner Ansicht nach keine iiberzeugenden Anhaltspunkte.
In offiziellen AuBerungen setzt die PKK die Tiirkei mit
dem ,,Islamischen Staat* gleich und sagt, dass beide be-
kampft werden miissen.

(Ulla Jelpke [DIE LINKE]: Die Tiirkei unter-
stiitzt ja auch den ,,Islamischen Staat“!)

Wire es in dieser Situation tatsdchlich richtig, das PKK-
Verbot hier in Deutschland aufzuheben? Ich stelle diese
Frage ganz bewusst. Ich habe darauf keine Antwort.
Aber ich finde, mit dieser Frage miissen wir uns beschéf-
tigen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Fiir den gewaltbereiten Teil der PKK ist der Kampf
gegen das tiirkische Militir existenziell. Um noch ein-
mal auf die Situation im Nahen Osten einzugehen, die
auch Sie vorhin schon angesprochen haben: Es gibt
sogar Berichte liber Zwangsrekrutierungen von Minder-
jahrigen und Frauen und iiber massive Menschenrechts-
verletzungen in diesem Kampf in Syrien. Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, ich finde, diese Dinge kdnnen wir
bei einer Neubewertung des PKK-Verbots nicht ignorie-
ren.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD — Ulla Jelpke
[DIE LINKE]: Das halte ich fiir ganz bose Ge-
riichte!)

Wir kénnen auch nicht ignorieren, wie sich die PKK
hier in Deutschland verhilt. Mal propagiert sie, auf Ge-
walt zu verzichten, dann wieder — zum Beispiel im Sep-
tember 2014; das ist also noch nicht so lange her — wird
zu aktiven Aktionen mobilisiert unter der Pramisse: Der
Protest reicht nicht aus, es muss Widerstand geleistet
werden.

Wir haben die zahlreichen Demonstrationen erlebt,
zum Teil verbunden mit schwersten Ausschreitungen. Es
wurden Flughédfen, Bahnhofe, Parteibiiros, zeitweise so-
gar Rundfunksender besetzt. PKK-Anhénger haben so-
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gar versucht, gewaltsam in den Sicherheitsbereich des
Frankfurter Flughafens einzudringen.

(Zurufe von der LINKEN)

Da muss man sich schon mal die Frage stellen, wie ernst
es die PKK mit dem Gewaltverzicht hier im Inland
meint.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der SPD — Dr. Diether Dehm [DIE LINKE]:
Ich habe schon einmal Griine erlebt, die etwas
besetzt haben! — Weitere Zurufe von der LIN-
KEN)

— Bevor Sie sich jetzt weiter aufregen, Herr Kollege:
Trotzdem ist es natiirlich richtig, die Situation neu zu be-
werten

(Beifall bei Abgeordneten des BUNDNIS-
SES 90/DIE GRUNEN)

und diese Fragen, die ich vorhin aufgeworfen habe, zu
kldren. Ich finde, hier muss die Bundesregierung prizise
beantworten, wie die jiingsten Ereignisse in der Tiirkei,
im Nahen Osten und in Deutschland einzuschitzen sind,
wie grof} die Gefahren fiir die innere Sicherheit hier im
Land tatsédchlich sind und welche positiven wie auch ne-
gativen Auswirkungen das PKK-Verbot tatsdchlich hat.

Die PKK muss dabei natiirlich auch die Chance ha-
ben, zu zeigen, dass sie sich tatsdchlich gewandelt hat
und auf Gewalt verzichtet. Das muss sie aber auch
glaubhaft tun. Das ist mir sehr wichtig. Natiirlich darf
die PKK von uns Offenheit fiir Verdnderungen erwarten.
Aber ich finde, wir dirfen von der PKK auch echte Be-
mithungen und tatséchlichen Gewaltverzicht verlangen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Vizeprasidentin Ulla Schmidt:
Vielen Dank. — Der néachste Redner ist Uli Grétsch,
SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Uli Grotsch (SPD):

Frau Présidentin! Meine Damen und Herren! Ich kann
gut verstehen, dass der heute diskutierte Antrag zur Auf-
hebung des Betitigungsverbotes fiir die Arbeiterpartei
Kurdistans und die Streichung der PKK von der EU-Ter-
rorliste fiir viele Biirgerinnen und Biirger in unserem
Land ein sensibles und hochst emotionales Thema ist.

Ja, den Kurden ist {iber Jahrzehnte viel Unrecht ange-
tan worden, und sie genieBen gerade in der Tiirkei bis
heute nicht die politische und kulturelle Freiheit, die ih-
nen meiner Meinung nach vielleicht zusteht. Das hat die
SPD offen und klar gesagt, und es ist mir auch wichtig,
das gleich am Anfang zu betonen.

(Beifall bei der SPD)

Andererseits — und ich glaube, dass man diese Per-
spektive nicht auBen vor lassen darf — sind in den Kémp-

fen mit der PKK auch viele Menschen ums Leben kom-
men, sodass, aus der anderen Perspektive betrachtet,
Situationen und Gefiihle entstanden sind, die fiir mich
nichts mit Frieden zu tun haben. Auch das und auch
diese Menschen sollten wir nicht vergessen, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD)

Und weil mir diese Differenzierung, die auch von
meinen Vorrednern gemacht worden ist, so enorm wich-
tig ist, will ich hier ganz deutlich sagen: Es geht hier und
heute nicht um die Situation der mehr als 800 000 Kur-
den in Deutschland.

(Ulla Jelpke [DIE LINKE]: Doch!)

Und es geht auch nicht um die Situation der Kurden in
der Tiirkei. Es geht heute nicht um Kultur, um Brauch-
tum oder um Akzeptanz oder Integration, sondern es
geht einzig und allein um die Frage, wie die PKK heute
zu Gewalt als Mittel des politischen Kampfes steht, —

(Beifall bei der SPD — Ulla Jelpke [DIE LINKE]:
Dann bring doch mal Beweise!)

also um eine spezifische innenpolitische Frage.

Ich zdhle bei der Bewertung dieser Fragestellung
— das wurde heute noch gar nicht gesagt — durchaus auch
sehr auf die Einschédtzung der dafiir zustdndigen Sicher-
heitsbehdrden in Deutschland. Ich gehe mal davon aus,
dass die Behorden, die stindig einen professionellen
Blick auf die PKK in Deutschland richten, auch zu einer
einwandfreien Beurteilung gelangen. Es geht also auch
um die Frage, ob die fiir eine Einschétzung zustindigen
Behorden des deutschen Sicherheitsapparats der PKK
eine grundlegende friedliche Neuausrichtung bescheini-
gen konnen oder nicht.

Und diese Einschdtzung fallt denkbar deutlich aus.
Die Einschdtzung der Sicherheitsbehdrden hat sich hin-
sichtlich des Agierens der PKK in Deutschland in den
letzten Jahren im Kern auch nicht veréndert.

(Ulla Jelpke [DIE LINKE]: Warum? Hat sich
die Einstellung zur Tiirkei verdndert?)

Ich darf einmal kurz aus dem letzten Bericht des Bun-
desamtes fiir Verfassungsschutz zitieren, wo es dazu
heif3t:

Die weiterhin in hohem Mafle mobilisierungsféahige
PKK ... hat ihre Anhénger in Deutschland auf eine
Abkehr von militanten Aktionen eingeschworen:
eine Tendenz, die mit einem Scheitern der Friedens-
verhandlungen wieder Makulatur sein konnte. Ge-
walt bleibt fiir die PKK gleichwohl ein strategi-
sches Element, iiber das sie je nach politischer
Situation entscheidet.

Das Bundesministerium des Innern teilt in seinem Be-
richt zu gegenwértigen Erkenntnissen zur Fortfithrung
des Vereinsverbots der PKK

(Dr. Diether Dehm [DIE LINKE]: Zitieren Sie
mal die CIA! Die NSA!)
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vom 16. Oktober 2014 iibrigens diese Auffassung. Auch
daraus mochte ich kurz zitieren:

(Dr. Diether Dehm [DIE LINKE]: NSA wird
zitiert!)

... die PKK kalkuliert unbeschadet aller ,,Friedens-
bekundungen® den Einsatz von Gewalt und Mili-
tanz auch in Europa taktisch, abhingig allein von
den Gegebenheiten in ihren nahdstlichen Her-
kunftsgebieten.

Ich komme gerade von einem Gespriach mit einer Po-
litikwissenschaftsprofessorin,

(Dr. Diether Dehm [DIE LINKE]: Bravo!)

die in ganz Deutschland — hdren Sie mir nur gut zu — als
Expertin fiir die Frage der Kurden angesehen ist und die
ganz bestimmt nicht im Verdacht steht, dahin gehend
grundsitzlich negativ eingestellt zu sein. Sie hat, weil
ich sie danach gefragt habe, vor etwa einer Stunde sinn-
gemil gesagt, dass sie es so einschitzt: Wenn es unten
hochkocht, dann ploppt das auch bei uns wieder hoch. —
Der Kollege Berghegger sall neben mir und hat das ge-
nauso gehort, sodass man also sagen kann, dass nicht nur
der Sicherheitsapparat, sondern auch Wissenschaftler
dieser Meinung sind, im Ubrigen auch solche, die so wie
wir alle — das unterstelle ich einmal — den Kurden, der
kurdischen Bevolkerung gegeniiber grundsitzlich posi-
tiv eingestellt sind.

(Marian Wendt [CDU/CSU]: Allen Men-
schen!)

Wie gesagt, wir reden hier nicht {iber die mehr als
800 000 Kurden, sondern wir reden hier tiber die PKK
und ihr Verhiltnis zur Gewalt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Konnen wir also tatsdchlich ausschlieBen, dass die
PKK und ihre Unterorganisationen keine Gefahr mehr
fiir die innere Sicherheit in Deutschland sind? Kénnen
wir mit Gewissheit sagen, dass sich die Einstellung der
PKK zu Gewaltanwendung und militantem Verhalten
nachhaltig geéndert hat? Mit Blick auf die Fakten- und
Nachrichtenlage meine ich: Nein, das kénnen wir zum
jetzigen Zeitpunkt nicht sagen. Jiingste Vorkommnisse
zeigen uns auch, dass Gewaltanwendung und Gewalt-
aufforderungen vonseiten der PKK weiterhin auf der Ta-
gesordnung stehen.

Ich nenne Thnen kurz drei Beispiele:

Im September des letzten Jahres erschien in der tiir-
kischsprachigen PKK-Nachrichtenagentur ein Artikel, in
dem die kurdische Jugend in Europa zu aktiven Aktio-
nen aufgerufen wurde.

(Dr. Diether Dehm [DIE LINKE]: Pfui
Teufel!)

Darauthin kam es zu Besetzungen von Flughéifen, Bahn-
hofen, Parteibiiros, Rundfunk- und Fernsehsendern.

Anfang Oktober 2014 kam es an mehreren Tagen zu
gewalttdtigen Auseinandersetzungen zwischen Kurden

und Salafisten in Celle und Hamburg. Thorsten VoB,
Leiter des Landesamtes fiir Verfassungsschutz in Ham-
burg, sagt, dass die Gewalt aus wechselseitigen Provoka-
tionen heraus entstand und beide Gruppen bewaffnet wa-
ren.

AuBerdem hat das BMI Erkenntnisse dariiber, dass
die PKK bislang Personen im mittleren zweistelligen
Bereich rekrutiert hat, um in Syrien und im Irak gegen
den IS zu kdimpfen. Dazu mochte ich sagen: Auch wenn
wir damit sozusagen einen gemeinsamen Feind haben,
ist fiir mich der Feind meines Feindes nicht automatisch
mein Freund.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU — Zurufe von der LINKEN)

Meiner Meinung nach reichen diese Beispiele aus, um
deutlich zu machen, dass die PKK nicht als harmlos zu
bewerten ist — nach wie vor nicht.

Ich sage zum Schluss noch: Ich glaube auch nicht,
dass wir die innenpolitische Situation in der Tiirkei vom
Plenarsaal des Deutschen Bundestages und von Deutsch-
land aus so beeinflussen kénnen, dass es in Deutschland
unmittelbar und sofort spiirbar ist. Aus all diesen Griin-
den ergibt sich fiir mich ganz klar, dass wir dem Antrag
der Fraktion Die Linke nicht zustimmen kdnnen. Aus
den gleichen Griinden lehnen wir es ab, die PKK von der
EU-Terrorliste zu streichen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Vizeprasidentin Ulla Schmidt:

Vielen Dank. — Letzter Redner zu diesem Tagesord-
nungspunkt ist der Kollege Marian Wendt, CDU/CSU-
Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Diether Dehm
[DIE LINKE]: Solche Leute wie Sie, da kon-
nen wir die Koffer packen!)

Marian Wendt (CDU/CSU):

Sehr geehrte Frau Présidentin! Meine Damen und
Herren! Laut Verfassungsschutz ist die PKK eine von ih-
rem Ursprung her marxistisch-leninistische Kaderpartei.
Die PKK wollte 1978 eine Volksdiktatur mit sozialisti-
scher Pragung errichten. Jetzt verstehe ich auch, warum
die SED-Nachfolgepartei ein Ende des Verbots der PKK
fordert. Vielleicht wollen Sie ja in der Tiirkei oder in
Deutschland eine zweite DDR mitbegriinden.

(Beifall des Abg. Kai Whittaker [CDU/CSU] —
Dr. Diether Dehm [DIE LINKE]: Genau! Ja!
Jetzt verstehen Sie es auch!)

— Richtig.

Der Antrag der Linken mit dem Ziel, das Vereinsver-
bot der PKK in Deutschland aufzuheben, stellt auf die
politischen Verdnderungen in der Tiirkei und der Region
ab:

(Zuruf von der LINKEN)
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Mit ihrem Einsatz gegen den ,Islamischen Staat™ und
der Verkiindung eines Friedensprozesses hitten sich
auch die PKK und ihre Nachfolgeorganisation geéndert.

Jedoch selbst dann, wenn ich das gelten lieBe — wir
haben hieriiber bereits breit diskutiert —, haben sich an-
dere Faktoren gerade nicht gedndert. Da wére zum Bei-
spiel die Bereitschaft der PKK zu Biirgerkrieg und
Terrorismus in der Tiirkei. Der vorgebliche Friedenspro-
zess, mit dem die PKK in Europa wirbt, ist Makulatur.

(Ulla Jelpke [DIE LINKE]: Herr Ocalan!)

In den kurdischen Siedlungsgebieten ist die PKK nidm-
lich weiterhin militdrisch organisiert und als Guerilla ta-
tig. RegelmifBig wird mit einem neuen Biirgerkrieg in
der Tiirkei gedroht. Die PKK verstot hiermit explizit
gegen den Gedanken der Volkerverstindigung, den wir
in Artikel 9 Absatz 2 unseres Grundgesetzes fixiert ha-
ben. Dies ist ein ausdriicklicher Verstofl gegen die frei-
heitlich-demokratische Grundordnung und fiihrt in
Deutschland zu einem Vereinsverbot.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU —
Zurufe von der LINKEN)

Weiterhin wire zu nennen, dass die PKK in Deutsch-
land fir den Einsatz in ihren Terroreinheiten wirbt, und
das ist nicht nur auf Deutschland beschrénkt.

Laut Angaben des Bundesverfassungsschutzes rekru-
tiert die PKK aktiv junge Menschen aus Europa fiir den
Kampf im Nahen Osten. Auflerdem gibt es in Deutsch-
land seit 2004 circa 4 500 Ermittlungsverfahren mit
PKK-Bezug. Das sind keine Kleinigkeiten: Erpressung
von Spendengeldern, Korperverletzung und Landfrie-
densbruch.

Vizeprasidentin Ulla Schmidt:

Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage des
Kollegen Strobele?

Marian Wendt (CDU/CSU):
Gern.

Hans-Christian  Strobele (BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN):

Danke, Herr Kollege. Mir dréngt sich eine Frage auf.
Sie sagen, die PKK rekrutiere Kémpfer fiir den Kampf
im Nahen Osten. Das ist ja nicht irgendein Kampf, son-
dern da geht es um den Kampf gegen den morderischen

IS und den ISIS in Syrien und im Irak.
(Zuruf von der SPD: So ist es!)

Das wird auch in Deutschland nicht nur geduldet, son-
dern sogar gefordert. Sie konnten im Fernsehen den Be-
richt verfolgen, dass eine ganze Familie — ich glaube, aus
Solingen — zum Kampf mit den Peschmerga fiir ihr Volk
gegen den IS in den Irak gezogen ist. Diese Menschen
werden gefeiert, und zwar nicht nur dort, sondern auch
hier. Sie kommen auch wieder hierher und rithmen sich:
Wir haben wenigstens etwas fiir die Freiheit getan. Wir
haben etwas dafiir getan, dass unsere Frauen nicht verge-

waltigt werden. Wir haben etwas dafiir getan, dass der IS
gestoppt wird.

Genauso war es auch mit den Unruhen, die es hier in
Deutschland gegeben hat. Nicht die PKK hat ihre Auf-
fassung gedndert, sondern es ging darum, dass in
Kobane Menschen hingeschlachtet wurden, als der ISIS
dort vorgedrungen ist, die Stadt fast erobert hat und die
Menschen in vdlliger Verzweiflung zum Teil in die Tiir-
kei geflohen sind, zum Teil versucht haben, Kobane zu
verteidigen — wie wir wissen, Gott sei Dank erfolgreich.

Dass sie erfolgreich waren, finden wir alle ganz gut;
aber wenn sie jetzt junge Manner fiir den Abwehrkampf
gegen ISIS und IS anwerben, ist das ein Grund fiir Sie,
weiter am Verbot festzuhalten. Das ist doch irgendwie
widerspriichlich. Sie konnen doch nicht einfach sagen:
Sie rekrutieren hier. — Sie miissen dann auch sagen, wo-
fir sie rekrutieren. Sie rekrutieren fiir eine Sache, die
wahrscheinlich auch Sie grundsétzlich fiir richtig halten.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der LINKEN)

Marian Wendt (CDU/CSU):

Ich war letztes Jahr selber in der Region: Ich war fiinf
Tage lang in Arbil und Umgebung. Schade, dass wir im
Bundestag keine groe Landkarte haben. Sonst kdnnte
ich Thnen verdeutlichen, wie die Situation ist.

Es gibt zurzeit vier kurdische Siedlungsgebiete in die-
ser Region. Wir verhandeln und arbeiten eng zusammen
mit einer staatlichen Organisation der kurdischen Regio-
nalregierung im Nordirak. Das rechtfertigt nicht die Lie-
ferung von Waffen an eine frei organisierte militante Or-
ganisation. Unser Kampf gegen den IS kommt in dieser
Zusammenarbeit zum Ausdruck. Wir diirfen nicht den
Fehler machen — das haben die Kollegen auch schon be-
tont — und sagen: Der Feind unseres Feindes ist unser
Freund. — Das macht es ndmlich nicht besser. Das fiihrt
zu Selbstjustiz.

Es ist jeder herzlich eingeladen, sich Gedanken da-
riiber zu machen, wie wir diesen Terror stoppen kdnnen.
Dabei sind die demokratisch legitimierten Strukturen zu
beachten. Die kurdische Regionalregierung ist durch
Wabhlen legitimiert. Die Bundesregierung ist durch Wah-
len legitimiert. Wir im Bundestag, die durch Wahlen le-
gitimiert sind, haben die Waffenlieferung dorthin be-
schlossen. Das ist doch der richtige Ansatz. Man kann
doch ein undemokratisches System nicht mit undemo-
kratischen Mitteln bekdmpfen. Das ist der vollig falsche
Weg. Wir diirfen, wie gesagt, auch nicht den Fehler ma-
chen, die PKK mit allen kurdischen Menschen gleichzu-
setzen.

(Hans-Christian Strobele [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Aber in Kobane ist es die PKK!)

— In Kobane gab es die Unterstiitzung durch die Pesch-
merga. Die Peschmerga ist die Armee des kurdischen
Staates im Nordirak, die dort Unterstiitzung geleistet hat.

(Hans-Christian Strobele [BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN]: Die syrische PKK!)
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In Kobane wire es sicherlich auch die Aufgabe gewe-
sen, mit der Tiirkei entsprechend zusammenzuarbeiten.

(Zurufe von der LINKEN)

Aber wir kdnnen diese Debatte nicht unabhéngig von
staatlichen und volkerrechtlichen Strukturen fiihren.

Kommen wir vielleicht noch einmal zuriick auf die
Frage — darauf sollten wir uns beschrinken —, wie die
PKK in Deutschland reagiert und agiert. Wir begriinden
ein Vereinsverbot mit ihren Aktivitidten in Deutschland.
In diesem Zusammenhang bleibt fiir mich festzuhalten:
Erpressung von Spendengeldern, Korperverletzung,
Landfriedensbruch, Drogen- und Menschenhandel.

Es handelt sich also bei der PKK um eine kriminelle
Vereinigung mit dem Ziel, in Deutschland Straftaten zu
begehen. Dennoch versucht die PKK seit ldngerem, als
legitime Vertretung der Kurden zu erscheinen. Sie ver-
sucht iiber zahlreiche Tarnorganisationen, die 6ffentliche
Meinung dahin gehend zu beeinflussen, sie als solche
Vertretung anzuerkennen. Wie ich bereits erwihnte, ist
der Kampf gegen den IS zwar ein starkes Mittel, aber er
ist keine Legitimation.

Abschlielend ist es, glaube ich, auch fiir die Debatte
wichtig, dass wir uns klar werden, um welchen Friedens-
prozess es in der Tiirkei und bei der PKK geht. Wer
ernsthafte Friedensverhandlungen in der Tiirkei fithren
will, der darf nicht mit Biirgerkrieg drohen. Die Gefahr
besteht aktuell. Damit stehen der Prozess und der ent-
sprechende Wille auf tonernen Fiilen. Die PKK, egal ob
in Deutschland oder der Tiirkei, ist nach wie vor keine
demokratische Organisation und widerspricht in Wort
und Tat unserer freiheitlich-demokratischen Grundord-
nung. Nur diese ist MafBstab fiir ein Vereinsverbot. Weil
die freiheitlich-demokratische Grundordnung unser
MaBstab ist, miissen wir dafiir sorgen, dass die PKK erst
erlaubt wird, wenn sie die Bedenken glaubhaft und
wahrhaftig ausrdumt.

(Ulla Jelpke [DIE LINKE]: Die PKK hat die
demokratischen Rechte durchgesetzt!)

Der Feind meines Feindes ist nicht mein Freund: Das
ist fir uns sehr wichtig. Denn eine Logik nach dem
Motto ,,Der Zweck heiligt die Mittel” widerspricht unse-
ren rechtsstaatlichen Prinzipien. Aber mit Unrechtsstaa-
ten kennt sich die Linke aus.

(Ulla Jelpke [DIE LINKE]: So viel zur Solida-
ritdt mit der Tiirkei gerade eben!)

Aus diesem Grunde kann ich der Aufhebung des
PKK-Verbotes keinesfalls zustimmen. Sie sagen, das
Verbot sei ein Anachronismus; es ist jedoch ein Spiegel
der aktuellen Lage und die einzig richtige Entscheidung
einer wehrhaften Demokratie gegeniiber einer terroristi-
schen Organisation.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU — Ulla Jelpke [DIE
LINKE]: Sie arbeiten doch mit Unrechtsstaa-
ten wie Saudi-Arabien zusammen!)

Vizeprasidentin Edelgard Bulmahn:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich schlieBe die
Aussprache.

Interfraktionell wird Uberweisung der Vorlage auf
Drucksache 18/3575 an die in der Tagesordnung aufge-
flihrten Ausschiisse vorgeschlagen. Sind Sie damit ein-
verstanden? — Das ist der Fall. Dann ist die Uberweisung
so beschlossen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 13 auf:

Zweite und dritte Beratung des von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zu dem Abkommen vom 5. Dezember
2014 zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Republik Polen zum Export be-
sonderer Leistungen fiir berechtigte Perso-
nen, die im Hoheitsgebiet der Republik Polen
wohnhaft sind

Drucksachen 18/3787, 18/4051

Beschlussempfehlung und Bericht des Aus-
schusses fiir Arbeit und Soziales (11. Ausschuss)

Drucksache 18/4108

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind fiir
die Aussprache 25 Minuten vorgesehen. — Ich hére dazu
keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.

Bevor ich die Aussprache erdffne, mochte ich ganz
herzlich Herrn Bucior, den Staatssekretir im polni-
schen Arbeits- und Sozialministerium, mit seiner
Delegation begriilen. Herzlich willkommen!

(Beifall)

Wir freuen uns, dass Sie heute in Berlin sind und an un-
serer Beratung teilnehmen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich erdffne die Aus-
sprache und erteile Kerstin Griese von der SPD-Fraktion
als erster Rednerin das Wort.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Kerstin Griese (SPD):

Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Sehr geehrter Herr Staatssekretdr Bucior, der Sie extra
aus Polen heute zu dieser Debatte zu uns gekommen
sind! Im Juni letzten Jahres konnte ich an dieser Stelle
schon zur zweiten und dritten Lesung des Ghettoren-
tendnderungsgesetzes sprechen. Damals haben wir ein-
stimmig die lingst iiberfillige Anderung des Ghettoren-
tengesetzes von 2002 beschlossen, mit der die
Auszahlung der Renten an diejenigen, die in Ghettos
arbeiten mussten, riickwirkend ab 1997 ermdglicht
wurde. Das war notig. Zwar hatte der Bundestag 2002
das Ghettorentengesetz beschlossen. In den Folgejahren
zeigte sich aber, dass in der Anerkennungspraxis 90 Pro-
zent der Antrige abgelehnt wurden. Erst mit einem Ur-
teil des Bundessozialgerichtes von 2009 hat sich die Ab-
lehnungsrate erheblich reduziert. Danach wurde
immerhin die Hélfte aller bislang abgelehnten Antrige
rickwirkend bewilligt. Aber diese bewilligten Renten
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wurden nur vier Jahre riickwirkend ausgezahlt. Das ist
einer Eigenart unseres Sozialrechts geschuldet. Das ha-
ben die Betroffenen zu Recht als unfair empfunden. Mit
dem Ghettorentendnderungsgesetz haben wir es dann im
letzten Sommer geschafft, dass alle, die berechtigt sind,
Ghettorenten zu bekommen, wéhlen kdnnen. Sie kénnen
bei einem Ausgleich durch Zuschldge bleiben oder sich
die Ghettorente von Beginn an, ab 1997 riickwirkend,
auszahlen lassen.

(Beifall im ganzen Hause)

Diese Verbesserung hat bei Betroffenen auf der gan-
zen Welt zu positiven Reaktionen und Erleichterung ge-
fiihrt. Alle Antragsteller sind seitdem iiber die geénder-
ten Moglichkeiten in ihrer Heimatsprache schriftlich
informiert worden, und diese Antrige werden schnell
bearbeitet. Dafiir ein herzliches Dankeschon an die
Deutsche Rentenversicherung.

(Beifall im ganzen Hause)

Insgesamt sind bislang 55 600 Antridge auf Ghettorenten
bewilligt worden. Uber 2 600 neue Antriige muss noch
entschieden werden. In 13 600 Féllen sind auf Wunsch
der Betroffenen bzw. der Hinterbliebenen automatisch
Neufeststellungen zum fritheren Rentenbeginn durchge-
fiihrt worden.

Nun komme ich zu unserem heutigen Gesetz, dem
deutsch-polnischen Abkommen. Leider konnten von
dieser Gesetzesinderung im letzten Sommer nicht auto-
matisch auch die in Polen lebenden Ghettorentenberech-
tigten profitieren; denn das deutsch-polnische Sozialab-
kommen von 1975 regelt, dass der Wohnsitzstaat eine
Rente auch aus den Zeiten zahlen muss, die in einem an-
deren Staat verbracht wurden. Zeiten, die in den von den
Nazis errichteten Ghettos, wo die Menschen arbeiten
mussten, verbracht wurden, galten als in Deutschland
zuriickgelegt. Deshalb konnten bislang in Polen lebende
ehemalige Ghettoarbeiter keine Rente nach dem Ghetto-
rentengesetz beantragen.

Diese Ausnahme fanden wir, sowohl die Bundesre-
gierung als auch das Parlament, unbefriedigend; wir ha-
ben dariiber intensiv im Arbeits- und Sozialausschuss
diskutiert. Das wollten wir so nicht stehen lassen. Des-
halb sind wir froh, dass das zustdndige Arbeits- und So-
zialministerium bereits im letzten Sommer in Verhand-
lungen mit dem polnischen Partner eingetreten ist und in
mehreren Treffen unter Hochdruck eine Losung fiir die
Betroffenen erarbeitet hat. Im Dezember letzten Jahres
wurde dann ein Abkommen zwischen Deutschland und
Polen beschlossen, das es endlich auch den in Polen le-
benden ehemaligen Ghettobeschiftigten ermdglicht, An-
trage auf Ghettorente zu stellen. Ich méchte mich an die-
ser Stelle ausdriicklich bei Ministerin Andrea Nahles
und der Parlamentarischen Staatssekretdrin Gabriele
Losekrug-Moller sowie ihren Mitarbeitern fiir diese in-
tensive, schnelle und wichtige Arbeit bedanken.

(Beifall im ganzen Hause)

Auch Thnen, Herr Staatssekretdr Bucior, und Thren Mit-
arbeitern herzlichen Dank dafiir, dass Sie den Weg dafiir

so schnell freigemacht haben und das Abkommen schon
im Dezember letzten Jahres ermoglicht haben.

(Beifall im ganzen Hause)

Weil noch Opfer des NS-Staates und ihre Nachkom-
men unter uns leben, stehen wir in der Pflicht, erlittenes
Unrecht anzuerkennen und zumindest eine kleine Unter-
stiitzung — von Wiedergutmachung mag ich bei diesem
Thema gar nicht sprechen — zu leisten. Angesichts des
Unrechts, das in den Ghettos stattfand, in denen Men-
schen unter schlimmsten Bedingungen leben und arbei-
ten mussten — die meisten waren Juden —, ist es schlimm,
dass es so lange gedauert hat, bis die Ghettorenten aus-
gezahlt werden. Aber deshalb ist das deutsch-polnische
Abkommen, das jetzt auch in Polen lebenden Ghetto-
iiberlebenden eine Ghettorente ermdglicht, ein folgerich-
tiger, ein notwendiger und ein iiberfélliger Schritt.

(Beifall im ganzen Hause)

Fiir viele Menschen gerade in Osteuropa und in Israel
bedeutet die Zahlung der Ghettorenten aulerdem — auch
wenn die Renten nicht hoch ausfallen — eine echte kleine
Erleichterung ihrer Lebensbedingungen. Deshalb be-
danke ich mich bei Ihnen, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, dass wir den Gesetzentwurf hier im Parlament vo-
raussichtlich einstimmig beschlieBen konnen. Damit
setzen wir ein weiteres kleines Zeichen fiir alle Betroffe-
nen, dass wir ihr in den Ghettos erlebtes Leid und ihre
Rechte aus der Arbeit in den Ghettos, fiir die sie perfi-
derweise Rentenversicherungsbeitrige zahlen mussten,
anerkennen. Dem fiihlt sich der Deutsche Bundestag
verpflichtet. Ich bitte Sie, lieber Herr Staatssekretér
Bucior, das als Botschaft nach Polen mitzunehmen.

Vielen Dank.

(Beifall im ganzen Hause)

Vizeprasidentin Edelgard Bulmahn:
Als nichste Rednerin hat die Kollegin Tank von der
Fraktion Die Linke das Wort.

(Beifall bei der LINKEN)

Azize Tank (DIE LINKE):

Frau Prdsidentin! Sehr geehrter Herr Staatssekretir
Marek Bucior! Meine Damen und Herren! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Das deutsch-polnische Abkom-
men vom 5. Dezember 2014 war lingst iiberfillig. Es
beendet die Diskriminierung von Juden und Roma mit
Wohnsitz in Polen, die bislang vom Bezug von Ghetto-
renten ausgeschlossen waren.

In enger Zusammenarbeit mit den Betroffenen ist es
uns nun gelungen, das neue Gesetz auf den Weg zu brin-
gen — in nur acht Monaten und fraktionsiibergreifend.
Ich danke deshalb dem anwesenden polnischen Staatsse-
kretar Marek Bucior und der Staatssekretirin Frau
Gabriele Losekrug-Moller fiir ihren personlichen Ein-
satz.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN sowie bei Ab-
geordneten der CDU/CSU)
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Aber auf diesem Erfolg kdnnen wir uns nicht ausru-
hen. Damit sind nicht alle Ungerechtigkeiten ausge-
rdumt. Lassen Sie mich ein Beispiel anfiihren. Stellen
Sie sich vor: Sie haben in einem deutschen Ghetto gear-
beitet, Sie haben die Schoah {iiberlebt, Sie sind heute
90 Jahre alt und leben in einem Seniorenheim in Israel.
Vermutlich haben Sie Anspruch auf eine Ghettorente,
doch wissen Sie als Uberlebende nicht einmal davon.
Das ist leider eine reale Situation bei der Bearbeitung der
Antrage auf Ghettorenten.

Uber die systematische benachteiligende Behandlung
der Antragsteller durch die deutsche Biirokratie liegen
bereits wissenschaftliche Abhandlungen vor. Die Unter-
suchung von Kristin Platt vom Bochumer Institut fiir
Diaspora- und Genozidforschung ist hier beispielhaft.
Zahlreiche Antrage chemaliger Ghettobeschéftigter wur-
den wegen angeblich mangelnder Mitwirkung nie ab-
schlieBend beschieden. Neben den polnischen Betroffe-
nen geht es hier immer noch um etwa 15 000 bis 25 000
iiberlebende Ghettobeschiftigte. Auch sie sind von den
Ghettorenten ausgeschlossen.

Schitzungsweise sind davon etwa 45 Prozent Ghetto-
iberlebende in Israel, 45 Prozent in den USA und
10 Prozent in Deutschland und den EU-Nachbarlindern
betroffen. Diese Zahlen hat die Bundesregierung in der
amtlichen Begriindung des Anderungsgesetzes zum
ZRBG selbst bestdtigt. Darin heifit es: Von den rund
70 000 Antragen wurde nur rund die Hélfte positiv be-
schieden. — Diese Personen haben offenbar noch nicht
einmal einen formellen Ablehnungsbescheid bekom-
men. Deshalb tauchen diese Félle in der Statistik nicht
auf.

Viele ehemalige Ghettobeschéftigte wissen also nicht
einmal, dass sie einen Anspruch auf Ghettorente haben,
obwohl ihr Anspruch bei der Rentenversicherung be-
kannt ist. Solche Ungerechtigkeiten miissen beseitigt
werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Dafiir bedarf es keiner weiteren Gesetzesdnderung.
Hierzu muss der Verwaltungsvollzug des vom Bundes-
tag einstimmig verabschiedeten ZRBG {iberpriift wer-
den.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die positive Ent-
wicklung bei der Auszahlung der Ghettorenten geht
nicht zuletzt auf die progressive Rechtsprechung eines
engagierten Richters zuriick. Jan-Robert von Renesse
hat sich dafiir stark gemacht, die Wahrheit zu erforschen
und den Holocaustiiberlebenden trotz aller Widrigkeiten
zu ihrem Recht zu verhelfen.

(Beifall bei der LINKEN und dem BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN sowie bei Abgeordne-
ten der SPD)

Stellvertretend fir alle anderen Unterstiitzerinnen und
Unterstiitzer mochte ich mich bei Richter von Renesse
ausdriicklich bedanken.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN)

Er steht flir richterliche Unabhingigkeit und kriti-
sches Denken, auch angesichts von Widerstéinden in der
Verwaltung und der Justiz. Offensichtlich deswegen und
weil er 2012 eine Petition an den Bundestag gerichtet
hat, wurde er mit einem Disziplinarverfahren liberzogen.
Das halte ich fiir einen Skandal. So etwas darf es in ei-
nem Rechtsstaat nicht geben.

(Beifall bei der LINKEN)

Erst wenn alle Ghettobeschiftigten endlich Gewiss-
heit iiber ihren Antrag auf Ghettorente haben, kann we-
nigstens dieser Teil deutscher Geschichte als aufgearbei-
tet gelten. Das vorliegende Abkommen mit Polen sollte
einen ehrlichen Neuanfang beim Thema Ghettorente im
Umgang mit Ghettobeschiftigten befordern.

Ich danke Thnen.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasidentin Edelgard Bulmahn:
Als néichster Redner hat der Kollege Peter Weil3 das
Wort.

Peter Weil (Emmendingen) (CDU/CSU):

Frau Présidentin! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Uri Chanoch vom Center of Organizations of Holo-
caust Survivors in Israel hat bei der von uns durchge-
fiihrten Anhorung zum Ghettorentengesetz vorgetragen:
Fiir mich und fiir jeden Ghettoiiberlebenden bedeutet die
Anerkennung der Arbeitsleistung im Ghetto, dass endlich
auch dieser Teil der Geschichte zur Kenntnis genommen
und entschidigungsrechtlich bzw. sozialrechtlich beriick-
sichtigt wird. Aus meiner Sicht ist die Umsetzung des
Ghettorentengesetzes ein wesentlicher Schritt in Rich-
tung Aufarbeitung der nationalsozialistischen Verbre-
chen. — Er hat damit recht.

Ich will feststellen: Mit dem Sozialversicherungsab-
kommen mit Polen, das wir heute schlie3en, erfiillen wir
diesen Anspruch voll und ganz durch die Reformen, die
wir im Ghettorentenrecht vorgenommen haben.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Gerade die letzte, von Kollegin Griese bereits darge-
stellte Reform des Ghettorentenrechts, mit der wir die
Wahlmdglichkeit geschaffen haben, vier Jahre riickwir-
kend mit einem hoheren Zahlbetrag oder riickwirkend ab
1997 mit einem niedrigeren Zahlbetrag Ghettorenten zu
beantragen, haben wir in einem intensiven Dialog mit
der israelischen Botschaft hier in Berlin, mit dem israeli-
schen Seniorenministerium, dessen Staatssekretdr mehr-
mals zu Gespriachen hier war, vorbereitet. Zuletzt war
diese Reform auch ein Topthema der deutsch-israeli-
schen Regierungskonsultationen unter Vorsitz von Frau
Bundeskanzlerin Angela Merkel.

Frau Kollegin, Sie konnen davon ausgehen, dass in
Israel alles getan wird, dass jeder Berechtigte iiber sei-
nen Anspruch informiert wird, dass ihm auch Unterstiit-
zung durch die israelische Regierung und die dortige
Sozialversicherung dabei gewéhrleistet wird, einen ent-
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sprechenden Antrag zu stellen. Ich glaube, das haben wir
damals mit den Israelis wirklich gut und solide vorberei-
tet, und es wird auch entsprechend umgesetzt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BUNDNISSES 90/DIE
GRUNEN)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, in der Tat,
fiir einen in Polen Berechtigten war es bislang nicht
moglich, einen Antrag zu stellen. Das war jetzt keine
Gemeinheit gegeniiber Polen. Gott sei Dank haben wir
seit 1975 mit Polen ein ausgezeichnetes, funktionieren-
des Sozialversicherungsabkommen. Dieses Abkommen
folgt einem mustergiiltigen Prinzip, ndmlich dem soge-
nannten Eingliederungsprinzip, sprich: Eine in Deutsch-
land wohnende Person muss ihre Rentenanspriiche an
die deutschen Behorden stellen und bekommt sie auch
erfiillt, jemand, der in Polen lebt, muss seine Rentenan-
spriiche an die polnischen Behdrden stellen und be-
kommt sie dort erfiillt. Das ist eigentlich ein mustergiilti-
ges Abkommen; das mochte ich noch einmal betonen.
Auch deshalb will ich hier sagen: Es war richtig, dass
wir das Sozialversicherungsabkommen mit Polen von
1975 vollumfanglich aufrechterhalten.

Richtig ist auch, dass hier schon friiher iiber die Frage
diskutiert worden ist: Was macht man denn nun mit An-
spruchsberechtigten in Polen? Ehrlich gesagt, hatte dazu
angesichts des geltenden Sozialversicherungsabkom-
mens niemand eine durchfiihrbare Idee. Es ist diese Bun-
desregierung, die mit IThnen, Herr Staatssekretiar Bucior,
eine Losung gefunden hat, die vorher iiberhaupt nicht
diskutiert worden ist, ausdriicklich und nur allein fiir die
Frage des Zugangs zur Ghettorente ein eigenes, geson-
dertes Sozialversicherungsabkommen zu schlieen. Dazu
mochte ich den erfinderischen und klugen Beamtinnen
und Beamten sowohl im deutschen Arbeitsministerium
wie im polnischen Arbeitsministerium herzlich gratulie-
ren.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN sowie bei Ab-
geordneten der LINKEN)

Deshalb konnen wir heute als Deutscher Bundestag
dieses Abkommen, dieses gesonderte Abkommen fiir
Polen, ratifizieren.

Ich will das so zusammenfassen: Nach den zwei Re-
formen des Ghettorentengesetzes und mit dem zusétzli-
chen neuen Sozialversicherungsabkommen mit Polen
kommt dieser, wie ich finde, wichtige Bereich, ndmlich
dass man fiir die Leistungen, die man im Ghetto erbracht
hat, auch einen Rentenanspruch hat, zu einem wirklich
guten Abschluss. Ich freue mich, wenn heute der ge-
samte Deutsche Bundestag diesem Sozialversicherungs-
abkommen zustimmt.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasidentin Edelgard Bulmahn:

Als néchster Redner hat Volker Beck von der Fraktion
Biindnis 90/Die Griinen das Wort.

Volker Beck (K5ln) (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Frau Prisidentin! Herr Staatssekretdr Bucior! Meine
Damen und Herren! Es ist heute ein guter Tag, weil wir
einstimmig im Bundestag endlich zu Ende bringen, was
wir 2002 mit dem Gesetz {iber die Zahlbarmachung von
Ghettorenten begonnen haben. Dass es 13 Jahre gedauert
hat, ist bitter, aber wir hoffen, dass wir noch viele von
denen erreichen, die nach unserem Willen einen An-
spruch auf eine Rente fiir ihre Zwangsarbeit im Ghetto
haben.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

Ich erinnere an das Ghettorentengesetz und an die
Vorgénge, die dahin gefiihrt haben — Sie haben die Ver-
dienste von Richter von Renesse hier mit angespro-
chen —, an den Kampf darum, den gesetzgeberischen
Willen durchzusetzen. Es ging darum, anzuerkennen,
dass im Ghetto natiirlich nicht normale Arbeitsbedingun-
gen mit Arbeitsvertrag, Lohn und Gehalt sowie Renten-
versicherungsbeitragen gegeben waren. Wir sprechen
hier von einer Notsituation, in der die Menschen, die im
Ghetto gelebt haben, ihre Arbeitskraft verkaufen muss-
ten, damit sie eine Scheibe Brot mehr bekamen oder da-
mit der Judenrat im Ghetto mehr Geld bekam, um damit
zu versuchen, die Menschen irgendwie iiber die Runden
zu bringen.

Dass da deutsche Sozialgerichte immer wieder gegen
den Willen des Gesetzgebers griffelspitzerisch versucht
haben, den Menschen Hiirden auf den Weg zur Erfiillung
ihres Anspruchs zu legen, gehort auch zu den bitteren
Wabhrheiten dieses Tages.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der LIN-
KEN)

Dass das Bundessozialgericht gesagt hat: ,,Vier Jahre
riickwirkend bekommen die Leute ihr Geld*, obwohl die
Rechtsprechung damals korrigiert wurde, war auch ein
bitterer Umstand.

Ich bin froh, dass diese Bundesregierung durch den
Einsatz der Sozialdemokratie es geschafft hat — anders
als die Vorgangerregierung —, diese Unwuchten aus dem
Gesetz herauszubringen. Dass wir das heute mit der Off-
nung des Leistungsbezugs auch fiir die polnischen Ghet-
torentner, also fiir die Menschen, die heute noch in Polen
leben und davon betroffen sind, endlich abschlieB3en, ist
ein gutes Signal.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der SPD)

Es ist auch eine gute Erfahrung fiir das Haus, dass wir
das heute gemeinsam, alle vier Fraktionen, beschlieen
kdnnen.
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Hervorzuheben ist, das wir alle anerkennen, dass wir
alle gemeinsam in der Vergangenheit Fehler gemacht ha-
ben: bei der Entschadigung, bei der Anerkennung von
NS-Unrecht. Es war iiber die Jahrzehnte hinweg in der
bundesdeutschen Geschichte und erst recht in der Ge-
schichte der DDR ein schwieriger Prozess, sich dem
Ausmal des Unrechts, das von Deutschen ausgegangen
ist, wirklich zu stellen, es anzuerkennen und zu versu-
chen, den Opfern wenigstens einen Ausgleich zu geben.

Ich mochte an so einem Tag sagen, dass wir da noch
eine weitere offene Frage vor uns haben. Ich wiirde mir
winschen, dass wir dazu zwischen den Fraktionen ins
Gesprach kommen. Dabei geht es um die sowjetischen
Kriegsgefangenen. 3 Millionen von ihnen wurden in Rus-
senlagern umgebracht. Keiner der sowjetischen Kriegsge-
fangenen hat je einen Cent von Deutschland gesehen. Es
geht um eine Geste. Ich will gar nicht von Entschadi-
gung und von den Fragen des Reparationsrechts reden.
Es geht um eine Geste der Anerkennung, dass wir sagen:
Das war nationalsozialistisches Unrecht. — Ich glaube,
gerade im 70. Jahr nach dem Ende des Zweiten Welt-
kriegs wire es hohe Zeit, diese Frage endlich, und zwar
gemeinsam, zu klaren.

Lassen Sie uns hier einen Versuch machen. Es geht
nicht um das Geld — es leben kaum noch Menschen, die
das erhalten konnten —, es geht um die Geste und in die-
sem schwierigen Jahr mit der Auseinandersetzung um
die Ukraine und um die Krim vielleicht auch darum,
dass wir bei allen Differenzen, die wir mit der russischen
Regierung haben, gemeinsam zu unserer historischen
Verantwortung gegeniiber allen Volkern Osteuropas, ge-
geniiber den Volkern der ehemaligen Sowjetunion ste-
hen. Es wire schon, wenn wir mit dem ,,spirit™ des heuti-
gen Tages weiterkommen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN,
bei der SPD und der LINKEN)

Jetzt mochte ich die Sozialpolitiker explizit anspre-
chen — das vorher genannte Thema ist vielleicht etwas
fiir die AuBenpolitiker und die Innenpolitiker —: Es gibt
ein spezifisch rentenrechtliches Problem, das auch mit
unserer Geschichte zusammenhéngt. Wir haben uns
1990 entschlossen, durch eine besondere Regelung Ju-
den aus der ehemaligen Sowjetunion wegen des dortigen
Antisemitismus in Deutschland aufzunehmen. Diese
Menschen, die mitten in ihrem Arbeitsleben nach
Deutschland kamen, fangen mit ihrer Rentenbiografie in
Deutschland bei null an: manche mit 60, mit 65 Jahren
andere mit 20 Jahren; bei denen ist es kein Problem. Fiir
Aussiedler haben wir im sogenannten Fremdrentenge-
setz die Regelung, dass wir die Arbeits- und Rentenbio-
grafie dieser Menschen so anerkennen, als ob sie Zeit ih-
res Lebens in Deutschland gearbeitet hatten.

Ich bitte alle Fraktionen, ob wir ein Treffen der So-
zialrechtler, vielleicht auch der Innenpolitiker machen
konnen, bei dem wir uns der Frage annehmen, ob wir die
judischen Kontingentfliichtlinge nicht in die Regelung
des Fremdrentengesetzes einbeziehen konnen und sagen:
Wir behandeln sie wie Spitaussiedler. — Der historische
Zusammenhang ist dhnlich, das Schicksal ist dhnlich. Sie
kommen aus Landern, die dhnlich sind. Sie haben als jii-

disches Volk das Deutsche Reich vor Jahrhunderten ver-
lassen, wie die Russlanddeutschen auch. Sie haben es
aus anderen Griinden verlassen; sie sind geflohen. Die
anderen sind tibergesiedelt. Aber es gibt viele Parallelen.
Das ist Grund genug, sich dieser Frage interfraktionell
zu stellen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN,
bei der SPD und der LINKEN)

Vizeprasidentin Edelgard Bulmahn:

Fiir die Bundesregierung hat jetzt die Parlamentari-
sche Staatssekretirin Frau Losekrug-Moller das Wort.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Gabriele Losekrug-Moller, Parl. Staatssekretérin
bei der Bundesministerin fiir Arbeit und Soziales:

Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Vor allen Dingen: Verehrte Géste! Ich freue mich, dass
neben unseren Ehrengésten auch so viele Besucher auf
der Tribiine sind — ganz junge und einige lebenserfah-
rene —, dass sie an dieser Debatte teilhaben, die fiir die-
ses Haus ziemlich ungewohnlich ist.

In den letzten Monaten ist der Platz, an dem ich hier
stehe, ein guter Ort fiir viele gewesen, die vielleicht
schon ihre Hoffnungen aufgegeben haben — Hoffnung
auf eine Anerkennung ihrer Arbeit in einem Ghetto, Ar-
beit unter fiir uns unvorstellbaren Bedingungen; Hoff-
nung darauf, dass bei der rentenrechtlichen Handhabung
kein Unterschied besteht, in welchem Land der Empfan-
ger lebt.

Meine Damen und Herren, mit dem Gesetz zur Zahl-
barmachung von Renten aus Beschéftigungen in einem
Ghetto wurden 2002 Rentenzahlungen fiir Beschiftigun-
gen in einem Ghetto ermoglicht. Dazu haben meine Vor-
redner und Vorrednerinnen schon sehr viel ausgefiihrt.

Wir haben am 5. Dezember 2014 in Warschau am his-
torischen Ort das Abkommen unterzeichnet, das heute,
denke ich, mit groBer Mehrheit und vielleicht sogar ein-
miitig im Haus akzeptiert wird. Wir schlieBen damit eine
Liicke, die eigentlich gar nicht hétte entstehen sollen.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN sowie bei Ab-
geordneten der CDU/CSU)

Nun wird es mdglich, dass auch in Polen lebende Be-
rechtigte einen sozialversicherungsrechtlichen Aus-
gleich fiir ihre Arbeit im Ghetto erhalten. Uns ist klar:
Diese Menschen haben unvorstellbares Leid erlitten. Sie
sind hochbetagt. Sie verdienen unseren Respekt und un-
sere Anerkennung.

(Beifall im ganzen Hause)

Ich freue mich sehr, dass der vorliegende Gesetzent-
wurf die Unterstlitzung des ganzen Hauses erfdhrt. Ich
bin allen Fraktionen des Hauses sehr dankbar. Ich
glaube, das ist ein sehr kriftiges Signal, mit dem wir zei-
gen, wie ernst wir es mit diesem Abschnitt unserer Ge-
schichte meinen. Ich bedanke mich sehr bei Thnen.
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Parl. Staatssekretirin Gabriele Losekrug-Moéller

Ich mochte allerdings Thnen, Frau Kollegin Tank, sa-
gen: Das BMAS hat am Mittwoch in der Sitzung des
Ausschusses fiir Arbeit und Soziales sehr ausfiihrlich
vorgetragen, wie mannigfaltig unsere Aktivitdten sind,
damit auch wirklich jeder und jede moglicherweise An-
spruchsberechtigte die Gelegenheit hat, den Rechtsan-
spruch wieder aufleben zu lassen. Da ist unser Haus, da
sind ganz viele sehr intensiv unterwegs. Und ich sage Th-
nen: Das ist auch gut so.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU und der LINKEN)

Die wenige Redezeit, die ich noch habe, will ich jetzt
darauf verwenden, noch einmal die gute Nachbarschaft
und den guten Geist zu betonen, in dem wir die Verhand-
lungen tiber das Abkommen fiithren konnten. Ich finde
das nicht selbstverstdndlich. Fiir mich ist das gute Nach-
barschaft, die auch ein gutes Fundament fiir die Zukunft
ist. Insofern freue ich mich sehr, Herr Kollege Bucior,
dass Sie heute da sind. Ich will Thnen nur sagen: Es
wurde Zeit, dass wir heute zu dieser Abstimmung kom-
men. Ich glaube, es ist das richtige Signal; es ist ein gu-
tes Signal. Es ist einfach gut fiir uns alle, dass wir einen
kleinen Punkt hinter eine offene Frage machen konnen,
bei der wir iiber viele Jahre versucht haben, es richtig zu
machen. Ich glaube, heute haben wir es dann auch gut
gemacht.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie
bei Abgeordneten der LINKEN und des
BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasidentin Edelgard Bulmahn:

Als letzte Rednerin in dieser Debatte hat die Kollegin
Dr. Freudenstein von der CDU/CSU das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Astrid Freudenstein (CDU/CSU):

Frau Prisidentin! Sehr geehrter Herr Staatssekretir
Bucior! Verehrte Giste! Meine Damen und Herren!
Nach vielen parlamentarischen Beratungen und wech-
selnden Regierungskoalitionen kdnnen wir heute sagen:
Wir machen gemeinsam einen Punkt hinter das Kapitel
Ghettorente. Nun endlich kénnen auch die in Polen le-
benden ehemaligen Ghettobeschéftigten diese Rente be-
ziehen. Wir hoffen jetzt auf eine rasche Umsetzung nach
der Ratifizierung; Frau Staatssekretdrin hat uns das ja
schon zugesichert. Dafiir herzlichen Dank!

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie
bei Abgeordneten der LINKEN und des Abg.
Dr. Wolfgang ~ Strengmann-Kuhn  [BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN])

Bis heute gab und gibt es Kritik daran, dass es viel zu
lange gedauert habe, bis alle Berechtigten die Ghetto-
rente beziehen kdnnen. In der Tat: Es hat lange gedauert.
Es gab auch immer wieder den mehr oder weniger offe-
nen Vorwurf, dass es vielleicht sogar von staatlicher
Seite die Absicht gegeben haben koénnte, dass gar nicht
so viele Menschen die Ghettorente bekommen. Ich

glaube, es ist deshalb wichtig, hier noch einmal festzu-
halten: Als alle Parteien dieses Hauses im Jahre 2002 das
Gesetz zur Zahlbarmachung von Renten aus Beschéfti-
gungen in einem Ghetto beschlossen, hatten sie ganz si-
cher nicht die Motivation und das Ziel, dass es moglichst
wenige sein mogen, die diese Ghettorente bekommen.
Gerade die ,,Zahlbarmachung® war ja der Hauptgrund
fiir das Gesetz.

Auch die Reformen in den folgenden Jahren, die in
die Anderungen des Gesetzes im vergangenen Jahr miin-
deten, gingen in diese Richtung: So haben wir beispiels-
weise die ansonsten im Sozialrecht geltende Vierjahres-
frist bei den Ghettorenten ausgesetzt. Diese Regelung
war zu Recht von den heute hochbetagten ehemaligen
Ghettobeschiftigten als Unrecht empfunden worden.
Auch die fiir einen Rentenbeginn im Jahr 1997 einzuhal-
tende Antragsfrist bis 2003 wurde gestrichen.

Ebenfalls konnen die Betroffenen nun entscheiden, ob
sie die neu festgestellte Rente mit Rentennachzahlung
beziehen wollen oder ob sie die bisherige Regelung mit
Zuschlag beibehalten wollen. Die berechtigten Interes-
sen der ehemaligen Ghettobeschiftigten haben wir also
beriicksichtigt und mehr Wahlmoglichkeiten eingerdumt.

Der Prozess, der bis heute andauerte, war vieles: Er
war in der Tat lang. Fast 18 Jahre sind seit dem Urteil
des Bundessozialgerichts vergangen. Dieser Prozess war
von Umdenken geprigt — von einer juristisch sehr stren-
gen und engen zu einer weiteren Auslegung des Geset-
zes. Er war natiirlich auch tragisch, weil viele Berech-
tigte in der Zwischenzeit gestorben sind. Doch eines war
dieser Prozess sicher nicht: Er war nicht einfach, er war
nicht eindimensional. Es gab nidmlich sehr viele ver-
schiedene Akteure, von den Antragstellern iiber Anwilte
und Staaten bis hin zu den Sozialversicherungen, und es
gab die Gesetze verschiedener Lénder. Es gab nicht zu-
letzt eine Zeitspanne von 70 Jahren, die das Erlebte von
dem Heute trennt.

Mit diesen Rahmenbedingungen steht das Verfahren
stellvertretend fiir viele Verfahren im Rahmen der Wieder-
gutmachung und Entschiddigung. Erlebtes und Erlittenes
musste mit objektiv begriindbaren Gesetzen in Einklang
gebracht werden. Gerade im Bereich der Sozialversiche-
rungen stellte sich das als schwierig dar. Hier prallten
eben juristische und alltagsweltliche Sprache und Be-
deutung aufeinander.

Was bedeutete zum Beispiel das Wort ,freiwillig” im
Sozialrecht? Fiir die Ghettoarbeiter war die Gesamtsitua-
tion, in der sie ihre Arbeit verrichteten, selbstverstand-
lich nicht freiwillig. Das Erzéhlen aus der eigenen Le-
benswirklichkeit hatte deshalb fiir viele Menschen zur
Folge, dass sie keine Ghettorente bekamen; denn die
Ghettorente setzte eine Freiwilligkeit der Arbeit voraus.
Begrifflichkeiten wie ,,Zwangsarbeit* waren ein zentra-
ler Ablehnungsgrund. Erst die Schilderungen von Histo-
rikern bewogen das Sozialgericht, die strenge Auslegung
zu beenden. Das alles hinterlésst bei uns heute kein gutes
Gefiihl. Ich meine aber, dass Schuldzuweisungen ange-
sichts der Komplexitéit des Verfahrens nicht angebracht
sind.
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Dr. Astrid Freudenstein

Fiir die in Polen lebenden ehemaligen Ghettobeschéf-
tigten war es zuletzt aber gar kein Problem der Semantik
mehr, das ihnen die Rente nicht ermdglichte, sondern ein
— es wurde schon erwdhnt — 40 Jahre altes Sozialversi-
cherungsabkommen. Das Abkommen selbst hat seine
Bedeutung und seinen Sinn. Fiir die Ghettobeschiftigten
aber war es ein Hindernis. Diesen Missstand beheben
wir heute, und das ist auch gut so.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizeprasidentin Edelgard Bulmahn:

Vielen Dank. — Liebe Kolleginnen und Kollegen, da-
mit schlieBe ich die Aussprache, und wir kommen zur
Abstimmung tiber den von der Bundesregierung einge-
brachten Gesetzentwurf zu dem Abkommen mit der Re-
publik Polen zum Export besonderer Leistungen fiir be-
rechtigte Personen, die im Hoheitsgebiet der Republik
Polen wohnhaft sind; in Kurzform: Ghettorentengesetz.

Der Ausschuss fiir Arbeit und Soziales empfiehlt in
seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache 18/4108,
den Gesetzentwurf der Bundesregierung auf den Druck-
sachen 18/3787 und 18/4051 anzunehmen. Ich bitte
diejenigen, die dem Gesetzentwurf zustimmen wollen,
um das Handzeichen. — Gibt es jemanden, der dagegen
stimmt? — Gibt es jemanden, der sich enthélt? — Damit
ist der Gesetzentwurf in zweiter Beratung einstimmig
angenommen worden.

(Beifall im ganzen Hause)
Wir kommen zur
dritten Beratung

und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. —
Gibt es jemanden, der dagegen stimmt? — Gibt es jeman-
den, der sich enthilt? — Das ist auch nicht der Fall. Dann
ist der Gesetzentwurf auch in der dritten Lesung einstim-
mig angenommen worden.

(Beifall im ganzen Hause)

Das ist nicht nur ein ganz wichtiges Signal fiir dieje-
nigen, die diese fiir sie sehr schwierige und fiir uns im-
mer noch unfassbare Zeit im Ghetto erlebt haben. Es ist
auch ein wichtiges Signal fiir die Zusammenarbeit mit
Polen. Ich sage noch einmal ganz herzlichen Dank, dass
Sie, Herr Staatssekretér, an den Beratungen teilgenom-
men haben. Das unterstreicht die gute Zusammenarbeit,
aber auch die Bedeutung dieses Abkommens fiir unsere
beiden Léander. Vielen Dank, dass Sie da waren.

(Beifall im ganzen Hause)
Ich rufe den Tagesordnungspunkt 14 auf:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Katja
Keul, Irene Mihalic, Dr. Konstantin von Notz,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN

Private Sicherheitsfirmen umfassend regulie-
ren und zertifizieren

Drucksache 18/3555

Uberweisungsvorschlag:

Ausschuss fiir Wirtschaft und Energie (f)

Innenausschuss (f)

Auswirtiger Ausschuss

Ausschuss fiir Recht und Verbraucherschutz
Verteidigungsausschuss

Ausschuss fiir Menschenrechte und Humanitére Hilfe
Ausschuss fiir die Angelegenheiten der Europdischen Union
Federfiihrung strittig

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind fiir
die Aussprache 25 Minuten vorgesehen. — Ich hdre dazu
keinen Widerspruch. Dann ist das auch so beschlossen.

Wenn die Kolleginnen und Kollegen jetzt die Plitze
gewechselt bzw. eingenommen haben, werde ich die
Aussprache erdffnen.

Ich erdffne die Aussprache. Als erste Rednerin hat die
Kollegin Katja Keul von Biindnis 90/Die Griinen das
Wort.

Katja Keul (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Sehr geehrte Frau Prisidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Die Frage der Regulierung privater Sicher-
heitsfirmen betrifft einen Kernaspekt demokratischer
Rechtsstaatlichkeit. Es geht um nichts Geringeres als um
die Durchsetzung des staatlichen Gewaltmonopols. Ja,
ich wiirde sogar so weit gehen, zu sagen: Der Verlust des
staatlichen Gewaltmonopols ist heute das groBte Sicher-
heitsrisiko weltweit. Deswegen miissen gerade wir als
demokratischer Rechtsstaat besondere Verantwortung an
den Tag legen und mit gutem Beispiel vorangehen, so-
wohl, wenn wir im Ausland weltweit um die 140 Sicher-
heitsfirmen unter Vertrag nehmen, um deutsche Liegen-
schaften zu schiitzen, als auch, wenn es darum geht,
welche Anforderungen wir an die Zulassung privater Si-
cherheitsdienste im Inland erheben.

Aktuell sieht die Gewerbeordnung lediglich eine
80-stiindige rechtliche Unterrichtung und den einma-
ligen Nachweis der Zuverldssigkeit vor, um ein Bewa-
chungsgewerbe anzumelden. Eine Priifung ist nicht er-
forderlich. Damit gehort Deutschland zu den
Schlusslichtern in Europa, was die Zugangsvorausset-
zungen von privaten Sicherheitsfirmen angeht. Oder ver-
einfacht gesagt: Es ist in Deutschland leichter, ein Si-
cherheitsgewerbe anzumelden, als eine Pommesbude zu
eroffnen.

Private Sicherheitsdienste sind in den letzten Jahren
verstédrkt in die Liicken vorgesto3en, die die Sparpolitik
des Bundes und der Lénder gerissen hat, auch in den
Etats der Innenministerien. Die Innenministerkonferenz
betrachtet die Sicherheitsbranche inzwischen als festen
Bestandteil der deutschen Sicherheitsarchitektur. Gerade
in den letzten Monaten haben aber unter anderem Vor-
félle in Asylbewerberunterkiinften an deutschen Flugha-
fen gezeigt, dass die Gesetzgebung nicht mehr den ak-
tuellen Verhéltnissen gerecht wird. Es reicht eben nicht,
dass die personliche Zuverlédssigkeit und Geeignetheit
einmalig bei Aufnahme der Tatigkeit im beauftragten
Unternehmen {iiberpriift wurden. Viele dieser Angestell-
ten versehen ihren Dienst immerhin bewaffnet, mit
Schusswaffen oder Schlagwaffen. Hier besteht akuter
Regelungsbedarf, und daher legen wir Thnen heute die-
sen Antrag vor.
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Katja Keul

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Wir hatten bereits in der letzten Legislaturperiode auf
das Problem hingewiesen. Damals forderten die deut-
schen Reeder die Lizenzierung von Bewachungsunter-
nehmen an Bord von deutschen Handelsschiffen. Aber
statt die Qualitdtsstandards fiir die ganze Branche hoch-
zusetzen — wie wir es in unserem Antrag schon gefordert
hatten —, haben Sie sich damals mit den Schiffen be-
gniigt. Fiir unseren weitergehenden Antrag hatten und
haben wir iibrigens auch die Unterstiitzung des Bran-
chenverbandes der privaten Sicherheitswirtschaft. Es hat
leider vor allem die FDP nie verstanden, dass es durch-
aus auch im Interesse der Wirtschaft liegt, sich durch
staatliche Regulierung die Konkurrenz zwielichtiger Ro-
ckerbanden vom Hals zu halten, die mal eben ein Ge-
werbe anmelden, um dann ganz offiziell das Rotlichtmi-
lieu zu kontrollieren.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN sowie
des Abg. Thomas Lutze [DIE LINKE])

Auch die von den Innenministern eingesetzte Kommis-
sion hat ein eigenes Gesetz fiir den Bereich der privaten
Sicherheitsdienste befiirwortet. Liebe Kolleginnen und
Kollegen von der CDU/CSU, es sind auch Ihre Innen-
minister, die Handlungsbedarf anmelden. Nutzen Sie
jetzt die Chance, dass Sie die FDP abgeschiittelt haben!

Wenn wir schon dabei sind: Lassen Sie uns nicht den
Blick iiber den Tellerrand vergessen. Wir miissen daran
denken, auch den Export von privaten Sicherheitsleis-
tungen ins Ausland zu kontrollieren. Die Genehmi-
gungsvoraussetzungen fiir Riistungsexporte sollten nicht
nur fir die Waffe selbst Anwendung finden, sondern
auch fiir die Hand, die die Waffe fiihrt. Liebe Genossin-
nen und Genossen von der SPD, das habt ihr in der letz-
ten Legislaturperiode doch auch schon beschlossen.

Exzesse privater Sicherheitsfirmen, wie wir sie im
Irak oder in Afghanistan erleben mussten, kdnnen wir
naturgemdl nur im internationalen Rahmen verhindern.
Deutschland muss sich deswegen starker in den UN fiir
eine internationale vertragliche Regulierung engagieren.
Da hilft es auch bei der eigenen Glaubwiirdigkeit, wenn
man erst mal bei sich zu Hause seiner Verpflichtung
nachkommt.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Wir wollen Sie mit diesem Antrag motivieren. Wenn
Sie uns nicht zustimmen wollen, dann kénnen Sie gerne
selber etwas vorlegen. So wie bisher kann es jedenfalls
nicht weitergehen.

Vielen Dank.
(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Vizeprasidentin Edelgard Bulmahn:

Als nédchste Rednerin spricht Dr. Kristina Schroder
von der CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Kristina Schroder (Wiesbaden) (CDU/CSU):

Sehr geehrte Frau Prasidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Das Gewaltmonopol des Staates ist eine
Grundvoraussetzung fiir das Funktionieren unseres frei-
heitlich-demokratischen Rechtsstaats. Der Biirger ver-
zichtet darauf, Gewalt auszuiiben, um seine Rechte
durchzusetzen, und unser Grundgesetz legt fest, dass
dies allein Justiz- und Exekutivorganen vorbehalten ist.
Wir sind uns einig, dass dieses Prinzip essenziell fiir un-
sere freiheitlich-demokratische Grundordnung ist. Juris-
tisch ist das Gewaltmonopol durch den Antrag der Grii-
nen zur Regulierung privater Sicherheitsfirmen auch
nicht tangiert. SchlieBlich verfiigen die Angestellten die-
ser Firmen nur iiber die sogenannten Jedermannsrechte;
das will hier, glaube ich, auch niemand &ndern.

De facto sprechen wir heute aber sehr wohl iiber As-
pekte des Gewaltmonopols, und zwar aus zwei Griinden.
Erstens. Wenn immer mehr Menschen fiir unterschiedli-
che Zwecke private Sicherheitsfirmen beauftragen, dann
scheinen sie der Auffassung zu sein, der Staat komme
seinen Pflichten, die aus dem Gewaltmonopol resultie-
ren, nur ungeniigend nach.

Ich finde, das muss uns nachdenklich stimmen.
SchlieBlich kann niemandem daran gelegen sein, dass in
unserem Land Zustinde wie beispielsweise in Siidafrika
einreiflen. Dort ist die Lage so, dass diejenigen, die sich
das leisten konnen, einen privaten Sicherheitsdienst en-
gagieren, um ihr Leben und ihr Eigentum zu schiitzen,
weil der Staat das nicht in ausreichendem Malle gewéhr-
leistet. Ganze Wohnsiedlungen sind umz&unt und privat
bewacht. Von solchen Zustéinden sind wir in Deutsch-
land gliicklicherweise noch meilenweit entfernt. Ich
mochte nicht, dass es auch bei uns eine Frage des Konto-
stands wird, wie sicher man ist oder wie sicher man sich
fiihlt.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Insofern frage ich mich, liebe Griine, wie Sie es zu-
sammenbekommen wollen, dass Sie — so steht es in Th-
rem Antrag — eine Erosion des Gewaltmonopols be-
fiirchten, aber an anderer Stelle immer mal wieder gerne
Misstrauen gegen unsere Sicherheitsbehdrden schiiren

(Steffi Lemke [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Berechtigte Kritik!)

und mit dafiir verantwortlich sind, wenn zum Beispiel in
Schleswig-Holstein die rot-griine Landesregierung ge-
rade 120 Polizeistellen abgebaut hat.

(Steffi Lemke [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Gucken Sie sich mal die Polizeireform
in Sachsen-Anhalt an!)

Der zweite Grund, warum die heutige Debatte auch
das Gewaltmonopol betrifft, ist folgender: Es reicht doch
schon aus, wenn privates Sicherheitspersonal subjektiv
als Vertretung des Staates empfunden wird. Die meisten
Fliichtlinge, die in eine Asylbewerberunterkunft kom-
men, gehen mit Sicherheit davon aus, dass Menschen in
Uniform, die ihnen auch Anweisungen geben, Vertreter
des Staates mit hoheitlichen Rechten sind.
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Daher sollten wir uns nach der umfassenden Rege-
lung der Bewachung von Seeschiffen in internationalen
Gewissern in der letzten Legislaturperiode sehr genau
tiberlegen, welche Anforderungen wir an private Sicher-
heitsfirmen stellen, die im Inland tétig sind. Deshalb ha-
ben wir uns in unserem Koalitionsvertrag dieses Thema
vorgenommen.

(Katja Keul [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]:
Immerhin!)

Ob und in welcher Form wir gesetzgeberisch eingrei-
fen und wie weit wir bei der Regelungstiefe gehen wol-
len, dariiber muss jetzt diskutiert werden. Aber fest steht
erst einmal: Sowohl das Bundeswirtschaftsministerium
als auch das Bundesinnenministerium sehen Handlungs-
bedarf und haben sich intensiv, wenn auch noch nicht
abschlieBend mit dem Thema befasst.

(Irene  Mihalic [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Wir haben ja jetzt eine Diskussionsvor-
lage gemacht!)

Die Innenministerkonferenz hat im Dezember 2013 Vor-
schlige zur Uberarbeitung des Bewachungsrechts be-
schlossen. Bundesinnenminister de Maiziére hat sich
daraufhin mit der Bitte um Unterstiitzung an Bundes-
minister Gabriel gewandt, der zustdndig ist, weil das
Ganze eine gewerberechtliche Frage ist. Das ist auch der
Grund, weswegen wir hier eine Federfiihrung der Wirt-
schaftspolitik haben.

(Katja Keul [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]:
Das konnen wir gerne streitig stellen!)

Im November 2014 wurde dann eine Bund-Lénder-
Arbeitsgruppe eingesetzt, die sich unter Vorsitz des Bun-
deswirtschaftsministeriums der Uberarbeitung des Be-
wachungsrechts annimmt. Die erste Sitzung fand im Ja-
nuar 2015 statt. Die Arbeitsgruppe war sich einig, dass
insbesondere der Bereich ,,Zuverldssigkeitstiberpriifung
und Sachkundenachweis“ neu geregelt werden sollte.
Das unterstiitze ich. Ich kann mir dariiber hinaus weitere
sinnvolle MaBinahmen vorstellen.

Die Vorfille im letzten Jahr im nordrhein-westfali-
schen Burbach haben uns alle schockiert. Dort soll pri-
vates Wachpersonal Asylbewerber misshandelt und dies
auf Fotos und Videos festgehalten haben. Wenn eine mo-
derate Anhebung der Mindeststandards dazu beitragen
kann, weitere solcher Félle zu vermeiden, dann sollten
wir das in Angriff nehmen.

(Katja Keul [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]:
Richtig! Schon, dass Sie uns zustimmen!)

Es ist doch schon bemerkenswert, dass unsere Gewerbe-
ordnung derzeit strengere Regelungen fiir die Bewa-
chung von Diskotheken vorschreibt als fiir diejenigen,
die in Asylbewerberunterkiinften mit schwer traumati-
sierten Menschen umgehen.

Aber auch die Lander tragen bei diesem Thema politi-
sche Verantwortung. Sie haben es ndmlich selbst in der
Hand, in ihren Ausschreibungen zur Uberwachung von
Asylbewerberunterkiinften bei den Anforderungen an

die Sicherheitsfirmen iiber die Mindestanforderungen
der Gewerbeordnung hinauszugehen.

Das Land Hessen ist hier ein positives Beispiel. Es
fordert von den Sicherheitsfirmen, die es unter Vertrag
nimmt, fiir das gesamte Personal das erweiterte Fiih-
rungszeugnis vorzulegen, das Einverstdndnis zu einer
Sicherheitsiiberpriifung durch die Polizei, und es fordert,
dass das Personal regelméfig Deeskalationstrainings zu
absolvieren und interkulturelle Kompetenzen nachzu-
weisen hat. AuBerdem vergibt Hessen Auftrige an Si-
cherheitsunternehmen ausschlieBlich selbst und {iber-
lasst dies nicht den Subunternehmen. Im nordrhein-
westfdlischen Burbach war genau dies der Fall: Dort war
der Sicherheitsdienst ein Subunternehmen der Betreiber-
firma der Asylbewerberunterkunft. Es ist also auch eine
politische Frage, wie weit ein Land bereit ist, sich in die-
sem sensiblen Bereich zu engagieren, selbst Verantwor-
tung zu iibernehmen und bei der Ausschreibung nicht
nur auf die Kosten zu schauen, sondern auch auf Quali-
tatskriterien.

(Irene Mihalic [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Nordrhein-Westfalen hat ja auch schon
geliefert!)

Aus wirtschaftspolitischer Blickrichtung ist natiirlich
eines klar: Jede Verschiarfung der Mindeststandards fiir
Sicherheitsfirmen ist auch ein Eingriff in die Gewerbe-
freiheit. Es liegt zundchst in der Freiheit und der Verant-
wortung des Einzelnen, fiir die Bewachung seines Ei-
gentums oder die Sicherung der eigenen Veranstaltung
denjenigen einzustellen, den er fiir diese Zwecke fiir ge-
eignet hilt. Jeder kann, wenn es um eine schwierige Auf-
gabe geht, die Anforderungen an die beauftragte Person
hochschrauben, oder er kann sagen: Meinen Schrottplatz
zu bewachen, ist nicht so furchtbar anspruchsvoll; da rei-
chen mir die Mindestanforderungen der Gewerbeord-
nung.

Insofern pléddiere ich fiir eine Neuregelung mit Au-
genmal, die innenpolitische und wirtschaftspolitische
Erwégungen beriicksichtigt und nur dort regulierend ein-
greift, wo wir uns begriindet einen Mehrwert verspre-
chen konnen. Bis Ende des Jahres wird die Bund-Lén-
der-Arbeitsgruppe ein Eckpunktepapier mit Vorschlagen
zur Novellierung des Gewerberechts erarbeiten. In die-
sem Sinne freue ich mich auf interessante Diskussionen
zu diesem Thema.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Vizeprasidentin Edelgard Bulmahn:
Als néchster Redner hat Thomas Lutze von der Lin-
ken das Wort.

(Beifall bei der LINKEN)

Thomas Lutze (DIE LINKE):

Frau Présidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Biindnis 90/Die Grii-
nen beantragen heute unter anderem, dass private Sicher-
heitsunternehmen stringenter zertifiziert werden miissen.
In der Bundesrepublik gibt es rund 170 000 Menschen,
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die bei privaten Sicherheitsunternechmen arbeiten. Die
meisten von ihnen, und zwar die allermeisten, machen
einen sehr verantwortungsvollen Job. Sie stehen rund
um die Uhr bei Wind und Wetter vor Gebduden und auf
Platzen. Sie sorgen fiir die Sicherheit bei Konzertveran-
staltungen oder FuBballspielen. Sie gehen dazwischen,
wenn Angetrunkene in Streit geraten, und riskieren da-
bei oftmals Kopf und Kragen. Sie gehen nach acht bis
zehn Stunden nach Hause und erhalten fiir ihre Tatigkeit
in der Regel nicht mehr als den Mindestlohn. Dieses Ge-
schift mit der Sicherheit ist ein knallharter Wettbewerb.
Unternehmen sehen sich oft gezwungen, die Personal-
ausgaben zu driicken, um einen Auftrag zu bekommen.
Das sind Wildwestmethoden. Mit sozialer Marktwirt-
schaft hat dieser Wettbewerb nichts zu tun.

(Beifall bei der LINKEN)

Deshalb ist es gut, dass die griine Fraktion dieses
Thema heute auf die Tagesordnung gesetzt hat. Dieses
Anliegen unterstiitzen wir. Wir unterstiitzen die Forde-
rung, dass es fiir private Sicherheitsunternehmen eine
einheitliche und transparente Zertifizierung geben muss.
Ich sage es ganz deutlich, auch wenn es in diesem Haus
vielleicht nicht so populér klingt: Dieser Markt muss
mehr reguliert werden. Wir brauchen europaweit einheit-
liche Standards.

(Beifall bei der LINKEN und dem BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN)

Eine Kommune, die ein Unternchmen beauftragt,
muss quasi auf den ersten Blick erkennen kdnnen, wel-
che Leistung sie geboten bekommt. Es muss anhand von
Zertifikaten und Logos sofort zu sehen sein, welche
Ausbildung die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben.
Es muss klar erkennbar sein, dass alle Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter im Hinblick auf die gesetzlichen Grund-
lagen geschult und diese ihnen présent sind. Datenschutz
oder Personlichkeitsrechte zum Beispiel sind hier keine
Nebenséchlichkeiten, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der LINKEN)

Auch das ist mir wichtig: Einige Unternehmen des
privaten Sicherheitssektors — es sind schon Beispiele ge-
nannt worden — sind in die Schlagzeigen geraten, weil
ihre Mitarbeiter der rechtsextremen Szene angehdren.
Oft ist das kein Zufall; denn in der Regel gehort ein der-
artiges zwielichtiges Unternechmen Leuten, die selbst in
der rechtsextremen Szene verankert sind. Es ist grotesk,
wenn zum Beispiel ehemalige Straftiter aus dem rechts-
extremen Milieu FuBballspiele der Regionalliga absi-
chern und bei Bedarf dazwischengehen, wenn gleich ge-
sinnte zwielichtige Gestalten aufeinander losgehen.

Bei der Polizei von Bund und Landern werden bei der
Personalauswahl vollkommen zu Recht sehr hohe An-
forderungen gestellt. Im privaten Sicherheitsgewerbe
— so mein Eindruck — gibt es 6ffentliche Aufmerksamkeit
immer erst dann, wenn dicke Schlagzeilen in den Zeitun-
gen stehen. Das kann man mit strengeren Gesetzen und
Richtlinien als Gesetzgeber durchaus vermeiden. Ich
mochte mich dafiir einsetzen, dass die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter von privaten Sicherheitsunternehmen ei-
nen sicheren Arbeitsplatz haben. Ich sage aber ganz

deutlich, dass es mir lieber wire, wenn hoheitliche Auf-
gaben ausschlieBlich von staatlichen Sicherheitskriften
ausgefithrt wiirden.

(Beifall bei der LINKEN)

Es fehlt jedoch vielerorts an Polizeikriften; im landli-
chen Raum schlie3t ein Polizeirevier nach dem anderen.
Diese Entwicklung sehen wir als Linke sehr kritisch.
Das muss sich dndern — vielleicht auch dadurch, dass
man Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus dem privaten
Bereich in den 6ffentlichen tiberfiihrt.

Herzlichen Dank. Gliickauf!
(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Edelgard Bulmahn:
Als letzter Redner in dieser Debatte hat jetzt Marcus
Held von der SPD-Fraktion das Wort.

(Beifall bei der SPD)

Marcus Held (SPD):

Sehr geehrte Frau Prisidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Das Thema, mit dem wir uns heute zu befas-
sen haben, ist ein gesamtgesellschaftliches Thema; denn
die Situation und Ausgangslage bei der Uberwachung
von Gebiduden, von Stra3en, von Plitzen, von Veranstal-
tungen haben sich in den zuriickliegenden Jahren stark
gewandelt. Das hat Auswirkungen auf das tdgliche Le-
ben unserer Mitbiirgerinnen und Mitbiirger, auf ihr
Sicherheitsempfinden und damit auf die Lebensqualitit.

Es geht ganz zentral um das Gewaltmonopol des
Staates, um die Frage, ob unsere heutigen Regularien
hierfiir tiberhaupt noch anwendbar sind. War es bis vor
einigen Jahren vollig klar, dass vom Gewaltmonopol des
Staates auszugehen ist und im Bereich der Bewachung
und der Sicherheit und Ordnung keine Privatisierung
erfolgt, so leisten heute in ganz Deutschland iiber
185 000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter privater Si-
cherheitsdienste einen grofen Beitrag zur Gefahrenab-
wehr und sind damit innerhalb unserer Sicherheitsarchi-
tektur nicht wegzudenken. Ob wir als Gesetzgeber die
rechtlichen Rahmenbedingungen diesen Verdnderungen
bereits angepasst haben, das ist leider mehr als fraglich.

(Beifall bei der SPD)

Wir miissen sehen, dass sich hier zwei Interessen ge-
geniiberstehen. Zum einen ist da die althergebrachte und
in unserer Rechtsordnung tief verwurzelte Auffassung,
dass das Gewaltmonopol grundsétzlich beim Staat liegt.
Nach dieser Auffassung bestehen Eingriffsrechte nur
durch Organe des Staates: durch die Polizei, ihre Hilfs-
behorden sowie kommunale Ordnungsamter in abgestuf-
ter Weise. Dieser seit Jahrzehnten in unserer Rechts-
ordnung verbriefte Grundsatz ist nicht zuletzt vor dem
Hintergrund unserer Geschichte durchaus nachvollzieh-
bar und begriindet. Auf der anderen Seite miissen wir,
wenn 185 000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in priva-
ten Sicherheitsdiensten heute vergleichbare Aufgaben in
unserer Gesellschaft verrichten, priifen, welche Rechte
diesen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zukommen
sollen und ob diese Rechte dann nicht mehr bei der Poli-
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zei und damit bei dem Gewaltmonopol des Staates lie-
gen miissen.

Voraussetzung fiir eine solche Ubertragung und Ver-
dnderung des Rechtssystems ist allerdings, dass private
Sicherheitsfirmen in der 6ffentlichen Wahrnehmung un-
umstritten sind, breites Ansehen und Anerkennung ge-
nieBen, wie dies beispielsweise bei der Polizei der Fall
ist.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Diese Anerkennung kann nur erreicht werden, wenn die
Qualitdt der privaten Sicherheitsdienste stimmt und
wenn vor allem die qualitative Auswahl des Personals si-
chergestellt ist. Deshalb haben wir im Koalitionsvertrag
festgeschrieben, dass wir verbindliche Anforderungen
an Seriositdt und Zuverldssigkeit privater Dienstleister
und ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter stellen wol-
len.

Eine Arbeitsgruppe zur Uberpriifung und Uberarbei-
tung des Bewachungsrechts ist unter dem Vorsitz des
BMWi eingerichtet worden. Sie soll noch in diesem Jahr
entsprechende Losungsvorschlage erarbeiten und vorle-
gen. Wir wollen die Ergebnisse der Kommission abwar-
ten und dann gemeinsam Verbesserungen umsetzen.

Derzeit ist das Bewachungsgewerbe in § 34 a der Ge-
werbeordnung und in der Bewachungsverordnung gere-
gelt. Die Erteilungsvoraussetzungen sind sehr nieder-
schwellig. Das Gleiche gilt leider auch fiir Personen, die
in Bewachungsunternehmen beschéftigt sind. Was kann
und soll sich dndern?

Wir haben uns heute mit dem Antrag der Kolleginnen
und Kollegen der Griinen zu befassen und sind im Ge-
gensatz zu dem, was Sie in Threm Antrag schreiben,
nicht der Auffassung, dass wir § 31 der Gewerbeord-
nung ausdehnen sollten; denn § 31 der Gewerbeordnung
beschéftigt sich mit Bewachungsunternehmen, die auf
Seeschiffen tdtig sind und zur Bekdmpfung von Piraten-
angriffen eingesetzt werden. Diese Aufgabe ist mit ei-
nem durchschnittlichen Bewachungsgewerbe nicht ver-
gleichbar. Das Zulassungsverfahren wire zu aufwendig
und kostenintensiv. Aulerdem wiirde es die Gefahr mit
sich bringen, dass kleine Bewachungsunternehmen vom
Markt verdringt wiirden. In der Praxis liegen die Pro-
bleme zudem nicht bei den Unternehmen, sondern beim
eingesetzten Bewachungspersonal. Hier miissen wir an-
setzen. Eine gute Ausbildung, ein gutes Auftreten und
vor allem Fingerspitzengefiihl in brenzligen Situation
sind beim Bewachungspersonal wichtig.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Genau in diese Richtung ist die Arbeitsgruppe in ihrer
ersten Sitzung im Januar gegangen. Es werden die Erho-
hung der Sachkundeanforderungen fiir die Bewacherin-
nen und Bewacher, die Einfithrung regelméafBiger Zuver-
lassigkeitsiiberpriifungen und anderes vorgeschlagen.
Weitere Ansétze fiir Qualitdtsverbesserungen konnen
sich durch die Weiterentwicklung der Norm DIN 77200
ergeben, die sich mit genau diesen Anforderungen be-
fasst. Wir haben uns in diesem Jahr aber auch noch mit

dem Vergaberecht zu beschiftigen. Gerade durch Ver-
besserungen im Vergaberecht kdnnen wir fiir das Bewa-
chungsgewerbe einiges auf den Weg bringen; denn wenn
es um Menschen geht, kann nicht immer nur der Preis
entscheiden. Hier muss vor allem die Qualitét stimmen.
Deshalb ist als wichtiges Auswahlkriterium der Nach-
weis qualititssichernder Standards einzufiihren.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Qualitét hat ihren Preis, und das ist auch gut so fiir die
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in diesem privaten
Sektor.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Wir wollen keine Regelung auf EU-Ebene — auch das
sage ich deutlich —, da dies nur zu EU-Minimalstandards
und damit zu einer Absenkung des Niveaus in Deutsch-
land fiihren wiirde.

Zum Schluss mdchte ich zusammenfassen: Wir wol-
len die Anforderungen an Seriositit und Zuverlédssigkeit
privater Sicherheitsfirmen erhdhen, indem wir Anderun-
gen im Gewerberecht vornehmen. Qualifizierte private
Sicherheitsdienste kénnen zur wirksamen Entlastung der
Polizei in unserem Land beitragen und die Sicherheit der
Biirgerinnen und Biirger in Deutschland verbessern.
Dazu muss aber sichergestellt werden, dass solche Priva-
ten zum Zuge kommen, die genau die Qualifikationen,
die ich genannt habe, nachweisen.

Wir miissen in dieser Debatte aber auch die grundsétz-
liche Frage beantworten, ob wir bereit sind, gesetzlich
verankerte Befugnisse des staatlichen Gewaltmonopols
Polizei auf private Sicherheitsdienstleister zu {ibertra-
gen, wie zum Beispiel die Uberpriifung von Personalien
oder die Aussprache von Platzverweisen. Viele Tausend
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter privater Sicherheitsfir-
men unterstiitzen schon heute die Ordnungsédmter unse-
rer Stidte bei der taglichen Arbeit. Auch hier werden wir
zu entscheiden haben, wie wir dazu stehen. Am Ende
bleibt die Kernfrage: Riitteln wir am staatlichen Gewalt-
monopol aus Artikel 33 des Grundgesetzes oder nicht?
Die heutige Diskussion iiber das Bewachungsrecht ist
nur ein Einstieg.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Vizeprasidentin Edelgard Bulmahn:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, damit schliee ich
die Aussprache.

Interfraktionell wird Uberweisung der Vorlage auf
Drucksache 18/3555 an die in der Tagesordnung aufge-
flihrten Ausschiisse vorgeschlagen. Die Federfithrung ist
jedoch strittig. Die Fraktionen der CDU/CSU und SPD
wiinschen Federfiihrung beim Ausschuss fiir Wirtschaft
und Energie; die Fraktion Biindnis 90/Die Griinen
wiinscht Federfiihrung beim Innenausschuss.

Dartiber miissen wir jetzt abstimmen. Ich lasse zuerst
iiber den Uberweisungsvorschlag der Fraktion Biind-
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nis 90/Die Griinen abstimmen, also Federfithrung beim
Innenausschuss. Wer stimmt fiir diesen Uberweisungsvor-
schlag? — Das sind die Fraktion Biindnis 90/Die Griinen
und Die Linke. Wer stimmt dagegen? — Die Koalition.
Wer enthilt sich? — Niemand. Damit ist der Uberwei-
sungsvorschlag abgelehnt.

Ich lasse nun iiber den Uberweisungsvorschlag der
Fraktionen der CDU/CSU und der SPD abstimmen, also
Federfithrung beim Ausschuss fiir Wirtschaft und Ener-
gie. Wer stimmt fiir diesen Uberweisungsvorschlag? —
Das ist die Koalition. Wer stimmt dagegen? — Die Oppo-
sition. Gibt es Enthaltungen? — Das ist nicht der Fall.
Dann ist der Uberweisungsvorschlag mit den Stimmen
der Koalition angenommen worden.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 15 auf:

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses flir Bildung, Forschung
und Technikfolgenabschatzung (18. Ausschuss)

— zu dem Antrag der Fraktionen der CDU/CSU
und SPD

Bildung in Deutschland gemeinsam voran-
bringen, Lehren aus dem nationalen Bil-
dungsbericht 2014 ziehen, Chancen der
Inklusion nutzen

— zu dem Antrag der Abgeordneten
Dr. Rosemarie Hein, Sigrid Hupach, Sabine
Zimmermann (Zwickau), weiterer Abgeord-
neter und der Fraktion DIE LINKE

Bildungsverantwortung gemeinsam wahr-
nehmen — Konsequenzen aus dem Bil-
dungsbericht ziehen

— zu dem Antrag der Abgeordneten Ozcan
Mutlu, Kai Gehring, Beate Walter-
Rosenheimer, weiterer Abgeordneter und der
Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN

Bildung schafft Teilhabe und Chancen-
gleichheit — Empfehlungen des Nationalen
Bildungsberichts 2014 ziigig umsetzen

Drucksachen 18/3546, 18/3728, 18/3412, 18/4086

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind fiir
die Aussprache 25 Minuten vorgesehen. — Dazu hore ich
keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.

Ich er6ffne die Aussprache. Das Wort als erster Red-
ner in dieser Debatte hat der Kollege Xaver Jung von der
CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Xaver Jung (CDU/CSU):

Sehr geehrte Frau Prisidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Der fiinfte Nationale Bildungsbericht bestétigt
erneut eine Verbesserung der Bildung in Deutschland.
Unser Dank gilt allen am Bildungssystem Beteiligten,
zuallererst den Lehrerinnen und Lehrern in allen Bil-
dungsbereichen.

Meine Damen und Herren, der Bericht hat das
Schwerpunktthema Inklusion. Ich mdchte gerne die Ge-
legenheit nutzen, hier verstarkt auf die Herausforderun-
gen fiir unser Bildungssystem einzugehen. Inzwischen
gibt es an vielen Schulen tolle, lobenswerte Beispiele ge-
lungener Integration und Inklusion. Die Kultusminister-
konferenz arbeitet an einer umfassenden Umsetzung zur
Inklusion. Aber auch wir, der Bund, wollen dabei den
Landern mit Forschungsauftrigen gerne beratend zur
Seite stehen. Viele Bundesldnder haben sich zu weitrei-
chenden Zielen hinsichtlich der Inklusion verpflichtet.
Wie diese Ziele verwirklicht werden sollen, ist leider in
vielen Fillen noch vollig offen. Hier wird inzwischen
hektisch an vielen Riddern gedreht. Wir miissen aufpas-
sen, dass unsere Kinder in der Eile dabei nicht unter die
Réder geraten.

Gute Inklusion ist ein langfristiger Prozess, und die
Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention kann
nicht von heute auf morgen gelingen. Inhaltliche Quali-
tit braucht Vorrang gegeniiber einer iibereilten Umset-
zung.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU —
Ozcan Mutlu [BUNDNIS 90/DIE GRUNENT:
Wie lange wollen Sie denn noch warten?)

Wir brauchen ein allgemeines padagogisches Gesamtkon-
zept, um individuell und zielgerichtet helfen zu konnen.
Dazu miissen die Lénder die bestmdglichen personellen,
rdumlichen und sédchlichen Ressourcen bereitstellen.
Ebenso gehort vor allem ein wohnortnahes, differenzier-
tes Schulangebot dazu. Wir diirfen unser differenziertes
Fordersystem nicht leichtfertig aufgeben. Dazu gehort
eine zieldifferenzierte Forderung, mit der sichergestellt
wird, dass alle Schiilerinnen und Schiiler die fiir sie best-
mogliche Bildung und den bestmdglichen Bildungsab-
schluss bekommen.

(Ozcan Mutlu [BUNDNIS 90/DIE GRUNENT:
Alles richtig! Machen, machen, machen! Nicht
reden!)

— Herr Mutlu, Sie haben doch in der letzten Diskussion
dazu dem Schulsystem die Schulnote Sechs gegeben.

(Ozcan Mutlu [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Ih-
nen habe ich die Schulnote Sechs gegeben!)

Jetzt fiihre ich die Defizite auf, die Sie so beméangelt ha-
ben. Horen Sie doch zu! Dann kénnen wir das dndern.

Individuelle Férderung kann der Besuch einer Forder-
schule, einer Auflenklasse oder ein inklusives Modell
sein. Wahlfreiheit und unabhéngige Beratung fiir die El-
tern sind die Voraussetzungen fiir eine gelingende Inklu-
sion.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Es miissen auch alle Lernorte mit einbezogen werden:
von den Kitas iiber Grundschulen zu den weiterfithren-
den Schulen, auch die berufsbildenden Schulen bis hin
zu den Hochschulen. Sie alle miissen ein stringentes
inklusives Konzept bekommen, wobei besondere Zu-
gangsvoraussetzungen, zum Beispiel fliir das Gymna-
sium, auch fiir Kinder mit Behinderungen gelten miis-
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sen. Um die Schiiler besser und praxisnah auf ein
selbstbestimmtes Leben und einen gelingenden Uber-
gang in die Arbeitswelt vorzubereiten, miissen wir auch
die an Forderschulen erworbenen Abschliisse bundes-
weit anerkennen.

Meine Damen und Herren, wichtig sind dariiber hi-
naus gut durchdachte padagogische Konzepte fiir alle
Regelschulen, die sich fiir Kinder und Jugendliche mit
besonderen Anspriichen o6ffnen. Diese Zusatzleistung
kann und darf nicht auf den Schultern der Lehrer ausge-
tragen werden.

Wir brauchen mehr Lehrpersonal und vor allem auch
mehr Sonderpddagogen und Sozialpddagogen, die den
Klassen und ihren Lehrern fachlich kompetent zur Seite
stehen. Wir diirfen unsere Lehrerinnen und Lehrer hier
im wahrsten Sinne des Wortes nicht alleinelassen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die Lehrerausbildung muss zwar auf die Anforderungen
der heterogenen Beschulung vorbereiten. Wir brauchen
aber keine Forderschullehrer mit einer Ausbildung light,
sondern hochqualifiziertes Personal.

Eine besondere Aktualitit und Herausforderung liegt
zurzeit auch in der Beschulung von Fliichtlings- und
Asylkindern. Wir brauchen ganzheitliche Konzepte, die
unter anderem die Vermittlung von Grundkompetenzen
wie die deutsche Sprache in den Fokus nehmen. Mit ei-
nem gut funktionierenden inklusiven Schulsystem kann
auch Platz fiir diese Kinder geschaffen werden. Mit
Sprache als Schliisselkompetenz kdnnen wir diese Kin-
der mehr in die Gesellschaft integrieren und ihnen so
Wege zu erfolgreichen Schulabschliissen und gegebe-
nenfalls auch zum Arbeitsmarkt eroffnen. Hierbei miis-
sen sich die Bundesldnder auf ihre Kommunen zubewe-
gen und ihnen unterstiitzend zur Seite stehen. Auch der
Bund wird seiner Verantwortung gerecht: Er hat sich hier
bereits 2015 mit einer halben Milliarde Euro fiir die
Kommunen beteiligt. Fiir das kommende Jahr ist noch
einmal eine halbe Milliarde Euro in Aussicht gestellt.

Wir haben in unserem Antrag jede Menge Vorschlédge
und Anregungen fiir Bund und Lander formuliert. Die
Zeit reicht nicht, das alles aufzuzdhlen. Ich bitte Sie,
dem Antrag der Koalition zuzustimmen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Vizeprasidentin Edelgard Bulmahn:

Als nichste Rednerin hat Dr. Hein von der Fraktion
Die Linke das Wort.

(Beifall bei der LINKEN)

Dr. Rosemarie Hein (DIE LINKE):

Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Bildungsberichte helfen in der Bildungswirklichkeit nur,
wenn man die Botschaften darin auch ernst nimmt und
die entsprechenden Schlussfolgerungen zieht.

(Beifall bei der LINKEN und dem BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN)

Das aber haben wir bei den Koalitionen der vergangenen
zehn Jahre durch die Bank weg vermisst. Wir versuchen
deshalb mit unserem Antrag, etwas Nachhilfe zu geben.
Wir haben nicht alles Wiinschenswerte dort hineinge-
schrieben, sondern uns auf grundsitzliche Forderungen
beschrinkt, deren Umsetzung wir fiir ein Umsteuern fiir
notig halten. Und die kann jetzt vom Bund in Angriff ge-
nommen werden.

Von der Politik wird ndmlich erwartet, dass sie in der
Bildung Grundsétzliches éndert. Dabei darf man dann
nicht nur auf die Zusténdigkeiten der anderen schauen,
sondern muss als Bund auch selbst etwas Grundsétzli-
ches tun.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie aber haben zusammen mit den Landern im vergange-
nen Jahr die Chance verstreichen lassen, grundsétzliche
Bildungsfragen auch grundsitzlich besser zu 16sen. Mit
der Grundgesetzidnderung, die fiir den Hochschulbereich
beschlossen worden ist, soll ja nicht einmal mehr Geld in
die Kassen gespiilt werden, sondern nur Biirokratie ab-
gebaut und etwas mehr Verlédsslichkeit geschaffen wer-
den. Das ist sicherlich sinnvoll, aber reicht bei weitem
nicht aus. Die dauerhafte Unterfinanzierung aller Bil-
dungsbereiche gehen Sie nicht an. Darum will ich mich
heute vor allem noch einmal mit dem Geld beschéftigen.

Schon 2007, also vor dem Bildungsgipfel, kommt die
Gewerkschaft Verdi auf einen jéhrlichen Mehrbedarf
von rund 43 Milliarden Euro. Die Vereinigung der Bay-
rischen Wirtschaft hat bereits 2004 notwendige Mehr-
ausgaben von 34 Milliarden Euro festgestellt, und die ist
nicht verdéchtig, links zu sein. In einer Studie der Hans-
Bockler-Stiftung von 2008 listet Roman Jaich, den wir
iibrigens auch schon im Ausschuss als Experten gehort
haben, einen jdhrlichen Mehrbedarf von knapp 30 Mil-
liarden Euro auf, und eine GEW-Studie aus dem Jahre
2011 stellt einen jéhrlichen Mehrbedarf von — nicht er-
schrecken — 56 Milliarden Euro fiir die Umsetzung not-
wendiger Verbesserungen in der Bildung fest, und zwar
Verbesserungen, fiir die es eine deutliche Mehrheit in der
Gesellschaft und wo es auch eine Erwartungshaltung sei-
tens der Gesellschaft gibt. Schlieflich liest man noch im
Wahlprogramm der SPD als Forderung des Biirgerkon-
vents von 2013 die Summe von immerhin 20 Milliarden
Euro, die jedes Jahr mehr fiir Bildung ausgegeben wer-
den sollen.

Natiirlich miissen diese Summen nicht allein im Bun-
deshaushalt untergebracht werden. Bund, Lénder und
Kommunen koénnen sie gemeinsam tragen. Eine Ge-
meinschaftsaufgabe Bildung, wie die Linke sie fordert,
wire da doch wohl angemessen.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich glaube, das wiirde helfen; denn bessere Bildung kos-
tet eben auch mehr Geld.

Nehmen wir einmal die 1,2 Milliarden Euro, die in
den letzten Monaten immer als tolles Geschenk an die
Léander verkauft worden sind,
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(Albert Rupprecht [CDU/CSU]: Ist es auch!)

und schauen wir uns an, was fiir ein Streit dariiber ent-
brannt ist. Die Ministerin hat noch im Sommer des ver-
gangenen Jahres gesagt, damit kdnne man gut Schul-
sozialarbeit finanzieren. Die Koalition, vor allen Dingen
die CDU/CSU, will, dass dieses Geld moglichst voll-
standig in die Hochschulfinanzierung fliet. Die Lénder
wollen es aber auch fiir die bessere Bezahlung und die
Einstellung von Lehrkréiften ausgeben sowie fiir Inklu-
sion, immerhin ein Schwerpunkt dieses Bildungsberich-
tes. — Das alles haben Sie ziemlich beargwohnt. So weit
geht bei Thnen der Foderalismus dann wohl doch wieder
nicht. Aber man braucht auBBerdem noch Geld, um die
maroden Schulgebdude zu sanieren. Sie haben eben ge-
sagt: Wir wollen Ganztagsschulen. Wir wollen bessere
Lernbedingungen fiir Kinder mit Handicaps. — Die Kom-
munen konnen die Sanierungsaufgaben schon seit lan-
gem nicht mehr stemmen. Wir brauchen bessere, anders
ausgebaute Schulen, und wir brauchen mehr und besse-
res Personal. Allein der gute Wille wird bei der Inklusion
nicht helfen.

(Beifall bei der LINKEN und dem BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN)

Wenn der Bund fiir jede dieser fiinf Aufgaben, also
Schulsozialarbeit, Hochschulfinanzierung, Einstellung
von Lehrkriften, Inklusion und Schulsanierung, jeweils
1,2 Milliarden Euro jdhrlich bereitgestellt hitte, dann
kdnnte man mit gutem Gewissen sagen: Das ist ein viel-
versprechender Anfang. So aber wird es hinten und
vorne nicht reichen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, uns ist vollig be-
wusst: Sie werden unseren Antrag heute ablehnen. Aber
ich verspreche Thnen: Wir werden hartnickig bleiben
und diese Forderungen immer wieder stellen, bis der
Groschen gefallen ist.

(Tankred Schipanski [CDU/CSU]: Die werden
aber nicht besser, Frau Kollegin!)

Danke schon.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Edelgard Bulmahn:
Als nichster Redner hat Dr. Rossmann von der SPD-
Fraktion das Wort.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Dr. Ernst Dieter Rossmann (SPD):

Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Es ist nun, glaube ich, schon das dritte oder vierte Mal,
dass wir iiber den Nationalen Bildungsbericht im Ple-
num und im Ausschuss mit ziemlich gleichen Worten re-
den. Deshalb bleibe ich bei der Linie, die der Kollege
Jung schon angesprochen hat. Wir wollen uns auf den
Schwerpunkt Inklusion, auf das Praktische, auf das Kon-
krete einlassen. Die groBe Finanzdebatte fithren wir
gerne ein andermal.

(Ozcan Mutlu [BUNDNIS 90/DIE GRUNENT:
Ohne Finanzen geht das aber nicht!)

Ich will an die Geschichte der Nationalen Bildungs-
berichte ankniipfen. 2006 wurde der erste Nationale Bil-
dungsbericht mit den Schwerpunkten Integration, Mi-
gration und Bildung vorgelegt; der aktuelle Bericht hat
den Schwerpunkt Inklusion, und der néchste Bericht soll
wieder die Schwerpunkte Migration und Bildung haben.
Was ist eigentlich die Klammer zwischen Inklusion und
Integration? Ich glaube, es ist das Grundverstindnis
—diese Erkenntnis hat sich mittlerweile in Deutschland
breit durchgesetzt; das ist ein groBes Gliick —, dass alle
Menschen trotz ihrer Verschiedenheit jedes Recht auf
Bildungschancen haben miissen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU —
Ozcan Mutlu [BUNDNIS 90/DIE GRUNENT:
Aber noch nicht haben!)

Dass diese Bildungschancen nicht immer gleich weit
flihren, ist etwas, was wir von Inklusion bis Integration
diskutieren konnen. Aber jedenfalls sollen alle Men-
schen Bildungschancen haben.

In Bezug auf das Konkrete, was Inklusion angeht, ha-
ben wir versucht, diesen Schwerpunkt in einem sehr
konkreten Handlungsprogramm seitens der Regierungs-
fraktionen abzubilden. Die Oppositionsfraktionen wer-
den uns treiben, wenn das nicht alles umgesetzt wird.
Wir lassen uns dann auch treiben.

Aber begeisterter ist man ja, wenn man hort, dass in
der Praxis schon etwas passiert. Die Initiative fiir Assis-
tierte Ausbildung hat auch etwas mit dem Aufnehmen
des Inklusions- und Integrationsgedankens zu tun.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Die Assistierte Ausbildung ist jetzt gesetzlich verankert
worden und wird mit Geld unterlegt — und das mit nicht
zu wenig. Das ist ein gesamtstaatlicher Beitrag. Aber wir
kénnen auch schauen, was in den Lindern in Sachen In-
klusion passiert. Rheinland-Pfalz hat — ich nenne zuerst
die kleinere Zahl — ein spezielles Unterstiitzungspro-
gramm fiir die Kommunen aufgelegt mit zusétzlichen
10 Millionen Euro fiir Inklusion an Schulen.

(Dr. Katarina Barley [SPD]: Jawohl!)

Im groeren Nordrhein-Westfalen sollen 150 Millionen
Euro an die Kommunen gehen, damit Inklusion umge-
setzt werden kann. Diesen Geist brauchen wir, wenn es
um die schrittweise Umsetzung unseres Anspruchs geht,
in Verschiedenheit allen Kindern und allen Jugendlichen
Chancen zu geben.

(Beifall bei der SPD)

Weil ich finde, dass dieser Nationale Bildungsbericht
nicht dadurch ertragreicher wird, dass man ihn drei- oder
viermal verbal reflektiert, mochte ich die verbleibenden
vier Minuten nutzen, um auf ein anderes Thema von
nationalem Interesse hinzuweisen: die Situation von
Fliichtlingskindern. Auch wenn das Thema in diesem
Nationalen Bildungsbericht noch nicht erwahnt ist, ist es
eines, das aufgrund der gemeinschaftlichen Philosophie,
die wir in Deutschland haben, Kommunen, Lander und
Bund beriihren muss; denn wir wissen, dass unter den
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300 000 gefliichteten Menschen viele Kinder und Ju-
gendliche sind, die dramatische Entwicklungen nehmen
konnen — im Negativen, aber hoffentlich auch im Positi-
ven.

In diesem Zusammenhang hat es iiber verschiedene
Stationen einen gemeinsamen Geist gegeben, den man
nicht nach Parteifarben sortieren kann. Es war sehr gut,
dass Frau Bohmer in ihrer Zeit als Beauftragte der Bun-
desregierung verkiinden konnte, dass wir den Zugang zu
Kindertagesstétten nicht mehr daran binden, dass die
Kinder Papiere mitbringen. Das ist ein ganz wichtiger
Punkt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des
BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Denn was konnen die Kinder dafiir, dass sie Papiere ha-
ben miissen, wenn sie in eine Kindertagesstitte gehen
wollen? Wir haben auch erreicht, dass Kinder, die in die
Schule gehen, Leistungen des Bildungs- und Teilhabepa-
kets in Anspruch nehmen kénnen; denn wir wollen zwi-
schen Fliichtlingskindern und anderen Kindern keinen
Unterschied machen, wenn es um den Zugang zum Mit-
tagessen geht. Das ist etwas, was wir erreicht haben und
zeigt, dass wir uns um diese Kinder mit kiimmern.

Ich bleibe beim Bereich Schule. Es ist vielleicht in an-
deren Bundesldndern genauso; aber Schleswig-Holstein
hat mit den 15 Millionen Euro, die aus den zweimal
500 Millionen Euro an die Lander zur Unterstiitzung ih-
rer Integrationsleistungen gegangen sind, 240 zusétzli-
che Lehrerstellen bewilligt, die dann Deutsch als Zweit-
sprache in Schulen und anderswo unterrichten koénnen.
Das ist eine Maflnahme, die aus den 500 Millionen Euro
im Land umgesetzt worden ist.

Im Bereich der beruflichen Bildung ist es doch eine
bemerkenswerte Initiative, dass Herr Bouffier, Herr
Kretschmann und Frau Dreyer darauf dringen, dass junge
Flicchtlinge, die eine Ausbildung in einem Handwerks-
oder Industriebetrieb anfangen wollen, die Garantie ha-
ben, dass sie nicht gezwungen sind, ihre Ausbildung ab-
zubrechen, weil ihr Aufenthaltstitel dies erfordert. Sie
konnen die Ausbildung bis zum Ende fortsetzen. Das ist
etwas, was diese Koalition mit auf den Weg bringen will.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Beim BAf6G will ich darauf hinweisen, dass man frii-
her vier Jahre warten musste, bis man Zugang zur Forde-
rung hatte; jetzt sind es nur 15 Monate. Das ist vielleicht
auch recht und billig. Aber an der Verdnderung von vier
Jahren zu 15 Monaten ist ein Umdenken in Bezug auf
die Forderangebote, die wir gefliichteten jungen Men-
schen machen wollen, ablesbar.

Ich will noch einen letzten Punkt ansprechen. Es wire
auch iiberaus wiinschenswert — gerade in der Philosophie
dieses Nationalen Bildungsberichtes, der ja von der friih-
kindlichen Bildung bis zur Erwachsenenbildung reicht —,
dass wir auch das elementare Menschenrecht auf Sprach-
erwerb nicht daran binden, dass man einen Aufent-
haltstitel in Deutschland hat. Wir haben in unserem Ko-
alitionsvertrag vereinbart, dass wir Fliichtlingen und

Geduldeten in Zusammenarbeit mit den Léndern einen
Zugang zur Sprache verschaffen wollen. Noch ist die
Koalition nicht so weit; aber wir sollten das zusammen
angehen. Wir, Bund und Lénder, miissen die 240 Millio-
nen Euro fiir Integrationssprachkurse einsetzen, damit
Menschen, die nach einer relativ kurzen Zeit arbeiten
diirfen, vorher die Sprache erlernen kdnnen. Das Erler-
nen der Sprache ist doch in beiden Richtungen wichtig:
Sie ist wichtig fiir die Menschen und ihre Familien und
gibt Selbstbewusstsein. Sie ist aber auch eine Versiche-
rung fiir die, in Zukunft wiirden wir sagen: Altdeutschen,
die erwarten, dass man mit ihnen deutsch sprechen kann.

Diese Biografie miissen wir aufmachen, wenn wir in
Zukunft Inklusion und Integration, Migration und Bil-
dung so zusammenbringen wollen, dass das, was Minis-
terin Wanka kiirzlich auf der Didacta gesagt hat, von die-
ser Koalition umgesetzt wird: Bildung ist auch fiir alle,
die zu uns kommen, Perspektive und Chance. Es ist
schon so etwas wie ein Credo, das sich an dem gemein-
samen Briickenschlag zwischen Inklusion und Integra-
tion festmacht: Bildung als Perspektive und Chance.

Wenn uns der néchste Nationale Bildungsbericht in
zwei Jahren nicht nur als Zwischenergebnis aufzeigt,
dass das PISA-Niveau in Deutschland durch die Kinder
und Jugendlichen mit Migrationshintergrund gestiegen
ist — man muss ja einmal dariiber nachdenken, welches
Potenzial nach Deutschland gekommen ist —, sondern
auch feststellt, dass wir allen, unabhédngig von ihrem
rechtlichen Status, die gleichen Bildungschancen geben,
dann wire das ein guter gemeinsamer Impuls. Dafiir will
ich werben. Das ist ein Anliegen der SPD. Aber wir wis-
sen: Es ist auch ein Anliegen des ganzen Parlaments.

Danke.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizeprasidentin Edelgard Bulmahn:

Als nichster Redner hat Ozcan Mutlu vom Biind-
nis 90/Die Griinen das Wort.

Ozcan Mutlu (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen
von der GroKo, da Sie sich hier und im Fachausschuss
gegenseitig auf die Schulter geklopft haben, mdchte ich
gerne an meine Rede im Januar und die Ziele Ihres Bil-
dungsgipfels erinnern.

(Dr. Wolfgang Stefinger [CDU/CSU]: Die
gleiche Rede wie letztes Mal!)

Etliche der Ziele, die Sie 2008 in Dresden proklamiert
haben, haben Sie nicht erreicht. Sie haben diese Ziele
deutlich verfehlt: Nach wie vor gibt es zu viele Schiile-
rinnen und Schiiler ohne Abschluss, zu viele junge Er-
wachsene ohne Berufsabschluss, eine soziale Schieflage
bei der Weiterbildungsbeteiligung etc.

Auch der Nationale Bildungsbericht 2014 stellt Thnen
leider kein gutes Zeugnis aus:

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

©

(D)



(A)

(B)

Deutscher Bundestag — 18. Wahlperiode — 88. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 26. Februar 2015

8391

Ozcan Mutlu

eine weiterhin bestehende soziale Ungleichheit bei der
Bildungsbeteiligung, hohe Abbrecherquoten und prekére
Ausbildungsperspektiven fiir benachteiligte Jugendliche.
Das wird auch IThre Allianz nicht so schnell dndern.

Summa summarum gibt es immer noch viel zu viele
sogenannte Risikoschiiler, die in einer Risikolage auf-
wachsen. Ich betone noch einmal: Aufstieg durch Bil-
dung ist unter Threr Regierung nicht ohne Weiteres mog-
lich.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN —
Zurufe von der CDU/CSU: Oh!)

Egal welche Bildungsstudie oder welchen Bildungs-
bericht wir diskutieren, die Botschaft ist immer dieselbe:
Bildungsgerechtigkeit war, ist und bleibt die Achilles-
ferse des deutschen Bildungssystems und der deutschen
Bildungspolitik. Daran édndert auch Thr Antrag nichts,
Kollege Rossmann. Es ist zwar schon und gut, dass Sie
immer wieder sagen: Wir miissen gleiche und gute Bil-
dungschancen erméglichen. — Aber irgendwann miissen
Sie anfangen, diesen Anspruch zu erfiillen und ihn in die
Tat umzusetzen. Leere Worte alleine reichen nicht.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Thr Antrag, liebe GroKo, reicht auch nicht aus, um die
zahlreichen bildungspolitischen Herausforderungen wie
den Abbau von sozialen Disparitdten, Ausbau der Ganz-
tagsbetreuung, Inklusion oder digitale Bildung — man
kann die Aufzihlung noch fortsetzen — zu 16sen. Dass
Sie nun — so haben Sie es jedenfalls im Ausschuss ge-
macht — die ,,Qualitdtsoffensive Lehrerbildung® zum
zentralen Instrument der Forderung von Inklusion erkla-
ren, ist ein starkes Stiick. Schon wire es, aber die Reali-
tét sieht anders aus. Erstens. Wir kennen die Projektskiz-
zen, mit denen sich die Universititen fiir die
Qualitatsoffensive beworben haben, nicht. Es sei denn,
Sie wissen etwas, das wir nicht wissen. Zweitens. Inklu-
sion ist nicht das alleinige Mittel, sondern nur eines un-
ter vielen moglichen Projekten in puncto ,,Qualitdtsof-
fensive Lehrerbildung®.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich finde es richtig
und wichtig, iiber schulische Inklusion zu reden. Sechs
Jahre nach der Ratifizierung der UN-Konvention ist das
auch notwendig. Aber nicht auf diese Art und Weise: Sie
priifen und regen an, Sie regen an und priifen. Bei Thnen
wird immer wieder gepriift und angeregt, bis einem da-
bei richtig schwindelig wird. Das reicht uns nicht. Sie
sollen nicht priifen, sie sollen umsetzen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie der Abg. Dr. Rosemarie Hein [DIE
LINKE])

Inklusion im Sinne einer unteilbaren Teilhabe von al-
len Kindern und Jugendlichen ist eine gesamtgesell-
schaftliche und gesamtstaatliche Aufgabe. Deshalb sa-
gen wir immer wieder — das werden wir auch so lange
wiederholen, bis das Kooperationsgebot endlich abge-
schafft ist —: Aus der Bildungspolitik darf sich der Bund
nicht heraushalten und verabschieden.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Der vorliegende Nationale Bildungsbericht macht die
Absurditit des Kooperationsverbotes noch einmal deut-
lich, und wenn Sie das nicht erkennen, dann tun Sie mir
richtig leid. Wir brauchen ein Kooperationsgebot zwi-
schen Bund, Lindern und Kommunen.

(Albert Rupprecht [CDU/CSU]: Baden-Wiirt-
temberg!)

Lesen Sie unseren Antrag sorgfaltig, wenn Sie wissen
wollen, wie es geht und wie man es besser machen kann,
ndmlich durch einen flichendeckenden Ausbau des
Ganztagsschulangebotes und ein verbindliches Betreu-
ungsangebot fiir alle Kinder und Jugendlichen bis zum
zwolften Lebensjahr,

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

den Rechtsanspruch auf inklusive Bildung in allen Bil-
dungsstufen und die Reform des Bildungs- und Teilha-
bepaketes, damit allen Kindern und Jugendlichen eine
echte soziokulturelle Existenzsicherung garantiert und
mehr Bildungsgerechtigkeit ermoglicht wird.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Dieses Angebot machen wir Thnen mit unserem Antrag.
Springen Sie iiber Ihren Schatten! Stimmen Sie unserem
Antrag zu! Denn er geht nicht nur in die richtige Rich-
tung, sondern enthélt auch die Antworten, die diese Re-
publik von Thnen erwartet.

Ich danke Thnen.
(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasidentin Edelgard Bulmahn:
Als letzter Rednerin in dieser Debatte hat Uda Heller
das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Uda Heller (CDU/CSU):

Sehr geehrte Frau Prisidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Sehr geehrter Herr Mutlu, ich muss wieder
auf die Schultern der GroBlen Koalition und auf die
Schulter der Ministerin klopfen; denn unser Antrag ist
gut.

(Ozcan Mutlu [BUNDNIS 90/DIE  GRU-
NEN]: Die Ministerin ist nicht einmal da! Sie
ist nie da, wenn wir iiber Bildung reden!)

330 Seiten umfasst der fiinfte Nationale Bildungsbericht,
welcher uns die Chance gibt, unser Bildungssystem in
Deutschland genauer unter die Lupe zu nehmen und
sachlich Bilanz aus den Fakten zu ziehen. Im Handels-
blatt heiflt es: ,.Der Trend zu besserer Bildung in
Deutschland ist unverkennbar.*

(Beifall bei der CDU/CSU)

Doch unabhéngig von den Erfolgen ist es nun ange-
bracht, die Handlungsempfehlungen des Bildungsbe-
richtes ernst zu nehmen und umzusetzen. Das ist unser
Anliegen, und das werden wir auch tun.
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Unser erstes Ziel ist die Verbesserung der Bildungs-
gerechtigkeit in Deutschland. Jeder soll die gleichen
Chancen auf individuell ausgerichtete berufliche Bil-
dung und Zukunft haben, unabhéngig von Geschlecht,
familidrem Hintergrund, Einkommen der Eltern, Migra-
tionsgeschichte, Religion oder Behinderung. Ein ganz
wichtiger Faktor fiir ein Mehr an Bildungsgerechtigkeit
ist die Sprache. Sprache ist der Schliissel zu Bildung und
Integration. Aus diesem Grund habe ich insbesondere in
den Kindertagesstitten das Programm ,,Sprache & Inte-
gration® begriift und habe im Mai in meinem Wahlkreis
sechs Kitas besucht und mir ein Bild von der praktischen
Ausgestaltung gemacht. Ich kann bestétigen: Bis auf
eine Ausnahme war die Umsetzung ganz hervorragend.

Kinderbetreuung und frithkindliche Forderung geho-
ren zu den wichtigsten Zukunftsaufgaben in Deutsch-
land.

(Beifall des Abg. Dr. Ernst Dieter Rossmann
[SPD])

Traditionell ist dies in Sachsen-Anhalt ein grof3es
Thema. Erst am vergangenen Samstag konnte ich in der
Presse vom Kitakonig MP Reiner Haseloff lesen. In kei-
nem anderen Bundesland erhalten mehr Kleinkinder un-
ter drei Jahre einen Betreuungsplatz. Mit einer Betreu-
ungsquote — horen Sie gut zu! — von 58,3 Prozent ist
Sachsen-Anhalt bundesweit absolut Spitzenreiter.

(Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Vom
Osten lernen!)

Natiirlich ist bei dieser umfassenden Kinderbetreuung
der Betreuungsschliissel — bitte horen Sie auch hier zu! —
noch zu hoch. Wichtig ist daher, die Qualitit der Betreu-
ung weiter auszubauen und hier Verbesserungen vorzu-
nehmen.

Wie wir alle wissen, ist Bildung eine Lebensaufgabe.
In der frithkindlichen Bildung werden die Grundlagen
sowohl fiir die schulische Bildung als auch fiir die spa-
tere berufliche Aus- und Weiterbildung gelegt, ganz
gleich, ob eine duale oder eine akademische Karriere an-
gestrebt wird. Ich freue mich sehr, dass wir es endlich
geschafft haben, hier ein Umdenken anzustoBen. Eine
akademische Bildung ist nicht immer der Konigsweg.

(Albert Rupprecht [CDU/CSU]: So ist es!)

Nein, auch ein Gymnasiast kann eine erfolgreiche Karri-
ere liber eine berufliche Ausbildung erreichen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Um den passenden Beruf zu finden, ist eine frithe und
praxisnahe Berufsorientierung an allen allgemeinbilden-
den Schulen und damit auch an den Gymnasien ganz
entscheidend. Auch hier liegt noch einiges vor uns.

Durch Bildungsketten, Berufsorientierung und Ein-
stiegsbegleitung wollen wir jedem einen erfolgreichen
Ubergang von der Schule in eine individuelle, passende
berufliche Laufbahn erméoglichen. Gerade beim Uber-
gang von der Schule in den Beruf wiinsche ich mir eine
noch engere Vernetzung. Grof3es Potenzial sehe ich in ei-
ner vertraglichen Zusammenarbeit zwischen den Berufs-

agenturen, den Jobcentern, den Kommunen und den Ju-
genddamtern in Form einer Jugendberufsagentur.

Unser gemeinsames Ziel ist es, durch die individuelle
Unterstiitzung jeden Einzelnen mitzunehmen. Maf3geb-
lich soll mit der assistierten Ausbildung und der Aus-
bildungsgarantie ein erfolgreicher Berufsabschluss fiir
jeden erreicht werden. Hier denke ich neben forderungs-
bediirftigen und lernbeeintrachtigten Jugendlichen auch
an die wichtige Gruppe der Migranten und Fliichtlinge.

(Beifall des Abg. Dr. Ernst Dieter Rossmann
[SPD])

Die konstruktive Zusammenarbeit aller Partner ist die
grundlegende Voraussetzung fiir ein niedrigschwelliges
und durchlassiges Bildungssystem. Ich erwarte hier
wertvolle Losungsansitze aus der Allianz fiir Aus- und
Weiterbildung.

(Beifall des Abg. Dr. Ernst Dieter Rossmann
[SPD])

Wenn wir dann noch eine enge und verléssliche Zu-
sammenarbeit zwischen Bund und Léndern erreichen
und die zusétzlichen Mittel vom Bund sachgerecht ein-
gesetzt werden, sind wir auf einem guten Weg.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Vizeprasidentin Edelgard Bulmahn:
Herzlichen Dank. — Ich schlieB3e die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung iiber die Beschluss-
empfehlung des Ausschusses fiir Bildung, Forschung
und Technikfolgenabschétzung auf der Drucksache 18/4086.
Der Ausschuss empfiehlt unter Buchstabe a seiner
Beschlussempfehlung die Annahme des Antrags der
Fraktionen der CDU/CSU und SPD auf der Drucksache
18/3546 mit dem Titel ,,Bildung in Deutschland gemein-
sam voranbringen, Lehren aus dem nationalen Bildungs-
bericht 2014 ziehen, Chancen der Inklusion nutzen®.
Wer stimmt fiir diese Beschlussempfehlung? — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Damit ist die Beschlussemp-
fehlung mit den Stimmen der Koalition gegen die Stim-
men der Opposition angenommen.

Unter Buchstabe b empfiehlt der Ausschuss die Ab-
lehnung des Antrags der Fraktion Die Linke auf Druck-
sache 18/3728 mit dem Titel ,Bildungsverantwortung
gemeinsam wahrnehmen — Konsequenzen aus dem Bil-
dungsbericht ziehen“. Wer stimmt fiir diese Beschluss-
empfehlung? — Gegenprobe! — Wer enthélt sich? — Damit
ist auch diese Beschlussempfehlung mit den Stimmen
der Koalition gegen die Stimmen der Fraktion Die Linke
bei Enthaltung der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen an-
genommen worden.

SchlieBlich empfiehlt der Ausschuss unter Buchstabe ¢
seiner Beschlussempfehlung die Ablehnung des Antrags
der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen auf der Drucksache
18/3412 mit dem Titel ,,Bildung schafft Teilhabe und
Chancengleichheit — Empfehlungen des Nationalen Bil-
dungsberichts 2014 ziigig umsetzen“. Wer stimmt fiir
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diese Beschlussempfehlung? — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Damit ist auch diese Beschlussempfehlung
mit den Stimmen der Koalition gegen die Stimmen von
Biindnis 90/Die Griinen bei Enthaltung der Fraktion Die
Linke angenommen worden.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 16 auf:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Andrej
Hunko, Azize Tank, Katja Kipping, weiterer Ab-
geordneter und der Fraktion DIE LINKE

50 Jahre Européische Sozialcharta — Deutsch-
lands Verpflichtungen einhalten und die So-
zialcharta weiterentwickeln

Drucksache 18/4092

Uberweisungsvorschlag:

Ausschuss fiir die Angelegenheiten der Européischen Union (f)
Ausschuss fiir Recht und Verbraucherschutz

Ausschuss fiir Arbeit und Soziales

Ausschuss fiir Gesundheit

Ausschuss fiir Menschenrechte und Humanitére Hilfe

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind fiir
die Aussprache 25 Minuten vorgesehen. — Ich hdre dazu
keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.

Ich erdffne die Aussprache. Als erster Redner in die-
ser Debatte hat Andrej Hunko von der Linken das Wort.

(Beifall bei der LINKEN)

Andrej Hunko (DIE LINKE):

Frau Prdsidentin! Meine Damen und Herren! Am
26. Februar 1965 trat die Europiische Sozialcharta in
Kraft, nachdem Deutschland als fiinftes Mitgliedsland
die Sozialcharta ratifiziert hatte. Ich glaube, das ist schon
ein Anlass, das zu feiern, zu wiirdigen und daran zu erin-
nern. Die Europdische Sozialcharta ist das erste volker-
rechtliche Dokument, das nicht nur politische Rechte,
sondern auch soziale Rechte verankert. Deutschland hat
sich verpflichtet, diese sozialen Rechte zu respektieren.
Wir fordern, dass das auch umgesetzt wird.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Es geht dabei unter anderem um das Recht auf Arbeit,
das Recht auf Koalitionsfreiheit, das Recht auf Kollek-
tivverhandlungen und das Recht auf soziale Sicherheit.
Aber wir miissen auch sagen: 50 Jahre nach Inkrafttreten
der Sozialcharta sind auch in Deutschland viele soziale
Rechte nicht gewihrleistet.

Der Europdische Ausschuss fiir Soziale Rechte ist da-
fiir verantwortlich, die Umsetzung der Europiischen So-
zialcharta zu iiberpriifen. Dieser Ausschuss wird vom
Ministerkomitee fiir sechs Jahre gewéhlt. In seinen jéhr-
lichen Berichten wird zum Beispiel — ich zitiere daraus,
weil Sie bestimmte Dinge ja infrage stellen — das einge-
schrinkte Streikrecht in Deutschland kritisiert. Es wird
kritisiert, dass eine faire Bezahlung nicht immer gewéhr-
leistet ist. Es wird kritisiert, dass Selbststdndige viel zu
wenig abgesichert sind,

(Zuruf von der LINKEN: Hort! Hort!)

dass junge Auszubildende im dritten Ausbildungsjahr
keine Vergiitung in Hohe von zwei Dritteln dessen be-
kommen, was ein Berufsanfianger erhélt. Das sind einige
Beispiele fiir das, was der Europédische Ausschuss fiir
Soziale Rechte an Deutschland kritisiert. Wir fordern die
Bundesregierung auf, diese Kritikpunkte anzugehen. Sie
hat sich zur Einhaltung der Europdischen Sozialcharta
verpflichtet.

(Beifall bei der LINKEN)

Im Jahre 2007 hat die Bundesregierung — auch damals
eine schwarz-rote, eine Grofle Koalition — die revidierte
Europédische Sozialcharta, die etwas weitergeht — sie
beinhaltet auch das Recht auf eine Wohnung und den
besonderen Schutz dlterer Menschen —, unterzeichnet.
Aber jetzt, acht Jahre spéter, hat sie die revidierte Euro-
paische Sozialcharta immer noch nicht ratifiziert. 33 eu-
ropdische Lander haben sie ratifiziert. Wir fordern die
Bundesregierung auf, die revidierte Européische Sozial-
charta endlich zu ratifizieren.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten
des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Um den Schutz sozialer Rechte wirklich zu gewéhr-
leisten, hat der Europarat auch ein Zusatzprotokoll zur
Europédischen Sozialcharta iiber Kollektivbeschwerden
unterzeichnet. Das ermoglicht zum Beispiel Gewerk-
schaften oder auch international anerkannten NGOs, so-
ziale Rechte beim Européischen Ausschuss fiir Soziale
Rechte direkt einzuklagen. Auch dieses Zusatzprotokoll
ist von etlichen Staaten unterzeichnet und ratifiziert wor-
den. Auch hier steht die Ratifizierung in Deutschland
aus. Wir fordern, dass dieses Zusatzprotokoll endlich ra-
tifiziert wird.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich glaube, dass es auch in der gegenwartigen Situa-
tion — Euro-Krise usw. — wichtig ist, an die besondere
Bedeutung des européischen Sozialmodells zu erinnern.
Die Europiische Sozialcharta ist ein elementarer Be-
standteil dieses Sozialmodells. Wir wissen, es wird ge-
rade in der Krise infrage gestellt, zum Beispiel von der
ehemaligen Troika. Es ist wichtig, dass wir diese Sozial-
charta wieder auf die Agenda setzen und voranbringen.
Ich verweise auf den augenblicklich stattfindenden soge-
nannten Turin-Prozess. In Turin wurde die Européische
Sozialcharta seinerzeit unterzeichnet. Der Generalsekre-
tir des Europarats fordert die Mitgliedstaaten auf, diesen
Prozess zu unterstiitzen. Auch ich fordere die Bundes-
regierung auf, daran teilzuhaben. Ich freue mich auf die
Debatte in den Ausschiissen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten des BUNDNISSES 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasidentin Edelgard Bulmahn:

Als nichster Redner spricht Dr. Pitzold von der
CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Dr. Martin Patzold (CDU/CSU):

Sehr geehrte Frau Présidentin! Sehr geehrte Damen
und Herren! Wir debattieren heute 50 Jahre Europiische
Sozialcharta in der Bundesrepublik Deutschland. 1961
wurde dieses vom Europarat initiierte Abkommen be-
schlossen; 1965 wurde die Europdische Sozialcharta in
der Bundesrepublik Deutschland ratifiziert. Es ist gut,
dass die Oppositionsfraktion Die Linke diesen Antrag
stellt; so konnen wir liber dieses wichtige Thema hier de-
battieren.

Die Européische Sozialcharta war bei ihrem Inkraft-
treten ein historischer Meilenstein, und sie hat noch
heute eine besondere Bedeutung. Das wird auch darin
deutlich, dass sich in dieser Charta die Grundséitze der
sozialen Marktwirtschaft und damit auch der katholi-
schen Soziallehre wiederfinden. Fiir uns war immer
wichtig, dass sich die Subsidiaritit, die zu stirkende Ei-
genverantwortung, die Solidaritit, der verantwortliche
Umgang miteinander sowie die Personalitdt, die Men-
schenwiirde in ihr widerspiegeln.

Insgesamt gibt es 19 Grundrechte, die in der Europaii-
schen Sozialcharta fixiert sind; sieben davon sind bin-
dend. Ich mdochte drei dieser Grundrechte kurz erwih-
nen: das Recht auf Arbeit, das Koalitionsrecht und das
Fiirsorgerecht. Das alles sind Punkte, die eine besondere
Bedeutung haben. Sie haben es schon angesprochen:
1996 startete ein erster Prozess, diese Sozialcharta wei-
terzuentwickeln. Unter anderem wurden folgende drei
Punkte diskutiert: Schutz vor Obdachlosigkeit, Schutz
vor Armut, kostenlose Sekundar- und Primarbildung.
2007 hat die Bundesregierung die revidierte Fassung der
Europdischen Sozialcharta zwar unterzeichnet, aber bis
heute liegt keine Ratifizierung vor. Das ist auch der
Grund fiir Thren Antrag, der Grund dafiir, dass wir da-
riiber diskutieren.

Sie haben beschrieben, dass es 47 Mitgliedstaaten im
Europarat gibt, von denen 33 die revidierte Fassung be-
reits ratifiziert haben. Da muss man natiirlich unterschei-
den zwischen ,,auf dem Papier ratifiziert* und der Frage,
wie es in der Praxis gelebt wird.

Wir erleben, dass Staaten wie Russland, wie die Tiir-
kei, auch wie Aserbaidschan zu den 33 Staaten gehoren,
die diese neue Charta ratifiziert haben, auch nur mit den
neuen Bestimmungen, aber die Bundesrepublik
Deutschland noch nicht. Nach Auskunft des Bundes-
ministeriums fiir Arbeit und Soziales, nach Auskunft
von Staatssekretdr Asmussen, ist eine Ratifizierung noch
in dieser Wahlperiode geplant, und es ist geplant, die
Verbiande, die davon betroffen sind, einzubeziehen und
einen Diskussionsprozess zu fiihren. Deswegen sehe ich
Thren Antrag quasi als Ansto dazu, dass sich die
Bundesregierung und auch wir Fraktionen uns damit
auseinandersetzen mit dem Ziel, dass es in dieser Wahl-
periode gelingt. Ich glaube, es ist wichtig, dass die Ver-
bande, die davon betroffen sind, auch beteiligt werden.
An dieser Stelle geht es darum, eher griindlich als beson-
ders schnell zu sein. Es geht auch darum, die offenen
Punkte, die aus Sicht der Bundesrepublik Deutschland
sehr kritisch angemerkt werden, miteinander zu diskutie-
ren und zu besprechen.

Es sind zwei Punkte, die wir als kritisch ansehen und
iiber die wir, glaube ich, noch einmal diskutieren miis-
sen. Das ist einerseits der sehr weite Diskriminierungs-
begriff, und das ist andererseits die Frage: Wie gehen wir
damit um, dass auch Beamte ein Streikrecht bekommen
sollen? Das konnte man aus dieser Sozialcharta ableiten.
Das sehen wir durchaus kritisch, weil wir in Deutschland
eine besondere Rolle der Beamten definiert haben. Be-
amte haben besondere Rechte, aber auch Pflichten. Dazu
gehort, dass sie nicht streiken diirfen. Daher brauchen
wir noch etwas Zeit, um das gemeinsam zu diskutieren.

Die Punkte, die Sie aufgegriffen haben, sind nach
meiner Auffassung nachvollziehbar. Es ist wichtig, sie
zu diskutieren. Das Einzige, was ich nicht nachvollzie-
hen konnte, ist das Thema Griechenland und die Verbin-
dung zur Europidischen Sozialcharta. Dazu wird gleich
meine Kollegin Katrin Albsteiger etwas sagen.

Ich finde es wichtig, dass wir den Diskussionsprozess
gemeinsam fortsetzen. Die CDU/CSU-Bundestagsfrak-
tion wird sich weiterhin fiir die Europdische Sozialcharta
einsetzen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepréasidentin Edelgard Bulmahn:

Als nédchster Redner hat Dr. Strengmann-Kuhn das
Wort.

Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn (BUNDNIS 90/
DIE GRUNEN):

Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Sehr geehrter Herr Kollege Pédtzold, Sie haben deutlich
gemacht, was fiir eine Bedeutung die Europidische So-
zialcharta hat. Mir ist aber nicht ganz klar geworden, wa-
rum die revidierte Sozialcharta, obwohl Deutschland sie
unterschrieben hat, immer noch nicht zur Ratifizierung
vorgelegt worden ist. Die beiden Punkte, die Sie genannt
haben, miissen auch damals schon diskutiert worden
sein. Warum es jetzt noch eine lange Diskussion mit Ver-
bianden geben soll, aber nicht mit dem Bundestag zum
Beispiel, leuchtet mir iberhaupt nicht ein. Ich denke, das
sollte schneller gehen. Legen Sie das endlich vor, damit
das hier tatsachlich ratifiziert werden kann!

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der LINKEN)

Es ist nicht das einzige Beispiel, bei dem die Bundes-
regierung bremst, wenn es um die Ratifizierung von in-
ternationalen Abkommen geht. Wir haben das Beispiel
des Fakultativprotokolls zum UN-Sozialpakt, bei dem es
dhnliche Verzogerungen gibt. Insofern finde ich, dass
Deutschland seiner internationalen Verantwortung stir-
ker gerecht werden muss und nicht warten kann, bis
33 andere Lander die Sozialcharta ratifiziert haben.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der LINKEN)

AuBerdem ist es natiirlich wichtig, dass auch die Be-
richte des Europédischen Ausschusses fiir Soziale Rechte
ernst genommen werden, wenn wir die Sozialcharta
unterschrieben haben. Das hat der Kollege Hunko schon
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erwdhnt. Da gibt es in den verschiedenen Berichten
diverse Kritik an der Politik der Bundesrepublik
Deutschland, von den Sanktionen bei Hartz IV angefan-
gen bis hin zur Diskriminierung von Frauen beim Ein-
kommen. Ich glaube, dass das Punkte sind, die man ein-
mal deutlicher offentlich diskutieren sollte und zu denen
die Bundesregierung und der Bundestag auch Stellung
nehmen sollten.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Es ist gesagt worden: 47 Mitgliedstaaten. Es ist viel-
leicht wichtig, noch einmal zu betonen: Es geht hier
nicht um die Européische Union, sondern um den Euro-
parat. Es ist vielleicht gerade in diesen Zeiten noch
einmal zu betonen, dass Europa weitaus mehr ist als die
Europédische Union. Aber auch innerhalb der Européi-
schen Union wird diese Regierung ihrer Verantwortung
nicht gerecht. Das ist beim EU-2020-Prozess der Fall,
wo es auf europdischer Ebene das Ziel der Armutsreduk-
tion gibt. Wir finden gut, dass es ein quantifiziertes Ziel
gibt. Die letzte Bundesregierung hat gesagt: Wir akzep-
tieren das Kriterium nicht. Wir denken uns ein neues
Kriterium aus. — Die jetzige Bundesregierung bleibt da-
bei. Das ist keine Art und Weise, miteinander verniinftig
in der Europdischen Union umzugehen. Wenn man ge-
meinsame Ziele und gemeinsame Kriterien hatte, sollte
man sich auch an diese gemeinsamen Kriterien halten.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Auch bei der EU-Krisenpolitik ist die deutsche Bun-
desregierung ihrer sozialen Verantwortung nicht gerecht
geworden. Die Krisenpolitik hatte eine klare soziale
Schieflage. Dies ist besonders deutlich in Griechenland
zu erkennen, aber nicht nur dort. Es ist nicht gelungen,
die Reformen so auszugestalten, dass sie Armut be-
kampfen, dass sie sozial ausgewogen sind. In Griechen-
land gibt es mit der neuen Regierung vielleicht eine
Chance, dass sich das etwas dndert. Die Liste der Mal3-
nahmen, die vorgelegt worden ist, ist fiir uns ermuti-
gend. Ob sie umgesetzt wird, ist natiirlich die Frage.
Aber als Ziel steht dort, dass eine nationale Grundsiche-
rung eingefiihrt werden soll, dass die Reicheren mehr
Steuern zahlen sollen, dass eine Verwaltung aufgebaut
werden soll, um die Vermdgen zu erfassen. Hier gibt es
tatsdchlich eine Chance. Es ist auch gut, dass es von der
Euro-Gruppe und den drei Institutionen tatséchlich auch
gewiirdigt worden ist. Nichtsdestotrotz tut diese Bundes-
regierung immer noch zu wenig fiir ein soziales Europa.
Ich konnte noch viele Beispiele nennen: die Vertiefung
der sozialen Dimension der Wirtschafts- und Wéhrungs-
union, der fehlende Einsatz fiir eine Mindesteinkom-
mensrichtlinie.

Insgesamt appelliere ich an die Bundesregierung:
Nehmen Sie Thre Verantwortung endlich wahr, sorgen
Sie dafiir, dass die genannten Abkommen und Protokolle
endlich ratifiziert werden, und leisten Sie einen starkeren
Beitrag fiir ein soziales Europa, denn das ist notwendiger
denn je!

Vielen Dank.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
und bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Edelgard Bulmahn:

Als nichste Rednerin hat Angelika Glockner von der
SPD-Fraktion das Wort.

(Beifall bei der SPD)

Angelika Glockner (SPD):

Sehr geehrte Frau Prisidentin! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Auf Antrag der Griinen reden wir heute iiber
die Europdische Sozialcharta. Es gibt sie bereits seit
54 Jahren. Sie ergénzt die Europdische Menschenrechts-
konvention im Bereich der sozialen Grundrechte und
umfasst neben dem Recht auf Arbeit, ordentliche Ar-
beitsbedingungen und Arbeitsschutz auch Themen wie
berufliche Ausbildung, gewerkschaftliche Vereinigung
und die soziale Sicherheit im Allgemeinen, um nur ei-
nige zu nennen.

Die européischen Staaten gelten als die Ursprungslén-
der des Wohlfahrtsstaates. Deshalb ist es wenig verwun-
derlich, dass die Menschen Europas und natiirlich auch
wir Deutsche einer umfassenden sozialen Sicherheit eine
ganz herausragende Bedeutung beimessen. Durch die
Europdische Sozialcharta wurden erstmals soziale
Rechte in einem volkerrechtlich verbindlichen Abkom-
men beschlossen. Auch wenn die Europédische Sozial-
charta in der 6ffentlichen Wahrnehmung meist hinter der
Europdischen Menschenrechtskonvention zuriicksteht,
belegt die Tatsache, dass 43 der 47 Mitgliedstaaten des
Europarates die Européische Sozialcharta mittlerweile
unterzeichnet haben, wovon wiederum 33 Mitgliedstaa-
ten sie ratifiziert haben, die immense Bedeutung dieser
Konvention. Sie ist die Grundlage dafiir, dass sich die
Sozialpolitiken und die sozialen Rechte in den Staaten
Europas angleichen, und dies auf hohem Niveau.

Wie hoch die Bedeutung sozialer Rechte gerade auch
fiir die Zukunft Europas ist, zeigt sich ganz besonders im
Verlauf der europidischen Wirtschaftskrise. In einer Zeit,
in der sich die Arbeitslosigkeit in groen Teilen Europas
— auch iiber den EU-Raum hinaus — auf lange unge-
sehenen Rekordhohen bewegt und hauptséchlich junge
Menschen davon betroffen sind, kommt sozialen Rech-
ten eine ganz besondere Bedeutung zu. Nur wenn es
gelingt, den Menschen ein soziales Auffangnetz zu
spannen, damit sie nicht ins Bodenlose fallen, und es
gleichzeitig gelingt, ihnen Perspektiven fiir ihre Zukunft
aufzuzeigen, damit sie wieder Licht am Ende des Tun-
nels sehen konnen, nur dann werden sie bereit sein, so-
ziale Einschnitte bis auf das Notigste zur Konsolidierung
ihrer Staatshaushalte und Volkswirtschaften hinzuneh-
men. Dazu ist die Europdische Sozialcharta ein wichti-
ger Beitrag. Sie hélt die europdischen Staaten an, ihre
Sozialpolitiken auf hohem Niveau anzugleichen, gerade
weil die Staaten Europas ihre Sozialpolitiken eigenstan-
dig regeln. Hierbei kann und muss die Européische So-
zialcharta meines Erachtens als Malfistab dienen.

Dieser MaB3stab ist tibrigens auch fiir Deutschland an-
zulegen; denn die Charta wurde von Deutschland — das
wurde schon gesagt — bereits 1961 unterzeichnet und
1965 ratifiziert. Auch ich bin der Meinung, dass die
nachgebesserte Fassung von 1996 mittelfristig durch die
Bundesrepublik Deutschland ratifiziert werden sollte.
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Nicht ohne Grund hat die Bundesregierung in der letzten
Groflen Koalition im Jahr 2007 die Européische Sozial-
charta unterzeichnet. Auch wenn man wie Sie, verehrte
Damen und Herren von der Linken, beklagt, dass der
Bundestag noch immer nicht dariiber abgestimmt hat,
darf man aber nicht vergessen, dass die Bundesrepublik
durchaus viele positive Beispiele setzt und im europdi-
schen Vergleich sozialpolitisch als gutes Vorbild gilt. Zu-
gang zu Bildung und Fortbildung, Kiindigungsschutz,
Mutterschutz, Elternzeitregelungen, Tarifautonomie, Mit-
bestimmungsrechte fiir Betriebs- und Personalrite und
das Diskriminierungsverbot nach dem AGG sind in un-
serem Land gute und gelebte Praxis.

Als Gewerkschafterin bin ich davon iiberzeugt, dass
sich das System der Sozialpartnerschaft in vielféltiger
Weise bewihrt hat, ja sogar einen Grundpfeiler der Sta-
bilitdt unseres Landes darstellt. Hier gibt es natiirlich im-
mer auch Raum fiir Verbesserungen. Einer der zentralen
Kritikpunkte — es wurde darauf hingewiesen — war der
fehlende Mindestlohn. Mit der Einfiihrung des Mindest-
lohns haben wir aber im Laufe dieser bisher nur kurzen
Legislaturperiode einen Meilenstein erreicht und dazu
beigetragen, dass 4 Millionen Menschen in unserem
Land davon profitieren kdnnen.

(Beifall bei der SPD)

Mit dem Elterngeld Plus ermoglichen wir Eltern eine
bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Das Ren-
tenpaket, das 2014 verabschiedet wurde, verbessert die
Situation von &lteren Menschen, insbesondere von Frauen,
die in ihrer Arbeitsbiografie wegen Mutterschaft und Erzie-
hungszeiten 6fter Unterbrechungen haben. Mit der Ein-
fiihrung der Mietpreisbremse werden wir fiir viele
Menschen in unserem Land sicheren und bezahlbaren
Wohnraum schaffen. Das alles ist gute Sozialpolitik,
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD - Dr. Wolfgang
Strengmann-Kuhn [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Trotzdem steigt die Armut!)

All diese Entscheidungen werden sich unmittelbar posi-
tiv auf das Leben vieler Menschen in unserem Land aus-
wirken und ihre sozialen Rechte stirken.

Was die Umsetzung sozialer Rechte angeht, kommen
Deutschland und auch diese Koalition ihren Verpflich-
tungen nach. Das soll aber nicht heiflen, dass wir auf ei-
nen Rahmen, wie ihn die Européische Sozialcharta vor-
gibt, nicht angewiesen sind. Es ist aber auch richtig, dass
das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales einge-
hend priift — das ist meiner Meinung nach zu begriifien —,
ob bereits beschlossene und bewihrte Grundsitze und
Regelungen, die soziale Rechte in Deutschland garantie-
ren, durch eine Ratifikation der revidierten Fassung der
Europdischen Sozialcharta beeinflusst wiirden. Das ist
insbesondere aufgrund des Querschnittcharakters vieler
Regelungen der revidierten Fassung der Européischen
Sozialcharta geboten. Diese wirken sich grundlegend auf
alle Schutzrechte der Europédischen Sozialcharta in der
Fassung von 1961 aus. Diese Priifung muss meines Er-
achtens eingehend und umfassend erfolgen und nimmt
daher auch ein geraumes Mall an Zeit in Anspruch.

Diese Zeit mdchte ich der Regierung und vor allem auch
dem Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales unter
Fiihrung meiner Kollegin Andrea Nahles zugestehen.
Am Ende dieser Priifung muss aber noch in dieser Legis-
laturperiode ein Ergebnis stehen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Vizeprasidentin Edelgard Bulmahn:

Als letzte Rednerin in dieser Debatte hat Katrin
Albsteiger von der CDU/CSU-Fraktion das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Katrin Albsteiger (CDU/CSU):

Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Die Sozialpolitik gehort zu den Feldern, die weitgehend
nationale Angelegenheit sind. Auch die Europiische
Union hat hier kaum Zustindigkeiten. Dadurch entsteht
so eine Art Dilemma, und zwar deshalb, weil eine An-
gleichung der Sozialsysteme, der Lebensstandards in
Europa durchaus wiinschenswert ist und es dennoch aus
guten Griinden keine gemeinsame Sozialpolitik der Eu-
ropéischen Union gibt.

(Dr. Wolfgang ~ Strengmann-Kuhn [BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN]: Schon mal die euro-
pdischen Vertrige gelesen? Natiirlich gibt es
eine europdische Sozialpolitik!)

Die Sozialcharta des Europarats schafft hier eine Art
Abhilfe. Denn durch dieses Abkommen ndhern sich die
Einzelstaaten trotz der Trennung der Sozialsysteme et-
was mehr an. Die Europédische Sozialcharta hat durch
ihre Normen auch schon in der Vergangenheit durchaus
deutliche Spuren hinterlassen, und genau das ist auch gut
SO.

Die Europiische Sozialcharta trat, wie wir wissen,
heute vor 50 Jahren in Kraft. Mit schoner RegelmaBig-
keit — immer wenn ein neuer Jahrestag kommt, sei es der
Jahrestag der Unterzeichnung, der Ratifizierung oder des
Inkrafttretens — werden wir wieder mit solch einem An-
trag konfrontiert und diirfen hier dariiber debattieren.

(Andrej Hunko [DIE LINKE]: Ist doch schon,
oder?)

Heute bemingeln Sie — trotz der Tatsache, dass wir
darauf hinarbeiten —, dass es immer noch keine Ratifizie-
rung gibt bzw. dass sie noch nicht in der weitergehenden
Fassung vollzogen ist. Das ist so weit korrekt. Ich
mochte aber an dieser Stelle vorwegschicken: Man kann
wirklich nicht behaupten, dass diese GroBe Koalition ge-
rade in den sozialpolitischen Bereichen untitig gewesen
ist.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Wir haben auch in dieser Legislaturperiode schon eini-
ges gemacht.
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Katrin Albsteiger

Wenn man sich das genauer anschaut, sieht man: Das
betrifft den Mindestlohn,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

die Rente mit 63, die weitere Unterstiitzung des Kita-
ausbaus fiir die Kommunen,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

die sinkenden Rentenbeitrige sowie Maflnahmen zum
Abbau der Langzeitarbeitslosigkeit. All das sind schlie-
lich konkrete MaBnahmen, die wir auch angegangen
sind. Man mag im Einzelnen durchaus unterschiedlicher
Meinung sein, ob sie gut oder schlecht sind. Wir waren
aber durchaus sozialpolitisch titig.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die Beschéftigung in Deutschland ist auf einem
Hochststand. Dadurch kommt auch solch ein Ergebnis
zustande: 66 Prozent aller Deutschen schitzen ihre Si-
tuation als eher zuversichtlich ein bzw. schauen eher mit
groBerer Zuversicht auf ihre Zukunft. Selbst gegeniiber
dem Jahr 2013 hat sich das noch positiv verbessert.

Sie dringen jetzt auf eine Ratifizierung der revidier-
ten Fassung der Europdischen Sozialcharta. Ich glaube
aber, dass wir uns an dieser Stelle nicht unbedingt immer
so sehr unter Druck setzen lassen und beeilen miissen.
Wir kénnen es uns in unserer derzeitigen Lage durchaus
leisten, die Dinge mit aller Griindlichkeit anzugehen. Es
wird streng genommen nichts passieren, egal ob wir da-
fiir jetzt noch ein paar Wochen lénger brauchen oder ob
wir diese Ratifizierung morgen vornehmen. Es gibt nun
einmal beispielsweise beim Thema Diskriminierungs-
verbot noch Unstimmigkeiten. Da muss unsere Devise
sein: Griindlichkeit geht vor Schnelligkeit, und das be-
deutet, keine Schnellschiisse zu machen.

Griindlichkeit bedeutet auch, dass wir die Sozialpart-
ner einbinden. Das wiinschen wir, ehrlich gesagt, stan-
dig. Wir wiinschen, dass wir mit den Verbanden und mit
den betroffenen Interessenvertretern in die Diskussion
kommen. SchlieBlich diskutieren wir auch heute dariiber.
Es kann also nicht die Rede davon sein, dass der Bun-
destag niemals die Chance hitte, sich dazu zu duern.

Sie fiihren in Threm Antrag auch noch Griechenland
an. Dabei vermengen Sie die Situation in Bezug auf die
Ratifizierung der Europdischen Sozialcharta des Europa-
rats auf der einen Seite mit der Sparpolitik in Griechen-
land. Daraus stricken Sie eine Verantwortung Deutsch-
lands fiir die Verschlechterung der sozialen Standards in
Griechenland. Mit anderen Worten: Die Bundesregie-
rung — das sagen Sie bei jeder Debatte {iber Griechen-
land — sei schuld daran, dass es den Griechen jetzt so viel
schlechter geht als vorher.

Wieder kann ich Thnen an dieser Stelle sagen, dass ich
da anderer Meinung bin. Mit mir ist natiirlich auch
meine Fraktion anderer Meinung. Ich denke, es muss
noch einmal klar gesagt werden: Gerade der Sparkurs,
den Griechenland durchlaufen muss, ist Voraussetzung
dafiir, dass es dort iiberhaupt noch soziale Mindeststan-
dards geben kann. Wenn wir letzten Endes diesen Kurs
nicht verordnet hatten, wére Griechenland langst pleite.

Was das fiir die soziale Absicherung der Menschen in
diesem Land bedeutet hétte, mochte sich sicherlich nie-
mand ausmalen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Es wurde an dieser Stelle auch schon gesagt: Deutsch-
land ist ein Vorzeigeland, wenn es um hohe Sozialstan-
dards geht. Der deutsche Sozialstaat ist, international ge-
sehen, ein Synonym fiir ein gutes soziales Klima. Wenn
Sie sich Beschreibungen aus dem Ausland bzw. aus
Ubersee anhdren, wissen Sie ganz genau, dass wir fiir
viele andere Lénder eine Wunschvorstellung bzw. ein
Idealmodell sind. Die Bundesregierung wird auch weiter
dafiir sorgen, dass wir das bleiben, dass wir weiterhin so-
zialpolitisch das attraktivste Flachenland in Europa blei-
ben. — Den Ratifizierungsprozess treiben wir noch inner-
halb dieser Legislaturperiode voran.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Vizepréasidentin Edelgard Bulmahn:
Vielen Dank. Damit schlief3e ich die Debatte.

Interfraktionell wird Uberweisung der Vorlage auf
Drucksache 18/4092 an die in der Tagesordnung aufge-
fiihrten Ausschiisse vorgeschlagen, wobei die Feder-
fiihrung beim Ausschuss fiir die Angelegenheiten der
Européischen Union liegen soll. Sind Sie damit einver-
standen? — Das ist der Fall. Damit ist die Uberweisung
dann auch so beschlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 22 auf:

Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Dritten Gesetzes zur
Anderung des Bundesfernstraflenmautgeset-
zes

Drucksache 18/3923

Uberweisungsvorschlag:

Ausschuss fiir Verkehr und digitale Infrastruktur (f)
Ausschuss fiir Umwelt, Naturschutz, Bau und
Reaktorsicherheit

Haushaltsausschuss mitberatend und gemaf § 96 der GO

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind fiir
die Aussprache 25 Minuten vorgesehen. — Ich hdre dazu
keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.

Wenn die Kolleginnen und Kollegen ihre Plétze ein-
genommen haben, kann ich auch die Aussprache erdff-
nen. — Ich er6ffne die Aussprache. Als erste Rednerin hat
die Parlamentarische Staatssekretérin Dorothee Bér fiir
die Bundesregierung das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Dorothee Bar, Parl. Staatssekretirin beim Bundes-
minister fiir Verkehr und digitale Infrastruktur:

Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Sehr geehrte Damen und Herren! Mit dem Thema Maut
begann unser Tag, und mit dem Thema Maut beschlie-
Ben wir unseren Tag, also vom ersten Tagesordnungs-
punkt bis zum letzten Tagesordnungspunkt, Alpha und
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Omega — wenn das kein positives Vorzeichen ist, dann
weif ich auch nicht.

(Karl Holmeier [CDU/CSU]: Beides macht
Sinn!)

— Beides ist sehr gut. Ich hoffe, dass der Kollege
Hartmann zu mir etwas freundlicher ist als zum Minister
heute Morgen. Ich bin auf jeden Fall sehr gespannt auf
seine Rede heute.

Wir sprechen heute iiber die Stirkung der Verkehrsin-
frastrukturfinanzierung durch die Ausweitung und Ver-
tiefung der Lkw-Maut, iiber das sogenannte Dritte Ge-
setz zur Anderung des BundesfernstraBenmautgesetzes.
Das ist ein ganz wesentlicher Teil unseres Finanzie-
rungshochlaufs. Wir haben verschiedene Parameter:
5 Milliarden Euro Haushaltsmittel, die Einfiihrung der
Infrastrukturabgabe — die wir heute Morgen schon sehr
ausfiihrlich diskutiert haben —, die sogenannten OPP-
Modelle und die Erweiterung und Vertiefung der Lkw-
Maut.

Schaut man sich die Lkw-Mautdaten an, die derzeit
erhoben werden, dann stellt man fest, dass die Lkw-
Maut auf circa 12 800 Kilometern Bundesautobahnen
und auf circa 1200 Kilometern Bundesstralen — der
Kollege Fischer darf auch zuhoren, er kann auch noch
etwas lernen —

(Beifall des Abg. Oliver Krischer [BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN])

und fiir Fahrzeuge ab einem zuldssigen Gesamtgewicht
von 12 Tonnen erhoben wird.

Ein aktuelles Wegekostengutachten, das vorliegt, hat
uns quasi zu einer Reduktion der Mautsédtze zum 1. Ja-
nuar 2015 und zu einer Anlastung externer Luftver-
schmutzungskosten gezwungen. Die abgesenkten Maut-
sitze fiihren zu verringerten Einnahmen — von 2015 bis
2017 wiren das circa 460 Millionen Euro —, die uns fiir
die Finanzierung der Infrastruktur fehlen. — Ich muss sa-
gen: Meine Fraktion ist am unaufmerksamsten; ich weil3
auch nicht, warum.

(Herbert Behrens [DIE LINKE]: So ist das mit
dem Ernstnehmen des Themas! — Oliver
Krischer [BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Wir
horen zu!)

Vielleicht wissen die schon alles. Vielleicht wurde meine
Rede vorher geleakt. Die anderen drei Fraktionen haben
Disziplin. Vielleicht wollen sie mehr lernen; ich weil} es
nicht. — Ich versuche es einfach noch mal: Um diesen
Einnahmeausfall in Héhe von 460 Millionen Euro zu
kompensieren, miissen wir weitere Stralen und Fahr-
zeuge in die Nutzerfinanzierung einbeziehen.

In einem ersten Schritt wollen wir die Ausdehnung
der Mautpflicht auf weitere 1 100 Kilometer der vier-
streifigen BundesstraBen vornehmen, und zwar schon
zum 1. Juli 2015. Das wiirde einen Zuwachs des maut-
pflichtigen Streckennetzes von ungefihr 8 Prozent, also
von 14 000 Kilometern auf 15 100 Kilometer, bedeuten.
Die Einnahmeerwartung von 2015 bis 2017 betragt circa
200 Millionen Euro.

In einem zweiten Schritt wollen wir zum 1. Oktober
2015 die Absenkung der Mautpflichtgrenze auf 7,5 Ton-
nen zuldssiges Gesamtgewicht vornehmen. Die Einnah-
meerwartung von 2015 bis 2017 betrégt hier insgesamt
675 Millionen Euro.

Wir gehen insgesamt von etwa 170 000 Lkw — In-
und Ausland — aus, die zusétzlich Maut zahlen. Es gibt
weitere gesetzliche Neuerungen. Wir diskutieren derzeit
iber eine Erweiterung der Achsklasseneinteilung von
bisher zwei Achsklassen auf zukiinftig vier Achsklassen,
weil aufgrund der Absenkung der Mautpflichtgrenze auf
7,5 Tonnen die gewichtsméfige Bandbreite mautpflich-
tiger Fahrzeuge ansteigt. Die groBere Bandbreite ist
durch die bisherige Abstufung von nur zwei Achsklassen
— auf der einen Seite bis drei Achsen, auf der anderen
Seite vier und mehr Achsen — nicht mehr addquat abzubil-
den. Durch die Einfithrung von vier Achsklassen — zwei
Achsen, drei Achsen, vier Achsen, fiinf und mehr Ach-
sen — wird die verursachungsgerechte Anlastung der We-
gekosten besser gewéhrleistet.

(Dr. Valerie Wilms [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Das miissen Sie wiederholen, Frau Kol-
legin! Das habe ich nicht verstanden!)

Das ist auch aus gebiihrenrechtlichen Griinden ange-
bracht, weil das dem sogenannten Aquivalenzprinzip des
Gebiihrenrechts entspricht. — Herr Krischer, auch Sie
diirfen aufpassen. Da Sie heute frith bei der Pkw-Maut
nicht so gut aufgepasst haben, lohnt es sich vielleicht,
jetzt bei der Lkw-Maut aufzupassen.

(Beifall bei der CDU/CSU - Oliver Krischer
[BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Ich kann Ih-
nen nicht mehr folgen, weil Sie so schnell
sind!)

—Jetzt klatschen Sie; denn vorher habe ich IThnen ja
keine Gelegenheit dazu gegeben.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Den Anschiss dafiir bekomme ich spiter. Aber das
macht nichts. Dies ist ja der letzte Tagesordnungspunkt.

Seitens des Bundesrates gibt es die Befiirchtung, dass
eine neue Achsklasseneinteilung Fehlanreize auslosen
konnte. Wir teilen diese Bedenken nicht. Wir sind der
Meinung, dass Personal- und Kraftstoffkosten mit iiber
50 Prozent einen gewichtigeren Anteil an den Gesamt-
kosten haben, und gehen davon aus, dass die Unterneh-
men bei wirtschaftlichen Entscheidungen alle Faktoren
beriicksichtigen.

Eine grof3e Rolle spielen die unterschiedlichen Nutz-
lasten. Wir als Bundesregierung wollen ganz genau be-
obachten, ob sich infolge der Mautéinderung die Fahr-
zeugflotten dndern. Das wird in den nédchsten Monaten
sehr engmaschig kontrolliert werden. Die Ergebnisse,
die abzuwarten sind, werden gegebenenfalls in ein neues
Wegekostengutachten einflieBen, weil wir alles daranset-
zen wollen, Fehlanreize zu minimieren. Ich denke, da-
riiber sind wir uns alle einig.
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Insofern hoffe ich, dass wir bei der Lkw-Maut auf ei-
nem guten Weg sind, und freue mich auf die weiteren
Beratungen nach dieser ersten Lesung.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizeprasidentin Edelgard Bulmahn:

Als néchster Redner hat Herbert Behrens von der Lin-
ken das Wort.

(Beifall bei der LINKEN)

Herbert Behrens (DIE LINKE):

Frau Présidentin! Kolleginnen und Kollegen! Wir re-
den heute das zweite Mal iiber die Maut, aber die Debat-
tenzeiten stehen in einem ausgesprochenen Missverhélt-
nis. Heute Morgen haben wir 90 Minuten {iber eine
Summe von mdglicherweise 500 Millionen Euro — oder
auch nicht — geredet, und heute Abend reden wir iiber
zusétzliche Einnahmen von 350 Millionen Euro. Ich
denke, dies ist die angemessenere Debatte.

Was die Gerechtigkeit betrifft, die heute Morgen in
der Rede von Herrn Dobrindt eine Rolle spielte, miissen
wir heute Abend nacharbeiten. Ich glaube, Gerechtigkeit
wird dadurch hergestellt, dass wir eine Schlechterstel-
lung verhindern. Bei der Pkw-Maut geht es um die
Schlechterstellung von Autos anderer européischer Staa-
ten, die wir verhindern miissen.

Wir miissen uns auch fragen, wie wir mit den entspre-
chenden Notwendigkeiten umgehen. Wir haben heute
Morgen iiber die Begriffe ,Nutzerfinanzierung® und
,,Verursacherprinzip® gesprochen. Ich habe angemerkt,
dass wir mit diesen Begriffen falsch umgegangen sind.
Nutzerfinanzierung heiflt: Jeder hat zu zahlen, wenn er
eine bestimmte Leistung in Anspruch nimmt oder eine
bestimmte Strale nutzt. Das sagt aber noch nichts da-
riiber aus, ob das System gerecht ist. Ja, das Verursacher-
prinzip ist das gerechtere System, weil die Kosten dem-
jenigen angelastet werden, der sie verursacht. Das heifit,
wenn ich eine bestimmte Struktur in Anspruch nehme,
dann zahle ich dafiir, sei es direkt iiber die Maut, sei es
iiber Steuern.

Das Verursacherprinzip bedeutet, dass diejenigen zah-
len, die fiir Schdaden an der Infrastruktur und an der Um-
welt verantwortlich gemacht werden kénnen. Der Anteil
der Pkw-Fahrerinnen und -Fahrer an diesen Schéden ist
weit geringer als der Anteil der Lkw-Fahrer im Straf3en-
giiterverkehr.

Die Linke will das Verursacherprinzip starken. Dazu
stehen wir.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Wir wollen auch erreichen, dass der Giiterverkehr auf
weniger umwelt- und infrastrukturzerstérende Verkehrs-
trager wie Schiff und Bahn verteilt wird. Und wir begrii-
Ben es, dass mit dem vorliegenden Gesetzentwurf, iiber
den wir hier diskutieren, der Einstieg in die Ausweitung
der Lkw-Maut vorgenommen wird.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Dieser Gesetzentwurf hat in seiner jetzigen Form al-
lerdings Macken. Bislang gibt es zwei unterschiedliche
Gebiihren: fiir Lkws mit bis zu drei Achsen und fiir
Lkws mit mehr als drei Achsen. Mit der Neueinteilung
der Achsklassen in vier Gruppen kann bei den Spediteu-
ren der Anreiz entstehen, beispielsweise zu iiberlegen,
ob es nicht giinstiger ist, mit einem Vierachser unter-
wegs zu sein als mit einem Fiinfachser, weil die Tonnage
dann mit 2 Cent weniger pro Kilometer transportiert
werden kann. Der Bundesrat hat die Bundesregierung
deshalb aufgefordert, dies noch einmal genau zu priifen.
Die Bundesregierung sagt, dass sie im Weiteren die An-
regung des Bundesrates priifen wird; so heil3t es in ihrer
Stellungnahme. Ich wiirde schon gern wissen, wann und
wie denn gepriift werden soll, Frau Staatssekretérin. In
einem Monat soll der Gesetzentwurf bereits verabschie-
det werden. Es ist notwendig, glaube ich, dass wir so-
wohl in der Anhorung als auch im Ausschuss die Ergeb-
nisse dieser Uberpriifung erfahren.

Aber ich meine, die eigentliche Musik, Kolleginnen
und Kollegen, spielt bei der Ausweitung der Maut auf
alle Bundesstral3en, nicht bei der Ausldndermaut. Das
hier vorliegende dritte Lkw-Maut-Gesetz bringt — so die
Berechnung des Verkehrsministers — pro Jahr knapp
350 Millionen Euro ein. Die Ausldndermaut soll angeb-
lich 500 Millionen Euro bringen. Wahrscheinlich kommt
dabei aber gerade einmal eine schwarze Null heraus. Die
Maut auf allen Bundesstraflen hingegen bringt 2 Milliar-
den Euro jéhrlich mehr. Darum ist diesem Gesetz viel
groflere Aufmerksamkeit und viel grofere Sorgfalt zu
widmen als dem anderen.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Der Verkehrsminister aber setzt diese Einnahmen aufs
Spiel. Er will Toll Collect die Vorbereitungen fiir diese
Ausweitung der Maut direkt zuschanzen. Das ist recht-
lich hochproblematisch. Wenn Konkurrenten gegen
diese Entscheidung klagen, dann wird es wesentlich spé-
ter als Mitte 2018. Jeder Monat ohne Maut wird richtig
teuer.

Letzter Satz. Giinstiger und besser wire es gewesen,
die sogenannte Call-Option zu ziehen, das heiflt, den
Mautbetreiber Toll Collect in staatliche Hand zu iiber-
nehmen. An dieser Bundesstralenmaut wird sich der
Verkehrsminister messen lassen miissen. Scheitert die
Ausweitung auf alle BundesstraBBen oder verzdgert sie
sich, dann ist auch der Minister gescheitert.

(Dr. Valerie Wilms [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Der ist doch jetzt schon gescheitert! —
Alexander Ulrich [DIE LINKE]: Tauschen wir
den Minister doch gleich aus!)

Dann hat er einen Milliardenschaden hinterlassen. Das
ist nicht gut fiir die Infrastruktur. Darum ist es notwen-
dig, mehr Sorgfalt, mehr Zeit und mehr Gewissenhaftig-
keit auf diesen Punkt zu verwenden.

Danke.
(Beifall bei der LINKEN)
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Vizeprasidentin Edelgard Bulmahn:

Als nichster Redner hat Sebastian Hartmann von der
SPD-Fraktion das Wort.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Sebastian Hartmann (SPD):

Sehr geehrte Frau Présidentin! Sehr geehrte Damen
und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Mit der
Infrastrukturabgabe beginnt es, mit der Lkw-Maut wird
es noch lange nicht enden. Deswegen: Vielen Dank fiir
die Ausfithrungen an die Bundesregierung, Frau Staats-
sekretédrin, auf die ich mich sehr gerne beziechen mdochte.

Wir werden als Grofle Koalition deutlich mehr in den
Erhalt und die Sanierung der deutschen Infrastruktur in-
vestieren. Wir werden das auf mehreren Wegen tun. So
werden wir die Investitionen deutlich ausweiten. Wir er-
hohen die Investitionen; das ist das erklérte Ziel der Gro-
Ben Koalition. Wir tun das, indem wir die zwei Sédulen
der Infrastrukturfinanzierung systematisch stirken. Der
eine Teil kommt aus dem Haushalt, der andere aus der
Starkung der Nutzerfinanzierung, also der Saule der
Lkw-Maut. Die Kolleginnen und Kollegen haben das
schon ausgefiihrt. Doch so einfach ist der Weg eben
nicht. Wir gehen diesen Weg langsam, wir gehen ihn or-
dentlich, und wir gehen ihn so genau, dass er rechts-
sicher wird. Es ist das Risiko angesprochen worden, dass
Konkurrentinnen und Konkurrenten klagen. Deswegen
geht die Koalition den Weg, die Lkw-Maut in zwei
Schritten auszuweiten.

Am 1. Juli dieses Jahres werden wir weitere 1 100 Ki-
lometer vierstreifige Bundesstrafien in die Lkw-Bemau-
tung aufnehmen. Am 1. Oktober dieses Jahres werden
wir dann das Gesamtgewicht auf 7,5 Tonnen ablasten,
sodass wir deutlich mehr Fahrzeuge in die Lkw-Maut
aufnehmen. Doch das alles ist nur ein Zwischenschritt.
Das erklarte Ziel ist es, alle Bundesstrallen in die Be-
mautung hineinzunehmen. Darum miissen wir diesen
Schritt jetzt gehen. Wir werden ihn so gehen, dass nicht
das Risiko einer Konkurrentenklage droht.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Erlauben Sie mir, weil das alles nicht so einfach ist,
wie es moglicherweise erscheint, ein, zwei Anmerkun-
gen zu diesem Punkt. Selbstverstindlich ist es die Sache
des Ministers, tiber die Zukunft von Toll Collect zu ent-
scheiden. Diese Entscheidung ist getroffen. Wir wissen
nun — Stichwort: Call-Option —, wie in den nichsten
zwel, drei Jahren mit dem Unternehmen Toll Collect
umgegangen wird. Es ist wichtig, dass wir hier Rechtssi-
cherheit und Rechtsklarheit haben, um zu der Auswei-
tung der Bemautung auf alle Bundesstraf3en zu kommen;
denn sie wird richtig viel Geld in die Kassen spiilen. Das
ist kein Geld, das man jemandem wegnimmt, sondern
Geld, das vollumfénglich in den Finanzierungskreislauf
der Stra3e reinvestiert wird, um unsere Straflen zu erhal-
ten und zu sanieren und dem Gewerbe eine leistungsfa-
hige Infrastruktur zur Verfligung zu stellen. Das ist das
Ziel der GroBen Koalition, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Aber das Gewerbe hat auch Anspruch auf Verlésslich-
keit. Wir haben an anderer Stelle vernommen, dass die
Lkw-Maut nun ohne Not abgesenkt wird. Das stimmt
nicht. Die Lkw-Maut orientiert sich an einer sehr ge-
nauen Wegekostenrechnung. Diese Wegekostenrech-
nung basiert auf einem europédischen Rechtsrahmen, und
diesen europdischen Rechtsrahmen schopfen wir voll-
umfanglich aus.

(Oliver Krischer [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Herr Hartmann, das ist Quatsch! Das
wissen Sie!)

— Herr Krischer, Sie miissen sich an den Fakten orientie-
ren! Wir sind hier nicht bei ,,Winsch Dir was®, sondern
bei,,So isses®.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der
CDU/CSU - Oliver Krischer [BUNDNIS 90/
DIE GRUNENT]: Wir haben nur zu wenig in-
vestiert!)

Auch wenn Sie hier regelméBig erzihlen, dass wir die
Lkw-Maut ohne Not absenken, es stimmt nicht.

(Oliver Krischer [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Doch!)

Das Gewerbe hat einen Anspruch darauf, dass wir die
Wegekostenrechnung beachten. Wenn die Kapitalverzin-
sung Grundlage der Anlagen in unserem Infrastruktur-
vermogen ist und die Zinssétze in Europa sinken — was
wir an der Stelle bedauern, weil das auch an allen ande-
ren Ecken und Kanten ein Problem ist —, dann miissen
wir im Sinne der Rechtssicherheit diesem Umstand
Rechnung tragen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Die Kiirzungen fielen viel dramatischer aus, wenn wir
die anderen Moglichkeiten der europdischen Rahmen-
richtlinie — die Anlastung von Luftschadstoffen und
Larm — nicht ausschopfen wiirden. Das genau tun wir,
um die Investitionsliicke zu verkiirzen und diesen Zwi-
schenschritt zu gehen, bevor wir zur Ausweitung kom-
men. Die Systematik der Wegekostenrechnung ist durch-
zuhalten. Wir kdnnen die Kosten nicht beliebig anlasten;
das geht nicht.

Wir nehmen die Hinweise des Speditionsgewerbes
ernst. Wir achten darauf, was der Bundesrat in seiner
Stellungnahme aufgenommen hat. Und wir nehmen das
Lob des Kollegen Behrens gerne an; vielen Dank fiir
Thre Unterstiitzung an dieser Stelle!

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der
CDU/CSU - Herbert Behrens [DIE LINKE]:
Vom Grundsatz her!)

Ich glaube, dass nach einem hochemotionalen Start in
den Tag heute Abend doch versohnliche Tone angezeigt
sind und wir uns gemeinsam auf den Weg der Starkung
der Sdule der Nutzerfinanzierung machen kénnen. Die
Entscheidung, die wir hier treffen, ist nicht zu unter-
schitzen. Wir wollen keine negative Lenkungswirkung
erreichen, indem wir zum Beispiel durch eine unter-
schiedliche Anlastung der Achsklassen vielleicht auslo-
sen, dass im Gewerbe von Fiinfachsern auf Vierachser
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umgeswitcht wird und wir auf diese Art und Weise viel-
leicht sogar mehr Belastung auf die Strale bekommen.
Das miissen wir im Verfahren kldren. Wir werden auch
eine Anhorung bekommen. Wir werden uns mit den Hin-
weisen und den Vorschldgen in aller Ruhe und aller Ord-
nung auseinandersetzen. Es kann nicht darum gehen, zu
riskieren, dass die Infrastruktur stiarker verschleif3t, son-
dern darum, bei Verldsslichkeit fiir das Gewerbe rechts-
sicher geniigend Geld fiir den Erhalt und die Sanierung
der Infrastruktur zu erlésen. Das wird unser Ziel sein,
und das werden wir auch gemeinsam erreichen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Ich habe schon ausgefiihrt, dass wir diesen Schritt
jetzt als Zwischenschritt gehen. Dass wir Luftschad-
stoffe und Larm entsprechend anlasten, bedeutet, dass
wir die Reduktion der Investitionslinie nicht so stark hin-
nehmen, wie man es hétte tun konnen. Das ist auch,
glaube ich, etwas, was wir im europdischen Vergleich
nicht unterschitzen sollten. Jetzt bitte ich auch die Bun-
desregierung um Aufmerksamkeit — ich darf das mal zu-
riickgeben —; denn wir setzen auf Ihre tatkréftige Mit-
hilfe. Sie miissen ja die europédische Rahmenrichtlinie
verhandeln, wenn wir die externen Kosten verniinftig
anlasten wollen. Dazu muss der europdische Rechtsrah-
men jetzt erweitert werden, dass wir nicht nur 2018 alle
Bundesstral3en erfassen, sondern diese externen Kosten
tatsdchlich eins zu eins abgebildet werden. — Ich glaube,
was die Aufmerksamkeitskurve angeht, steht es jetzt
spétestens 1 : 1, Frau Kollegin Bar.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der
CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, Sie sehen, es gibt noch ei-
niges zu tun. Es wird auf das gute Zusammenspiel der
Parlamentarierinnen und Parlamentarier ankommen. Wir
werden das in gutem Einvernehmen mit der Bundesre-
gierung tun. Ich danke fiir die Aufmerksamkeit und
freue mich auf die weiteren Beratungen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizeprasidentin Edelgard Bulmahn:

Als néchste Rednerin hat die Kollegin Dr. Wilms von
Biindnis 90/Die Griinen das Wort.

Dr. Valerie Wilms (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN):

Frau Présidentin! Werte Kolleginnen und Kollegen!
Herzlichen Dank an die neu hinzugekommenen Zu-
schauer, dass Sie noch dieser Debatte hier folgen wollen!
Leider haben Sie das Beste verpasst: Heute Morgen hat-
ten wir einen richtig schonen Schlagabtausch mit dem
Minister. Frau Bédr, wo haben Sie den gelassen? Hat er
sich nicht mehr hereingetraut heute Abend?

(Ulrich Lange [CDU/CSU]: O Gott, ist das
billig!)

Wir kommen heute Abend zu dem entscheidenden
Punkt; denn hier konnen wir wirklich ernsthaft Einnah-

men generieren. Es geht um diejenigen, die uns die Stra-
Ben kaputtklopfen: die Lkws. Wir Griine fordern schon
lange, dass wir uns endlich mit diesem System beschéfti-
gen, statt mit [hrer Ausldndermaut, die wir heute Morgen
behandelt haben.

Ihr Vorgehen in dieser Sache will sich mir aber nicht
erschliefen. Sie wollen nur die Fahrzeuge ab 7,5 Tonnen
belasten. Damit bleibt eine Mautliicke zwischen
3,5 Tonnen — die Fahrzeuge bis 3,5 Tonnen wollen Sie ja
mit der Ausldnder-Pkw-Maut erfassen — und 7,5 Tonnen.
Die Sprinter lassen Sie also vom Mauthaken, bei den
Pkws wollen Sie abkassieren. Das ist irre und vollig kon-
zeptionslos.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN —
Reinhold Sendker [CDU/CSU]: Falsches
Thema!)

AuBerdem nehmen Sie mit dem jetzt vorliegenden
Gesetzentwurf nur einen kleinen Teil der Bundesstrallen
in den Blick: 1 100 Kilometer. Wir haben aber ein Bun-
desstralennetz von etwa 32 000 Kilometern. Stimmt
doch, Kollege Behrens, oder? Damit beriicksichtigen Sie
hier weniger als 4 Prozent der BundesstraBen. Das ist
eine echte Lachnummer, mit der wir uns heute hier be-
schéftigen. Ich sage: Hier ist deutlich mehr drin, wenn
der Minister der Verkehrsruinen, den wir heute Morgen
hier gesehen haben, und die Koalition es nur wirklich
wollen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Aber es geht ja noch weiter: Die jahrlichen Mehrein-
nahmen, die Sie durch den vorliegenden Gesetzentwurf
erwarten, Kollegin Bér — anscheinend ist Twitter interes-
santer —, wurden bereits durch Thre Mautsenkung im
Sommer 2014 zunichtegemacht. Jetzt haben wir ein
Nullsummenspiel, anstatt mehr Mittel fiir den Erhalt ein-
zunehmen; dabei brauchen wir dringend mehr Mittel fiir
unsere mittlerweile vorhandenen — das muss ich sagen —
Verkehrsruinen.

Wann nutzen Sie endlich das Potenzial Thres Ministe-
riums besser, um unsere Verkehrsinfrastruktur wirksam
zu erhalten? Dann konnten Sie ndmlich auf das Ver-
scherbeln des Vermogens verzichten. Denn das wollen
Sie ja: Straflen, die einst mit Steuermitteln gebaut
wurden, wollen Sie durch Ihre teuren OPP-Projekte an
private Investoren verscherbeln.

(Reinhold Sendker [CDU/CSUJ: Preiswerter
und schneller!)

Mit der sinnvollen und dringend notwendigen Aus-
weitung der Lkw-Maut auf Fahrzeuge ab 3,5 Tonnen
Gewicht und auf alle Bundesstraen wiirden Sie die der-
zeitigen Mauteinnahmen beinahe verdoppeln. Das wére
endlich einmal eine echte verursachergerechte Finanzie-
rung.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Die Stralen werden ndmlich in aller Regel durch die
Lkws und nicht durch die Pkws zerstort.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)
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Oder fahren Sie alle mittlerweile kleine Lkws, werte
Kollegen?

Sie von der Koalition verzichten aber lieber auf bis zu
2,3 Milliarden Euro an zusitzlichen Nutzereinnahmen
bei Ausweitung der Maut auf alle Bundesstralen und
schieben alle wichtigen Vorhaben zur Rettung unserer
Infrastruktur auf den Sankt-Nimmerleins-Tag. Das ganze
Ministerium beschéftigt sich ein Jahr lang nur mit

(Alexander Ulrich [DIE LINKE]: Mit
Twitter!)

— mit Twitter — diesem Unfug, dieser Pkw- bzw. Ausléan-
dermaut. Das ist typisch CSU: Sie besetzen ein Thema
mit bayerischem Lokalkolorit, wollen aber keine Verant-
wortung fiir das Gesamtsystem Verkehr iibernehmen.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN —
Ulrich Lange [CDU/CSU]: Das ist das Blatt
von heute Morgen!)

Sie wollen das erst 2018 angehen. Dann lauft aber ge-
rade der ohne Not von Ihnen verldngerte Vertrag mit
dem heutigen Mautbetreiber Toll Collect aus. Schauen
wir einmal, wie es dann lauft und ob wir dann wirklich
noch Mauteinnahmen haben; denn es kann ja durchaus
auch voll danebengehen, sodass wir nachher gar keine
Einnahmen haben. Alle Experten haben Thnen empfoh-
len, schon jetzt Toll Collect zu iibernehmen, also die
Calloption zu ziehen. Bei Thnen geht aber Ideologie be-
dauerlicherweise vor Verantwortung.

(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
sowie bei Abgeordneten der LINKEN — La-
chen bei der CDU/CSU)

Es wird eine Rechnung mit vielen Unbekannten geben.
Sie wissen nicht, wer nach 2018 die Lkw-Maut eintreibt.
Sie wissen nicht, ob der neue Betreiber ab 2018 auch da-
rauf vorbereitet ist, die Maut auf allen Bundesstraf3en
einzutreiben. Die Probleme beim Start von Toll Collect
diirften Thnen doch nicht unbekannt sein. Da laufen im-
mer noch Schiedsverfahren.

So verspielen Sie die Zukunft fiir die Menschen und
vor allem fiir die Wirtschaft. Beide brauchen funktions-
fihige Verkehrswege und keine Ruinen. Ubernehmen
Sie endlich Verantwortung fiir eine nachhaltige Ver-
kehrspolitik! Werte Kollegin Staatssekretérin Bir, teilen
Sie das bitte auch Ihrem Minister mit.

(Alexander Ulrich [DIE LINKE]: Twitter!)

— Vielleicht schon per Twitter; denn moglicherweise ist
er ja online dabei.

Herzlichen Dank.
(Beifall beim BUNDNIS 90/DIE GRUNEN)

Vizeprasidentin Edelgard Bulmahn:

Als letzter Redner in dieser Debatte hat Oliver Wittke
von der CDU/CSU das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Oliver Wittke (CDU/CSU):

Frau Présidentin! Liebe Kolleginnen! Liebe Kolle-
gen! Wie schon heute Morgen, so haben auch heute
Abend die Vertreterinnen und Vertreter der Opposition
wieder versucht, der Koalition zu unterstellen, sie stelle
sich nicht den Herausforderungen fiir eine aktive Ver-
kehrsinfrastrukturpolitik in unserem Land.

(Oliver Krischer [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Tut sie ja auch nicht!)

Der heutige Tag, lieber Herr Krischer und liebe Vertreter
von den Linken, hat Sie Liigen gestraft.

(Ulrich Lange [CDU/CSU]: Aha!)

Der heutige Plenartag, den wir mit einem ersten Tages-
ordnungspunkt zur Infrastrukturabgabe fiir Pkws begon-
nen haben und mit einem letzten Tagesordnungspunkt
zur Ausweitung der Lkw-Maut beenden, zeigt: So viel
aktive Verkehrsinfrastrukturpolitik gab es in diesem
Parlament selten an einem Tag. Das ist Verdienst dieser
Koalition.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Ich will Thnen auch sagen, warum es eine gliickliche
Fligung ist, dass heute beide Themen an einem Plenartag
gemeinsam beraten worden sind.

Erstens. Wir wollen mehr Geld in die Verkehrsinfra-
struktur investieren. Wir sagen sogar anders als Sie, Herr
Krischer, woher das Geld kommen soll. Sie fiihren im-
mer nur im Munde, dass Sie mehr Geld ausgeben wol-
len, aber sagen nicht, wie das Geld in die Kasse kommen
soll.

(Oliver Krischer [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Wir wollen die Lkw-Maut ausweiten!
Das wollen Sie ja nicht!)

Zweitens. Wir wollen, dass die Nutzerfinanzierung
auf der Strafle weiter Gestalt annimmt, nicht nur bei den
Lkws, die ganz maflgeblich unsere Verkehrsinfrastruktur
verbrauchen. Ich will nicht sagen, dass sie sie beschadi-
gen; denn es handelt sich um einen normalen Verbrauch,
einen normalen Verschleif, wenn Strafen, die genau zu
dem Zweck, Verkehre aufzunehmen, gebaut worden
sind, entsprechend genutzt werden.

Wir werden in dieser Legislaturperiode die Ausgaben
im Verkehrsbereich von 10 Milliarden FEuro auf
13,4 Milliarden Euro steigern. Das ist die hochste Stei-
gerung, die wir jemals im Verkehrsbereich in der Bun-
desrepublik Deutschland hatten. Bei der Strale werden
wir unsere Anstrengungen in dieser Legislaturperiode
von 5 Milliarden Euro auf 8,2 Milliarden Euro steigern.

(Oliver Krischer [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Oh!)

Auch da wird es 3,2 Milliarden Euro mehr Geld geben.
Das ist ein Rekord. Damit bringen wir die Verkehrsinfra-
struktur wieder in Ordnung, die auch zu Zeiten griiner
Regierungsbeteiligung arg vernachldssigt wurde. Die
Leverkusener Rheinbriicke brockelt ja nicht erst, seit-
dem Alexander Dobrindt Bundesminister ist,
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(Oliver Krischer [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Nein, seit Sie Verkehrsminister in
NRW waren!)

sondern da haben griine Verkehrsminister Schuld auf
sich geladen. Da hitten Sie viel eher tétig werden kon-
nen.

(Beifall bei der CDU/CSU — Oliver Krischer
[BUNDNIS 90/DIE GRUNEN]: Der schlech-
teste Verkehrsminister Nordrhein-Westfalens!
Kléglich gescheitert!)

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, da sich sowohl
die Kollegin Wilms als auch der Kollege Behrens heute
Abend wieder als Kassandra betitigt haben, will ich an
dieser Stelle eines feststellen: Auch wenn es bei der Ein-
fiihrung der Maut grofle Probleme gab und auch wenn
das Schiedsgerichtsverfahren bis zum heutigen Tage
noch nicht beendet worden ist, konnen wir trotzdem fest-
halten, dass die Maut in den letzten Jahren eine echte Er-
folgsgeschichte war. Diese Erfolgsgeschichte werden
wir weiter fortsetzen.

Uber 40 Milliarden Euro Einnahmen haben wir gene-
riert, seitdem die Lkw-Maut 2005 eingefiihrt wurde.
Uber 800 000 On-Board-Units sind eingebaut worden.
Das zeigt, wie gro8 das Vertrauen der Nutzer in diese
Technologie ist. Die Beanstandungsquote, das heift die
Anzahl der Mautpreller und der Falschzahler, liegt unter
1 Prozent. Wir haben nicht zuletzt einen wesentlichen
Beitrag zur Schadstoffreduzierung geleistet; denn
85 Prozent der Fahrleistung werden mittlerweile von
Fahrzeugen mit der Euro-Norm 5 und 6 erbracht. Das ist
ein Riesenerfolg. Auch das muss an dieser Stelle deut-
lich gesagt werden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Wir werden weiter voranschreiten, indem wir als Ers-
tes weitere 1 100 Kilometer Bundesstraflen in die Maut
einbeziehen, um dann 2018 das gesamte Bundesstral3en-
netz zu bemauten. Die Vorhaltungen, die Sie uns hier
machen, sind unserids. Sie wissen ndmlich ganz genau,
dass es allein technisch zum 1. Juli dieses Jahres nicht
moglich ist,

(Oliver Krischer [BUNDNIS 90/DIE GRU-
NEN]: Ja, weil ihr Toll Collect beauftragt! Da
ist Toll Collect das Problem!)

egal mit welchem Anbieter und egal mit welcher Tech-
nik, eine flichendeckende Maut auf deutschen Bundes-
stralen einzufithren. Darum ist das, was Sie hier vorge-
tragen haben, unserids.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD — Ulrich Lange [CDU/CSUJ:
Griine Mérchenstunden!)

Es ist gut, dass wir auch die Lkw ab 7,5 Tonnen in die
Maut einbeziehen. Auch das ist ein weiterer Beitrag
dazu, dass sich die Nutzer unserer Verkehrsinfrastruktur
Stiick fiir Stiick an den Kosten beteiligen. Das wird bis
zum Ende dieser Legislaturperiode im Jahre 2017
875 Millionen Euro Mehreinnahmen bringen, 875 Mil-

lionen Euro, auf die wir nicht verzichten wollen und die
wir dringend brauchen, um sie in unsere Verkehrsinfra-
struktur investieren zu kénnen.

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, ich will noch eine
letzte Bemerkung zum Thema Achsklassen machen. Wir
tun uns nicht ganz so leicht darin, dem zu folgen, was
von der Bundesregierung vorgeschlagen worden ist. Wir
haben da noch Gesprachsbedarf, Frau Staatssekretirin.
Das sage ich ganz offen. Wir stehen da ja auch in Ge-
sprachen. Dabei haben fiir uns zwei Dinge absoluten
Vorrang:

Erstens. Wir werden nicht auf Einnahmen verzichten.

Zweitens. Wir brauchen eine rechtssichere, eine ge-
richtsfeste Losung. Wir wollen keine Fehlanreize schaf-
fen. Ja, wir nehmen die Bedenken des Bundesrates ernst.
Auch ich glaube, dass es zu Fehlanreizen kommen kann,
wenn ein Vierachser niedriger bemautet wird als ein
Fiinfachser. Aber wir brauchen trotzdem eine Losung,
die am Ende tragféhig ist, also die nicht nur hier durchs
Parlament geht, sondern auch einer gerichtlichen Uber-
priifung standhlt.

Darum werden wir uns im weiteren Verfahren kiim-
mern. Das ist ein ganz normaler Vorgang; da gibt es auch
iiberhaupt keinen Dissens zwischen den Koalitionsfrak-
tionen und der Bundesregierung. Da miissen wir nur
noch ein Stiick weit nacharbeiten. Damit werden wir uns
auseinandersetzen. Auf diese Debatten und diesen Aus-
tausch freue ich mich ganz besonders.

Ich danke Ihnen herzlich fiir IThre Aufmerksamkeit
und wiinsche Thnen noch einen schonen Restabend. Ich
wollte immer schon mal als Letzter in diesem Hohen
Hause sprechen. Das ist mir heute gelungen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizeprasidentin Edelgard Bulmahn:

Ganz ist Thnen das nicht vergdnnt, weil die Prasiden-
tin das letzte Wort hat.

(Heiterkeit)
Erstens wird die Debatte geschlossen.

Zweitens wird interfraktionell die Uberweisung des
Gesetzentwurfs auf Drucksache 18/3923 an die in der
Tagesordnung aufgefiihrten Ausschiisse vorgeschlagen.
Gibt es andere Vorschlidge? — Das ist nicht der Fall. Dann
ist das so beschlossen.

Damit sind wir am Schluss unserer heutigen Tages-
ordnung angelangt.

Ich berufe die ndchste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf morgen, Freitag, den 27. Februar 2015,
9 Uhr, ein.

Die Sitzung ist geschlossen. Ich wiinsche Thnen einen
schonen Abend.

(Schluss: 21.41 Uhr)
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Anlagen zum Stenografischen Bericht (C)

Anlage 1
Liste der entschuldigten Abgeordneten
entschuldigt bis entschuldigt bis
Abgeordnete(r) einschlieBlich Abgeordnete(r) einschlieBlich
Alpers, Agnes DIE LINKE 26.02.2015 Sarrazin, Manuel BUNDNIS 90/ 26.02.2015
DIE GRUNEN
Dr. Bartke, Matthias SPD 26.02.2015
Scheuer, Andreas CDU/CSU 26.02.2015
Binder, Karin DIE LINKE 26.02.2015
Schimke, Jana CDU/CSU 26.02.2015
Brase, Willi SPD 26.02.2015
Schlecht, Michael DIE LINKE 26.02.2015
Drobinski-Weil}, Elvira SPD 26.02.2015
Spinrath, Norbert SPD 26.02.2015
Gottschalck, Ulrike SPD 26.02.2015
Strasser, Christoph SPD 26.02.2015
Groneberg, Gabriele SPD 26.02.2015
Wichtel, Peter CDU/CSU 26.02.2015
Hajduk, Anja BUNDNIS 90/ 26.02.2015
DIE GRUNEN Waunderlich, Jérn DIE LINKE 26.02.2015
Hartmann (Wackernheim), SPD 26.02.2015 Zdebel, Hubertus DIE LINKE 26.02.2015
Michael
Ziegler, Dagmar SPD 26.02.2015
Irlstorfer, Erich CDU/CSU 26.02.2015
Zimmermann, Pia DIE LINKE 26.02.2015
Jarzombek, Thomas CDU/CSU 26.02.2015
Junge, Frank SPD 26.02.2015 Anlage 2
Koschyk, Hartmut CDU/CSU 26.02.2015 Erklirung nach § 31 GO
] der Abgeordneten Corinna Riiffer, Peter
Kretschmer, Michael CDU/CSU 26.02.2015 Meiwald und Hans-Christian Strobele (alle
, ) BUNDNIS 90/DIE GRUNEN) zur namentlichen
Dr. Krings, Giinter CDU/CSU 26.02.2015 Abstimmung iiber die Beschlussempfehlung des
. .. Auswirtigen Ausschusses zu dem Antrag der
Kihn (Dresden), BUNDNIS 90/ 26.02.2015 Bundesregierung: Fortsetzung der Beteiligung
Stephan DIE GRUNEN bewaffneter deutscher Streitkrifte an der Mili-
. tirmission der Europiischen Union als Beitrag
Lanzinger, Barbara CDU/CSU 26.02.2015 zur Ausbildung der malischen Streitkrifte
. . (EUTM Mali) (Tagesordnungspunkt 6)
Dr. Létzsch, Gesine DIE LINKE 26.02.2015
Den Antrag der Bundesregierung, rund zwolf weitere
MiBfelder, Philipp CDU/CSU 26.02.2015 Monate — bis einschlieflich 31. Mai 2016 — Bundes-
wehrsoldatinnen und -soldaten zur Ausbildung und Be-
Mittag, Susanne SPD 26.02.2015 ratung der dortigen Armee nach Mali zu entsenden, die
hierfiir veranschlagte Erhdhung der Kosten um 6,8 Mil-
Petzold (Havelland), DIE LINKE 26.02.2015 lionen Euro im Vergleich zum vergangenen Mandats-
Harald zeitraum sowie die weiterhin angedachte Anhebung der
Mandatsgrenze von 250 auf bis zu 350 Soldatinnen und
Rachel, Thomas CDU/CSU 26.02.2015 Soldaten lehnen wir ab und stimmen mit Nein.
Mali braucht einen staatlichen Neubeginn unter mog-
Rebmann, Stefan SPD 26.02.2015 lichst stabilen Rahmenbedingungen. Dies steht auf3er
Reiche (Potsdam), CDU/CSU 26.02.2015 Frage, und wir stimmen mit der Bundesregierung weiter-

Katherina

hin v6llig darin iiberein, dass unser Land hier aufgefordert
ist, substanziell Verantwortung fiir eine Verbesserung der
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Lebensbedingungen der Menschen Malis zu iibernch-
men.

Festzustellen ist zum gegenwértigen Zeitpunkt, dass
sich im Nachgang der bisherigen militarischen Interven-
tion afrikanischer und européischer Truppen zwar die
direkte militirische Gefdhrdung des malischen Staates
nicht mehr so darstellt wie vor drei Jahren. Allerdings ist
ebenso zu konstatieren, dass das aktuelle Mandat der
Bundeswehr trotz aller Bemiithungen auch nicht dazu ge-
fiihrt hat, die draingende Herausforderung des staatlichen
Wiederaufbaus Malis entscheidend voranzubringen.

Im Gegenteil. Da ein echtes Gesamtkonzept zur
Riickgewinnung staatlicher Souverénitét einer legitimen
Regierung fiir ganz Mali, welches vom malischen Volk,
seiner gewéhlten Regierung — unterstiitzt durch die inter-
nationale Gemeinschaft — getragen wird, weiterhin ekla-
tant fehlt, besteht aus unserer Sicht das groBe Risiko,
dass sich die mit deutscher Militarhilfe gestirkte mali-
sche Armee nicht unbedingt als stabilisierendes Element
im Entwicklungsprozess positionieren muss, sondern als
eigenstandiger Akteur in auch zukiinftig noch drohenden
Machtkédmpfen agieren konnte.

Diese Befiirchtung besteht auch deshalb, weil die Ar-
mee Malis schon einmal bis 2012 von deutschen Solda-
ten monatelang ausgebildet worden war, dann aber ge-
gen die damals legitime Regierung geputscht hatte.
Danach kam es zu blutigen Auseinandersetzungen inner-
halb dieser Armee. Die damalige Bundesregierung hatte
deshalb die Militdrhilfe eingestellt. Wenn auch der Put-
schistenfiihrer inzwischen in Haft ist, zeigt die damalige
Entwicklung, dass deutsche Militdrausbildung keines-

wegs zur Demokratisierung, Disziplinierung oder Loya-
litdt der Soldaten gegeniiber der legitimen Regierung
und Stabilitét des Landes fiihrt. Die vom deutschen Mili-
tar ausgebildete Armee soll sogar an schweren Men-
schenrechtsverletzungen wihrend ihres Einsatzes im
Norden Malis gegen die dort anséssige Zivilbevolkerung
beteiligt gewesen sein.

Im Sinne eines echten Capacity-Building-Ansatzes
fiir den fragilen Staat Mali stehen wesentliche andere
Aufgaben auf der Agenda als die militdrische Ausbil-
dung einzelner Einheiten. Beispielhaft seien genannt:
Moderation und Unterstiitzung des Vers6hnungsprozes-
ses, wirtschaftliche Aufbauhilfe, die Stirkung der poli-
zeilichen Krifte im Land, Korruptionsbekdmpfung, Bil-
dung und Ausbildung. Hierzu sind aus unserer Sicht die
Instrumente der staatlichen und nichtstaatlichen Ent-
wicklungszusammenarbeit, der politischen Stiftungen
und der polizeilichen Ausbildung sowie die Starkung
regionaler, afrikanischer Initiativen deutlich besser ge-
eignet als der im EUTM-Mandat vorgesehene Bundes-
wehreinsatz.

Daneben sehen wir ein weiteres ernstes Problem mit
dem vorgelegten Mandat. Auf die weiterhin sehr insta-
bile Lage in der Nordregion gibt das EUTM-Mandat
keine Antwort. Eine echte Friedens- und Versohnungsin-
itiative fiir Mali, die letztlich die Grundlage fiir einen
staatlichen Wiederaufbau darstellt, wird auch fiir diese
Region Antworten geben miissen, damit sie nicht von
vornherein die Probleme lediglich verschiebt oder verla-
gert. Eine Rechtfertigung iiber die Responsibility to Pro-
tect, RTP, ist vor diesem Hintergrund fiir das vorgelegte
Mandat nicht gegeben.

©

(D)






Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co., Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstrafie 83-91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 KolIn, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.betrifft-gesetze.de
ISSN 0722-7980



	88. Sitzung
	Inhaltsverzeichnis
	TOP 3 Pkw-Maut
	TOP 4 UN-Nachhaltigkeitsziele
	TOP 5 Gleichstellung von Ehe und Lebenspartnerschaft
	TOP 23, ZP 2 Überweisungen im vereinfachten Verfahren
	TOP 24 Abschließende Beratungen ohne Aussprache
	TOP 6 Bundeswehreinsatz in Mali (EUTM Mali)
	TOP 7 Portugal: Rückzahlung der IWF-Finanzhilfe
	TOP 8 Mitwirkungsrecht für Kommunen bei Gesetzgebung
	TOP 9 Bundeswehr-Attraktivitätssteigerungsgesetz
	TOP 10 Versorgung von Menschen mit Behinderung
	TOP 11, ZP 3 SGB IV – optimiertes Meldeverfahren –
	TOP 12 Betätigungsverbot für die Arbeiterpartei Kurdistans
	TOP 13 Abkommen mit Polen zur Zahlung von Ghetto-Renten
	TOP 14 Regulierung privater Sicherheitsfirmen
	TOP 15 Umsetzung des Nationalen Bildungsberichts 2014
	TOP 16 50 Jahre Europäische Sozialcharta
	TOP 22 Bundesfernstraßenmautgesetz – Lkw-Maut –
	Anlagen





